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Vorwort

Das »Memorandum ’83« ist von der »Arbeitsgruppe Alternative
Wirtschaftspolitik« verfafit und am 26. April 1983 auf einer Pres-
sekonferenz in Bonn der Offentlichkeit vorgelegt worden.
Das »Memorandum 83« gliedert sich in die folgenden Teile:
Teil A: Qualitatives Wachstum, Arbeitszeitverkiirzung, Vergesell-
schaftung — Alternativen zu Unternehmerstaat und Krisen-
politik
I: Die Kurzfassung, die von tiber 800 Wirtschaftswissenschaft-
lern sowie Gewerkschaftsfunktioniren und -sekretiren
durch ihre Unterschrift unterstiitzt wurde;

1I: Die Langfassung, die in vier Hauptkapitel gegliedert ist und
theoretische und empirische Argumentationen und Be-
griindungen enthilt.

Teil B: Schwerpunktthemen 1983
I: 35 Stunden sind genug! Abbau der Massenarbeitslosigkeit
und Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen
durch Arbeitszeitverkiirzung
II: Alternativen der Kommunalpolitik: Sicherung von Finanz-

stirke gegen autoritire Konsolidierungspolitik und Sozial-
abbau

Das »Memorandum 83« ist auf der Basis ausfiihrlicher Diskussio-
nen der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik abschlie8end
bearbeitet worden von:

Wilhelm Adamy, Gerd Bicker, Reinhard Bispinck, Hermann Bo-
mer, Gerhard Bosch, Gerhard Brosius, Georg Dumler, Joachim
Eisbach, Dieter Eiflel, Wolfram Elsner, Michael Ernst-Pérksen,
Hans Gabriel, Wolfram Griiber, Heiner Heseler, Rudolf Hickel,
Jorg Huffschmid, Ernst-Ulrich Huster, Richard Jaekel, Dietrich
Koppen, Sigrid Koeppinghoff, Hagen Kiihn, Paul Oehlke, Jan
Priewe, Bernhard Roth, Herbert Schui, Axel Troost, Marianne
Weg, Franziska Wiethold, Karl Georg Zinn.

Bremen/Kéln, den 10. Mai 1983

Kontaktanschrift: Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafispolitik, Post-
Jach 330447, 2800 Bremen 33
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Teill A

Qualitatives Wachstum,
Arbeitszeitverkiirzung,
Vergesellschaftung —
Alternativen zu Unter-
nehmerstaat und Krisenpolitik



I. Kurzfassung des Memorandum



1. Massenarbe1t31051gke1t — Einschiichterung —
wachsende Armut:
Das soziale Klima 1983

" Die hochste Arbeitslosigkeit und der stirkste Riickgang des Le-
bensstandards in der Geschichte der Bundesrepublik kennzeichnen
in diesem Friihjahr die wirtschaftliche und soziale Lage. Sie wird
von den Unternehmern zur Einschiichterung und Disziplinierung
der Belegschaften, zum Abbau von Léhnen und Gehiltern, be-
trieblichen Sozialleistungen und von Schutz- und Mitbestim-
mungsrechten genutzt. Auch die Bundesregierung nihrt das Klima
der Konfrontation gegeniiber den Lohn- und Gehaltsabhingigen
durch eine Wirtschafts- und Sozialpolitik, die
- vorgibt, die Massenarbeitslosigkeit abzubauen, sie in Wirklich-
keit jedoch weiter steigert,

— den Sozialstaat nicht sichert, sondern seine Grundlagen zer-
stort,

— die Staatsausgaben entgegen den eigenen Erklirungen zu Lasten
des Sozial-, Bildungs- und haushaltsorientierten Infrastrukturbe-
reiches und zugunsten der Riistung, der Grofitechnologie und der
internationalen Expansion umschichtet, und

— Steuern und Abgaben zu Lasten der abhingig Beschiftigten,
Rentner und Sozialleistungsempfinger umverteilt, um die Privat-
wirtschaft zu entlasten.

Weiter als alle Regierungen der sozialliberalen Koalition ist die
Bundesregierung von einer aktiven, soziale und &kologische Be-
lange beriicksichtigenden Beschiftigungspolitik entfernt, die — ver-
bunden mit einer energischen Arbeitszeitverkiirzung — den nach-
haltigen Abbau der Arbeitslosigkeit ermoglicht. Gelingt es nicht,
den gegenwirtigen Krisenkurs der Wirtschafts- und Sozialpolitik
umzukehren, so werden selbst jene Prognosen zu Schénwetterillu-
sionen werden, die fiir die zweite Hilfte dieses Jahrzehnts Arbeits-
losenzahlen von vier Millionen voraussagen.

Die Zahl der registrierten Arbeitslosen hat sich von 1980 bis
1982 mehr als verdoppelt. Sie ist im vergangenen Jahr stirker ge-
stiegen als in jedem vergleichbaren anderen Land. Tatsdchlich wa-
ren im Februar 1983 etwa 3,8 Mio Menschen arbeitslos, dem ent-
spricht eine Arbeitslosenquote von 16%. Diese Zahl setzt sich aus
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den registrierten gut 2,5 Mio Arbeitslosen und der von der Bun-
desanstalt fiir Arbeit geschitzten »Stillen Reserve« zusammen, also
jener Gruppe von Arbeitslosen, die nicht oder nicht mehr gemeldet
sind. In strukturschwachen Regionen und Stidten (Passau, Leer
u.a.) liegt schon die Quote der registrierten Arbeitslosen bei 20 bis
25%. Auch die Zahl der Kurzarbeiter hat stark zugenommen, sie
lag zu Jahresbeginn bei 1,2 Mio. Fiir die kommenden Monate ha-
ben zahlreiche Groflunternehmen — an erster Stelle die Stahlkon-
zerne und die Grofiwerften, aber auch florierende Unternehmen
wie Siemens oder MBB — einen umfangreichen Belegschaftsabbau
angekiindigt. Dabei wird es vielfach — im Unterschied zu friheren
Jahren — zu Massenentlassungen kommen, durch die regionale Ar-
beitslosenquoten schlagartig um mehrere Prozentpunkte steigen
werden. Am Ende dieses Jahres werden iiber vier Millionen Men-
schen in der Bundesrepublik arbeitslos sein.

Die Arbeitslosigkeit ist mit hohen finanziellen Einbuflen ver-
bunden. Arbeitslosengeldempfinger erhielten 1982 durchschnitt-
lich 950 DM im Monat, die Arbeitslosenhilfe lag bei durchschnitt-
lich 780 DM. Ein Viertel der registrierten Arbeitslosen (das sind
600000 Menschen) und die ca. 1,3 Millionen nicht registrierten
Arbeitslosen erhalten iiberhaupt keine Leistungen der Bundesan-
stalt fur Arbeit. Je linger die Arbeitslosigkeit dauert, um so grofler
werden die finanziellen Einbufien, um so schwieriger wird es, wie-
der einen Arbeitsplatz zu finden. Die meisten Arbeitslosen miissen
erhebliche Verschlechterungen in Kauf nehmen, wenn sie wieder
einen Arbeitsplatz finden. :

Mit der Arbeitslosigkeit wichst auch die Armut in der BRD.
1982 erhielten etwa 2,5 Millionen Menschen Sozialhilfe. Der Re-
gelsatz liegt hier bei etwa 340 DM monatlich fir einen Haushalts-
vorstand bzw. ca. 300 DM fiir 16-21jihrige Haushaltsangehsrige.
Diese Regelsitze orientieren sich an einem zuletzt 1970 aktuali-
sierten »Mindestbedarf«, der fiir einen erwachsenen Sozialhil-
feempfinger im Durchschnitt beispielsweise 10 g Kaffee tiglich
vorsieht, pro Woche eine Banane oder eine halbe Kinokarte und
vier Biichsen Bier im Monat usw.

Von zunehmender Armut ist auch ein wachsender Teil der Rent-
ner betroffen. 1980 verfiigten 15% der Rentner (1,5 Millionen)
tiber weniger als 600 DM im Monat. Weil in den Jahren danach
der Rentenanstieg unterhalb der jihrlichen Preissteigerungsrate
blieb, hat auch hier die Armut zugenommen.

1983 werden voraussichtlich 270000 Jugendliche keinen Ausbil-
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dungsplatz finden. Bis zur Mitte dieses Jahrzehnts wird die Zahl
derer, die auf Dauer ohne Berufsausbildung an den Rand des Ar-
beitsmarkts gedringt sind, bis auf eine Million ansteigen. Sie stel-
len das Armutspotential der Folgejahre dar.

Auch die abhingig Beschiftigten, die bisher nicht von Arbeitslo-
sigkeit und sozialem Abstieg betroffen sind, haben mit wachsen-
den Krisenlasten und einer gegen sie gerichteten Wirtschafts- und
Sozialpolitik zu kimpfen. Die Abgabenlast im Bereich der Steuern
und Sozialversicherungen wichst. Die Nettoreallshne werden
auch 1983 — wie schon in den Vorjahren — weiter sinken (1980: —
0,4%, 1981: — 1,2%, 1982: — 2,7%). Der Reallohn liegt im Jahr
1983 fur die meisten Arbeitnehmer unter dem Niveau des Jahres
1978. Leistungsabbau in simtlichen Sozialbereichen, wachsender
Druck am Arbeitsplatz, steigende Umweltbelastungen und der ver-
stirkte Abbau sozialer Schutzrechte verstirken die Zukunftsingste
vor allem der Lohnabhingigen.

2. Staatliche Wirtschaftspolitik auf Krisenkurs

Die schwierige soziale Lage ist zunichst Resultat der lange anhal-
tenden 6konomischen Krise. Sie ist jedoch auch das Ergebnis einer
staatlichen Wirtschafts- und Sozialpolitik, die seit Jahren einen
krisenverstirkenden statt eines gegensteuernden Kurses verfolgt.
Die neue Bundesregierung hat unmifiverstindlich klargemacht,
daf sie an dieser Orientierung nichts zu #ndern gedenkt, sie viel-
mehr noch verschirfen wird. Die Ende 1982 beschlossenen Maf3-
nahmen des Haushaltsbegleitgesetzes sowie die bereits bekanntge-
wordenen Beschliisse fiir die »Operation *84« belegen, daf} sie den
schon von der sozialliberalen Koalition seit 1980 eingeschlagenen
Weg des Sozialabbaus und der Gewinnférderung mit noch grofle-
rer Konsequenz weitergehen wird. Die genannten Mafinahmen
und Orientierungen
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— vermindern die Leistungen des Sozialstaates (Abbau beim Ar-
beitslosengeld und bei der beruflichen Weiterbildung, Verschie-
bung der Rentenanpassung, reale Senkung der Sozialhilfe, Strei-
chung des Schiiler-BAF6Gs, Senkung von Kinder- und Wohngeld
u.a.m.),

— erhohen Abgaben und Steuern auf die Masseneinkommen
(Mehrwertsteuer, Beitrige zur Arbeitslosen- und Rentenversiche-
rung, Krankenversicherungsbeitrag fiir Rentner, Gebithren fur
Krankenhausaufenthalt und Kuren usw.)

- und entlasten die Unternehmen und Bezieher hoherer Ein-
kommen steuerlich (Gewerbeertragsteuer, Vermégensteuer, Ei-
genheimbau, Grunderwerbsteuer).

Der Abbau von Sozialleistungen ist ebenso wie der massive Per-
sonalabbau im offentlichen Dienst einer der wichtigsten Verstir-
ker fiir Dauer und Schirfe der gegenwirtigen Krise. Auch die Ein-
kommenssenkung im 6ffentlichen Dienst muf) in diesem Zusam-
menhang gesehen werden. Diese Politik verschlechtert die Lebens-
lage von Millionen Menschen. Sie schrinkt iiberdies die Massen-
kaufkraft und damit die private Konsumnachfrage als wichtigste
Bestimmungsgrofle der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage ein und
verursacht so zusitzliche Arbeitslosigkeit. Dies schligt sich im
Staatshaushalt als Anstieg der Sozialausgaben - trotz verminderter
Leistungen fiir die einzelnen Anspruchsberechtigten — und als
Steuerausfall nieder und l5st daher einen Zuwachs der Staatsver-
schuldung aus. Staatsschulden kénnen durch Sparen in der Krise
nicht abgebaut werden. Das weif} die Bundesregierung ebenso gut
wie ihre Vorgingerin. Sie gibt die Parole »Konsolidierung jetzt«
nur deshalb aus, weil sie damit die weitere Senkung der Sozialaus-
gaben begriinden will.

Auch die offentliche Investitionspolitik steht nicht im Dienste
sinnvoller gesellschaftlicher Zukunftsvorsorge, sondern der Siche-
rung privatwirtschaftlich rentabler Produktionsfelder. Dies wird
deutlich an dem von der Bundesregierung intensiv betriebenen
Einstieg in die Verkabelung der Bundesrepublik ohne Riicksicht
auf die negativen sozialen und 6konomischen Folgen dieser Tech-
nologie. Gleiches trifft fiir die >harte< Energiepolitik der neuen Re-
gierung zu: Sie finanziert die technologisch und dkonomisch un-
sinnigen Kernenergieanlagen in Kalkar und Schmehausen, wih-
rend die Forderung von Projekten zur Energieeinsparung und
Entwicklung alternativer Wege der Energieversorgung gedrosselt
wird.
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Auch die nach wie vor enorm steigenden Riistungsausgaben
miissen in diesem Zusammenhang gesehen werden: Kein Ressort
erhilt 1983 so viele zusitzliche Mittel wie das Verteidigungsmini-
sterium. Die Priorititensetzung fiir das Militir wurde freilich
schon von der alten Bundesregierung festgeschrieben: In der mit-
telfristigen Finanzplanung fiir die Jahre 1982 bis 1986 war vorgese-
hen, daf die Bundesausgaben (aufler den Zinszahlungen) um 9,2
Mrd DM steigen sollten. 8,8 Mrd DM, also 95,7 % dieses Zuwach-
ses, entfallen auf den Militirhaushalt, wihrend alle anderen Berei-
che nahezu unverindert bleiben oder ihre Ansitze sogar sinken.
Auch in dieser Hinsicht ist an einer ungebrochenen Kontinuitit
“der Politik der neuen Bundesregierung nicht zu zweifeln.

Die Politik des Sparens und Umverteilens zugunsten der Ge-
winne senke die inlindische Nachfrage stirker als diese durch die
staatlichen Investitionsprojekte gesteigert wird. Der Versuch, die
gesamtwirtschaftliche Nachfrageschwiche durch auflenwirtschaft-
liche Expansion aufzufangen, mufl erstens aufgrund des interna-
tionalen Charakters der gegenwirtigen Stagnation und der Gegen-
maflnahmen anderer Linder scheitern und wire zweitens auch
-nicht wiinschenswert, weil er eine gesamtwirtschaftliche Produk-
tionsstruktur fordert, in der die Binnenwirtschaft systematisch
ausgehohlt wird.

Austeritdtspolitik und auflenwirtschaftliche Expansion sind je-
doch nur der engere 6konomische Kern der politischen Grundlinie
der Bundesregierung. Sie ist gleichzeitig geprigt durch den Abbau
von Schutzrechten gegeniiber den Privilegien des Privateigentums
(Beispiel: neues Mietrecht) und der Zunahme politischer Repres-
sion von seiten des Staates (Beispiel: verschirftes Demonstrations-
recht). Alle diese Mafnahmen und Orientierungen zeigen, dafl die
seit Mitte der siebziger Jahre wieder verstirkt betriebene Unter-
werfung staatlicher Politik unter die Anforderungen der privaten
Wirtschaft sowohl quantitativ — was die Anzahl der Politikberei-
che betrifft — als auch qualitativ — was das Ausmaf} der Unterwer-
- fung betrifft — erweitert werden soll.

Gewinne schaffen keine Arbeitsplitze

In der Begriindung fiir die angebliche Notwendigkeit staatlicher
Austerititspolitik wahrt die neue Bundesregierung Kontinuitit.

21



Wie bereits die sozialliberale Koalition setzt sie auf die in allen
Gliedern briichige Kette: zusitzliche Gewinne rufen zusitzliche
Investitionen hervor, die ihrerseits Arbeitsplitze schaffen. Real-
lohnsenkung und Steuererleichterungen fiir die Unternehmen sol-
len das erste Glied dieser Kette — die Gewinne ~ stirken. Der dazu
erforderliche Sozialabbau ist die »bittere Pille«, die die davon Be-
troffenen im Interesse des Ganzen zu schlucken haben.

Demgegeniiber sollte mittlerweile offensichtlich sein, daf§

- es der westdeutschen Wirtschaft nicht an Kapital fiir die erfor-
derlichen Investitionen mangelt, sondern daf} rentable Anlagemog-
lichkeiten fiir die nach wie vor betrichtlichen Gewinne der Unter-
nehmen fehlen;

- der AnlaB fiir Investitionen nicht das Vorhandensein von Ge-
winnen ist, sondern die Aussicht auf hinreichende Absatzchancen
in der Zukunft;

- unter den gegenwirtigen Bedingungen zusitzliche Gewinne
bzw. Gewinnsubventionen daher nicht in Erweiterungsinvestitio-
nen flielen werden, weil die vorhandenen Kapazititen aufgrund
fehlender Endnachfrage bereits gegenwirtig erheblich unterausge-
lastet sind;

- zusatzllche Gewinne v1elmehr entweder in den Kapitalexport, in
inlindische Finanzanlagen oder in Rationalisierungsinvestitionen
flieflen, die bei gegebenem niedrigem Wachstum zusitzliche Ar-
beitslosigkeit hervorrufen.

Die Wirtschafts- und Sozialpolitik der Bundesregierung fordert
nicht einmal »die Privatwirtschaft« schlechthin, sondern schrinkt
mit der Verminderung der binnenwirtschaftlichen privaten Nach-
frage die Existenz- und Entwicklungsmoglichkeiten der meisten
Unternehmen ein. Dies belegen auch die in den letzten beiden Jah-
ren auflerordentlich stark gestiegenen Konkurszahlen. Wenn diese
Politik dennoch betrieben wird, so deshalb, weil sie im Interesse
jener — zahlenmiflig wenigen, aber mafigeblichen 6konomischen
und politischen Einfluf} ausiibenden — Unternehmen liegt, die von
der binnenwirtschaftlichen Austerititspolitik als Kostenentlastung
profitieren und sich den ruinésen gesamtwirtschaftlichen Wirkun-
gen, die mit dem Ausfall privater Nachfrage in der BRD verbun-
den sind, durch weitere Vorstofle auf den Welumarkt und/oder
durch Riickgriff auf 6ffentliche Auftrige (Verkabelung, Kernener-
gie, Riistung) entziehen kénnen.
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3. Die Alternative: Qualitatives Wachstum,
Arbeitszeitverkiirzung und Vergesellschaftung

Eine wirtschafts- und sozialpolitische Strategie, die den Anspruch
erhebt, unter Wahrung sozialer und skologischer Grunderforder-
nisse die Massenarbeitslosigkeit abzubauen, mufl demgegeniiber
gegenwiirtig von folgenden Grundlagen ausgehen:

1) Staatliche Einnahmen- und Ausgabenpolitik muf} den skono-
mischen sozialen und 6kologischen Defiziten der gegenwirtigen
Krise entgegenwirken. Dies erfordert mittelfristig Ausgabenpro-
gramme, die sich auf Bereiche gesellschaftlichen Mangels konzen-
trieren, und die wirtschaftlich Schwachen der Gesellschaft sozial
absichern. ’

2) Die gegenwirtige Arbeitslosigkeit ist bereits zu grof}, um al-
lein durch staatliche Ausgabenprogramme abgebaut werden zu
konnen. Auch ein konjunktureller Aufschwung wird nicht jene
Wachstumsraten hervorrufen kénnen, die erforderlich wiren, um
Vollbeschiftigung zu erreichen. Traditionelle Formen des 8kono-
mischen Wachstums wiren in den erforderlichen Raten sozial und
okologisch auch gar nicht verkraftbar. Es ist deshalb erforderlich,
die individuelle Arbeitszeit fiir alle zu verkiirzen.

3) Qualitatives Wachstum und Arbeitszeitverkiirzung miissen
durch eine Demokratisierung der wirtschaftlichen Entscheidungs-
prozesse abgesichert werden. Die demokratische Losung von
Strukturkrisen verlangt die Vergesellschaftung der marktmichti-
gen und strukturbestimmenden Unternehmen. Dies gilt gegenwtir-
tig besonders in der Stahlindustrie und bei den Grofiwerften, wo
das Versagen der privaten Marktsteuerung am offenkundigsten ist
und eine kapitalorientierte Krisenlosungsstrategie weitere Be-
triebsschliefungen zur Folge hat.

Im Sinne dieser aktuellen Grundlagen einer alternativen Wirt-
schaftspolitik schlagen wir das folgende Mafinahmebtindel vor:

3.1 Sofortmafinahmen staatlicher Wirtschaftspolitik
a) Zeitlich Zve’fristetes Verbot von Massenentlassungen
Bis zum Greifen der vorgeschlagenen beschiftigungspolitischen

Mafinahmen sollten Massenentlassungen verboten werden. Geset-
zestechnisch konnte dies durch eine Verlingerung der bereits jetzt
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von den Arbeitsimtern auferlegbaren Entlassungssperre von zwei
Monaten geschehen.

b)  Riicknabme von Beschliissen des Haushaltsbegleitgesetzes ‘83
Die Mafinahmen des Haushaltsbegleitgesetzes miissen aufgehoben
werden. Fiir den Bundeshaushalt ergeben sich daraus Mehrausga-
ben von 10,1 Mrd DM und Steuermindereinnahmen von 2,2 Mrd
DM.

¢) Investitions- und Beschéftigungsprogramm fiir qualitatives Wachs-
tums in Hobe von 30 Mrd DM
Im Rahmen des von uns bereits seit Jahren geforderten >Zukunfts-
programmes fiir die 80er Jahre« mit einem Gesamtvolumen von
200 Mrd DM haben wir bisher ein zusitzliches jihrliches Ausga-
bevolumen von 20 Mrd DM veranschlagt. Eine Aufstockung des
Programmvolumens auf 30 Mrd DM ist inzwischen erforderlich,
damit der beschiftigungspolitische Stillstand des letzten Jahres we-
nigstens zum Teil ausgeglichen werden kann. Das geforderte Pro-
gramm soll nicht allein der Mobilisierung brachliegender Produk-
tionskapazititen dienen, sondern zugleich in gesellschaftlichen
Mangelbereichen eine bessere Versorgung herstellen. Wir schlagen
hierzu folgende Bereiche vor:
— Entwicklung rohstoff- und energiesparender Technologien und
alternativer Energiequellen; ‘
- Forderung des Wohnungs- und Stidtebaus, Bau von zusitzli-
chen 100000 sozialen Mietwohnungen;
— Verbesserung der Verkehrsverhiltnisse (Bahn, Larmschutz, Ver-
kehrsberuhigung);
- Miill- und Abwasserentsorgung, Flufl- und Grundwassersanie-
rung;
- Bildung, berufliche Bildung und Weiterbildung;
- Ausbau der sozialen Dienste in 6ffentlicher und gemeinniitziger
Trigerschaft.

In allen Bereichen mufl bereits jetzt gesichert werden, dafl dieses
Programm auch nach 1983 fortgesetzt wird.

d) Zusdtzliche Stewereinnabmen

Durch verbesserten Steuereinzug, den Abbau wenig wirksamer
und/oder sozial nicht gerechtfertigter Steuersubventionen und
durch gezielte Steuererhshungen konnen die Einnahmen ohne
grofle Eingriffe in das Steuersystem um iiber 40 Mrd DM erhoht

24



werden. Hiervon veranschlagen wir 19,3 Mrd DM fiir den Bun-
deshaushalt, wihrend 21,8 Mrd DM den Lindern und Gemeinden
zusitzliche Ausgabenspielriume ersffnen sollen.

Die Steuererhshungen unseres Vorschlags betreffen die Zusatz-
gewinne der in der BRD férdernden Erdsl- und Erdgasunterneh-
men, die Abschaffung der Veriuflerungsfrist bei der Bodenwertzu-
wachssteuer, die Erhebung einer Erginzungsabgabe, die Erho-
hung des Spitzensteuersatzes in der Einkommensteuer und die
Anhebung der Mehrwertsteuersitze fiir Luxusgiiter.

e) Ausweitung der Nettokreditaufmabme des Bundes

Entgegen den Auflerungen der offiziellen Wirtschaftspolitik ist es
nicht nur méglich, die Staatsschuld zu erhshen, sondern dann
auch sinnvoll, wenn die zusitzlich aufgenommenen Mittel zur Fi-
nanzierung von beschiftigungspolitischen Mafinahmen eingesetzt
werden. Die gegenwirtige Wirtschaftspolitik hat ohnehin nicht die
Wahl zwischen Verschuldung und Nichtverschuldung. Zur Ent-
scheidung steht allenfalls, ob — wie gegenwirtig der Fall - die Bun-
desregierung mit dem Anstieg der Neuverschuldung die Folgen ih-
rer eigenen beschiftigungspolitischen Inaktivitit finanziert oder
ob zusitzliche beschiftigungssichernde Mafinahmen per Staats-
kredit finanziert werden.

f)  Verbesserung der Finanzlage der Sozialversicherungstriger

Der Bundeszuschufl zur Arbeitslosenversicherung mufl erhshe
werden, ein allgemeiner Arbeitsmarktbeitrag der Selbstindigen
und der Beamten muf eingefithrt werden. Die dabei kurzfristig
auftretenden sozialen Hirten bei den unteren Beamteneinkommen
konnen durch einen gleitenden Einstieg abgefangen werden. Auch
in der Rentenversicherung sind die Erhshung des Bundeszuschus-
ses und eine Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze fiir hohere
Einkommen erforderlich. In der Krankenversicherung konnen
durch die Anhebung der Versicherungspflichtgrenze, einen Preis-
stop fiir Arzneimittel und die Aufstellung einer Positivliste fiir
wirksame und preiswerte Arzneimittel Mehreinnahmen bzw. Min-
derausgaben der Versicherungstriger erzielt werden, die Beitrags-
erhohungen und einen Leistungsabbau iiberflissig machen.

Wie sich die geforderten Mafinahmen auf den Bundeshaushalt
auswirken, ist der nachstehenden Ubersicht zu entnehmen:
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Zusammenfassende Gesamtrechnung fiir 1983 (Mrd DM)

Bundesregierung  Alternativ-

vorschlag
1. Ausgaben
— Kernhaushalt 253,8 253,8
~ Riicknahme der Spar- und Um- _
verteilungsbeschliisse 1983 10,1
— Beschiiftigungssonderpro-
gramm 30,0
Gesamtausgaben 293,9
2. Einnahmen
— Steuer-, Verwaltungs- und
. Miinzeinnahmen 213,4¢ 213,42
— Steuermindereinnahmen - 22
— Steuermehreinnahmen durch:
- verbesserten Steuereinzug + 6,1
— Steuerlichen Subventionsab-
bau + 9,7
— Steuererh6hungen + 35
Gesamteinnahmen 230,5
3. Nettokreditaufnahme 41,51 63,42

.

t Die von der Bundesregierung veranschlagten Steuereinnahmen durften sich angesichts stei-
gender Arbeitslosenzahien erneut als zu hoch erweisen. Eine nachtrigliche Erhshung der Net-
wokreditaufnahme aufgrund von Steuermindereinnahmen erscheint wahrscheinlich.

? Umgekehrt wird das Steueraufkommen bei einem Greifen des vorgeschlagenen Beschifti-
gungsprogrammes deutlich hoher ausfallen. Die veranschlagte Nettokreditaufnahme kann ent-
sprechend reduziert werden.

3.2 Arbeitszeitverkiirzung mit Lohnausgleich

Die Verkiirzung der Arbeitszeit ist ein absolutes Erfordernis im
Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit. Sie stellt gleichzeitig ei-
nen gesellschaftlich rationalen Umgang mit dem Produktivitits-
fortschritt dar. Wir plidieren dabei fiir den Vorrang einer Verkiir-
zung der Wochenarbeitszeit entsprechend der gewerkschaftlichen
Forderungen nach einer 35-Stunden-Woche. Zugleich halten wir
andere Formen von Arbeitszeitverkiirzungen (Lebensarbeitszeit,
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Bildungsurlaub usw.) fiir ebenfalls wichtig und notwendig. Sie
sollten nicht gegeneinander ausgespielt werden.

Unter den gegenwirtigen Bedingungen erscheint es allerdings
sinnvoll, sich zunichst auf eine Form der Arbeitszeitverkiirzung
zu konzentrieren, da die Arbeitgeber sich gegen alles massiv zur
Wehr setzen werden, was arbeitsmarktpolitisch wirksam ist und
mit vollem Lohnausgleich durchgesetzt wird.

Unter diesen von auflen aufgezwungenen Entscheidungszwin-
gen plidieren wir fiir die Verkiirzung der Wochenarbeitszeit, weil
sie <
arbeitsmarktpolitisch am effektivsten ist,
alle Beschiftigten einbezieht,
den Bediirfnissen nach sinnvoller Verbindung von Arbeit, Pri-
vatleben und gesellschaftspolitischer Aktivitit der abhingig Be-
schiftigten am ehesten gerecht wird.

Die Verkiirzung der Wochenarbeitszeit mufl mit vollem Lobn-
ansgleich durchgefithrt werden, damit erstens die positiven Be-
schiftigungseffekte der Arbeitszeitverkiirzung nicht zunichte ge-
macht werden durch eine Verminderung der Massenkaufkraft.
Zweitens ist angesichts der Einkommenseinbufien der letzten Jah-
ren fiir die abhingig Beschiftigten vor allem den unteren Einkom-
mensklassen ein weiterer Einkommensverlust nicht zumutbar.

Gleichzeitig ist durch entsprechende gesetzliche, tarifvertragli-
che und betriebliche Mafinahmen und Bestimmungen sicherzustel-
len, dafl die positiven Effekte der Arbeitszeitverkiirzung niche
durch eine Steigerung der Arbeitsintensitit und zunehmende Ar-
beitsbelastung von den Unternehmern unterlaufen werden. Den
Betriebsriten und gewerkschaftlichen Gremien missen daher we-
sentlich verbesserte Kontroll- und Mitbestimmungsmaoglichkeiten
iiber Art, Form und Umfang der Produktion eingeriumt werden.

3.3 Vergesellschaftung in der Stahlindustrie und bei den
Grofiwerften: Die demokratische Losung von
Strukturkrisen

In der Stahlindustrie und den Grofiwerften wird das Versagen der
privaten, an maximalen Profitinteressen ausgerichteten Produk-
tion besonders deutlich. In den Regionen, in denen Stahlkonzerne
und Werften angesiedelt sind, liegt die Arbeitslosigkeit weit tiber
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dem Bundesdurchschnitt. Fusionen, Standortkonzentration, Be-
triebsschlieffungen und Massenentlassungen sind fiir die nichsten
Monate geplant. Diese kapitalorientierten Krisenlésungsstrategien
— wie sie im Konzept der sog. »Stahl-Moderatoren« exemplarisch
zum Ausdruck kommen - sind fiir die Beschiftigten ohne Perspek-
tive. Sie bewirken einen weiteren drastischen Anstieg der Arbeits-
losigkeit und einen forcierten Entindustrialisierungsprozef in den
betroffenen Regionen.

Als Alternative und demokratische Losung dieser Strukturkrisen
fordern wir die Vergesellschaftung der Stahlkonzerne und der
Groflwerften. Kurzfristig ist das Ziel der Vergesellschaftung der
Erhalt der bestehenden Standorte und aller Arbeitsplitze sowie
der kontrollierte und gezielte Einsatz der staatlichen Subventionen
im Dienste einer aktiven Beschiftigungs- und Produktionsstruk-
turpolitik. Mit der Vergesellschaftung der Produktion soll die Si-
cherheit der Arbeitsplitze, die Qualitit der Arbeitsbedingungen
und die Produktion niitzlicher, zukunftsorientierter Produkte
zum Unternehmensziel gemacht werden. Dies setzt eine umfas-
sende, d.h. gegeniiber der geltenden gesetzlichen Regelung erwei-
terte Mitbestimmung der Belegschaften, ihrer Betriebsrite und
Gewerkschaften voraus.

Wenn wir die Bildung einer nationalen »Stahl AG« bzw. »Werft
AGe« vorschlagen, so soll damit nicht neuer biirokratischer Zentra-
lisierung Vorschub geleistet, sondern eine koordinierte Gesamtpo-
litik unter Einbezug aller Stahlunternehmen bzw. GrofSwerften er-
moglicht werden. Damit die regionalen und betriebsspezifischen
Besonderheiten in diese Politik Eingang finden, sollen regionale,
demokratisch legitimierte Gremien sowie die einzelnen Betriebs-
fithrungsgesellschaften mafigeblichen Einfluf§ auf die Planung und
Beschlufifassung tiber die Politik der »Stahl AG« bzw. »Werft AG«
ausiiben kénnen.

Allein durch Vergesellschaftung sind zwar die Ursachen der
Wirtschaftskrise nicht zu beseitigen. Eingebettet in die hier vorge-
schlagene Strategie qualitativen Wachstums stellt sie jedoch ein
wichtiges Instrument dar, mit dem Massenarbeitslosigkeit und re-
gionale Strukturkrisen bekidmpft werden kdnnen. Sie ist die Vor-
aussetzung, um die Schaffung von Ersatzarbeitsplitzen und die
Ausweitung zukunftsorientierter Produktion bei den Stahlkonzer-
nen und auf den Werften durchzusetzen, denn diese unterblieb
bisher vor allem mangels ausreichender privatwirtschaftlicher
Rentabilitit.
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Wolfgang Bulke, Aachen
Harald Burglin, GS, Gelsenkirchen
Klaus Busch, GS, Hannover
Dr. Christoph Butterwegge, Bremen

Gerd Caspersen, GBRV, Hamburg

Eduard Celka, GS, Lichtenfels-Schney
. Prof. Dr. Hansgeorg Conert, Bremen

Frank Conrad, Altenkessel

Hans Crillert, BR, Barsinghausen

Peter Czeranna, GF, Liidenscheid

Christa Dahme, GS, Frankfurt

Annette Dahms, GS, Niirnberg

Prof. Dr. Dankwart Danckwerts, Duis-
burg

Jorg Danes, GF, Hameln

Jurgen Dehnert, GS, Koblenz

Herbert Deister, GS, Bremen

Dr. Ottwald Demele, WA, Berlin

Prof. Dr. Frank Deppe, Marburg

Jurgen Deters, WA, Berlin

Hartmut Dieckmeyer, WA, Diisseldorf

Kurt Dietermann, BR, Dillenburg

Kite Dinnebier, GS, Marburg
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Norbert Dohmeyer, BR, Hannover
Wolfgang Dohn, BR, Hanau

Giinter Domke, GS, Diisseldorf

Prof. Dr. Klaus Dorner, Aachen
Albert Drechsler, GS, Miinchen

Gerd Drews, GS, Stuttgart

Paul Dudenhoffer, GS, Braunschweig
Hubert Diinnemeier, GS, Sprockhével
Ulrike Diiwel, GS, Wuppertal

Erwin Ebeling, BRV, Hagen
Karl-Christian Ebenau, GF, Petershagen
Brigitte Ebenhsch, WA, Gieflen

Peter Eberth, Detmold

Horst Eckert, WA, Heuchelheim

Peter Edelmann, GS, Ludwigsburg
Jutta Ehlers, GF, Braunschweig

Detlev Ehrig, WA, Bremen

Bertin Eichler, GS, Sulzbach-Rosenberg
Henning Eilers, GF, Braunschweig
Marita Eilrich, GS, Frankfurt

Dr. Joachim Eisbach, WA, Bielefeld
Dr. Dieter Eiflel, WA, Giefen

Dr. Wolfram Elsner, WA, Bielefeld
Manfred Endebrock, PRV, Niirnberg
Hartmut Engelmann, Sternwede

Prof. Dr. Gottfried Erb, Hungen

Iska Ernst, GS, Detmold

Dr. Michael Ernst-Pérksen, WA, Berlin
Henning Eschemann, GF, Peine

Dr. Ansgar Eufiner, WA, Berlin

Dr. Gudrun Eufiner, Berlin

Dieter Fahrenholt, GS, Nagold
Wolfgang Faissner, Berlin

Dieter Falk, WA, Hamburg

Gregor Falkenhain, GS, Haan
Reinhold Falta, Mainz

Prof. Dr. Gunter Faltin, Berlin
Prof. Dr. Helmut Fangmann, Hamburg
Johann-Peter Feicht, Detmold
Joachim Felix, GS, Diisseldorf
Detlef Feldhoff, GS, Duisburg
Christa Felk, Neu-Ulm

Ulrich Felsberg, WA, Berlin
Wolf-Ridiger Felsch, GS, Hamburg
Hans-Joachim Feylo, GF, Bielefeld
Erich Fieberling, BRV, Darmstadt
Angela Fiedler, Berlin

Wolfram Fiedler, Marburg

Erich Finke, BR, Minden



Alfred Fischer, GS, Sandhausen

Gerd Fischer, GS, Niirnberg

Volker Fischer, Hamburg

Prof. Dr. Wolfgang Fischer, Bremen

Herbert Flamme, GF, Ronnenberg

Dr. Jens Fleischhut, WA, Berlin

Gunda Franielczyk, GS, Gelsenkirchen

Peter Franielczyk, GS, Gelsenkirchen

Karin Frantzius, Giitersloh

Elke Franz, Bielefeld

Norbert Franzen, GS, Monchenglad-
bach

Dr. Jiirgen Freimann, WA, Kassel

Dr. Kristian Freitag, WA, Bonn

Joke Frerichs, WA, Koln

Dr. Petra Frerichs, WA, Ksln

Dr. Petra Friedmann, WA, Bremen

Thomas Friess, WA, Kerpen

Roland Frischkorn, GS, Frankfurt

Irmgard Fritsche, Hannover

Jurgen Fritsche, Hannover '

Prof. Dr. Klaus Fritzsche, Gieflen

Hans-Jiirgen Frodermann, GS, Bielefeld

Dieter Fuchs, GS, Celle

Franz-Josef Fuchs, GS, Stuttgart

Thomas Gauger, Krefeld

Gerhard Gehse, PR, Dortmund

Dr. Friedrich-Wilhelm Geiersbach, WA,
Hagen

Dr. Sabine Gensior, WA, Berlin

Gabriele Gerhard-Sonnenberg, Bielefeld

Gerhard Gerlach, GS, Dusseldorf

Eveline Giannone, GS, Bremen

Herbert Gissel, GS, Frankfurt

Dietmar Glafler, GS, Hochheim

Norbert Glassmann, GS, Hamm

Dr. Jiirgen Glaubitz, GS, Diisseldorf

Joachim Glenneschuster, GF, Hannover

Udo Gabel, Disseldorf

Dr. Richard Goedeke, Braunschweig

Jurgen Goppner, GS, Nirnberg

Andreas Goerdeler, WA, Berlin

Prof. Dr. Dieter Gors, Ratingen

Dr. Jérg Goldberg, WA, Frankfurt

Dr. Werner Goldschmidt, WA, Ham-
burg

Hans Golf, Lohr

Jutta Grabe, PRV, Gieflen

Cornelia Gramm, GF, Hanau

Gerhard Grawe, BR, Héxter

Ute Gretenkord, GF, Bielefeld

Wilkelm Grieper, GS, Bochum

Herbert Grimm, GF, Hamm

Rainer Grébel, GS, Frankfurt

Dieter Grépel, GS, Dusseldorf

Armin Groff, Marburg

Birgit Grof}, Marburg

Edith Grofipietsch, GS, Sprockhével

Christel Grote, GF, Detmold

Rainer Grothusen, Bremerhaven

Walter Gruber, Salzgitter

Wolfram Griiber, WA, K6ln

Klaus Griinewald, GS, Grébenzell

Dr. Willem Giinnemann, Kassel

Hidir Giintas, GS, Koln

Gerlinde Giinther-Boemke, PRV, Biele-
feld

Dr. Bernd Giither, Miinchen

Klaus-Peter Gutbrod, WA, Bielefeld

Lutz Haase, BRV, Bad Salzuflen

Hubert Hifner, GS, Darmstadt

Cornelia Hindel, GS, Mérfelden-Wall-
dorf

Thomas Hindel, GS, Mérfelden-Wall-
dorf

Heinz Haese, BR, Borgholzhausen

Frieda Hafenrichter, Esslingen

- Prof. Dr. Leonhard Hajen, Hamburg

Brigitte Halbgebauer, GF, Detmold
Giinter Halm, BR, Bielefeld
Andreas Hamm, GS, Miinster
Cornelia Hampel, BR, Bielefeld
Prof. Dr. Ulrich Hampicke, Kassel
Ewald Hangebrauck, GF, Bénen
Katharina Hanstein, PR, Bremen
Monika Harder, Fellbach

Matthtas Harre, Bielefeld

Detlef Hase, WA, Berlin

Horst Hasenpusch, BR, Ronnenberg
Prof. Dr. Egmont Hass, Darmstadt
Gerd Hausmann, GS, Schwabach
Hans-Peter Hebenstreit, GF, Uslar
Reinhold Hedtke, Recklinghausen
Peter Heidmann, Hannover

Jurgen Heiking, GS, Frankfurt
Gerd Heiligenstithler, GF, Lemgo
M. Heilmann-Eschemann, BR, Peine
Karin Heinemann, GF, Peine

Jan Heinrich, Lingenfeld

Andrea Hellmich, WA, Ksln
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Detlef Hensche, GS, Stuttgart

Wolfgang Henseler, GS, Frankfurt

Klaus Hentscher, BR, Delmenhorst

Siegfried Herrmann, Herford

Dr. Heiner Heseler, WA, Bremen

Hermann Hibbeler, Detmold

Prof. Dr. Rudolf Hickel, Bremen

Karlheinz Hiesinger, GS, Augsburg

Werner Hillenbrand, GS, Bietigheim-
Bissingen

Nicolaus Hintloglou, GS, Diisseldorf

Wilfried Hintze, BR, Paderborn

Lieselotte Hinz, WA, Dortmund

Manfred Hinzer, GS, Niirnberg

Robert Hiry, GS, Vélklingen

Udo Heéger, Gehrden

Manfred Holscher, GS, Bad Salzuflen

Martin von Héren, Koln

Heinz-Ulrich Hoffmann, GS, Hagen

Prof. Dr. Jiirgen Hoffmann, Berlin

Walter Hoffmann, GS, Bad Nauheim

Johannes Hofmann, Berlin

Reiner Hofmann, Griindau

Heinz-Gerd Hofschen, Bremen

Klaus Hohiweg, GS, Unna

Reinhard Hohm, GS, Rudersberg

Heinz Holtkamp, Gutersloh

Karl Holzmann, GS, Stuttgart

Rolf-D. Homeyer, Hannover

Axel Horstmann, WA, Enger

Manfred Hoss, WA, Augustdorf

Alfred Hub, GS, Ludwigshafen

Jiirgen Hiittner, BR, Koln

Prof. Dr. Jorg Huffschmid, Bremen

Gerd Huhn, GS, Dortmund

Klaus Hummel, GS, Meerbusch

Prof. Dr. Sénke Hundt-Heyer, Bremen

Dr. Ernst-Ulrich Huster, WA, Pohlheim

Horst Ihssen, Seelze
Prof. Dr. Hans Immler, Kassel
Kirsten Irle, Dusseldorf

Erich Jiger, GS, Duisburg
Konrad Jiger, GS, Gieflen
Rainer Jikel, GS, Diisseldorf
Richard Jaekel, WA, Hamburg
Hermann Janflen, GF, Bielefeld
Reinhard Janz, Bremerhaven
Christoph Jetter, GS, Darmstadt
Ridiger Jording, GS, Diisseldorf
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Heinz Dieter Johann, Saarbriicken
Michel Judisch, GS, Landshut
Jurgen Jurgens, GS, Diisseldorf
Dr. Ulrich Jurgens, WA, Berlin
Michae] Jung, Hamburg

Karin Junge, Hamburg

Jorg Jungmann, Delmenhorst

Karl-Heinz Kaczmarek, BR, Eschen-
burg

Prof. Dr. Gerhard Kade, Berlin

Prof. Dr. Ulf Kadritzke, Berlin

Kurt Kaiser, GS, Baunatal

Ullrich Kaminski, WA, Berlin

Ferdinand Kammering, BRV, Bremen

Volkmar Kappel, Vé6lklingen

Fred Karl, Kassel

Heinz Karnitzschka, BR, Dinslaken

Prof. Dr. Siegfried Katterle, Bielefeld

Dr. Robert Katzenstein, WA, Berlin

Norbert Kemper, GS, Marienheide

Volker Kersting, Hamm

Gisela Kessler, GS, Stuttgart

Klaus Kefller, Detmold

Karlheinz Kilb, GS, Heilbronn

Hella Kirelitz, Ksln )

Prof. Dr. Klaus-Peter Kisker, Berlin

Anita Kirfel, GS, Hagen

Gunar Klapp, GS, Bochum

Franziska Klapwijk, Moers

Cicilia Klar, Hamburg

Julius Klausmann, GS, Hersfeld

Manfred Klein, Friedrichsthal

Uwe Klemens, GS, Mainz

Reinhard Klenke, GF, Paderborn

Harry Klett, GS, Stuttgart

Jochen Kletzin, GS, Wiirzburg

Hans Klinker, GS, Lohr

Volker Klockenberg, Detmold

Marianne Klockner, Frankfurt

Brigitte Klopps, GS, Darmstadt

Alfred Klose, GS, Hannover

Ulrich Kliiter, Bielefeld

Prof. Dr. Tassilio Knauf, Bielefeld

Dieter Knauf}, GS, Beutelsbach

Prof. Dr. Erwin Knaufi, Gieflen

Walter Knepel, GS, Frankfurt

Werner Kneuer, GS, Passau

Rudolf Knickenberg, Krefeld

Prof. Dr. Rainer Knigge, Berlin

Werner Knobbe, Kiel



Jurgen Knoblauch, Vélklingen

Helmuth Knoch, GS, Solingen

Jiirgen Knoche, GS, Hagen

Michael Knuth, GS, Augsburg

Hans-Peter Koch, BR, Hamburg

Paul Kohler, Butzbach

Claus-Walter Kénig, GS, Olching-Neu
Esting

Otto Konig, GS, Hattingen

Prof. Dr. Dietrich Képpen, Essen

Sigrid Koeppinghoff, Kéln

Norbert Koesling, GS, Essen

Dr. Heribert Kohl, Erkrath

Ute Konstanzer, Kassel

Prof. Christian Kopetzki, Kassel

Norbert Koprek, GS, Essen

Klaus Kost, Bornheim

Hardy Kowalzik, GF, Wetschen

Peter Kowski, Essen

Elke Kraft, WA, Berlin

Horst Kraft, GS, Diisseldorf

Prof. Dr. Karl Krahn, Bielefeld

Wolfgang Kraienhorst, GF, Giitersloh

Arno Kramer, WA, Kéln

Dieter Krause, GS, Bochum

Erika Krauth-Bromm, GS, Sprockhével

Juua Krellmann, Hamburg

Hans-Peter Kremer, WA, Miilheim

Arno Kretzer, BRV, Haiger

Michael Kreuser, Bremen

Dietmar Krischausky, WA, Ksln

Hans Jiirgen Kroger, Bremen

Ulrich Krépke, PR, Bielefeld

Heinrich Kriiger, Berlin

Peter Kriiger, Giitersloh

Stephan Kriiger, WA, Berlin

Peter Krug, BR, Bremen

Fritz Kruit, Oberhausen

Siegfried Krupke, GS, Sprockhével

Hans Werner Krusenbaum, GS, Miil-
heim

Dr. Knut Krusewitz, WA, Berlin

Prof. Dr. Herbert Kubicek, Gurweiler

Werner Kubitza, GS, Lahstedt

Dr. Hagen Kiihn, WA, Berlin

Ralf Kiihn, GS, Minden

Eike Ktihne, Hamburg

Winfried Ktimpel, GS, Diisseldorf

Folkert Kuipers, GS, Disseldorf

Alfred Kuffler, GS, Frankenthal

Marianne Kugler, GS, Heilbronn

Roland Kuhlmann, GF, Bielefeld
Riidiger Kukereit, GS, Hagen

Detlef Kunkel, GS, Hannover

Peter Kurbjuweit, GS, Hameln

Ev Kurfef}, GS, Niirnberg

Hans Peter Kurtz, BR, Wadgassen
Ingrid Kurz-Scherf, WR, Diisseldorf
Ulrich Werner Kuske, WA, Hamburg
Horst Kynast, GS, Frankfurt

Dr. Dieter Lipple, WA, Amsterdam
Horst Lamb, Essen

Christoph Landerer, Berlin

Gerd Lange, GF, Giitersloh
Siegfried Lange, BR, Halle
Wolfgang Lange, GS, Gevelsberg
Bernd Lauenroth, Peine

Richard Lauenstein, GS, Hannover
Gunter Lausmann, GS, Frankfurt
Heide Lehmann, Waiblingen
Wolfgang Lehrke, WA, Blomberg
Frank Leibig, GS, Regensburg
Prof. Dr. Gerhard Leithiuser, Bremen
Siegfried Leittretter, WR, Diisseldorf
Christoph Lenssen, Aachen

Giinter Lenz, Hannover

Guido Lesch, GS, Dillingen
Gerhard Lesker, WA, Hamburg
Michael Lefmann, Hattingen
Jiirgen Leydecker, GS, Wiesbaden
Prof. Dr. Eberhard Liebau, Hamburg
Hans Liersch, GS, Miinster
Ulla-Maj Lindberg, Herdecke

Axel Lindenlaub, GS, Altbach
Jurgen Lingscheid, Disseldorf

Dr. Ridiger Lison, Duisburg

Gerd Lobodda, GS, Niirnberg
Walter Lochte, GS, Wichtersbach
Cordula Lohaus, Gofifelden

Uwe Loleit, BRV, Berlin

Sabine Lorenz, Detmold

Dr. Ingrid Lotz-Ahrens, Essen
Angelo Lucifero, GS, Lahnau
Brigitte Ludewig, Wolfsburg

Prof. Dr. Giinter Ludewig, Berlin
Edo Liibbing, WA, Bremen

Jorg Lidde, GS, Wettenberg

Henry Luhmann, GS, Detmold
Klaus Lutter, Koln

Wolf Mache, GS, Diisseldorf
Hans Werner Maczkiewitz, BR, Aachen
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Alfred Mager, BRV, Giitersloh

Friederike Maier, WA, Berlin

Dr. Matthias Maier, Kerpen

Menne Maier, GS, Heidenheim

Sabine Maletz-Diestelkamp, BR, Ratin-
gen

Frank Markowski, Schlof-Holte

Peter Marquard, Bielefeld

Maria Marwedel, WA, Essen

Gerhard Marx, GS, Braunschweig

Bernd Marxen, Bielefeld

Claus Matecki, Herdecke

Christel Mathes, Offenbach

Horst Mathes, GS, Offenbach

Prof. Dr. Harald Mattfeldt, Bremen

Ewald Maurer, Salzgitter

Horst Maylandt, GS, Sprockhéovel

Erwin Meier, Berlin '

Hartmut Meine, GS, Sprockhsvel !

Wolfgang Meinhart, GS, Niirnberg

Dr. Horst Meixner, WA, Frankfurt

Bernd Melcher, Steinhagen

Holger Menze, GS, Lage

Dieter Mergelkuhl, Bielefeld

Dieter Merk, GF, Peine

Ulrike Mertes, WR, Diisseldorf

Rainer Metke, GS, Hameln

Christa Meyer, Hannover

Dr. Regine Meyer, GS, Griesheim

Udo Meyer, BR, Peine

Thomas Meyer-Fries, GS, Eichenau

Klaus Meyer-Scholten, WA, Essen

Petra Mieberg, Dortmund

Jorg Miehe, Gotiingen

Hans-Jorg Miller, Disseldorf

Hans Mimler, GPRV, Niirnberg

Gerd Minnerop, Sprockhével

Bruno Missoni, Berlin

Willibald Méller, Diiren-Berzbuir

Margret Ménig, GS, Disseldorf

Annegret Mohr, Bonn

Hans Moll-Benz, GS, Krefeld

Kurt Monse, WA, Wuppertal

Kurt-Werner Mosert, WA, Hamburg

Gisela Muhiberger, GS, Frankfurt

Angelika Miiller, Hannover

Goufried Miiller, GS, Duisburg

Michael Muller, MdB, Dasseldorf

Wolfgang Miiller, Ludwigshafen

Charles Miindler, GS, Berlin
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Prof. Dr. Gerhard Naegele, Koin

Prof. Dr. Bernhard Nagel, Kassel

Dirk Nerge, Minden

Lothar Neuenkamp, GS, Krefeld

‘Werner Neugebauer, GS, Landshut

Karl-Heinz Neumann, BR, Ronnenberg

Dr. Reino von Neumann-Cosel, WA,
Berlin

Gisela Niclas, GS, Frankfurt

Wolfgang Niclas, Frankfurt

Klaus Niebusch, Gitersloh

Gerd Nierenkother, GS, Berlin

Dr. Hans-Bernhard Nordhoff, WA,
Erlangen

Brigitte Nottebohm, PRV, Frankfurt

Prof. Dr. Klaus Novy, Ksln

Prof. Dr. Jirgen Nowak, Berlin

Dr. Paul Oehlke, WA, Bonn

Barbara Oehmichen, GS, Bochum

Mehmet Ali Olmez, GF, Bielefeld

Prof. Dr. Dieter Oelschlagel, Dinslaken

Jurgen Offermann, Monheim

Kay Ohl, GS, Bad Nauheim

Heinz-Georg Ohms, Laatzen

Prof. Dr. Alfred Oppolzer, Kassel

Klaus Orth, GS, Essen

Helmut Ortmann, GF, Herford

Norbert Ortmanns, Aachen

Willi Ortmanns, GS, Aachen

Prof. Dr. Martin Osterland, Bremen

Bernadette Otrzonsek-Wolf, WA, Diis-
seldorf :

Dr. Erich Ott, Holtsee/Kiel

Konrad Ott, Fluorn-Winzeln

Prof. Dr. Karl A. Otto, Bielefeld

Holger Paetow, WA, Hamburg

Hans-Peter Pammesberger, WA, Ham-
burg .

Jurgen Papendorf, GS, Braunschweig

Heinz Paul, GS, Nirnberg

Horst Paul, GF, Lage

Joachim Paulke, GS, Dusseldorf

Fritz Peckedrath, GS, Detmold

Reinhard Peitzmeier, GF, Rheda-Wie-
denbriick

Peter Petersen, GF, Rieseberg

Viktor Petje, Aachen

Berndt Petri, GS, Koln

Volker M. Petri, PR, Dortmund



Dr. Renate Petzinger, WA, Kassel

Richard Pfaff, BR, Hanau

Heinz Pfafflin, WA, Niirnberg

Werner Pfennig, GS, Stuttgart

Dr. Helmut Pfister, WA, Erlangen

Klaus Pickert, Herzebrock

Guenter Pienng, Bielefeld

Dagmar Pilatzki-Orth, Bergisch Glad-
bach

Michael Pilz, GS, Hanau

Walter Pinnow, Marl

Klaus Plettenberg, GS, Mainz

Michael Pleufl, WA, Braunschweig

Gerd Pohl, WA, Hamburg

Sigrid Pohl, WA, Berlin

Friedhelm Polny, GS, Oberhausen

Gabriele Potthast, MdB, Witten

Werner Preissner, BRV, Hannover

Klaus Priester, WA, Frankfurt

Prof. Dr. Jan Priewe, Darmstadt

Karl Proll, Offenbach

Lilo Rademacher, GS, Mainz

Winfried Radermacher, Aachen

Ernst-Wilhelm Rahe, Minden

Bodo Ramelow, GS, Marburg

Bruno Raser, GS, Lehrte

Prof. Winfried Raske, Berlin

Bernd Rauag, Bergisch Gladbach

Sepp Rauch, GS, Erlangen

Werner Rauch, Moosburg

Giinter Rauer, GS, Waiblingen

Ralf Redeker, Bielefeld

Ulla Regenhard, Berlin

Prof. Dr. Udo Reifner, Hamburg

Hans-Joachim Reimann, GS, Bremen

Ingeborg Reinecke, Laatzen

Johannes-M. Reineke, WA, Schieder-
Schwalenberg

Hartmut Reiners, WA, Dortmund

Jirgen Reinke, GS, Diisseldorf

Erhard Riehl, Bad Homburg

Godela Rilling-Linde, GS, Marburg

Dr. Charles Roberts, WA, Passau

Bernd Rode, GS, Miinchen

Wolf Jirgen Roder, GS, Tiibingen

Hermann Rémer, Frankfurt

Johann Résch, GS, Nurnberg

Joachim Réver, GS, Mihlheim

Ilona Rogalski, GF, Frankfurt

Dr. Thomas Rommelspacher, Gelsenkir-
chen

Birbel Rompeltien, PR, Essen

Dr. Rolf Dietrich Rosenbrock, WA, Ber-
lin

Bernhard Roth, Marburg

Karin Roth, GS, Frankfurt

Martin Roth, Detmold

Holger Rottmann, GS, Lippstadt

Albert Rozsai, Wiesbaden

Andrea Ruby, WA, Kéln

Franz Rudzki, BR, Aachen

Hajo Ritbsam, GS, Gelnhausen

Rudi Rupp, Berlin

Wilhelm Ruwe, Kassel

Carmen Rzaza, BR, Diisseldorf

Jochen Rzaza, GS, Diisseldorf

Fritz Sachse, Darmstadt

Heinke Salisch, Mitg. d. EP, Karlsruhe

Giinther Schachner, GS, Peiting

Gisela Schade, GS, Wetzlar

Heidi Scharf, GS, Neckarsulm

Detlef Schaefer, BR, Steinhagen

Heinz Schifer, BR, Kassel

Werner Schifer, BR, Herborn

Wilhelm Dietrich Schiffer, WA, Aachen

Harald Schartau, GS, Frankfurt

Karl Scheerer, BR, Ulm

Erika Scheider, GF, Hanau

Gerald Scheidler, GF, Altenstadt

Barbara Scheiter, Bielefeld

Rainer Schellbach, PR, Dortmund

Manfred Scherbaum, Afilar

Claus-Peter Schiefer, GF, Hannover

Bernd Schimmeyer, Dortmund

Karl-Heinz Schinke, BR, Verl

Dr. Henning Schirner, WA, Nurnberg

Walter Schlottau, WA, Berlin

Fritz Schmalzbauer, GS, Ntirnberg

Detlev Schmidt, GS, Diisseldorf

Erwin Schmidt, BR, Briihl

Hans Schmidt, GS, Daisendorf

Nikolaus Schmidt, Hannover

Norbert Schmidt, BR, Salzgitter

Rainer Schmidt, GS, Gelsenkirchen

Thomas Schmidt, GS, Diisseldorf

Uwe Schmidt, BR, Biebertal

Werner Schmidt, Stuttgart

Horst Schmitthenner, GS, Sprockhovel

Christa Schmitthenner-Hundertmark,
GS, Sprockhével

Gerhard Schneider, GS, Aalen

35



Monika Schneidereit, WA, Dortmund

Michael Schnitker, GF, Rodinghausen

Yvonne Schénfeld, BR, Wolfsburg

Wolfgang Schonleben, GS, Senkendorf

Wolfram Schétile, Benningen

Ernst-Dietrich Scholz, Berlin

Michael Schorer, GS, Hameln

Dr. Klaus Theo Schréder, WA, Lon-
guich

Oskar Schroder, GS, Maintal

Ulrich Schroder, GF, Bielefeld

Dr. Lutz Schréter, WA, Dortmund

Elke Schiirmann, BR, Bielefeld

Dr. Bernd Schiitt, Essen

Hubert Schiitz, GS, Miinchen

Prof. Dr. Herbert Schui, Weyhe

Dr. Michael Schuler, WA, Recklinghau-
sen

Dr. Helga Schuler-Jung, Bielefeld

Hartmut Schulz, GS, Garbsen

Arno Schumacher, GS, Essen

Hans-Jiirgen Schumacher, GS, Dort-
mund

Jiirgen Schumacher, GS, Haflloch

Prof. Dr. Ursula Schumm-Gerling,
Frankfurt

Prof. Dr. Susanne Schunter-Kleemann,
Bremen

Dr. Jirgen Schutte, WA, Berlin

Ruth Schwake, GF, Hannover

Wolfgang Axel Schwalm, BRV, Klein-
ostheim

Michael Schwarz, Kéln

Manfred Schweizer, GS, Neu-Ulm

Frank Schweppe, WA, Lemgo

Reinhard Schwier, BRV, Minden

Helga Schwitzer, Hannover

Reinhard Schwitzer, GS, Hannover

Wilfried Sadowski, BR, Bad Salzuflen

Hans-Werner Singer, BRV, Biinde

Kurt Seebohm, Koln

Gerhard Seel, Schmitten

Dieter Seidel, BR, Kassel

Reinhard Seiler, WA, Detmold

Franz-Josef Seiwert, Dillingen

Sepp Sigulla, GS, Maintal

Fritz Simon, GS, Bielefeld

Heide Simonis, MdB, Bordesholm

Harry Skiba, GF, Braunschweig

Claus Sobott, WA, Oerlinghausen

Gert Sohnlein, GS, Ansbach
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Dr. Angelina Sorgel, WA, Bremen

Mathias Sommerfeld, BR, Miinchen

Peter Sommerstedt, BRV, Halle

Prof. Dr. Richard Sorg, Wiesbaden

Wiltrud Sossna, Bremen

Uwe Spadzinski, GS, Dortmund

Giinter Spahn, GF, Dinslaken

Georg Sperber, Sulzbach-Rosenberg

Dr. Reinhold Spieker, WA, Eyendorf

Frank Spieth, GS, Alsfeld

Thomas Spohr, Hannover

Eckart Spoo, GF, Hannover

Peter Stahlheber, GS, Osthofen

Jorg Stahlhut, GF, Holpsen

Brigitte Stahn-Willig, WR, Diisseldorf

Jurgen Stamm, GS, Miinchen

Sybille Stamm, GS, Stuttgart

Theo Steegmann, BR, Duisburg

Christian Steffen, Berlin

Johannes Steffen, WA, Koln

Beate Steffens, Bielefeld

Dietmar Stein, GS, Kaiserslautern

Dieter Steininger, Hamburg

Wolfgang Steinwedel, BRV, Barsinghau-
sen

Klaus Stenzel, GS, Hameln

Sigi Stenzel, GF, Braunschweig

Joachim Swber, GS, Biebergemiind
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II. Langfassung des Memorandum



1. Massenentlassungen - Einschiichterung —
wachsende Armut: Das soziale Klima 1983

1.1 Massenarbeitslosigkeit im Unternehmerstaat

Die Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik hat sich in den letzten
beiden Jahren mehr als verdoppelt. Sie ist damit stirker gestiegen
als in jedem anderen Land der Welt. Im Februar dieses Jahres lag
die Zahl der registrierten Arbeitslosen mit iiber 2,5 Millionen hé-
her als jemals zuvor in der Geschichte der BRD. Dazu kommt die
Zahl der Arbeitslosen, die in die »Stille Reserve« abgedringt wer-
den. Sie mitgerechnet sind in den ersten Monaten des Jahres 1983
etwa 3,8 Millionen Menschen arbeitslos. Das bedeutet eine tat-
sichliche Arbeitslosenquote von rund 16%, d.h.: Gegenwirtig ist
jeder 7. Erwerbstitige arbeitslos! In strukturschwachen Regionen
(Passau, Leer, Deggendorf, Schwandorf, Emden usw.) liegt sogar
die registrierte Arbeitslosenquote in diesem Frithjahr schon bei 20
bis 26%. Hinzu kommen zu Jahresbeginn 1983 rund 1,2 Mio
Kurzarbeiter (gleichfalls doppelt so viel wie vor Jahresfrist), die
zwar noch nicht von direkter Arbeitslosigkeit betroffen sind, die
aber dennoch in ihrer Einkommenslage und ihrer Arbeitsperspek-
tive beeintrichtigt und gefihrdet sind.

Die weiter ansteigende hohe Arbeitslosigkeit ist 1982/83 in zu-
nehmendem Mafle Resultat von Massenentlassungen. Zum Teil
stehen diese in Zusammenhang mit tiefgreifenden Produktions-
und Absatzkrisen, zum Teil aber auch mit planmiRigen Strategien
der Personal»bereinigung« und Rationalisierung, die die vorlie-
genden Beispiele von Massenentlassungen in Krisenunternehmen
* fiir die eigene Unternehmensstrategie instrumentalisieren. Massen-
entlassungen prigen gerade in strukturbenachteiligten Gebieten
das Bild der regionalen Beschiftigungskrise und signalisieren eine
beginnende Entindustrialisierung dieser Gebiete. So lief§ z.B. die
Entlassung von 380 Textilarbeitern/arbeiterinnen in einem lindli-
chen Kreis in Hessen die regionale Arbeitslosenquote um mehrere
Prozentpunkte auf 17% steigen. In der Stahlindustrie, bei den
Werften, beim MAN-Konzern, bei Agfa, Messerschmitt-Boslkow-
Blohm, Brinkmann, AEG und anderen Groflunternehmen sind im
Laufe des letzten Jahres Zehntausende von Arbeitsplitzen vernich-
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tet worden. Dutzende von Konzernen haben weitere drastische
Personalkiirzungen durch Betriebsstillegungen angekiindigt. De-
ren Verwirklichung wird 1983 eine neue Welle von Massenentlas-
sungen nach sich ziehen.

Belegschaften sammeln fiir die Arbeitslosen in Detroit oder in
Liverpool — aber nach den lingst vorliegenden Prognosen (z.B.
von Prognos/Mackintosh, DIW, IAB, Ifo) sind wir in der Bundes-
republik Deutschland nur noch unwesentlich von solchen Verhilt-
nissen entfernt: Fiir 1985 muf}, wenn nichts geschieht, mit vier bis
funf Millionen Arbeitslosen gerechnet werden, bis 1990 mit tber
sechs Millionen. Neueste Prognosen legen den gegenwirtigen Sok-
kel an Arbeitslosigkeit, die Arbeitsplatzvernichtung aufgrund der
Produktivititsentwicklung und die ins Erwerbsleben eintretenden
geburtenstarken Jahrginge zugrunde und kommen selbst unter
eher optimistischen Annahmen des Wirtschaftswachstums zu rund
4 Millionen registrierten und 2,2 Millionen nichtregistrierten Ar-
beitslosen 1990.

Die gesellschaftlichen Kosten der Massenarbeitslosigkeit sind
immens:

- Kosten durch Steuer- und Beitragsausfille sowie Unterstiit-
zungsleistungen bei Arbeitslosigkeit

~ vermittelte Belastungen des gesamten sozialen Sicherungssy-
stems (hohere Kosten fiir den Sozialhilfebereich, erhshte Krank-
heitskosten usw.)

— Verluste an gesellschaftlichen Produktionsmoglichkeiten

— noch ungerechtere Einkommensverteilung

= psychische und soziale Belastungen der einzelnen Betroffenen
~ Verluste an demokratischer und sozialer Substanz.

Die fiskalischen Kosten der Arbeitslosigkeit (Lohnsteuer- und So-
zialversicherungsausfille, Arbeitslosengeld/-hilfe sowie Leistun-
gen der Bundesanstalt fiir Arbeit an die Kranken- und Rentenver-
sicherung) betragen fiir jeden registrierten Arbeitslosen (bei einer
Durchschnittsbildung  fiir ~ Arbeitslosengeld-/Arbeitslosenhilfe-
und Nichtleistungsempfinger) rund 24000 DM pro Jahr, das sind
bei 1,8 Mio Arbeitslosen 1982 rund 43 Mrd DM, und bei rund 2,5
Mio Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 1983 rund 60 Mrd DM.
Hinzuzurechnen sind noch weitere Milliardenbetrige an Beitrags-
und Steuerausfillen der Arbeitslosen in der Stillen Reserve. Mit
diesen Betrigen lielen sich ohne Miihe gesellschaftliche Versor-
gungsdefizite verringern, z.B. kénnten mit den rund 60 Mrd DM
fiskalischen Kosten 1983 alternativ fast 220000 ‘Wohnungen mit
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guter Ausstattung gebaut und damit ein wirksamer Beitrag zur Be-
seitigung der Wohnungsprobleme geleistet werden.

Hinzu kommen in den Systemen und Einrichtungen der Sozia-
len Sicherung zahlreiche zusitzliche Kosten und Belastungen
durch die Arbeitslosigkeit, so z.B. in der Rentenversicherung
durch das Abschieben ilterer Arbeitnehmer in die vorzeitige Ver-
rentung. Gravierend sind auch die erhohten Anforderungen an die
Sozialhilfe. ‘

Die vorliegenden Prognosen der Arbeitslosigkeit bringen in die
Entwicklung des Systems der sozialen Sicherung eine verheerende
Dynamik hin zu einer Perspektive vor-sozialstaatlicher, friihkapi-
talistischer Zeiten. Es wird deutlich, daf} unter Status-quo-Bedin-
gungen die bisherigen, schon bei weitem nicht hinnehmbaren Kiir-
zungen, Streichungen und Ausgrenzungen erst ein Anfang sind und
sein sollen. Die Parallelen zur Weltwirtschaftskrise 1929/33 - vom
Umfang der Probleme her wie von den Folgen fiir den Sozialstaat
und die politische Kultur der Gesellschaft — treten 1983 uniiber-
sehbar zutage.

Die gesellschaftlichen Verluste durch Nichtauslastung der Pro-
duktivkrifte machten 1982 bereits rund 12% des Bruttoinlandspro-
dukrtes aus. 2,7 Mio Arbeitslose 1982 (einschlieBlich der Stillen Re-
serve) hitten (bei der Durchschnittsproduktivitit von 56 000 DM)
Produkte und Dienstleistungen in der Grofenordnung von
150 Mrd DM erstellen konnen. Bei 3,8 Mio Arbeitslosen 1983
liegt der Verlust an gesellschaftlicher Produktion bei rund 210
Mrd DM, das sind 17 % des vorausgeschitzten Bruttoinlandspro-
duktes. Wiirde diese Produktion dagegen realisiert, nach Kriterien
des gesellschaftlichen Bedarfs und der Umweltsicherung, so kénn-
ten damit deutliche Fortschritte in der Befriedigung dringender
sozialer Bediirfnisse erzielt werden.

Die einkommenspolitische Bilanz ist fir die abhingig Beschiftig-
ten verheerend. Seit 1980 sind ihre Realeinkommen netto um fast
4% gesunken und liegen damit heute unter dem Niveau von 1978.
Noch nie in der Geschichte der Bundesrepublik ist die Entwick-
lung der Arbeitnehmereinkommen so weit hinter der Inflationsrate
und dem Produktivititszuwachs zuriickgeblieben wie 1982. Und
dieser Realeinkommensabbau ist — im Gegensatz zu den von Un-
ternehmerseite stindig wiederholten Behauptungen — keineswegs
- durch einen Riickgang der Massenarbeitslosigkeit »belohnt« wor-
den, vielmehr ist er von einer weiteren Ausweitung der Arbeitslo-
sigkeit begleitet worden.
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Neben dem allgemeinen Lohndruck ist als weitere Tendenz ein
besonderer Druck zur Festschreibung der unteren Lohngruppen
festzustellen. Er duBert sich im Widerstand der Unternehmer ge-
gen Forderungen nach Abschaffung der untersten Lohngruppen
oder nach Sockelbetrigen, die von den Gewerkschaften in die Ta-
rifverhandlungen eingebracht werden. Der Zusammenhang zu der
allgemeinen Verschiebung der Mindestlebensstandard- und Ar-
mutsgrenzen nach unten ist offensichtlich, die in den Kiirzungen
bei der Arbeitslosenunterstiitzung oder der Sozialhilfe zum Aus-
druck kommen. Auch das ist charakteristisch fiir die gegenwirtige
Verteilungsauseinandersetzung. .

Stirker als bisher wird die Verteilungsauseinandersetzung von der
konservativ-liberalen Bundesregierung mitgetragen und vorangetrie-
ben. Sie hat im Winter und Frithjahr 1982/83 offen Stellung bezo-
gen: Fir die vom Arbeitsminister Bliim propagierte »Lohnpause«
hat der Innenminister mit der eiligen Festlegung der Beamtenbe-
soldung auf einen Anstieg von nur 2% ab 1. 7. 83 den Einstieg und
das Signal gegeben. Die Regierung hat dariiberhinaus in beispiel-
loser Weise neue Einfallstore zum Angriff auf die Einkommen der
abhingig Beschiftigten gefunden. Der Fall des Stahlkonzerns
ARBED in Saarbriicken erweist sich als ein bislang unbekanntes
Erpressungsmanéver einer Bundesregierung, durch das bestehende
Tarifvertrige zu wertlosem Papier erklirt wurden: Der Wirt-
schaftsminister machte die Gewihrung staatlicher Zuschiisse zur
Sanierung des Konzerns davon abhingig, dafl die Arbeitnehmer
1983 und 1984 auf die Hilfte ihres tarifvertraglich zustehenden
Weihnachtsgeldes verzichten und diese Betrige dem Unternehmen
als Darlehen iiberlassen. Dieses Sanierungsopfer wurde im itbrigen
ohne jede verbindliche Aussage iiber den Erhalt der Arbeitsplitze
gefordert. Hierin zeigt sich die offene Parteilichkeit der Bundesre-
gierung. Solche Strategien konnten sich in der nichsten Zeit bei
den Stahlkonzernen wie auch in anderen Branchen (z.B. der
Werftindustrie) olfleckartig verbreiten.

Die Perspektive USA ist in Vorbereitung: Dort wurde Anfang
Mirz 1983 die Stahlarbeitergewerkschaft gezwungen, Tariflohn-
senkungen und Urlaubskiirzungen fiir die kommenden 41 Monate
zuzustimmen, damit iiber diesen Verzicht die Konzerne die Mo-
dernisierung ihrer veralteten Produktionsanlagen finanzieren kon-
nen.

Die Massenarbeitslosigkeit bildet den Hintergrund fir Umver-
teilung, Sozialabbau und gesellschaftliche Desintegration: Die Un-
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ternehmerseite und die konservativ-liberalen politischen Krifte
nutzen in offenem Zusammenwirken die Situation, um die Vertei-
lungsverhiltnisse endgiiltig und substanziell zu »ordnen« und den
Abbau von demokratischer Substanz der Gesellschafi weiter zu betrei-
ben.

Krise und Massenarbeitslosigkeit werden instrumentalisiert fiir
einen Unternehmerstaat, der immer schlechtere Arbeits- und Le-
benschancen zuteilt, fiir eine noch stirker hierarchische und auto-
ritire Gesellschaft, mit grofier werdenden Randgruppen und klei-
nen Eliten — eine Gesellschaft, in der die Wahrnehmung von
Grundrechten erschwert (Verschirfungen im Demonstrations-
recht, im Auslinderrecht usw.) bzw. mit prohibitiven Kosten be-
legt wird (Verordnung zur Regelung des Polizeikosten-Ersatzes in
Baden-Wiirttemberg seit Herbst 1982).

Die Absicht, die Krise fiir Umverteilung und soziale Desintegra-
tion zu nutzen, umfafit einen lingeren Zeithorizont. Deshalb wird
der weitere Anstieg der Massenarbeitslosigkeit bis in die 90er Jahre
hinein von der konservativ-liberalen Regierung, den Unterneh-
mern und ihren wissenschaftlichen Beratern als Sachgesetzlichkeit
behauptet. Diese lange Perspektive ist funktional fiir das Interesse,
die Umgestaltung der Gesellschaft grundlegend anzugehen - ein-
zelne Grundsteine sind gelegt, noch weitere miissen stufenweise
folgen. Die Bevolkerung wird darauf vorbereitet, daff Massenar-
beitslosigkeit noch fiir etliche Jahre ihr »Schicksal« sei und daf
solche schicksalhaften Perspektiven grundsitzliche und dauerhafte
Opfer verlangen.

Die strategischen Ansatzpunkte zur Instrumentalisierung der
Massenarbeitslosigkeit sind klar auszumachen:

— Grundlegende Prinzipien und Ziele der Verteilungs- und So-
zialpolitik werden als iiberholt, unhaltbar oder gar »ungerecht«
hingestellt, etwa das Bedarfs- und das Solidarprinzip, oder das
Ziel einer Verbesserung der Verteilungsverhiltnisse und der Teil-
habe der abhingig Beschiftigten am Produktivititsfortschritt —
stattdessen werden angebliche Leistungs- und Gerechtigkeitsprin-
zipien eingefihrt, die auf Sozialdarwinismus einerseits, Privile-
gienschutz andererseits hinauslaufen.

— Verbriefte Rechte und Sozialleistungen iiberhaupt in An-
spruch zu nehmen, wird schon zum Miflbrauch erkliirt — eine neue
Stufe in der seit Jahren zu beobachtenden »Miflbrauchs-«Debatte,
die auf weitere Privatisierung sozialer Risiken zielt.

~ Lohn- und Sozialhilfeempfinger werden dadurch geschickt
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gegeneinander ausgespielt, daf jeweils auf die bereits der anderen
Gruppe abgeforderten Opfer hingewiesen wird und damit ein Still-
halten der Betroffenen in diesem sich wechselseitig aufschaukeln-
den Prozef} von Einkommens- und Leistungskiirzungen gefordert
wird.

~ Das in der Bevolkerung vorhandene Solidarititspotential wird
von der konservativen Ideologie durch den Appell an die »Opfer-
bereitschaft« instrumentalisiert — er enthilt die Aufforderung an
die Betroffenen und Benachteiligten, unter sich den Mangel und
die Not zu verteilen: So sollen z. B. Frauen sich nicht als »Doppel-
verdiener« betitigen, iltere Arbeitnehmer auf ihren Arbeitsplatz
zugunsten des jungen Familienvaters verzichten.

— Wirkliche und wirkungsvolle Solidaraktionen — gewerkschaft-
licher Kampf, kollektive Interessenartikulation, Demonstrationen
— werden dagegen als Verteidigung von Privilegien denunziert.

— Diffamierungsstrategien gegen bestimmte Gruppen der Bevol-
kerung, z.B. gegen Auslinder, gegen Frauen als »Doppelverdiene-
rinnen«, gegen Jugendliche, oder gegen Organisationen und Ein-
richtungen, die sich fiir bessere Arbeits- und Lebensmoglichkeiten
einsetzen, zielen darauf, Siindenbdcke zu schaffen und falsche ge-
sellschaftliche Konfliktlinien zu ziehen, um so von dem eigentli-
chen gesellschaftlichen Konflikt und Widerspruch abzulenken und
die Gesellschaft noch »tiefer zu gliedern«.

1.2 Kirise und Lebenslage

1.2.1 Abhingig Beschiftigte: Lohnabbau und Angst um den
Arbeitsplatz ' :

Die Arbeitsplatzvernichtungen in Millionenhshe in den 80er Jah-
ren schaffen unter den Beschiftigten ein bisher beispielloses Klima
von Angst um den Arbeitsplatz. 1982 wurden rund eine halbe Mil-
lion Arbeitsplitze vernichtet, fiir 1983 ist mit derselben Grofenord-
nung zu rechnen. Die IG Metall schitzt allein fiir ithren Bereich,
dafl in den kommenden Monaten in jedem Monat rund 10000
Metallarbeitsplitze wegfallen werden. Massenentlassungen, aber
auch sukzessive Verringerung der Belegschaften in einer Rationali-
sierungsoffensive bisher unbekannten Ausmafes prigen das Bild.
Durch Massenentlassungen z.B. bei Agfa Miinchen sind 3100 Ar-
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beitsplitze 1982 vernichtet worden; die Kaufhof AG hat bei etwa
gleichgebliebenem Umsatz 1982 die Belegschaft um tiber 10 % ver-
ringert; der Stahlkonzern Hoesch hat in den letzten drei Jahren
rund 10000 Arbeitsplitze in der Stadt Dortmund vernichtet, Wej-
tere Entlassungsschitbe werden allerorts angekiindigt.

Kurzarbeit fir iiber eine Million Beschaftigte, davon rund eine
Viertelmillion ein halbes Jahr und linger (inzwischen durch
Rechtsverordnung des Arbeitsministers bis zu 24 Monate mog-
lich), in der Metallindustrie fiir jeden zweiten Arbeiter, trigt
gleichfalls zur Unsicherheit iber die zukiinftigen Arbeitsmoglich-
keiten bei und bedeutet massive Einkommensverluste.

Der »Arbeitsmarkt zweiter Klasse« wichst, mit kurzfristigen,
schlechtbezahlten Arbeitsverhiltnissen, aufler- und unterhalb von
Tarifvereinbarungen, mit unqualifizierter, sozial unabgesicherter
Teilzeitarbeit, in Arbeitsbereichen und zu Bedingungen, die in den
60er und 70er Jahren kaum einer angenommen hitte.

Die Angst um den Arbeitsplatz und ihre Folgen prigen die Le-
benslage von abhingig Beschiftigten am Arbeitsplatz genauso
stark, vielleicht inzwischen sogar noch stirker als der massive und
nun schon tiber mehrere Jahre andauernde Druck auf die Lohne
mit der Folge absoluter Reallohnverluste, die in diesen Dimensio-
nen von der Unternehmerseite auch nur unter den Bedingungen
der neuen Qualitit von Massenarbeitslosigkeit durchgesetzt wer-
den kénnen. Bei einer Umfrage der IG Metall sagten 3 von 4 IG-
Metall-Mitgliedern, daf} sie um ihren Arbeitsplatz fiirchteten, 15 %
hatten sogar grofle Angst, nur jeder 6. fiihlte sich an seinem Ar-
beitsplatz z. Zt. noch sicher. Die IG Metall hat in einem Weibuch
an iiber 250 konkreten Beispielen dokumentiert, wie Einschiichte-
rung und Druck von seiten der Unternehmer ausgeiibt werden: Mit
vielfaltigen Angriffen auf die Betriebsverfassung — Behinderung
von Betriebsratswahlen, Blockierung von Betriebsratsarbeit und
gewerkschaftlicher Titigkeit im Betrieb — gehen die Unternehmer |
unmittelbar gegen gesellschaftlichen und tariflichen Fortschritt
vor. Versuche, die Kiindigungsschutzvorschriften per Einzelver-
einbarung aufer Kraft zu setzen, die Jagd auf Kranke und die
Aussonderung leistungsgeminderter Beschiftigter (Kontrollbesu-
che bei Krankheit, Rundschreiben und Einzelbriefe mit drohen-
dem Charakter) sind an der Tagesordnung. Wo Personalinforma-
tionssysteme (PAISY) von den Unternehmen gegen den gewerk-
schaftlichen Widerstand durchgesetzt wurden, kann dieser Druck
computertechnisch perfektioniert werden. Auch das im Rahmen

46



des Haushaltsbegleitgesetzes im Dezember 1982 dem Arbeitgeber
eingeriumte Initiativrecht, den vertrauensirztlichen Dienst zur
Kontrolle der Arbeitsunfihigkeit von erkrankten Arbeitnehmern
einzuschalten, verstirkt und erweitert die Moglichkeit der Repres-
sion.

Der Krankenstand ist auf ein nach Meinung von Medizinern ge-
sundheitsgefihrdendes und letztlich Krankheitskosten verteuern-
des niedriges Niveau gesunken. Er zeigt, wie wirkungsvoll die
Angst der Einzelnen um ihren Arbeitsplatz in Raunbbau mit der Ge-
sundbeit umgesetzt wird. Der Krankenstand lag bei 5,2% im Jahre
1980, sank 1981 auf 4,8% und hat zu Beginn des Jahres 1983 den
Tiefstand von 3,9% erreicht — und das bei verschirften Arbeitsbe-
dingungen, erhohter Arbeitsintensitit und durch die Kostendamp-
fungsstrategien der letzten Jahre verschlechterter gesundheitlicher
Versorgung. Immer stirker wird die Tendenz, gesundheitlich be-
eintrichtigte, z.B. #ltere Arbeitnehmer abzuschieben, immer ge-
ringer wird auch die fur Krankheitsausfille gehaltene Personalre-
serve.

Das im Haushaltsbegleitgesetz beschlossene Mafinahmenbiindel
verschiebt demgegeniiber Finanzlasten in der sozialen Kranken-
versicherung noch stirker auf die von Krankheitsrisiken betroffe-
nen Personen. Die vorgesehenen Selbstbeteiligungsregelungen be-
lasten den einzelnen Kranken und Rehabilitanden in sozial
unzumutbarer Weise. Krankenhausaufenthalte eines Versicherten
und seines Mitversicherten kénnen zu einer zusitzlichen finanziel-
len Belastung in Hohe von 140 DM jihrlich fishren. Die vorgese-
hene neue Selbstbeteiligung an den Kosten von Kuren wird die
Versicherten mit mindestens 280 DM belasten, wenn sie versu-
chen, durch eine Kur oder sonstige Rehabilitationsmafinahme den
Gesundheitsverschleifl aufzufangen und eine Frithinvaliditit zu
vermeiden. ‘

Die Einkommen der abhingig Beschiftigten sinken unter dem
wachsenden Druck der Massenarbeitslosigkeit. Die durchschnittli-
chen Tariferhshungen lagen 1982 bei rund 4% ~ durch Verzoge-
" rungen beim Inkrafttreten der Tarifvertrige (Zunahme der Zahl
der »Nullmonate«, d.h. der Lohnpausenmonate) sowie durch
Laufzeitverlingerungen der alten Tarifvertrige war der tatsichli-
che Anstieg noch etwas geringer (3,9%). Fir die Beschiftigten in
der untersten Lobngruppe in der Mineralslindustrie kam z.B. ein
Tariflohnanstieg von 99 DM heraus (brutto), Arbeiter in der Me-
tallindustrie (Nordbaden/Nordwiirttemberg) erhielten in der un-
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tersten Lohngruppe 59 DM mehr Lohn (brutto), Angestellte in der
untersten Gehaltsgruppe 67 DM. Dabei sind in weiten Bereichen
die Einkommen vor allem in den unteren Tarifgruppen nach wie
vor sehr niedrig: In der untersten Lohn-/Gehaltsgruppe verdiente
1982 (nach Tarif, brutto)

— ein Angestellter in der Schuhindustrie (NRW, Niedersachsen)
1401 DM

— ein Arbeiter in der papierverarbeitenden Industrie (Westfalen)
1358 DM '

— ein Arbeiter im Groflhandel (NRW) 1350 DM

= ein Beschiftigter im Hotel- und Gaststittengewerbe 677 DM.

Diese Zahlen muf§ man sich vor Augen halten, wenn von zu ho-
hen Lohnen und von »Anspruchsmentalitit« der Arbeitnehmer die
Rede ist. Die durchschnittliche Netto-Lobn-/Gebaltssumme (monat-
lich) je abhingig Beschiftigtem in der Bundesrepublik lag 1982 bei
1890 DM (1981 bei 1835 DM). Real sind die Nettoeinkommen
aber durch die Inflation 1982 um rund 2,2 % gesunken. Damit ha-
ben die abhingig Beschiftigten nun im dritten Jahr hintereinander
reale Verluste an verfiigbarem Einkommen hinzunehmen. In vielen
Branchen und Betrieben iiben die Unternehmer Druck aus, um
ubertarifliche Leistungen zu kiirzen und Tarifsteigerungen auf die
bisherigen Effektivverdienste anzurechnen. Die IG Metall hat dar-
tiberhinaus eine Reihe von Fillen dokumentiert, in denen dem Be-
triebsrat bzw. einzelnen Beschiftigten Lohnkiirzungen bzw. der
Verzicht auf tarifvertragliche Anspriiche abgepresst wurden, unter
Drohung mit ansonsten »notwendigen« Entlassungen.

Die Verschirfung der Klassenauseinandersetzung, die unver-
hohlenere Ausnutzung der unternehmerischen Machtposition
auch zur direkten Festigung der konservativen politischen Macht
hat sich an dem in vielen Fillen bekanntgewordenen Druck von
Unternehmern auf die bei ihnen Beschiftigten gezeigt, am 6. Mirz
1983 die CDU zu wihlen, wenn sie ihre Arbeitsplitze nicht ge-
fihrden wollen.

1.2.2  Arbeitslose: Materielle und soziale Ausgrenzung
Arbeitslos zu werden, kann heute fiir jeden abhingig Beschiftig-
ten den ersten, kaum mehr umkehrbaren Schritt ins soziale Abseits

bedeuten.
Immer mehr steigt die Zahl der von Arbeitslosigkeit Betroffe-
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nen. Die Arbeitsimter verzeichneten 1982 insgesamt iiber 3,7 Mil-
lionen Arbeitslosmeldungen. Rund 2,5 Mio Menschen waren betrof-
fen, etwa jeder Fiinfte davon war zwei- und mehrmals arbeitslos
geworden. Die Dauer der Arbeitslosigkeit hat weiter zugenommen:
Im September 1982 war jeder Vierte (25,1%) zwischen einem hal-
ben und einem Jahr arbeitslos, mehr als jeder Siebte (15,2%) zwi-
schen einem und zwei Jahren; tiber 6% waren 2 Jahre und linger
arbeitslos.

Besonders von Arbeitslosigkeit betroffen sind Frauen — in struk-
turschwachen Gebieten liegt ihre Arbeitslosenquote zum Teil um
rund 50% iiber der Minner-Arbeitslosenquote. Unter den dlteren
Arbeitslosen steigt vor allem der Anteil der lingerfristig Arbeitslo-
sen. Dabei zeigt sich, wie zunehmend bereits 45 bis 50jihrige aus
dem Arbeitsmarkt hinausgedringt werden. Jugendliche, vor allem
unter 18 Jahren, haben auf dem Arbeitsmarkt kaum eine Chance,
ihnen wird der Start in berufliche Qualifizierung und Praxis gar
nicht erst erméglicht. Aber auch qualifizierte Arbeitnehmer sind
inzwischen von Arbeitslosigkeit bedroht: Thr Risiko, arbeitslos zu
werden, steigt beschleunigt, auch wenn ihre Chancen auf Wieder-
eingliederung noch besser sind als fiir andere Arbeitslose.

Die materielle Lage der Arbeitslosen hat sich weiter verschlech-
tert. Entgegen der breit gefithrten Diffamierungskampagne gegen
Arbeitslose unter der Behauptung des sogenannten »Leistungsmifi-
brauchs« zeigt eine Ubersicht iiber die gezahlten Sitze bei Arbeits-
losengeld und -hilfe, wie unzureichend die Arbeitslosen versorgt
sind. Das durchschnittliche Arbeitslosengeld lag 1982 bei 950 DM
monatlich. Mehr als ein Fiinftel der Minner und fast drei Viertel
der Frauen erhielten nur bis zu 800 DM an Arbeitslosengeld. Bei
den Arbeitslosen, die Arbeitslosenhilfe bezogen, lag der monatli-
che Durchschnittssatz bei 780 DM. Ein wachsender Anteil der re-
gistrierten Arbeitslosen — 1982 waren es 25% — ist vom Leistungs-
bezug ausgeschlossen; das sind bei den gegenwirtigen registrierten
Arbeitslosenzahlen iiber 600000 Nichtleistungsempfinger, aufier-
dem die 1,3 Mio Arbeitslosen in der Stillen Reserve. Die Bestim-
mungen des Arbeitsférderungskonsolidierungsgesetzes (AFKG)
haben im Jahre 1982 die Situation deutlich verschlechtert, wie das
folgende Beispiel zeigt:

Ein Arbeitnehmer mit einem Bruttoeinkommen von 2275 DM (1700 DM
+ 575 DM Uberstundenzuschlige und anteiliges Weihnachtsgeld) in der
Lohnsteuerklasse III erhielt nach der alten Regelung ein wochentliches Ar-
beitslosengeld von DM 231,60. Nach der geiinderten Bemessungsgrund-
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lage des AFKG erhilt er seit dem 1. 1. 1982 DM 204,60, das sind nur noch
63% statt 68% des Nettoentgeltes.

Wie weitmaschig das soziale Netz gewebt ist, zeigt auch die jihrli-
che Neubemessung der Arbeitslosenhilfe. Nach einer Umfrage des
DGB bei den Rechtssekretiren wurde z. B. ein arbeitsloser Metall-
arbeiter, der nach dem Bezug des Arbeitslosengeldes auf die Ar-
beitslosenhilfe angewiesen war, von 207 DM auf wochentlich
159 DM Arbeitslosenhilfe herabgestuft. Einbufien bei der Neube-
messung der Arbeitslosenhilfe von durchschnittlich 100 DM und
mehr sind keine Seltenheit. So wird ein grofler Teil von Arbeitslo-
sen von Sozialhilfe abhingig, bzw. von der Sicherung ihrer Le-
bensbediirfnisse durch Ehepartner, Eltern oder Geschwister.

Diese Angriffe auf den Mindestlebensstandard der Arbeitslosen
sind bewufit angesetzte Hebel konservativer Politik: Sie setzen den
Schutz fiir Arbeitslose herab, so dafl diese jede Arbeit unter jeden
Bedingungen annehmen miissen — die Funktion der Reservearmee,
auf die Lohne und die Arbeitsbedingungen zu driicken, kann voll
durchschlagen.

Die Chancen der Wiedereingliederung in Erwerbstitigkeit ver-
schlechtern sich weiter. 1981 miindeten etwa 45% der Abginge aus
Arbeitslosigkeit in ein Beschiftigungsverhiltnis, 1982 nur noch
40%. Dabei ist die Situation fiir Frauen besonders schlecht: Nur
noch ein Drittel von ihnen geht aus der Arbeitslosigkeit auf einen
Arbeitsplatz iiber. Bei den Minnern schaffen es zwei Drittel. Die
iibrigen werden in den Ruhestand bzw. in die Stille Reserve abge-
dringt; nur ein Bruchteil kommt in eine berufliche Qualifizie-
rungs- oder Rehabilitationsmafinahme.*

* Dabei zeigt ein Vergleich mit den Kosten arbeitsmarktpolitischer Mafinahmen zur
Sicherung von Arbeitsplitzen bzw. zur Wiedereingliederung, dafl diese keineswegs
teurer sind als die Finanzierung von Arbeitslosigkeit (jeweils: Leistungen, Sozialversi-
cherungsbeitrige sowie Lohnsteuer- und Beitragsausfille):

jahrl. Kosten in DM

Arbeitslosengeldempfinger 27700
arbeitsmarktpolitische Instrumente:

— Kurzarbeit : 19500
— Arbeitsbeschaffungsmafinahme 26100
- Fortbildung/Umschulung 35700
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Von denen, die die Arbeitslosigkeit durch Wiederaufnahme einer
Beschiftigung beenden konnen, erleben nach Untersuchungen des
IAB rund 60% deutliche Verschlechterungen ibrer Arbeitssituation,
sowohl hinsichtlich der Entlohnung als auch hinsichtlich der Qua-
litit des Arbeitsplatzes. Die Zumutbarkeitsanordnung fithrt zu un-
terwertigen Beschiftigungsverhilinissen, statt sie zu verhindern,
was eigentlich erklirtes Ziel des Arbeitsforderungsgesetzes ist. In
einem beachtlichen Teil der Fille miinden die Arbeitslosen nur in
instabile Beschiftigungsverhiltnisse ein. Jede Lohneinbufle bei ei-
nem neuaufgenommenen Arbeitsverhiltnis bedeutet dann im Fall
erneuter Arbeitslosigkeit ein geringeres Arbeitslosengeld.

Der sekundire Arbeitsmarkt mit ungeschiitzten Beschiftigungs-
verhiltnissen verzeichnet einen groflen Aufschwung, mit Nied-
rigstlohn-Jobs, Kurzfristvertrigen, Teilzeit-Angeboten, auf Ar-
beitsplitzen und in Bereichen, die noch vor wenigen Jahren kaum
zu besetzen gewesen wiren: als Hausangestellte, Schubputzer, im
Schausteller- oder Marktgewerbe, in Schnellgaststitten, mit unbe-
zahlten Uberstunden, Verstofien gegen den gesetzlichen Arbeits-
schutz, ohne Sozialversicherung. Das ist die Perspektive fiir einen
groflen Teil der Arbeitslosen, wenn ihnen der Arbeitsmarkt eine
»neue Chance« bietet.

1.2.3  Familien: mebr Lasten — weniger soziale Hilfen

Die wirtschaftliche Situation und die Politik des Sozialabbaus be-
lasten die Einkommenssituation der Familien und vermindern die
- gesellschaftlichen Hilfen fiir die private Reproduktion. Zugleich
werden durch die Struktur der Sparmafinahmen und durch die ver-
stirkte, allgegenwirtig zum Ausdruck kommende konservative Fa-
milienideologie stindig mehr Reproduktionsaufgaben wieder al-
lein der Familie zugewiesen. Die wirtschaftliche Krise und deren
Folgen werden zur geistig-moralischen Krise umgedeutet, in der
die Rickbesinnung auf die Verantwortung der Familie dringend
erforderlich ist. Es ist die »Pflicht der Eltern«, die durch Arbeitslo-
sigkeit, Umweltzerstorung und Kriegsdrohung verunsicherte Ju-
gend wieder auf den Pfad des Leistungsdenkens zuriickzufithren,
es ist »Pflicht der Lebensgemeinschaft Familie«, im »Fiireinander-
stehen in Notsituationen, bei Krankheit und Pflegebediirftigkeit
ihre Kraft zu erweisen«. So zynisch wird der Sozialabbau im Ge-
sundheits-, Bildungs-, Kinderbetreuungs- und Altenpflegebereich
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Beispiel: Belastung eines Arbeitnebmerbaushalts durch die Operation °83

4-Personen-Haushalt, 2 Kinder (11. Schulklasse bzw. berufliche Aus-
bildung) — Alleinverdiener in Eisen- und Stahlindustrie, Lohngruppe 9,
monatlicher Bruttolohn 2160 DM; Ausbildungsvergiitung eines Kindes
350 DM, Miete 430 DM, Grof3stadt

Belastungen (bei voller Wirksamkeit der Sparmafinahmen)
Streichung Schiiler-BAFsG - 225,— DM
Wegfall der Kinderbetreuungskosten (2 x 600 DM) 18,— DM
Einfihrung von Kinderfreibetrigen (2 x 432 DM) 4+ 16,— DM

Erhshung der Beitrige zur Arbeitslosenversicherung

ab 1. 1. 83 um 0,3 % (Arbeitnehmeranteil) - 6,50 DM
Erhohung der Beitrige zur Rentenversicherung
ab 1. 9. 83 um 0,25% (Arbeitnehmeranteil) —  540DM

Selbstbeteiligung an Krankheitskosten (3 verordnete

Arzneimittel pro Monat, Krankenhausaufenthalt

eines Familienmitglieds pro Jahr, Kosteniibernahme

bei Bagatellarzneimitteln) - 10,— DM

Mehrwertsteuererhshung ab 1. 7. 83 um 1% (bei
gestaffeltem Mehrwertsteuersatz = 0,75% des

Nettoeinkommens abziiglich Miete) - 15— DM
Wohngeldsenkung (Freibetrag von 200 DM pro

Monat fiir mitverdienende Kinder entfillt) - 21,— DM
Mieterhshung (10% von 430 DM) — 43,— DM

Belastung insgesamt 327,90 DM

Diese Mafinahmen der Sparoperation ’83 fithren zu einer Zusatzbela-
stung von 13,5% des bisherigen verfiigbaren Nettoeinkommens (incl.
Kindergeld, Wohngeld, BAF6G). Von nicht unerheblicher Bedeutung
ist dabei die Streichung des Schiiler-BAF6Gs. Hierbei handelt es sich
jedoch nicht um ein Extrembeispiel, weil immerhin 520000 bzw. jeder
dritte Schiiler bisher durch BAF6G gefordert wurden.

zu einem neuen, angeblich »menschlicheren« Leitbild der Familie
erklirt. ;
Hinzu kommen die kommunalen Sparmafinabmen, z.B.
— SchliefSung von stidtischen Einrichtungen (z.B. Kinderkrip-
pen, Bider oder Stadrtteilbibliotheken) oder Gebiihrenerhdhung.

In Hannover beispielsweise wurden mehrere Stadtteilbibliotheken ge-
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schlossen und die Offnungszeiten der verbleibenden verkiirzt. In Bielefeld
wurden Spielplitze geschlossen, um die Kosten fiir ihre Unterhaltung-ein-
zusparen. In Frankfurt wurden Krippenplitze um 23 % teurer.

~ Reduzierung des Leistungsangebots (z. B. bei Volkshochschu-
len, Theatern, Opern) und die Erhthung der Gebiihrensitze, um
die sinkende Nutzung auszugleichen.

Die Eintrittspreise fir Einrichtungen dieser Art sind 1982 ca. um 20%
gestiegen, einzelne Schwimmbider, wie beispielsweise in Frankfurt, erhsh-
ten ihre Eintrittspreise auf 10 DM pro Besuch. Die SchlieSung des Dort-
munder Theaters konnte nur durch energischen Protest der Betroffenen
verhindert werden.

— Streichung oder Kiirzung von freiwilligen Zuschiissen (z.B.
im Sozialbereich, fiir Schulveranstaltungen, an Sportvereine)

Im Bereich der sozialen Dienste stehen vor allem freie Triger und pri-
vate Einrichtungen im Zentrum der Sparmafinahmen. Vielerorts miissen
Kindergirten freier Triger schlieflen. In Koln wurde den Sportvereinen der
Zuschufl fir Jugendarbeit um 50% gekiirzt.

So werden qualifizierte Kinderbetreuung und -erziehung, Bil-
dung und Regeneration in der Freizeit wieder zu Klassenprivile-
gien.

Besonders kraf} haben sich die Miet- und Wobnungsprobleme fiir
die Familien erhsht. Wihrend ihr Einkommen sinkt, miissen sie
durch das neue Mietrecht erhebliche Mietsteigerungen hinneh-
men. Oft betrigt die Miete schon mehr als ein Viertel des Haus-
haltseinkommens. Seit 1. Januar 1983 zeigt sich, daf} die Vermieter
das zu ihren Gunsten verschobene Krifteverhiltnis kriftig ausnut-
zen. Das Mietenniveau stieg in den ersten Monaten des Jahres um
rund 1% monatlich, also fiinfmal so schnell wie die iibrigen Le-
benshaltungskosten. Mietervereine verzeichnen keineswegs nur
Einzelfille, in denen Vermieter versuchen, nun auf einmal die 30%
Mieterhshung zu kassieren, die sie innerhalb von drei Jahren ins-
gesamt fordern diirfen. :

Auch den Sozialmietern drohen erhebliche Mietaufschlige in
den nichsten Jahren, obwohl die konservativ-liberale Bundesregie-
rung dies nach den ersten Protesten weit von sich gewiesen hat.
Wenn die bereits detailliert aufgestellten Pline des Bundesbaumi-
nisteriums Wirklichkeit werden, haben rund 4,3 Mio Familien und
Einzelpersonen in Sozialwohnungen in den nichsten Jahren erheb-
liche Mietsteigerungen zu befiirchten, weil ithre Mieten mit etwa
5% jahrlich an die »allgemeine Marktlage auf dem Wohnungs-
markt« angepaflt werden sollen. Trotz der zu erwartenden Miet-
steigerungen war es eine der ersten Taten der neuen Koalition, die
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Wohngeldzahlungen abzubauen. Die Wohngeldleistungen wurden
um mehr als 10% des Gesamtvolumens gekiirzt. Hauptbetroffene
dieser Einsparungen sind Schwerbehinderte, Alleinerziehende, Ar-
beitslose und Sozialhilfeempfinger. Indem nach der Neuregelung
fir diese Personengruppen Freibetrige entfallen oder Pauschalbe-
trige bei der Einkommensermittlung gesenkt wurden, reduzieren
sich die Wohngeldleistungen im Einzelfall erheblich.

Wohnungen in oberen Preisklassen bzw. mit groferer Quadrat-
meterzahl stehen immer hiufiger leer. Die Nachfrage nach billige-
ren, kleineren Wohnungen, méglichst mit Kohleheizung, auch
ohne Bad, wichst gerade in Grofistidten aulerordentlich, weil be-
nachteiligte Familien, besonders kinderreiche oder alleinerzie-
hende, ihre bisherige Wohnung nicht mehr bezahlen konnen. Die
Zahl der Riumungsklagen, der Zuweisungen in Obdachlosenun-
terkiinfte, die Fille notwendiger Mietschuldeniibernahme durch
die Sozialimter zur Abwendung der Obdachlosigkeit haben ge-
rade 1982 erheblich zugenommen. In Bielefeld z.B. waren 1982
rund 1200 (1980: 804) Raumungsklagen zu verzeichnen — 164 da-
von konnte das Sozialamt abwenden, mit einem Mitteleinsatz von
fast 300000 DM.

Immer mehr Familien sind auf Sozialhilfe angewiesen, vor allem
einkommensbenachteiligte Familien mit mehreren Kindern, allein-
erziechende Miitter, Rentnerfamilien und Familien, die von Ar-
beitslosigkeit betroffen sind. Etwa 20% aller Haushalte, in denen
lingerfristig Arbeitslose (mehr als vier Monate) leben, beziehen
wihrend der Arbeitslosigkeit ein Einkommen, das unter jenem des
Sozialhilfeanspruchs liegt. Uberdurchschnittlich betroffen sind
Haushalte mit vier und mehr Personen. Wenn man noch jene
Haushalte einbezieht, die dicht am Sozialhilfeanspruch liegen,
miissen etwa 25% bis die Hilfte aller Arbeitslosenhaushalte zu-
. mindest zeitweise mit einem Einkommen nahe dem Existenzmini-
mum leben.

1982 stiegen die Ausgaben fiir die »Hilfe zum Lebensunterhalt«
um tiber 20%. Da die Aufwendungen im Einzelfall aufgrund der
Sparmafinahmen kaum gestiegen sein werden, kann damit gerech-
net werden, dafl mittlerweile rund 2,5 Mio Menschen Sozialhilfe
beziehen — 1980 waren es 2,14 Mio. Nach den Schitzungen der
»Dunkelziffer der Armut« ist hierzu noch einmal dieselbe Zahl
von Betroffenen hinzuzurechnen, die aus vielfiltigen Griinden
nicht zu ihrem Recht auf Sozialhilfe kommen, obwohl ihnen von
ihrer materiellen Lage her Leistungen zustiinden. Damit ist heute
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Das folgende Beispiel verdeutlicht die Situation einer Familie, die auf
Sozialhilfe angewiesen ist:

Sozialhilfeempfinger, Vater 42 Jahre alt, Mutter 38 Jahre alt, Sohn 16
Jahre alt, Tochter 12 Jahre alt, Hessen.

Monatliche Mehrbelastung im Jahr voller Wirksamkeit:

Der Vater erhilt den Eckregelsatz von monatl. 340 DM
die Mutter erhilt 80% des Eckregelsatzes, also monatl. 272 DM
der Sohn erhilt 90% des Eckregelsatzes, also monatl. 306 DM
die Tocher erhilt 75% des Eckregelsatzes, also monatl. 255 DM
Gesamteinkommen 1173 DM

Ohne die Gesetzesinderung wire ihre Sozialhilfe ab

1. Januar 1983 gestiegen um 3%, also um 35 DM auf 1208 DM
Nach der Gesetzesinderung steigt ihre Sozialhilfe

-erst ab 1. Juli 1983 um nur 2%, also um 24 DM auf 1197 DM
Durch die Gesetzesinderung entsteht fiir 1983 ein
Einkommensverlust von insgesamt 276 DM*
Monatlicher Einkomme‘nsverlust (276 :12) = . 23DM
Mehrbelastung durch Mehrwertsteuererhshung 6 DM
Mehrbelastung insgesamt 29 DM

Die Mehrbelastung von 29 DM entspricht 2,5% der Sozialhilfe von
1173 DM.

* ohne Gesetzesinderung: 1208 DM x 12

= 14496 DM
nach Gesetzesinderung: 1173 x 6 + 1197 x 6 = 14220 DM
276 DM

von mindestens 5 Mio Menschen in der BRD auszugehen, die am
Rande des Existenzminimums leben.

Da die durch die Leistungskiirzungen bei den Kommunen ein-
gesparten Betrige trotz der einschneidenden Wirkungen, die sie
fir die Betroffenen haben, gering sind (1982 und 1983 nur rund
320 Mio DM), kann die Begriindung einer solchen Politik nur in
einer immer weiteren Entfernung vom Bedarfsprinzip liegen, und
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im Interesse, immer breitere »Rinder« der Bevilkerung auszu-
grenzen. Der Effeke ist eine Einschiichterung und Verunsicherung
aller - der abhingig Beschiftigten und ihrer Familien, der alleiner-
ziehenden Mitter, der Arbeitslosen — denn von diesem immer we-
niger zureichenden »Netz« kann unter den Bedingungen der fort-
schreitenden Massenarbeitslosigkeit morgen oder in einem Jahr
prinzipiell jeder Einzelne betroffen sein.

1.2.4  Frauen: Reserve zuriick an den Herd

Die »Wende« 1982/83 richtet sich in besonderer Weise gegen die
Frauenemanzipation. Das zeigt sich nicht allein daran, wie stark
Frauen von Massenarbeitslosigkeit und Sozialabbau benachteiligt
werden - die konservative Regierung geht auch daran, die soziale
Indikation beim Schwangerschaftsabbruch wieder abzuschaffen
(erstes Signal: die Anderung der Beihilfeverordnung fiir Beamtin-
nen: keine Kostenerstattung mehr fiir einen Schwangerschaftsab-
bruch; eine entsprechende Regelung fiir gesetzliche Krankenkas-
sen wird vorbereitet), das Schuldprinzip bei Ehescheidungen
wieder einzufithren und den Mutterschaftsurlaub zu streichen.

Die Benachteiligung von Frauen auf dem Ausbildungs- und Ar-
beitsmarke hat sich weiter verschirft. Bei der durchschnittlichen
Arbeitslosenquote, bei Dauer- und Mehrfacharbeitslosigkeit lie-
gen die Anteile der Frauen weit iiber ihrem Anteil an den Erwerbs-
titigen; auferdem werden sie in besonderem Umfang in die Stille
Reserve abgeschoben. Die Diffamierung von Frauen als »Doppel-
verdienerinnen«, bekannt aus der Zeit der Weltwirtschaftskrise
1929733, ist wieder gang und gibe - sie schlug sich z.B. in einem
Punktekatalog des Landesarbeitsgerichts Hamm nieder, der zur
sozialen Auswahl bei Entlassungen Minuspunkte fir Frauen vor-
sah, deren Mann erwerbstitig ist. Die Benachteiligung von Frauen
bei der Entlohnung wird von den Unternehmern weiter unmittel-
bar und mittelbar betrieben, ebenso die Ausbeutung von Frauen in
unqualifizierten und ungesicherten Beschiftigungsverhiltnissen,
in Teilzeitarbeit (KAPOVAZ) und Heimarbeit (besonders zur bil-
ligsten Nutzung neuer Technologien im Zusammenhang mit Ver-
kabelung und Microcomputerisierung) — so behalten Frauen als
diskriminiertes Arbeitskriftepotential fiir die schlechtesten Titig-
keiten ihre Funktion, auch als Lohndriicker gegeniiber den méinn-
lichen Kollegen.

56



Verschiedene Bestimmungen im Arbeitsforderungskonsolidie-
rungsgesetz (AFKG) benachteiligen Frauen gezielt und verstofien
eindeutig gegen ein ausdriickliches Ziel des Arbeitsforderungsge-
setzes (AFG), namlich die in § 2 genannte berufliche Wiederein-
gliederung von Frauen. Die seit dem 1. 1. 1982 geltenden Ein-
schrinkungen, z.B.

— Verschirfungen der Voraussetzungen fiir einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe,

~ Kiirzungen des Unterhaltsgeldes bei Fortbildung und Umschu-
lung,

- Einschrinkung von Arbeitsbeschaffungsmafinahmen,

— Wegfall der originiren Arbeitslosenhilfe,

— Wegfall des Unterhaltsgeldes fiir Nicht-Beitragszahler

treffen Frauen besonders. Hinzu kommen die neuen Restriktionen
im Rahmen der Operation ’83, z.B. die weitere Verlingerung der
Beschiftigungszeiten als Voraussetzung fiir den Anspruch auf Lei-
stungen nach dem AFG. Die erhebliche Reduzierung von berufli-
chen Fortbildungs-, Umschulungs- und Wiedereingliederungsan-
geboten fithrt dazu, dafl Frauen nach einer lingeren Phase der
Kindererziehung (wie sie nicht zuletzt durch die Verteuerungen
bzw. Angebotsverringerungen im Bereich der Kinderbetreuung er-
zwungen wird) kaum die Riickkehr ins Erwerbsleben schaffen.
Das bedeutet auch, daf sich an der fiir viele Frauen bisher schon
vollig unzureichenden eigenstindigen Altersversorgung nichts 4n-
dern wird, allenfalls noch zum Schlechteren, denn auch die An-
rechnung von Kindererziehungszeiten fiir die Rente — ein einmal
geplantes Kernstiick der 1984er Rentenreform fiir Frauen — ist
lingst aus der Diskussion.

Die verschiedenen Kiirzungen im Gesundheits-, Bildungs- und
Sozialbereich — sowoh! in der Operation 82 und ’83 als auch in
den kommunalen Sparmafinahmen — werden auf dem Riicken der
Frauen ausgetragen. Beispiele hierfir sind
- die Erhohung der von den Familien zu tragenden Kosten fiir die
Heimunterbringung behinderter Kinder,

- die Erhshung von Kindergartenbeitrigen,

~ die Schliefung von Kinderkrippen und -tagesstitten,

~ der Druck auf vermehrte Krankenpflege innerhalb der Familie,

— die SchlieBung von Miitterberatungs- und Vorsorgeeinrichtun-
" gen, Kiirzung der Mittel fiir pro familia,

— die Vernichtung besonders von Frauenarbeitsplitzen durch

Schliefung sozialer Einrichtungen.
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Verkauft wird der rigorose Sozialabbau den Frauen und den Fa-
milien mit einer Neuauflage der konservativen Ideologie von der
»Lebensgemeinschaft Familie«: Die Familie soll alle sozialen Risi-
ken und Probleme — wirtschaftliche Notsituation einzelner Fami-
lienmitglieder, Arbeitslosigkeit, Krankheit und Pflegebediirftigkeit
(bei Behinderung oder im Alter), Versorgung und Betreuung der
Kinder — aus eigener Kraft durch »Fireinandereinstehen« und
»Opferbereitschaft« auffangen; die »Sozialbiirokratie« soll abge-
schafft und durch »Selbstverantwortung« ersetzt werden. Das be-
deutet letztlich, dafl Frauen diese vermehrte und erschwerte Re-
produktionsarbeit zu leisten haben, um individuell und auf Kosten
ihrer eigenen Lebensperspektive — Berufstitigkeit, materielle Si-
cherheit und Selbstindigkeit ~ aufzufangen, was eine konservativ
strukeurierte Gesellschaft nicht (mehr) als ihre Aufgabe sieht und
nicht mehr garantieren will.

Keine »Lebensgemeinschaft Familie« sorgt im Notfall fiir dieje-
nigen Frauen, die alleinstehend sind — alleinerziehende Miitter, al-
leinstehende iltere Frauen und Rentnerinnen — und auch das im-
mer weitmaschigere Netz der Sozialhilfe sichert ihnen keinesfalls
eine menschenwiirdige Existenz.

Der die Frauen treffende Sozialabbau hat im Gesamtkonzept
der konservativ-liberalen Politik seinen Stellenwert: um soziale
Herrschaftsstrukturen zu sichern, weil schon im Familienbereich
Abhingigkeiten erlebt und gelernt werden, um die Reproduktion
der Arbeitskraft zu verbilligen und um die totale Verfiigbarkeit der
minnlichen Arbeitskraft (auch im Schichtbetrieb und fir Uber-
stunden) durch die Frau zuhause herzustellen.

1.2.5  Jugendliche: obne Ausbildung — obne Perspektive

Nachdem bereits 1981 die Ausbildungs- und Berufsstartmoglich-
keiten fiir Jugendliche sich massiv verschlechtert hatten, ist auch
1982 keine Besserung zu verzeichnen gewesen. Die Ausbildungs-
misere mufite von den politisch Verantwortlichen inzwischen zuge-
geben werden. In der jingsten Zeit hiufen sich aber wieder die
Verharmlosungsstrategien und die Schuldzuweisungen an die Ju-
gendlichen selber (z.B. die Ausbildungsabbrecher seien schuld,
oder die Jugendlichen, die sich fir verschiedene Ausbildungsplitze
bewerben und damit Plitze »blockieren).

Noch nie, seit Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungs-
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markt statistisch erfafft werden (1976), war die Situation so
schlecht wie gegenwirtig: Im September 1982 lag die Zahl der Be-
werber um mehr als 67 % hoher als ein Jahr zuvor, die Zahl der
noch offenen Ausbildungsplitze sank dagegen um die Hilfte.
Diese Fakten wurden seit Spitherbst 1982 von den politisch Zu-
stindigen verschleiert, indem die aktuellen Monatsdaten zuriick-
gehalten wurden. Von Oktober 1982 bis Mirz 1983 sind tiber
100000 mehr Bewerber, aber tiber 100000 weniger Ausbildungsstel-
len gemeldet worden als im Zeitraum 1979/80 oder 1980/81.

Von gewerkschaftlicher Seite sind in den letzten Jahren und
auch in Vorausschau auf 1983 Berufsbildungsbilanzen aufgestellt
worden. Sie gehen vom Ziel »Ausbildung fir alle Jugendlichen«
aus und beriicksichtigen die tatsichlich zu versorgenden Jugendli-
chen, nicht nur die Nachfrage aus den Arbeitsamtsstatistiken,
denn diese unterzeichnen das Bild erheblich. Diese Berufsbil-
dungsbilanzen haben fiir 1981, 1982 und 1983 eine erschreckende
Hohe der Versorgungsdefizite berechnet: 1981 rund 274000, 1982 -
rund 263000, 1983 voraussichtlich erneut 272000 unversorgte Ju-
gendliche.

Zusitzlich wichst das Problem der sogenannten Altnachfrage,
d.h. des Ausbildungsbedarfs derjenigen Jugendlichen, die in den
vergangenen Jahren ohne Ausbildung blieben, in der Statistik aber
nicht mehr auftauchen: Jugendliche, die nicht mehr berufsschul-
pflichtig sind, Ausbildungsabbrecher, ehemalige Wehrpflichtige,
Abiturienten ohne Studienplatz usw. Bei bis 1985 zu erwartenden
hohen Jahrgangsstirken und bleibenden Versorgungsdefiziten
Jahr fiir Jahr handelt es sich hier fiir die erste Hzlfte der 80er Jahre
um tiber eine halbe bis zu einer Million Jugendliche, die auf Dauer
ohne Berufsqualifikation bleiben und deren Lebens- und Arbeits-
perspektive damit insgesamt beeintrichtigt und materiell gefihrdet
ist.

Weder 1981 noch 1982 sind die Unternehmen und Verwaltun-
gen ihrem vom Bundesverfassungsgericht Ende 1980 (zur Begriin-
dung der Nichtigkeit des Ausbildungsplatzforderungsgesetzes) er-
klarten Auftrag nachgekommen, allen Jugendlichen einen Ausbil-
dungsplatz zur Verfiigung zu stellen. Im Zusammenhang mit der
Aufhebung von Vorschriften in der Ausbilder-Eignungsverord-
nung (die von den Unternehmen als »ausbildungshemmend« ange-
sehen wurden) hattén die Unternehmen fiir 1982 50000 zusitzli-
che Ausbildungsplitze versprochen — dieses Versprechen wurde
eindeutig nicht erfiillt. ‘
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Mit einer angeblich von den Spitzenverbinden der Wirtschaft
gegebenen »Lehrstellengarantie« versprach der Bundeskanzler
Kohl vor der Wahl erneut jedem Jugendlichen, der »ausbildungs-
willig und -fihig« sei, einen Ausbildungsplatz — ein durchsichtiges
Manover. Inzwischen wollen die Unternehmer selber von einer
solcher Garantie schon nichts mehr wissen. Heute schon 148t sich
voraussehen, dafl, wenn sich im Herbst 1983 wieder die riesige
Zahl von Jugendlichen zeigt, die ohne Ausbildungsplatz geblieben
sind, die Bundesregierung von dieser »Garantie« zuriicktreten
wird und die betroffenen Jugendlichen diffamieren wird, sie seien
offensichtlich nicht ausbildungswillig und nicht ausbildungsfihig
gewesen.

Alle vorliegenden Daten und Untersuchungen zeigen, dafl die
Jugendlichen Interesse an einer qualifizierten Ausbildung haben
und keineswegs unrealistischen Vorstellungen von »Traumberu-
fen« nachhingen. Im Gegenteil sind sie bereit, sich den ungiinsti-
gen Realititen anzupassen. Nur: Wo in der Heimatregion keine -
Ausbildungsplitze vorhanden sind, wo Abiturienten mittlerweile
mit Realschiilern um Ausbildungsplitze konkurrieren, wo Mad-
chen unverindert stark benachteiligt werden und wo die Strei-
chung des Schiiler-BAF6G vielen Jugendlichen den Besuch von Be-
rufsfachschulen unméglich macht, hilfc auch Anpassung nichts.

Gerade die Berufsfachschulen sind inzwischen fiir einen be-
trichtlichen Teil der Jugendlichen (vor allem fiir Midchen) eine
wichtige Alternative. Die BAF6G-Streichung tiberantwortet sie
wieder dem unzureichenden dualen Ausbildungsstellenmarkt bzw.
dem schlechtesten Teil des Arbeitsmarktes — und darum geht es of-
fenbar: Jugendliche sollen nicht qualifiziert und selbstbewufit ihre
Arbeitskraft verkaufen, sie sollen auf ein extrem abhingiges und
ungesichertes Arbeitsleben vorbereitet werden, in das sie als Lohn-
driicker bereits eintreten. 60% der Leiharbeiter z.B. sind unter
30 Jahre alt. Dieser Druck, Arbeit um wirklich jeden Preis anzu-
nehmen, bzw. fir Midchen, sich ins Familienleben zuriickzuzie-
hen, wird auch iiber die Verlingerung der Anwartschaftszeiten fiir
den Bezug von ALG/ALH fiir Jugendliche besonders verstirkt.

Die Folge ist die Einiibung in soziale Ungleichheit. Bildung
wird wieder zum Klassenprivileg: durch BAF6G-Streichungen und
Umstellung des Studenten-BAF6G auf Volldarlehen bzw. Uberle-
gungen zu Studiengebithren, durch Ansitze, die Gesamtschulen
zuriickzudringen und Versuche, wieder Aufnahmepriifungen fiir
Gymnasien einzurichten. Die stirkere und lingerdauernde finan-
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zielle Abhingigkeit Jugendlicher von ihren Eltern, die materielle
Not und Armut, die sich in der zunehmenden Sozialhilfebediirftig-
keit von Jugendlichen widerspiegelt*, dienen zur Disziplinierung
grofler Teile der jungen Generation, um ihr von vornherein das
»Anspruchsdenken« abzugewshnen, ihren Zukunftshorizont ein-
zuengen, einen sozialen Aufstieg durch Bildung und berufliche
Qualifizierung auszuschliefen und die Jugendlichen zum wider-
spruchslosen Funktionieren im Sinne der »neuen Tugenden« der
konservativ-liberalen Ideologie zu erziehen. Politische Disziplinie-
rungen durch Verschirfungen des Demonstrationsrechtes und der
Strafverfolgung kommen hinzu. Es kann nicht verwundern, dafl
unter solchen Bedingungen neben den politisch und sozial enga-
gierten Formen des Jugendprotestes in Basisbewegungen auch die
selbstzerstorerischen Widerstandsformen (Drogen, Kriminalitit,
Prostitution) und der Rechtsradikalismus zunehmen.

1.2.6  Altere Menschen: an den Rand gedringt

Armut im Alter ist die zugespitzte Folge lebenslanger Benachteili-
gungen, wie sie in den vorangegangenen Abschnitten fir die ge-
genwirtige Situation gekennzeichnet wurden. D.h.: Die gegen-
wirtige Massenarbeitslosigkeit und der Sozialabbau werden in
Zukunft zu einem weiter steigenden Anteil von Rentnern ohne zu- -
reichende Alterssicherung fithren. Schon heute aber lebt ein gro-
fer Teil der Rentner in der BRD in Armut. Nach dem Mikrozen-
sus 1981 hatten rund 2,5 Mio Menschen, bzw. jeder vierte, der
tiberwiegend von Rente/Pension lebt, ein verfiigbares Einkommen
von weniger als 800 DM im Monat. Besonders ungiinstig ist die
Einkommenssituation fiir iltere Frauen. Immerhin jede fiinfte
Rentnerin mufite mit einem Gesamteinkommen von weniger als
600 DM auskommen. Mit den neuerlichen Sparmafinahmen wer-
den sich diese Probleme der Unterversorgung weiter verschirfen.
Reine Diffamierung ist es daher, wenn von konservativer Seite

* Die Zahl der Sozialhilfeempfinger in den jiingeren Altersgruppen steigt weit
schneller als die Gesamtzahl. Zur Zeit gibt es iiber 200000 Sozialhilfeempfinger zwi-
schen 18 und 25 Jahren; nach den Schitzungen iiber die Dunkelziffer der Armut muf
hierzu mindestens noch einmal dieselbe Zahl von Jugendlichen gerechnet werden, die
sozialhilfeberechtigt sind, ihre Anspriiche aber nicht artikulieren und nicht durchset-
zen kdnnen.
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in der Spardebatte behauptet wird, den Rentnern gehe es gut,
durch »Uberversorgung« und Rentenkumulation hitten sie im Al-
ter oft mehr als wihrend ihres Erwerbsarbeitsiebens. So wird die
Lebenswirklichkeit des Durchschnittsrentners mit 1140 DM Arbei-
terrente, des Frithinvaliden mit 917 DM Erwerbsunfihigkeits-.
rente, der ilteren Frau mit einer Rente unterhalb des Sozialhilfe-
satzes verdreht, um die ihnen aufgezwungenen Opfer zu legitimie-
ren.

Die Sparbeschliisse zur Sanierung des Haushalts 1983 haben be-
sonders schwere Auswirkungen auf die Lebenslage von Rentnern.
Bei ihnen kumulieren typischerweise die Einkommenskiirzungen
bei der Rente, der Soziathilfe und beim Wohngeld sowie die Aus-
gabenbelastungen durch Zuzahlungen bei Leistungen der Kran-
kenversicherung, durch einen zu erwartenden Mietanstieg und
durch die Mehrwertsteuererhohung. Dabei hatte bereits das Spar-
paket 1977/78 fir die Sozialrentner gegeniiber der bis dahin gel-
tenden Rechtslage rund 15% Leistungskiirzungen der Rentenni-
veauentwicklung gebracht. Nun sind 1982 erneut Kiirzungen und -
Belastungen fiir die nichsten drei Jahre vorprogrammiert worden:
Die geringen Rentenerhdhungen werden durch Beitragserhshun-
gen der Rentner zur Krankenversicherung, durch weitere Wohn-
geldsenkungen sowie wahrscheinliche weitere Mieterhshungen
aufgezehrt. Per Saldo werden die Rentner auch in 1984 und 1985
kaum nominale Einkommenszuwichse haben, selbst wenn sie vom
zu erwartenden Sozialabbau der kommenden Jahre ausgespart
bleiben wiirden. Real sinken die Renten bei der zu erwartenden
Preisentwicklung um voraussichtlich 15% bis 1985.

Die Mietbelastung steigt: Gerade bei lang andauernden Mietver-
hiltnissen, wie sie viele Rentner haben, liegen die. Mieten bisher
deutlich niedriger als bei neuabgeschlossenen Mietverhiltnissen,
und hier vor allem sind durch das neue Mietrecht besonders hohe
Mietsteigerungen zu erwarten. Steigende Mieten werden jedoch in
vermindertem Umfang vom Wohngeld aufgefangen. Rentner stel-
len rund zwei Drittel der Wohngeldempfinger — so wird ein Grofi-
teil der Wohngeldkiirzungen bei ihnen anfallen. Die Folge fiir sie
kann sein, dafl sie eine eigene Wohnung nicht mehr finanzieren
kénnen und in eine abhingige und eingeschrinkte Lebenssituation
(Wohnen im Heim oder — entsprechend der konservativen Fami-
lienideologie ~ bei ihren Kindern) abgedringt werden. Altsein und
Armsein bedeutet damit den Verlust der Moglichkeit einer selb-
stindigen Lebensweise.
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Beispiel:
2-Personen-Rentnerbaushalt wnd Belastung durch die Operation 83

Monatliche Rente 1982 = 1140 DM (= durchschnittliche Versicherten-
rente in der Arbeiterrentenversicherung), eine Person hat eine Minde-
rung der Erwerbsfihigkeit um 70 vH.

Wohngeld 133 DM; Kaltmiete 350 DM

Belastungen 1983 (bei voller Wirksamkeit der Sparmafinahmen)
Rentenerhhung zum 1. 7. um 5,6 % abziglich

1% Krankenversicherungsbeitrag + 52,— DM
15% Mieterhshung — 52,50 DM
Senkung des Wohngeldes — 43,— DM

Selbstbeteiligung bei Arzneimitteln und

einem Krankenhausaufenthalt pro Jahr -~ 8,— DM

Mehrwertsteuererhhung zum 1. 7. 83

(0,75% des Nettoeinkommens abziiglich Miete) — 7,— DM
Zusatzbelastung, saldiert gegen Rentenerhshung — 58,50 DM

Obwohl die Renten 1983 formal um 5,6 % erhoht werden und die Spar-
mafinahmen z.T. erst 1984 und 1985 wirksam werden, wird das verfiig-
bare Einkommen des Rentnerhaushalts 1983 allein aufgrund dieser
Sparmafinahmen um 4,6 % gegeniiber 1982 belastet. Zusitzlich wird die
individuelle Beitragspflicht zur Krankenversicherung bis 1985 schrite-
weise bis auf 5% ausgedehnt.

Zu diesen Einkommenskiirzungen und Zusatzbelastungen
durch die Operation °83 kommen fiir Rentner mit besonderem Ge-
wicht die Auswirkungen der kommunalen Sparbeschliisse wie Er-
héhung von Gebiihren fiir Nahverkehr, fiir Stadtbibliotheken,
Schwimmbider und kulturelle Einrichtungen sowie die Einschrin-
kungen der Angebote hinzu. Ebenso wie einkommensbenachtei-
ligte Familien mit Kindern kénnen sie diese praktisch nicht aus-
gleichen. Das bedeutet fiir iltere Menschen eine verstirkte
Isolation und Beeintrichtigung ihrer Lebensmoglichkeiten. Auch
dadurch werden sie in eine Randexistenz in der Gesellschaft abge-
dringt. Zugleich schiebt sich die Grenze, ab wann man »alt« ist,
d.h. fur den ProduktionsprozeB nicht mehr gebraucht und zum al-
ten Eisen geworfen wird, immer weiter ins mittlere Lebensalter
vor. -
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2 Zu den Ursachen der gegenwiirtigen
Wirtschaftskrise

2.1 Zyklus, Trend und Selbstverstirkung

Die weltwirtschaftliche Stagnation dauert bereits mehr als acht
Jahre an. Entgegen manchen Erwartungen haben die marktwirt-
schaftlichen Prozesse keine Selbstheilungskrifte ausgelsst. Die
Krise erreicht heute in vielen Regionen der westlichen Industrie-
linder Groflenordnungen, die einen Vergleich mit der tiefen De-
pression der dreifliger Jahre aufdringen. Auch damals kam es
nicht zu einer automatischen Regeneration der Volkswirtschaften.
Anhaltende Krisen erzeugen selbstverstirkende Abwirtskrifte.
Diese Sekundireffekte der Krise sind inzwischen wirksam gewor-
den und verschlechtern die Aussichten fiir eine Erholung. Ohne
tiefgehende beschiftigungspolitische Interventionen wird sich die
Depression auch in den achtziger Jahren fortsetzen und zu einem
weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit fiihren. Die Wirtschaftspoli-
tik Grofibritanniens und der USA, die betont auf die »Selbsthei-
lungskrifte« des Marktes setzte und sich nach den Lehren der
marktradikalen Nationalskonomie richtete, hat versagt: in beiden
Lindern stieg die Arbeitslosigkeit auf Werte, wie sie nach dem
Zweiten Weltkrieg in keinem anderen Industrieland registriert
wurden. Im Verhiltnis zu den Beschiftigungs- und Wohlstands-
einbuflen, die die konservative Wirtschaftspolitik erzeugte, sind
die Erfolge bei der Inflationsbekampfung recht bescheiden.

Die gegenwirtige wirtschaftliche Entwicklung wird durch drei
sich iiberlagernde Bewegungen bestimmt: Erstens Lifit sich eine
langfristige Grundstrémung abnehmenden Wirtschaftswachstums
feststellen; zweitens unterliegt die konomische Entwicklung nach
wie vor einem Konjunkturzyklus, dessen Aufschwiinge jedoch
schwicher, dessen Abschwungphasen hingegen linger und stirker
verlaufen; drittens zeigen sich Selbstverstirkungseffekte, die aus
den Wachstumsverlusten speziell der Investitionsschwiche der ver-
gangenen Jahre resultieren. Zu diesen Sekundireffekten der Krise
gehort vor allem die durch Investitionsriickginge bedingte Veralte-
rung des Produktionsapparates der Volkswirtschaften, die endgiil-
tige Vernichtung von Arbeitsplitzen wegen nicht vorgenommener
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Ersatzinvestitionen und auch politische Reaktionen auf eine durch
die Krise bedingte zunehmende Staatsverschuldung, die zum An-
lafl genommen wird, die Kreditaufnahme und damit die 6ffentli-
chen Ausgaben zu mindern, was die gesamtwirtschaftliche Nach-
rage weiter senkt.

Die verschiedenen wirtschaftswissenschaftlichen und  wirt-
schaftsideologischen Schulen nennen sehr unterschiedliche Erkli-
rungen fiir die Ursachen der Krise. Trotz der stark voneinander
abweichenden Ursachenanalysen besteht hingegen weitgehend Ei-
nigkeit darin, daf die Krise im Kernbereich als Akkumulations-
krise gekennzeichnet ist. Jede Krisenerklirung mufl somit die Ur-
sachen des Investitionsrtickgangs bzw. des dauerhaft verminderten
Wachstums der Investitionen erkliren. Die Vielzahl ursichlicher
Einfliisse auf die Entstehung von Wirtschaftskrisen erschwert es,
die wesentlichen Faktoren klar zu umreifien. Vor allem wird eine
nur kurzfristige Betrachtung, die nicht mehr als drei bis fiinf Jahre
umfafit, die sich lingerfristig anbahnenden Prozesse, die dann zu
einer Krise fithren, nicht erkennen kénnen. Wie auch kurzfristige
Aufschwungbewegungen, die entsprechend dem Muster des Kon-
junkturzyklus auch im Rahmen einer lingerfristigen Stagnation
auftreten, nicht zu der Fehleinschitzung verfiihren diirfen, es han-
dele sich bei dem Konjunkturaufschwung um den ersten Schritt
zuriick zum alten WachstumsprozeS.

Berticksichtigt man die langerfristige Entwicklung der kapitali-
stischen Linder, d.h. etwa seit Mitte der sechziger Jahre, so lifit
sich erkennen, daf8 zunehmende Diskrepanzen zwischen Nachfra-
geentwicklung und Kapazititen entstanden; tendenziell nahmen
die Uberkapazititen zu. Es ist leicht verstindlich, daf} bei Kapazi-
titsiiberhingen auch die Investitionstatigkeit zuriickgehen wird.
Uberkapazititen kénnen im Prinzip durch zwei — durchaus ge-
meinsam auftretende und einander bedingende - Entwicklungen
erklirt werden: einerseits Nachfrageabschwichung und anderer-
seits Uberinvestition.

2.2 Das Kernproblem: sinkende Nachfrage
Wie eingehender darzulegen sein wird, diirfte fiir die aktuelle

Weltwirtschaftskrise die sich mittelfristig abschwichende Nach-
frage der wichtigere Faktor sein. Dies zeigte sich besonders deut-
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lich in der jiingsten Vergangenheit: trotz stark verminderten Kapa-
zititsausbaus bzw. erheblicher Kapazititseinschrinkungen in ein-
zelnen Sektoren verstirkte sich die Unterauslastung der industriel-
len Kapazititen weiter. Kapazititsiiberhinge sind in einzelnen
Branchen sicherlich auch auf zu optimistische Absatzerwartungen
der Investoren in der Vergangenheit und auf die Wirkung des ag-
gressiven Marktanteilwettbewerbs im internationalen Bereich zu-
riickzufithren; bedeutend ist ebenfalls, daf Schwellenlinder und
alte Industrielinder bei Produkten mittlerer Technologie konkur-
rieren. Dennoch sind diese Uberakkumulationsfolgen heute nur
deshalb so belastend, weil insgesamt eine Abschwichung des
Nachfragewachstums eingetreten ist und anders als in der Vergan-
genheit die Nachfrage nicht mehr rasch in den Kapazititsiiber-
hang hineinwichst. Strukturelle Anpassungen, wie sie nach zeit-
weiliger Uberinvestition einzelner Branchen notwendig werden,
lassen sich bei insgesamt kriftigem Wachstum relativ rasch und
flexibel vollziehen. In einer Wachstumskrise kumulieren jedoch
Strukturprobleme: Mangelndes Wachstum fithrt zu einem strukeu-
rellen Umstellungsstau. Dies erscheint dann leicht als »Struktur-
krise« und verdeckt, daf§ die eigentlichen Ursachen der Stagnation
und der damit verbundenen Strukturprobleme mit der lingerfristi-
gen Nachfrageabschwichung zusammenhingen.

Die Wachstumsabschwichung fihrt auch zu einer verinderten
gesamtwirtschaftlichen Bedeutung des Rationalisierungsprozesses.
Bei hohen Wachstumsraten sind die rationalisierungsbedingten Ar-
beitsplatzverluste durch neue Arbeitsplitze in Wachstumssektoren
kompensierbar. In einer Stagnation verindert sich die Situation
grundlegend: rationalisierungsbedingte Arbeitslosigkeit kann nicht
mehr abgebaut werden, sondern erhsht laufend den Arbeitslosen-
bestand. Anders als in den fiinfziger und sechziger Jahren, als Ra-
tionalisierung bzw. Produktivititssteigerung als wachstumsstei-
gernde Faktoren wirksam wurden — weil sie die Arbeitskrifte-
knappheit minderten — gilt heute eher das Gegenteil: der Rationali-
sierungsprozefl verschirft die Beschiftigungsprobleme. Dies gilt
uneingeschrinkt auf kurze Sicht, kénnte jedoch auch dann mittel-
fristig bedeutsam sein, wenn es nicht gelingt, iiber Wachstum
und/oder Arbeitszeitverkiirzung die Arbeitslosigkeit abzubauen.
Ein Unterschied zwischen der gegenwirtigen Rationalisierung und
den Rationalisierungsmafinahmen vergangener Jahrzehnte liegt
auch in dem qualitativ anderen technischen Potential moderner
Rationalisierungsverfahren: Erstens sind die durch den Einsatz von
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Mikroelektronik moglichen Rationalisierungseffekte im industriel-
len Bereich tendenziell hoher als in der Vergangenheit; mit einer
bestimmten Investitionssumme lassen sich u.U. erheblich stirkere
Einsparungen erzielen als dies mit den ilteren Rationalisierungs-
techniken méglich war. Dies gilt fiir den Anwender- und Herstel-
lerbereich.

Zuweitens drang die Rationalisierungstechnik in Bereiche ein, die
wie der tertiire Sektor (Dienstleistungen) frither als nicht bzw. nur
in sehr geringem Mafle als rationalisierungsfihig angesehen wur-
den. Vor dem Hintergrund der Tatsachen, daf die Nachfrageent-
wicklung seit Mitte der siebziger Jahre deutlich schwicher verliuft
als in der vorhergehenden Periode und daf Rationalisierungsinve-
stitionen zumindest als Nebeneffekt auch Kapazititserweiterun-
gen bringen, ohne jedoch entsprechend mehr Arbeitsplitze zu
schaffen, mufl auf absehbare Zeit mit einer weiter anhaltenden
Krise der westlichen Industrielinder gerechnet werden. Dies umso
mehr, da das alte Akkumulationsmuster — wie ausgefithre —- da-
durch gekennzeichnet war, dafl
= Rationalisierungs- und Erweiterungsinvestitionen parallel verlie-
fen, wobei ein tendenzieller Uberhang der Erweiterungsinvestitio-
nen vorlag,
= Investitionswachstum auch mit Beschifrigungswachstum ver-
bunden war,

— der Dienstleistungsbereich wegen der dort relativ geringen Ra-
tionalisierungsmoglichkeiten Arbeitskrifte aus dem industriellen
Sekror aufnehmen konnte,

~ ein kriftiges Nachfragewachstum auf noch weitgehend ungesit-
tigten Konsumgiitermirkten die Erwartungen der Investoren
rechtfertigte, dafl Absatzprobleme allenfalls voriibergehend wiih-
rend konjunktureller Abschwungsphasen auftriten, jedoch kein
zykleniibergreifendes Investitionshemmnis darstellten.

2.3 Die Ursachen der Nachfrageschwiche

Verbrauch und Investitionen

Die Nachfrageschwiche findet in den seit langem riickliufigen
Wachstumsraten des privaten Verbrauchs ihren prignantesten Aus-
druck. In den Jahren 1981 und 1982 ist sogar ein realer Riickgang
des privaten Verbrauchs zu verzeichnen. Dies ist fiir die Bundesre.
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publik bisher eine einmalige Erfahrung. Weder in den fiinfziger
Jahren, noch in der ersten tiefen Rezession von 1967, noch in den
Anfangsjahren der Weltwirtschaftskrise nach 1973 kam es zu ei-
nem realen Einbruch der privaten Konsumnachfrage.

Die Entwicklung des realen privaten Verbrauchs

jahresdurchschnittliche Wachstumsrate

1955-1959 7,1%
1960-1964 ' 5,5%
1965-1969 4,6%
1970-1974 . 3,8%
1975-1979 3,4%
1977-1981 2,2%
1981 —1,2%
1982 —2,0% -

Quelle: Stat. Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 5

Eine solche Entwicklung mufl notwendigerweise einen gravieren-
den Einfluf auf die Investitionsgiiternachfrage haben und sich von
dort her dimpfend auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage aus-
wirken. Denn sinkt die private Nachfrage nach Konsumgiitern
(d. h. der private Verbrauch), so werden die Unternechmer entspre-
chend weniger Investitionsgiiter zur Herstellung dieser Konsum-
giiter nachfragen. Entsprechend sinken die Einkommen, die in der
Investitionsgiiter- und in der Konsumgiiterindustrie verdient wer-
den, was den privaten Verbrauch weiter mindert.

Ein solcher negativer Zusammenhang kann auch nicht dadurch
aufgebrochen werden, dafl die Unternehmen nun vermehrt kapazi-
titsunwirksame Investitionsgiiter (einzig, um die Produktionsanla-
gen zu modernisieren) nachfragen. Ein solcher Ausweg rationali-
siert Arbeitskrifte und damit Lohn weg und steigert auf der
anderen Seite die Rationalisierungsgewinne. Da die Konsumgiiter-
nachfrage demnach sinkt, werden die hoheren Gewinne jedoch
nicht zu steigenden Investitionen fithren. Entscheidend fiir die
Entwicklung des privaten Verbrauchs als konjunktureller Schliis-
selgrofle ist die Hohe, die Verteilung und die Verwendung des
Volkseinkommens. Wihrend die Bedeutung der Hohe des Volks-
einkommens unmittelbar auf der Hand liegt — mit sinkendem
Volkseinkommen sinkt auch der Verbrauch — ist der Einfluf§ der
Einkommensverteilung und -verwendung im wesentlichen tiber die
Hohe und Verinderung der gesamtwirtschaftlichen Sparquote ver-
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mittelt, die — als Restgrofe der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung — den Teil des Volkseinkommens angibt, der nicht konsu-
miert wird. Sie entwickelt sich unterschiedlich bei privaten Haus-
halten und Unternehmen.

Einkommen und Verbrauch der privaten Haushalte

In- erster Linie ist die anhaltende Schwiche des privaten Ver-
brauchs auf das verminderte gesamtwirtschaftliche Wachstum und
die steigende Arbeitslosigkeit zuriickzufithren. Daf es in den vor-
angegangenen Jahren nicht zu einem massiveren Riickgang des
privaten Verbrauchswachstums gekommen ist, diirfte vor allem mit
dem gestiegenen Anteil der Sozialeinkommen am gesamten ver-
fugbaren Einkommen zu begriinden sein.

Anteil des Sozialtransfers am verfligbaren Einkommen in %

1967 1970 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980

21,4 19,6 23,8 26,3 26,7 26,6 22,2 259 259

Hierbei handelt es sich um die Wirkung des sogenannten »einge-
bauten Stabilisators« (der Konsumnachfrage), die von den gesetz-
lich verankerten Sozialleistungen ausgeht. In der Periode 1976-81
wirkte sich zudem nachfragestiitzend die Expansion der &ffentli-
chen Ausgaben aus. Nicht zuletzt wegen der nach 1976 u.a. im
Rahmen des Zukunftsinvestitionsprogramms (ZIP) erfolgten An-
regung des Bausektors reagierten die Bruttoanlageinvestitionen
deutlich auf die Staatsausgaben. Okonometrische Berechnungen
des Deutschen Instituts fiir Wirtschaftsforschung (Berlin) belegen,
daf insgesamt betrachtet von der Fiskalpolitik in den Jahren 1975
und 1976 sowie 1978 und 1979 sowohl auf das Wachstum des
Bruttosozialproduktes als auch auf die Beschiftigung positive Ef-
fekte ausgingen. Hingegen war die Wirkung 1977 sowie 1980 ne-
gativ; auch 1979 iiberwog bei der Beschiftigung die kontraktive
Wirkung der Fiskalpolitik. Von 1980 an 148t sich ein prozyklischer
Einfluff der unter Konsolidierungsvorgaben stehenden Fiskalpoli-
tik registrieren; hierin 4ufern sich die erwihnten Sekundireffekte
der Krise bzw. hier tritt die Wirtschaftspolitik als nachgelagerte
Krisenursache zu Tage. Sicherlich hitte der Riickgang des privaten
Verbrauchs verhindert oder gemildert werden kénnen, wenn die
Haushalte mit einem tiberdurchschnittlichen Einkommen verstirkt
Konsumgiiternachfrage entfaltet hitten. Dem aber diirfte eine Be-
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darfssittigung in diesen hohen Einkommensklassen entgegenste-
hen, die bislang nicht durch eine tiefgreifende Konsumgiiterinno-
vation aufgehoben wurde. Eine andere Verteilung innerhalb des
Haushaltseinkommens zugunsten der niedrigeren Einkommen-
sklassen dagegen belebt ohne Konsumgiiterinnovation die Kon-
sumgiiternachfrage.

Insofern kommt der These von der »relativen Sittigung« als Er-
klirung der niedrigen Konsumgiiternachfrage Bedeutung zu, denn
relative Sittigung bedeutet ja zum einen, dafl bei gegebener Ein-
kommensstruktur ein wachsender Anteil der (einkommensstirke-
ren) Haushalte wachsende Bedarfsdeckung aufweist, was mit einer
steigenden Sparquote dieser Haushalte korrespondiert; und zwei-
tens ist die Sittigung relativ im Hinblick auf den sinkenden Anteil
der Konsuminnovationen im Rahmen der gesamten Innovationsti-
tigkeit.

Nun liegt es natiirlich auf der Hand, daf} eine verntnftige, ver-
antwortliche und sozial verpflichtete Wirtschaftspolitik dieses Pro-
blem nicht durch eine Férderung der Konsumgiiterinnovation be-
heben wird, sondern durch eine sachgerechte Verteilungspolitik.
Sicherlich kommt der Konsuminnovation - in einem allgemeineren
Sinne — eine erhebliche Bedeutung zu. Hierbei handelt es sich
dann jedoch nicht um die Entwicklung weiterer individueller Kon-
sumtionsméglichkeiten fiir Bezieher hoher Einkommen, sondern
um die Verbreiterung kollektiven, staatlichen Konsums, also um
soziale Dienste, Bildung und Ausbildung. Hervorzuheben ist im
Rahmen dieser Uberlegungen jedoch, dafl fiir die Masse der priva-
ten Haushalte die traditionelle Konsumversorgung noch keines-
wegs zufriedenstellend gelost ist. Zu erinnern ist an die sehr be-
scheidenen Konsumtionsméglichkeiten der Arbeitslosen und Rent-
ner beispielsweise, oder an die unzureichende Versorgung der
Bevolkerung mit Wohnraum. Sittigung kann daher nur — wie aus-
gefithrt — im Rahmen der Einkommensverteilung begriffen wer-
den.

Gewinne und Unternebmersparen
Ein bedeutender Grund fiir die Schwiche des privaten Konsums
ist auch die Entwicklung der Unternehmergewinne bzw. des Un-
ternehmersparens.

Die Sparquote aus Profiten ist wesentlich hoher als die aus
Lohn- und Gehaltseinkommen. Denn erstens verbleibt ein wesent-
licher Teil der Profite bei den Unternehmen als unverteilte Ge-

/
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winne (die damit ohnehin der Konsumtion entzogen sind); zwei-
tens werden auch die ausgeschiitteten Gewinne zu einem hsheren
Prozentsatz gespart, da sie vornehmlich an Haushalte mit iiber-
durchschnittlichem Einkommen fliefen; dies wirkt erhthend auf
die Sparquote der privaten Haushalte.

Als Sparen der Unternehmen sind die Nettoeinkommen der Un-
ternehmen anzusehen, die nicht konsumtiv verausgabt werden,
also alle einbehaltenen Gewinne sowie die Vermogensiibertragun-
gen an den Unternehmenssektor (z.B. in Form von 6ffentlichen
Subventionen). Daf§ es sich dabei um erhebliche Betriige handelt,
geht aus folgender Tabelle hervor:

Sparen der Haushalte und der Unternebmen (in Mrd DM) -

Jahr  Sparen der unverteilte Gewinne unverteilte
Priv. Haushalte Unternehmen Unternehmen insgesamt  Gewinne plus
einschl. ohne eigene  mit eigener (3+4)  Vermogens-
Vermégens- Rechtsper-  Rechtsper- tbertragungen
tibertragungen  sonlichkeit  sonlichkeit .
1 2 3 4 5 6
60 16,1 22,4 10,7 33,1 . 28,0
61 19,1 17,7 11,3 29,0 24,3
62 19,3 18,9 10,2 29,1 27,5
63 23,0 14,4 10,6 25,0 22,1
64 28,4 17,7 11,7 29,4 27,1
65 34,4 16,6 12,2 28,8 28,0
66 33,9 16,6 10,8 27,4 27,6
67 31,9 17,8 10,3 28,1 29,9
68 38,6 18,1 14,4 32,5 33,5
69 45,5 10,4 16,9 27,3 - 29,7
70 54,7 18,2 9,4 27,6 32,7
71 60,0 12,9 10,2 23,1 31,0
72 69,6 3,4 13,7 17,1 30,7
73 72,3 - 51 20,3 15,2 27,4
74 83,2 - 5,7 9,2 3,5 20,9
75 96,3 ~127 6,8 - 59 14,6
76 87,2 - 7,5 16,7 92,2 30,8
77 83,4 - 7,1 15,6 8,5 28,6
78 86,0 - 1,5 24,3 22,8 45,0
79 97,7 - 8,9 30,7 21,8 43,9
80 108,0 -~21,8 17,0 — 4,8 19,4
81 122,51 5,71
821.Hj. 63,0t 11,11
! vorlaufig

Quelle: Stat. Bundesamt, Revidierte Fassung der Volkswirtsch. Gesamtrechnung,
Fachserie 18, Reihe 5; Dx. Bundesbank, Finanzierungsrechnung, Sonderdruck



Insbesondere in der Phase des konjunkturellen Aufschwungs von
1976 bis 1979 gab es eine beachtliche Steigerung der unverteilten
Gewinne: Sie nahmen um 12,6 Mrd DM (einschliefllich der Ver-
mogensiibertragungen sogar um 13,1 Mrd DM) zu; demgegen-
tiber stiegen die Ersparnisse der privaten Haushalte (die natiirlich
den grofiten Teil des gesamtwirtschaftlichen Sparens ausmachen)
pur um 10,2 Mrd DM.

Die Griinde fiir diese Entwicklung, die sich ja beti iiberaus mafii-
gen Steigerungsraten der Produktion vollzogen hat, sind in der ge-
stiegenen Produktivitit, der Preisentwicklung, den Ergebnissen
der Tarifauseinandersetzungen und in der staatlichen Verteilungs-
politik zu suchen: denn die durch Rationalisierungsinvestitionen
erzielten Kostensenkungen sind weder in den Preisen weitergege-

"ben worden — dies ist das Ergebnis einer unzureichenden Preis-
konkurrenz, d.h. vermachteter Mirkte — noch ist es den Gewerk-
schaften gelungen, die entstandenen Rationalisierungsgewinne
durch eine Erhoshung der Lohnsumme abzuschépfen, etwa durch
Reallohnsatzsteigerungen bei gegebener Arbeitszeit oder durch
Arbeitszeitverkiirzung bei vollem Lohnausgleich. Die Wirtschafts-
politik hat diese Entwicklung weiter begiinstigt durch Steuerver-
zicht, kostspielige infrastrukturelle Vorleistungen fiir Unterneh-
men und finanzielle 6ffentliche Zuwendungen.

Die Entwicklung der unverteilten Gewinne im konjunkturellen
Aufschwung spiegelt auf der einen Seite die verbesserte unterneh-
merische Ertragslage wider. Auf der anderen Seite trigt sie dazu
bei, den Aufschwung zu bremsen und damit auch wieder eine Ver-
schlechterung der Ertragslage hervorzurufen: Denn insoweit die
gestiegenen Gewinne nicht ausgeschiittet wurden, blieben sie der
Konsumsphire entzogen. Eine kriftig steigende Verbrauchernach-
frage wire aber notig, um die anfinglichen Auftriebskrifte, die
sich aus der zunehmenden Produktion von Investitionsgiitern zu- .
nichst ergeben haben, nachhaltig zu stiitzen.

Diese Verbrauchsnachfrage konnte sich wegen der gegebenen
Verteilungsverhiltnisse nicht entwickeln, und so kam es eben 1980
auch wieder zu einem Riickgang der Ertrige.

Denn sobald das gesamtwirtschaftliche Sparen die Investitions-
giiternachfrage zu iibersteigen tendiert, stellen sich bei den Unter-
nehmen Absatzschwierigkeiten ein: die Produktion wird der Nach-
frage entsprechend gesenkt. In der Folge sinken das Volkseinkom-
men und damit auch das Sparvolumen, und dies solange, bis sich
Sparen und Investieren bei gerdumten Glitermirkten entsprechen
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konnen. Die entstandene Nachfrageliicke kann auch nicht durch
eine weitere Nachfrage der Unternehmer nach Investitionsgiitern
einzig zum Zwecke der Rationalisierung (d.h. ohne Kapazititsef-
fekt) ausgefillt werden. Denn Investitionen dieser Art tendieren ja
nach ihrer Ausreifungszeit dazu, Rationalisierungsgewinne aufzu-
bauen, die Lohnsumme weiter zu senken und dem Konsumbereich
weitere Kaufkraft zu entziehen. Eine Politik also, die einzig auf
die weitere Modernisierung der Produktionskapazititen setzt und
hierbei die Nachfrageflanke véllig unbeachtet 148¢, behebt die Ur-
sache der Krise nicht: wenn Rationalisierung unter den gegebenen
Verteilungsverhiltnissen der Grund der Krise ist, 50 kann diese
durch weitere Rationalisierungen nicht behoben werden.

Zuwenig Investitionen wegen feblender Gewinne?

Die Vorstellung, dafl es den Unternehmen insgesamt an Kapital
bzw. Eigenmitteln mangelt, um investieren zu konnen, ist weitge-
hend irrig. Mit diesem Argument wird in der Regel nur die Forde-
- rung nach weiteren Steuererleichterungen und Lohnsenkungen be-
griindet. : :

Sicherlich haben sich die Gewinne, wie dies die Tabelle zeigt, sehr
uneinheitlich entwickelt: Wihrend die unverteilten Nettogewinne
der Kapitalgesellschaften (d.h. der groferen Unternehmen) von
1975 bis 1979 von 16,7 Mrd DM auf 30,7 Mrd DM gestiegen sind,
und auch im ersten Jahr des Abschwunges 1980 noch den beachtli-
chen Wert von 17,0 Mrd DM aufweisen, ergeben sich fiir den Be-
" reich der Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit, d. h. fir
die kleineren und mittleren Unternehmen, seit 1973 negative nicht-
entnommene Gewinne, also Verluste in beachtlicher Gréfe. Diese
ungleiche Verteilung der Gewinne ist zu einem erheblichen Teil das
Ergebnis von unterschiedlicher Marktmacht, von Monopolisierung
und Kartellierung. Sie ist jedenfalls nicht auf zu hohe Lohne zuriick.
zufiihren. Es liegt auf der Hand, daf eine solche Zentralisation der
Gewinne die Konzentration weiter fordern wird. Im Bereich der
Klein- und Mittelunternehmen kann es daher - wie auch der Sach-
verstindigenrat hervorhebt — durchaus zu Investitionsschwiche auf-
grund von Gewinnschwiche kommen.

Den Groflunternehmen dagegen Eigenkapitalmangel zu unter-
stellen, ist unsinnig. Denn daf§ sich ein Sinken des Eigenkapitalan-
teiles an der Bilanzsumme auch bei Grofunternehmen feststellen
liB¢, hat bilanztechnische Griinde: Ein zunehmender Teil der Ge-
winne wird von den Unternehmen in den Bilanzen nicht als Ge-
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winne, sondern als Riickstellungen ausgewiesen, wobei die Be-
griindungen wie »drohende Verluste aus schwebenden Geschif-
ten« oder »ungewisse Verbindlichkeiten« zum gréfleren Teil weit-
gehend manipulierbar sind. In dieser Weise verdeckte Gewinne
sind nicht steuerpflichtig; in der Bilanz figurieren sie als Fremdka-
pital. Dies wiederum senkt den Eigenkapitalanteil an der Bilanz-
summe, ohne dafl dies auf eine verminderte Finanzierungsmog-
lichkeit der Unternehmen schlieflen liefle, im Gegenteil.

Ein iiberzeugender Hinweis auf die gestiegenen Gewinne der
Aktengesellschaften im produzierenden Gewerbe ist die Verinde-
rung des Anteils der Riickstellungen an der Bilanzsumme. In den
Jahren 1966 bis 1973 blieb er bei 15% nahezu konstant und stieg
bis 1980 auf 23%. Bei sehr grofen Unternehmen liegt dieser Wert
noch betrichtlich hoher, so bei BMW (33%), Siemens (38%),
Daimler Benz (43 %), Schering (43 %), Bosch (50%) (vgl. Welzk,
Der Spiegel, 9/83). Dafl eine solche Verteilung der Quoten nicht
mit unterschiedlichen Risiken erklirt werden kann, liegt auf der
Hand. :

Dafl die Groflunternehmen im Binnenland weniger investieren,
kann folglich nicht mit unzureichenden Ertrigen erklirt werden.
Unzureichend ist vielmehr die Binnennachfrage, bzw. ihr Kern,
der private Verbrauch. Dieser aber konnte sich wegen der guten
Gewinnposition der Unternehmen — wie dargestellt - nicht entwik-
keln.

Statt in Produktionsanlagen im Binnenland zu investieren, zie-
hen die Unternehmen wegen der von ihnen wesentlich mitverur-
sachten Schwiche der binnenlindischen Nachfragealternative al-
ternative, ertragreichere Anlageformen vor.

Neben Finanzanlagen werden vor allem Direktinvestitionen im
Ausland bevorzugt. (Fithrend sind die chemische Industrie ein-
schliefllich Pharmazie, der Fahrzeugbau, der Maschinenbau und
die elektrotechnische Industrie.)

Wie sehr die Schwiche der Binnennachfrage zu Anlageformen
fithet, die iiberhaupt nicht oder zumindest nicht im Binnenland
produktiv sind, zeigt ebenfalls das Verhiltnis der Nettoinvestitio-
nen zum privaten Nettoprofit insgesamt. Wurden Anfang der 70er
Jahre noch ungefihr 65% der privaten Nettoprofite wieder real in-
vestiert, so waren es Ende der 70er Jahre nur noch rd. 45% (vgl.
Memorandum ’82, S. 60).
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2.4 Uberkapazititen, Absatz- und Ertragsschwiche

Die langfristige Wachstumsabschwichung des privaten Verbrauchs
wirke ber ihre gesamtwirtschaftlich kontraktiven Effekte selbst-
verstirkend, d. h. der blofle Wachstumsriickgang geht im Zuge der
Krise in einen absoluten Riickgang des privaten Verbrauchs iiber,
wie er 1981 und 1982 registriert werden konnte. Mit der absoluten
mengenmifigen Einschrinkung des privaten Verbrauchs setzt sich
auch die sukzessive Verschlechterung der Kapazititsauslastung
und damit die Investitionseinschrinkung fort. Die seit lingerem
prekire Absatzlage der Unternehmen erklirt auch, warum sich die
Ertrige und damit die Finanzierungsspielriume der Unternehmen
verschlechtern miissen, sofern kein Ausgleich iiber Lohnsenkun-
gen und staatliche Subventionen und Steuerentlastungen erfolgt.
Die letztgenannten Faktoren der Stabilisierung bzw. Stirkung der
Unternehmensertrige beseitigen jedoch nicht die prinzipiellen, ab-
satzbedingten Investitionshemmnisse.

Jahr Bruttoeinkommen aus Bruttoeinkommen aus
unselbstindiger Arbeit Unternehmertitigkeit
und Vermégen

M @) 3) &) 2) 3

1974 563,1 10,2 72,9 2098 - 0,5 27,1
1975 587,0 4,2 73,1 216,1 3,0 26,9
1976 631,2 7,5 71,8 248,0 14,8 28,2
1977 675,6 7,0 72,2 260,4 5,0 27,8
1978 720,9 6,7 71,5 288,4 10,7 28,5
1979 776,6 7,7 71,5 310,3 7,6 28,5
1980 841,0 8,3 73,3 306,7 - 1,2 26,7
1981 880,9 4,7 74,3 3047 — 0,6 25,7
1982 902,8 2,5 73,6 332,2 9,0 26,3

(1) laufende Werte Mrd DM :

(2) Verinderung gegentiber Vorjahr in %

(3) Anteil am Volkseinkommen (unbereinigte Lohn- bzw. Gewinnguote)

Quelle: Statistische Beihefte zu den Monarsberichten der Deutschen Bundesbank,
Reihe 4, Februar 1983, S. 3

’

Sinkender Absatz bedeutet verminderte Einnahmen, wihrend we-
gen der sinkenden Kapazititsauslastung zugleich die Stiickkosten
ansteigen. Dies ist in besonderem Mafle bei kapitalintensiven Un-
ternehmen der Fall, die nur in begrenztem Umfang ihre Kosten
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der sinkenden Auslastung anzupassen vermogen. Krisenbedingte
Uberkapazititen bewirken also Stuckkostenstelgerungen und stel-
len damit gerade bei monopolistischer Konkurrenz einen Infla-
tionsfaktor dar. Inflationspolitische Mainahmen, die — wie etwa
die zinstreibende Geldmengenpolitik des Monetarismus — Rezes-
sionsverschirfungen hervorrufen, tragen somit indirekt zur Infla-
tionierung bei. Inflationstreibend wirkt auf mittlere Sicht auch ge-
nerell die Vernichtung von Kapazititen durch Insolvenzen und
drgl., da damit das Angebotspotential der Volkswirtschaften ver-
mindert wird. Das insgesamt verminderte Nachfragewachstum
trifft einzelne Bereiche unterschiedlich. Deshalb ergab sich auch
schon vor der jiingsten Rezessionsverschirfung ein starker Anstieg
der Zahl der notleidenden Unternehmen, ablesbar auch in der
strukeurellen Entwicklung der Insolvenzen. Sobald sich eine Nach-
fragebelebung einstellt, trifft die Expansion sehr rasch auf Eng-
pisse, so dafl noch weit vor Erreichen eines hohen Beschiftigungs-
niveaus erhebliche Preissteigerungen auftreten. Ein eindrucksvol-
les Beispiel fiir einen solchen Prozef gibt die Entwicklung der
Baupreise nach 1977: die zuvor vernichteten Baukapazititen fehl-
ten, als fiskalpolitische Ausgabenprogramme (Zukunftsinvestitio-
nen) gezielt die Bauproduktion ankurbeln sollten. Ein Teil der
staatlichen Ausgabensteigerungen verpuffte inflationir — bekannt-
lich auch wegen der Submissionskartelle der Bauindustrie.
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2.5 Zinswirkungen

Im Zusammenhang mit der Ursachenanalyse der jiingsten rezessi-
ven Verstirkung der Krise wurde wiederholt auf die Bedeutung
der Zinshohe sowie auf die Auflenwirtschaftsabhingigkeit der
Bundesrepublik hingewiesen. Beide Faktoren haben einen gewis-
sen Einfluf} auf die wirtschaftliche Entwicklung, jedoch erscheint
oftmals eine einseitige Uberbetonung ihrer gesamtwirtschaftlichen
Bedeutung vorzuliegen. Die Zinshshe spielt im Rahmen der ge-
samtwirtschaftlichen Nachfrageentwicklung primir im Bausektor
eine Rolle, und zwar speziell beim Wohnungsbau. Industrie- und
Tiefbau weisen hingegen sehr viel geringere Reaktionen auf Zins-
dnderungen auf: der Industriebau ist generell von der Nachfrage-
entwicklung bestimmt und der Tiefbau wird grofltenteils durch die
offentlichen Investitionsausgaben in seinem Produktions- und Be- -
schiftigungsvolumen bestimmt. Es wire daher sinnvoll gewesen,
durch eine gezielt auf den privaten Wohnungsbau ausgerichtete
Zinsverbilligung, wie sie erst nach dem Regierungswechsel im
Herbst 1982 erfolgte (Zinssubventionierung fiir Zwischenfinanzie-
rungen von Bausparvertriigen), wenigstens dem privaten Woh-
nungsbau zu einer gewissen Kontinuitit zu verhelfen. Eine solche
investitionslenkende Mafinahme kann als unproblematisch be-
trachtet werden, da sie auf eindeutig feststellbaren Bedarf gerich-
tet ist und ohnehin nur eine Verstirkung der steuerpolitischen Ka-
pitallenkung in den privaten Wohnungsbau bedeutet. Allerdings
_sollte die Wirksamkeit unter den insgesamt ungiinstigen Beschifti-
gungsbedingungen nicht iiberschitzt werden. Viele Bausparer wer-
den trotz der Zinsverbilligung davor zuriickschrecken, sich dauer-
hafte Lasten aufzubiirden, die sie im Fall von Arbeitslosigkeit nicht
mehr tragen kénnen. Die Arbeitsplatzunsicherheit wird also — wie
auchbei dem seit 1981 deutlich riickliufigen Wachstum der Konsum-
kredite-zu einer Scheu der privaten Haushalte beitragen, sich zu ver-
schulden. In allen anderen Bereichen kann die miflige Zinssenkung,
die seit Herbst 1982 ablauft, ohne gleichzeitige Nachfrageexpansion
keine wesentlichen Impulse auslésen. Allerdings nimmt die Attrakti-
vitdt ab, liquide Mittel in Finanzanlagen zu stecken. Zu beachten ist
weiterhin, dafl bereits viele Kreditersuchen in der Vergangenheit aus
Bonititsgriinden nicht befriedigt wurden; selbst wenn die Zinssen-
kung zu einer hsheren Kreditnachfrage fiihren sollte, so ist duflerst
ungewifl, ob die potentiellen Schuldner ausreichend Bonitit vorwej-
sen kénnen, um bedient zu werden.
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2.6  Weltwirtschaftliche Abhingigkeiten als
Krisenursache?

Aus der Feststellung, dafl es sich bei der gegenwirtigen Krise um
eine Weltwirtschaftskrise handelt, darf nicht der Schlufl gezogen
werden, dafl die primiren Krisenursachen in weltwirtschaftlichen,
der nationalen Verantwortung und Regulierungsmaoglichkeit ent-
zogenen Faktoren liegen. Auch die hiufig als wesentliche Krisen-
ursache benannten Olpreissteigerungen in den siebziger Jahren
wirkten — wie in fritheren Memoranden ausgefiihrt - im wesentli-
chen nur als Katalysatoren und Verstirker bereits herausgebildeter
Krisenmomente. Zudem gingen von der relativen Olpreissteige-
rung gewisse expansive Momente aus: Anpassungsprozesse wur-
den ausgelsst, d.h. im Zuge der Umstellung auf andere Energien
wurden Einsparungs- und Substitutionsinvestitionen rentabel, die
dem Kapital zusitzliche Anlagemoglichkeiten boten. Fir die Indu-
strielinder stellten sich die durch die Rohslpreissteigerungen ver-
ursachten Probleme als verkraftbar dar, zumal sie die Preiseffekte
der Energieverteuerung iiber entsprechende Preiserhohungen der
Industriegiiter teilweise an die dlexportierenden Linder zuriickge-
ben konnten. Fiir die 6limportierende Dritte Welt allerdings hatten
die Olpreissteigerungen und die Verteuerung der Industriepro-
dukte katastrophale Wirkungen: Ihre Verschuldung stieg in Di-
mensionen, die die Gefahr eines Zusammenbruchs der internatio-
nalen Kreditbeziehungen in sich bergen. Zu dieser, die weltwirt-
schaftlichen Beziehungen zusitzlich bedrohenden Gefahr haben
jedoch ebenso die konservativen Wirtschaftsstrategien in den fiih-
renden kapitalistischen Industrielindern beigetragen. Die binnen-
wirtschaftliche Nachfragedimpfung behinderte die Exporte der
Entwicklungslinder in die Industrielinder, mit denen deren Schul-
den bezahlt werden sollten. Die monetaristische Hochzinspolitik
fithrte dazu, daf} allein das Aufbringen der Zinsen fiir viele Linder
der Dritten Welt zu einem unl6sbaren Problem wurde. Die pre-
kire Lage auf den internationalen Kreditmirkten, die durchaus
die Gefahr einer explosiven Verstirkung der Weltwirtschaftskrise
birgt, ist folglich vor allem eine Folge der gegenwirtigen Weltwirt-
schaftskrise, die durch neokonservative Strategien verstirkt
wurde. Auch eine Olpreisverbilligung kann kein Ersatz fiir eine an
der Nachfrage ansetzende binnenwirtschaftliche Belebungspolitik
sein. Sicherlich bewirken Olpreissenkungen Kostenentlastungen
fiir die Unternehmen und verbessern die Leistungsbilanz der BRD.
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Wenn jedoch die slpreisbedingten Kostensenkungen nicht an die
Nachfrager weitergegeben werden, bleibt eine nachhaltige Verbes-
serung der gesamtwirtschaftlichen Situation ebenso aus wie bei an-
deren, allein die Kosten der Unternechmen entlastenden Mafnah-
men. Hinzu kommt, dafl der deutsche Export bei Einnahmeeinbu-
Ben der OPEC-Linder mit Einbuflen rechnen muf}, so dafl von
dieser Seite sogar eine dimpfende Wirkung zu erwarten ist.

Geringe internationale Wettbewerbsfihigkeit als Krisenursache?

Mit dem Verweis auf die ungiinstige weltwirtschaftliche Lage wird
suggeriert, eine binnenwirtschaftlich ansetzende Beschifugungs-
politik habe wenig Erfolgsaussichten. Vielmehr gelte es, kosten-
dimpfende Mafinahmen zu ergreifen (Lohnsenkungen, Steuer-
und Abgabenentlastungen), um die internationale Wettbewerbsfi-
higkeit der Bundesrepublik zu erhshen. Befirworter dieser Strate-
gie versprechen sich eine Investitions- und Beschiftigungszu-
nahme tiber Exportsteigerungen.

Der Versuch, die kritische Wirtschaftssituation durch Verweis
auf die »weltwirtschaftlichen Zusammenhinge« verstindlich zu
machen, ist im Hinblick auf die faktische Exportstirke der Bun-
desrepublik irrefithrend. Betrachtet man nimlich die langfristige
Entwicklung der Warenausfuhr der Bundesrepublik, so fallen bin-
nenwirtschaftliche Rezession und ein Riickgang des Exports nur in
einem einzigen Jahr, nimlich fir 1975, zusammen. In diesem Jahr
fiel die Warenausfuhr nominal um 3,9%. Allerdings ist dabei zu
beachten, dafl im vorhergehenden Jahr 1974 auch eine einmalige
Steigerung der Warenausfuhr von 29,2% (!) erreicht wurde. Fafit
man die beiden Jahre 1974 und 1975 zusammen, so erfolgte auch
damals keineswegs eine Verschlechterung der auflenwirtschaftli-
chen Position der Bundesrepublik, sondern die langfristig stei-
gende Tendenz des bundesdeutschen Auflenhandels wurde durch-
aus beibehalten.

Lingerfristig gesehen gab es zwar stets starke Schwankungen
der Wachstumsraten der bundesdeutschen Ausfuhr, aber das Ex-
portwachstum verlief mit Ausnahme von 1975 positiv. Der Export
bot sich stets als Ausweg aus der binnenwirtschaftlichen Rezession
an.

Insbesondere vor den Krisen 1974/75 und 1981/82 lagen die
Zuwachsraten des Exports deutlich iiber jenen des Sozialprodukts
(BSP). Auch wihrend der Krisenjahre — eine Ausnahme stellt das
Jahr 1975 dar — wuchsen die Exporte deutlich schneller als das
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BSP und leisteten so einen Beitrag zur Krisenitberwindung. Der
relativ zur Binnenwirtschaft iiberproportionale Anstieg des Ex-
ports zeigt sich in der langfristig steigenden Tendenz der Export-
quote (Export in % des BSP): Diese stieg von durchschnittlich
18,4% 1967 — 70 auf 24,5% 1979 — 82. Im schwersten Krisenjahr in
der Geschichte der BRD - 1982 — erreichte die Exportquote der
" BRD mit 26,8 % ihren bisherigen Hoéchststand.

Die Entwicklung der Exportquote
Exporte in % des Bruttosozialproduktes

Jahres- » Jahres-
durchschnitt: durchschnitt:
1967 17,6 1975 21,4
1968 18.6 1976 22.8
1969 19,0 184 1977 227 | 222
1970 18.4 1978 22,0
1971 17.9 1979 22.4
1972 18,0 1980 23.4
1973 193 198 1981 255 [ 2%
1974 233 1982 26.8

Quelle: SVR, 1982/83 und friiher — eig. Berechnungen

Zu einem vergleichbaren Ergebnis gelangt man auch bei der Be-
trachtung der Entwicklung des Auflenbeitrags der BRD, d.h. des
prozentualen Anteils des Auflenhandelsiiberschusses am BSP.
Auch dieser stieg in den Rezessionsjahren deutlich an — so etwa
1981/82 — und signalisiert folglich, daf} von den internationalen
Handelsbeziehungen fiir die BRD expansive Impulse ausgingen.
Insgesamt nahm der Auslandsumsatz des verarbeitenden Gewerbes
und des Sektors Bergbau und Energie von 1976 auf 1981 um
64,7% zu, wihrend der Inlandsumsatz im gleichen Zeitraum mit
einer Steigerung von nur 50,6 % deutlich zuriickgeblieben ist.
Dies ist Ausdruck einer starken internationalen Wettbewerbspo-
sition, die u.a. auf das hohe Qualifikationsniveau der Arbeitneh-
mer in der BRD, auf einen hohen Stand der technologischen Ent-
wicklung und nicht zuletzt auf den geringen Anstieg der Lohn-
stiickkosten in der BRD zuriickzufithren ist. Im Vergleich zur
Entwicklung bei den wichtigsten Weltmarktkonkurrenten stiegen
die Lohnstiickkosten in der BRD mit Abstand am geringsten, so
dafl die vor jeder Lohnrunde zu vernehmende Klage der Unter-
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nehmer von im internationalen Vergleich zu hohen Lohnkosten
wenig glaubhaft ist. Denn da die westdeutschen Unternehmen be-
reits 1975 eine starke Wettbewerbsposition besaflen, kann diese
durch den relativ langsamen Anstieg der Lohnstiickkosten seither
nur verbessert worden sein. :

Internationaler Vergleich der Lobnstiickkostenentwicklung
durchschnittliche jihrliche Zuwachsraten 1975-1982

BRD 4,1
Japan - 6,1
Niederlande 6,1
Vereinigte Staaten : 7,6
Belgien 7,8
Frankreich 12,1
Grofibritannien 14,2

Quelle: SVR 1982/83, Tab. 3 - eig. Berechnungen

Unterstiitzt wurde die Exportoffensive der BRD auch durch die
Wechselkursentwicklung. Ende der siebziger Jahre und 1980/81
verlor die DM gegeniiber den wichtigsten Konkurrenzwihrungen
real, d.h. unter Beriicksichtigung der unterschiedlichen Preisent-
wicklung in den einzelnen Lindern, an Wert. Betrachtet man den
realen Auflenwert der DM auf der Grundlage der in der BRD un-
terdurchschnittlichen Lohnstiickkostenentwicklung, so ergab sich
auch fiir das Jahr 1982 noch eine reale Abwertung. Die Wettbe-
werbsfihigkeit der westdeutschen Unternehmen hat daher auch
1982 weiter zugenommen. Wenn es trotz dieser insgesamt giinsti-
gen Expansionsbedingungen scheinbar zu einem Riickgang des
Welthandelsanteils der BRD kam — mit diesem Argument wird teil-
weise eine angeblich gesunkene internationale Wettbewerbsfihig-
keit »bewiesen« — so liegt dies allein an der Hoherbewertung des
Dollars. Da die DM gegeniiber dem Dollar, in dem die Welthan-
delsanteile berechnet werden, weit mehr an Wert verlor als gegen-
iber den Wihrungen der tbrigen Haupthandelspartner, vermin-
derte sich rein rechnerisch der Dollarwert der Ausfuhr der BRD
und damit ihr Welthandelsanteil.

Von der internationalen Handelsverflechtung der BRD gingen
folglich - ebensowenig wie von dem zuvor geschilderten interna-
tionalen Zinszusammenhang — keine primdren Krisenursachen aus.
Im Gegenteil verbuchte die Strategie der Exportférderung inso-
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fern Erfolge, als in einer Reihe von Branchen und bei exportstar-
ken Unternehmen die Umsatzeinbriiche aufgrund einer riicklzufi-
gen Inlandsnachfrage durch verstirkte Auslandsumsitze zumin-
dest teilweise kompensiert werden konnten. Die Politik der
angebotsorientierten Exportforcierung begiinstigt dabei in beson-
derem Mafe die grofiten Unternehmen in der BRD. Die 100 grof-
ten westdeutschen Unternehmen titigten 1976 ca. 25% des ge-
samtwirtschaftlichen Umsatzes, aber fast 50% des Exportes. Die
staatliche Foérderung der Exportexpansion wirkt so konzentra-
tionsférdernd, da kleinere und mittelstindische Unternehmen der
binnenwirtschaftlichen Nachfrageschwiche nicht in gleichem
Mafle iiber den Weltmarkt entgehen konnen.

Den kurzfristigen Erfolgen der westdeutschen Exportoffensive
sind jedoch die hohen Kosten dieser Strategie gegeniiberzustellen:
Reallohnverlust und staatlicher Steuerverzicht zugunsten der Un-
ternehmen fithrten zu einer Verstirkung der binnenwirtschaftli-
chen Krise. Die Frage ist, inwiefern diese vor allem von den Ar-
beitnehmern getragenen Kosten sich in einer entsprechenden
Ausweitung und Sicherung der Beschiftigung durch den Export
niederschlugen.

Gelockerter Zusammenhang zwischen Exportoffensive und Beschifti-
gung .
Wihrend der Auslandsumsatz in einigen Branchen binnenwirt-
schaftliche Einbriiche iiberkompensierte und in anderen Wirt-
schaftszweigen abschwichte, lockerte sich der Zusammenhang
zwischen Exporterfolg und Beschiftigung zunehmend. Obwohl
die direkt oder indirekt von der Ausfuhr abhingige Zahl der Ar-
beitsplitze auch zwischen 1976 und 1981 noch einmal zugenom-
men hat — 1962 arbeiteten 14%, 1976 20% und 1981 22% aller Fr-
werbstitigen direkt oder indirekt fir den Export ~ waren die
beschiftigungspolitischen Wirkungen der Exportoffensive seit
1976 bescheiden. Bereits eine oberflichliche Betrachtung signali-
siert, daf} verstirkte Exporte keine Losung fiir binnenwirtschaftli-
che Beschiftigungsprobleme bieten: Wihrend 1979 und 1980 bei
“sinkendem Exportiiberschufl und einem starken Riickgang des Au-
Benbeitrags die Arbeitslosenquote zuriickging — Folge einer bin-
nenwirtschaftlichen Belebung und staatlicher Beschiftigungspro-
gramme (ZIP) - stieg diese 1981 und 1982 trotz sprunghaftem
Ansteigen der Exportiiberschiisse und des Auflenbeitrags um jihr-
lich ca. 40%.
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Deutlicher wird die Lockerung des Zusammenhangs von Ex-
porterfolg und Beschiftigung aus folgenden Berechnungen:

1 Mrd DM im Export (incl. Dienstleistungen) sicherten oder schufen
direkt die folgende Anzahl an Arbeitsplitzen:

1976 1981
5 fithrende Exportindustrien 7900 6000
tibriges verarb. Gewerbe 9300 6600
alle Wirtschaftszweige
(ohne 5 fiihrende Exportindustrien) 10400 7600

In diesen Zahlen schligt sich zum einen die hohere Produktivitit
und geringere Beschiftigungsintensitit der fithrenden Exportindu-
strien nieder, mit der Folge, daff relativ groflere Produktionsstei-
gerungen erforderlich sind, um einen zu anderen Wirtschaftszwei-
gen vergleichbaren Beschiftigungseffekt zu erzielen. Zum anderen
wird deutlich, daf in allen Industriezweigen immer mehr Exporte
erforderlich sind, um nur den jetzigen Beschiftigungsstand zu er-
halten. Diese Entwicklung ist nicht nur inflationsbedingt:

1 Mrd DM im Export (incl. Dienstleistungen) sicherten oder schufen
direkt und indirekt folgende Anzahl von Arbeitsplitzen in der Ge-
samtwirtschaft:

1976 1981
in lfd. Preisen 17400 12900
in Preisen von 1976 17 400 15300

(Alle Berechnungen: DIW 39/82, SVR 82/83 Tab 53, eig. Berechn.)

Stellt man schliefilich eine marginale Betrachtung an, d.h. unter-
sucht man, wieviele zusitzliche Arbeitsplitze durch die erheblich
hshere Exportsumme 1981 im Vergleich zu 1976 geschaffen wur-
den, so ergibt sich, daf} insgesamt ca. 700000 neue, direkt oder in-
direkt mit dem Export verbundene Arbeitsplitze entstanden sind.
Angesichts der negativen binnenwirtschaftlichen Arbeitsplatzent-
wicklung erscheinen diese Zahlen beeindruckend: Obwohl die ex-
portinduzierten neuen Arbeitsplitze den binnenwirtschaftlichen
Beschiftigungsriickgang nicht kompensieren konnten, so verhin-
derten sie doch offensichtlich ein noch stirkeres Ansteigen der Ar-
beitslosigkeit.
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Andererseits verbirgt sich hinter dieser Gesamtzahl neuer, di-
rekt oder indirekt durch den Export geschaffener Arbeitsplitze je-
doch auch, dafl im Zeitraum 1976 bis 1981 eine zusitzliche Ex-
portmilliarde nur ca. 4450 newe Arbeitsplitze geschaffen hat,
wihrend es im Zeitraum 1970-74 noch iiber 9000 Arbeitsplitze ge-
wesen waren. Dieser Unterschied kann nur teilweise aus inflatio-
niren Tendenzen bei der Ausfuhr erklirt werden. Beriicksichtigt
man, dafl zur Zeit 1% Exportsteigerung nur ca. 20000 Arbeits-
plitze schafft, so liflt sich leicht errechnen, welche Dimensionen
die Exportsteigerungen der BRD annehmen miifiten, um wesent-
lich zum Abbau der Arbeitslosigkeit beitragen zu kénnen. Die seit
1976 im Jahresdurchschnitt um 8 % wachsenden Exporte jedenfalls
leisteten, vergleicht man ihre beschiftigungspolitische Wirkung
mit der moglichen Wirkung binnenwirtschaftlicher Ankurbelungs-
programme, nur einen relativ geringen Beitrag zur Arbeitsplatzsi-
cherung.

Nur iiberdurchschnittlich und unrealistisch hohe Wachstumsra-
ten des Exports konnten einen erheblichen Abbau der Arbeitslosig-
keit bewirken. Im Unterschied zu einer binnenwirtschaftlichen Be-
lebung ist bei den Beschiftigungswirkungen einer Exportankurbe-
lung jedoch zugleich die Importentwicklung — die ja tendenziell
binnenwirtschaftliche Arbeitsplitze ersetzt — zu beriicksichtigen.
Denkbar wire, dafl selbst bei grofleren Exportiiberschiissen von
der auflenwirtschaftlichen Verflechtung negative Beschiftigungsef-
fekte ausgingen. Dies wire z.B. der Fall, wenn Importe mehr bin-
nenwirtschaftliche Arbeitsplitze in arbeitsintensiven Industrie-
zweigen ersetzten, als an zusitzlichen Arbeitsplitzen durch die
Exporte relativ kapitalintensiver Industrien geschaffen wird. Un-
tersuchungen des DIW und RW1I ergaben jedoch, daf in der Ver-
gangenheit der Nettobeschiftigungseffekt der Auflenhandelsver-
flechtung der BRD insgesamt positiv war, d. h. dafl zwischen 1960
und 1978 ca. 1 Million Arbeitsplitze durch den Export (verarbei-
tendes Gewerbe) mehr geschaffen als durch den Import ersetzt
wurden. Nach Berechnungen des RWI kam es allerdings seit Mitte
der siebziger Jahre zu einem negativen Nettobeschiftigungseffekt
des Auflenhandels. Auch wenn solche Berechnungen unsicher
sind, so sprechen doch auch theoretische Uberlegungen fiir einen
abnehmenden Nettobeschiftigungseffekt der Auflenhandelsver-
flechtung der BRD. Die Import- und Exportstruktur der BRD
gleicht sich zunehmend an. Ca. 60% des Auflenhandels der BRD
besteht aus dem simultanen Export und Import von relativ dhnli-
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chen, industriellen Giitern (intraindustrieller Handel). Der Im-
portanteil jener Giiter, die in der BRD aus klimatischen oder na-
tirlichen Griinden nicht herstellbar sind, hat seit den fiunfziger
Jahren zugunsten industrieller Fertigwarenimporte abgenommen.
Beschiftigungspolitisch bedeutsam ist hierbei, daf die Importe
von in der BRD nicht produzierbaren Giitern binnenwirtschaftlich
keine Arbeitsplitze ersetzen, sondern im Gegenteil als unabding-
bare Produktionsvoraussetzung Arbeitsplitze sichern. Dagegen
ersetzen die Importe industrieller Fertigwaren binnenwirtschaft-
lich mogliche Produktion und Beschiftigung. Diesem negativen
Effekt werden i.d.R. die wohlstandssteigernden Wirkungen des in-
ternationalen Handels entgegengehalten, wobei jedoch zweifelhaft
ist, ob solche positiven Momente roch auf einen groflen Teil des
intraindustriellen Handels zutreffen. Mit dem Zuwachs des in-
traindustriellen Handelsanteils und dem Sinken des Anteils der so-
genannten »unabdingbaren« Importe ist zu erwarten, dafl der Net-
tobeschiftigungseffekt des Auflenhandels der BRD bei einer
ausgeglichenen Handelsbilanz gegen Null strebt, d.h. die positi-
ven Beschiftigungseffekte des Exports durch die verdringenden
Effekte des Imports weitgehend kompensiert werden. Allenfalls
ein erheblicher Handelsbilanziiberschuf8 kénnte unter diesen Um-
stinden noch positive Beschiftigungseffekte aufweisen.

Kurzfristiger Exporterfolg: Ein Pyrrbus-Sieg

Nur ein dauerhaft hoher Auflenhandels- und Leistungsbilanziiber-
schufl der BRD konnte ~ wie gezeigt — einen begrenzten Beitrag
zur Beschiftigungssicherung leisten. Solche Lingerfristigen Uber-
schiisse bedeuten jedoch — insbesondere in Situationen stagnieren-
der Weltmirkte — einen Export von Arbeitslosigkeit in die entspre-
chenden Defizitlinder. Die Gegenreaktionen dieser Lander fithren
zu einem ruindsen internationalen Konkurrenzkampf um mehr
Wettbewerbsfahigkeit: Reallohnabbau, Steuersubventionen und
andere Exportférderungsmafinahmen konterkarieren sich im in-
ternationalen Mafistab. Die gleichen Mafinahmen, die die interna-
tionale Wettbewerbsfihigkeit férdern sollen, schwichen die Bin-
nennachfrage in den kapitalistischen Industrielindern. Da die
Exporte der Industrielinder zum iiberwiegenden Teil von der
kaufkriftigen Nachfrage in den iibrigen Industrielindern abhin-
gen, schwicht die konservative Angebotsférderung lingerfristig
nicht nur die jeweilige Nachfrage, sondern trigt zur Stagnation
des Weltmarktes bei. Hinzu kommen Gegenreaktionen jener Lin-
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der, die in diesem gefihrlichen internationalen Wettlauf um mehr
Wettbewerbsfihigkeit nicht mithalten kénnen oder wollen.
Kommt es unter diesen Umstinden zum Protektionismus, so muf}
sich die Kritik nicht an jene Staaten richten, die aus einer »Not-
wehrsituation« heraus zu solchen Mafinahmen greifen. Verant-
wortlich fir die Gefihrdung des Welthandels sind vielmehr Staa-
ten — zu denen die BRD an vorderster Stelle gehort — die mit allen
Mitteln versuchen, auflenwirtschaftlich das zuriickzugewinnen,
was binnenwirtschaftlich infolge der Austerititspolitik an Nach-
frage vernichtet wurde.

Wie bereits im Memorandum 82 befiirchtet, hat die angebots-
orientierte konservative Wirtschaftspolitik zunehmend zu einer
Schwichung des Welthandels, zu einer Verstirkung von interna-
tionalen Zahlungsproblemen bis hin zu der Gefahr verdeckter
oder gar offener Handelskriege gefiihrt. Die deutliche Abschwi-
chung der Exportdynamik der BRD in der zweiten Hilfte 1982
signalisiert die Grenzen einer exportorientierten Antikrisenstrate-
gie. Stagnierende Weltmirkte, zumindest teilweise durch die neo-
konservative Wirtschaftspolitik in den meisten Industrielindern
verursacht, verstirken zunehmend die Probleme einer Kriseniiber-
windung. Nun droht die eingeschlagene Exportorientierung zum
Bumerang zu werden: Weil die binnenwirtschaftliche Beschifti-
gung in zu hohem Ausmafl von der auslindischen Nachfrage ab-
hingig gemacht wurde, erscheint eine binnenwirtschaftliche Nach-
frageexpansion wegen ihrer mehr oder weniger starken Inflations-
und Kosteneffekte als Bedrohung der Exportfihigkeit. Dies be-
giinstigt wiederum wirtschaftspolitische Mafinahmen, die auf eine
(weitere) Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfihigkeit
des Landes hinwirken sollen, d.h. eine Fortsetzung des massiven
Lohn- und Sozialdumpings. Damit wird auflenwirtschaftliche
Stirke zur Fessel fiir binnenwirtschaftliche Beschiftigungspolitik
und zum Argument gegen berechtigte lohn- und sozialpolitische
Forderungen der Arbeitnehmer im Inland. Hinzu kommt, daf eine
einmal im Interesse verstirkter Exportforcierung vorgenommene
Produktionsumstrukturierung spiter nur noch mit hohen gesell-
schaftlichen Kosten riickgingig gemacht werden kann, da die zu-
nehmend einseitig auf den Export ausgerichtete Produktionsstruk-
tur der BRD nicht ohne weiteres auf ein binnenwirtschaftlich
orientiertes, qualitatives Wachstum umstellbar ist. So werden Ver-
hiltnisse geschaffen, die spiter als sogenannte Sachzwinge gegen
eine alternative Wirtschaftspolitik verwandt werden.
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Die auflenwirtschaftlichen Aspekte der Wachstums- und Be-
~ schiftigungsprobleme lassen sich kurz zusammenfassen: Wachs-
tums- und Beschiftigungseinbriiche wurden in der Bundesrepublik
nicht durch Exportschwierigkeiten verursacht, vielmehr konnten
binnenwirtschaftliche Rezessionen durch Exportsteigerungen
iberwunden bzw. gemildert werden. Wegen der verschlechterten
Wirtschaftslage der Industrielinder wird der aufenwirtschaftliche
»Ausweg« enger, so dafl Rezessionsbekimpfung binnenwirtschaft-
lich erfolgen mufl, sollen nicht in Zukunft zunehmend krisenver-
stirkende Einflisse vom Weltmarkt ausgehen.

Die Exportorientierung wird im allgemeinen als angebotsorien-
tierte Politik charakterisiert. Damit ist gemeint, daf iiber Kosten-
senkungen (im Inland) die Exporteure in die Lage versetzt werden,
am Weltmarkt billiger als die Konkurrenz zu verkaufen und sich
somit zu Lasten der Wettbewerber einen steigenden Marktanteil
zu sichern. Es geht also letztlich doch um Absatzméglichkeiten;
fehlende Nachfrage am Binnenmarkt soll durch Ausweitung des
Exports ausgeglichen werden. Dies stellt einen volkswirtschaftlich
recht kostspieligen Umweg dar. Besser wire es, die eigene Nach-
frage am Binnenmarkt zu stiitzen und damit die auflenwirtschaftli-
che Abhingigkeit wieder allmihlich zu reduzieren. Die bundes-
deutsche Industrie leidet nicht — wie etwa die Grofbritanniens
oder der USA — unter unzureichender Produktivititsentwicklung
und damit bedingter Wettbewerbsschwiche, sondern sie hat
Schwierigkeiten, Absatz fiir ihre Waren zu finden. Nicht die Pro-
duktonsfihigkeit, sondern der Verbrauch ist zu schwach.

Der Verweis auf weltwirtschaftliche Krisenursachen lenkt ab
von der Verantwortung der nationalen Wirtschaftspolitik fiir die
Beschiftigung. Sicherlich wire eine international koordinierte An-
kurbelungspolitik eine wesentliche Erleichterung fiir eine natio-
nale Politik der Beschiftigungssicherung. Sicherlich entfielen
durch eine solche internationale Abstimmung eine Reihe krisen-
verstirkender und -verlingernder Faktoren. Okonomien mit gro-
flen Binnenmirkten und einem hochproduktiven Produktionspo-
tential besitzen jedoch einen groflen Spielraum fiir eine nationale
Wirtschaftspolitik, der in erster Linie genutzt werden mufl.

87



3 Wirtschaftspolitik im Unternehmerstaat

3.1 Die Politik der Rechtskoalition

Mit dem Regierungswechsel in Bonn hat sich Ende 1982 ein lange
vorbereiteter, durch falsche Antikrisenpolitik der sozialliberalen
Koalition erleichterter politischer Machtwechsel vollzogen. Die
Haushalts- und Wirtschaftspolitik der neuen Bundesregierung —
missionarisch als »historischer Neuanfang« charakterisiert — steht
ohne Einschrinkung im Dienste der Unternehmenswirtschaft.

Wie vor allem das »Gesetz zur Wiederbelebung der Wirtschaft
und Beschiftigung und zur Entlastung des Bundeshaushalts
(Haushaltsbegleitgesetz 1983)« vom Dezember 1983 belegt, bein-
haltet die haushaltspolitische »Wende« einen Totalverzicht auf ak-
tive Beschiftigungspolitik. Gleichzeitig werden durch den Abbau
sozialstaatlicher Leistungen Finanzmittel mobilisiert, die dem pri-
vaten Unternehmenssektor und den oberen Einkommensklassen in
Form von Steuerentlastungen und privatwirtschaftlich orientierten
Investitionen verfiigbar gemacht werden.

Bei der haushaltstechnischen Realisierung dieser staatlich ver-
ordneten Umverteilung kann die konservative Bundesregierung
auf die durch die sozial-liberale Koalition hinterlassene Haushalts-
operation ‘83 (Beschliisse zum Bundeshaushalt fir 1983) zurick-
greifen.

Die haushaltspolitischen Mafinahmen zielen einerseits auf eine
Reduzierung des Niveauzuwachses der Staatsausgaben unterhalb
der erwarteten nominalen Wachstumsrate des Sozialprodukts.
Darin driicke sich der Verzicht auf ein aktives Beschiftigungspro-
gramm aus. Hinzu kommt eine Umwerteilung auf der Ausgaben-
und Einnahmenseite, die auf eine Bevorteilung der Unternehmens-
wirtschaft abzielt. Der Abbau des Sozialstaates erfolgt durch: Kiir-
zung der Bundeszuschiisse, Einschnitte in soziale Leistungsgesetze
und soziale Sicherungssysteme sowie die Erhohung der Beitrige
und den Abbau 6ffentlicher Dienstleistungen bei Erhohung der
Steuern auf die Masseneinkommen. Dem steht die teure und inef-
fiziente staatliche Pflege der privaten Wirtschaft durch Steuerent-
lastungen und 6ffentliche Subventionen und Investitionen gegen-
iiber.
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Sparen und Umverteilen sind jedoch nur der haushalts- und
wirtschaftspolitische Teil einer umfassenderen Neuorientierung
staatlicher Politik. Weitere Bereiche staatlicher Politik werden in
zunehmendem Mafle auf die Interessen privater Unternehmen zu-
geschnitten:

Schutzrechte, die gegen die Folgen von unternehmerischen Ent-
scheidungen zuungunsten der von Kapitaldispositionen Abhingi-
gen politisch durchgesetzt worden sind, geraten einer Wirtschafts-
politik im Interesse der Unternehmenswirtschaft zu »Stérfeldern,
die es deshalb abzubauen gilt. Wenn auch die vergleichsweise
kurze Praxis der neuen Bundesregierung nur erste Versuche der
Einschrinkung politischer Schutzrechte gegen die Unternehmens-
macht erkennen [iflt, so liegt es unzweifelhaft in der Logik der
Grundannahmen konservativer Antikrisenpolitik, mittelfristig
nachhaltig Freiheits- und Schutzrechte zugunsten »freier«, d.h.
politisch ungestoreer Kapitalentscheidungen abzubauen. Verschie-
denste marktradikale Dokumente, die den Regierungswechsel zur
endgiiltigen und bruchlosen Umsetzung der wirtschafts- und ge-
sellschaftspolitischen »Wende« vorbereitet haben und auf die sich
die neue Bundesregierung zur Begriindung erster Mafinahmen be-
zieht, zeigen die wichtigsten Abbaubereiche politischer Schutz-
und Freiheitsrechte: Mieter-, Jugendarbeits-, Umwelt- und Daten-
schutz, Mitbestimmungs- und Demonstrationsrechte. Die massive
Beeinflussung der Tarifautonomie durch die vorherige gesetzliche
Festlegung der Erhohung der Dienstbeziige der Beamten im 6f-
fentlichen Dienst um nur 2% ab 1. Juli 1983 gehoren ebenso hier
her wie die politische Dauereinmischung in die Tarifverhandlun-
gen durch Forderungen nach einer »Lohnpause« in der gewerbli-
chen Wirtschaft. Die abstrakten Bekenntnisse zur Tarifautonomie
konnen tiber die Versuche faktischer Einflufinahme auf die Tarif-
auseinandersetzung nicht hinwegtiuschen. Stoflrichtung und In-
Strumente machen deutlich, daf} hier nicht, wie wir in den letzten
Jahren nachgewiesen haben, die »Entstaatlichung« von Wirtschaft
und Gesellschaft angestrebt wird. Vielmehr bezweckt diese Strate-
gie real eine alle Politikbereiche erfassende Funktionalisierung des
Staates. Exklirtes Ziel der Funktionalisierung ist die Wiederherstel-
lung des »Vertrauens« der Unternehmenswirtschaft in die Politik,
d.h. die Verbesserung der Rahmenbedingungen. Dies geschieht
durch finanzielle Leistungen im Rahmen der Umverteilung von
staatlichen Ausgaben und Einnahmen ebenso wie durch eine radi-
kale Ordnungspolitik, die die Kapitalstrategien gegen politische
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Kontrolle und Widerstinde abzuschirmen hat. Die erwihnte
Orientierung der Wirtschaftspolitik auf das Zuriickdringen von
Einkommensanspriichen der abhingig Beschiftigten — Stichwort
»Lohnpause« — begrenzt die Entfaltungsmoglichkeiten privater
Konsumnachfrage, wihrend sie gleichzeitig die 6ffentliche Nach-
frage unter Ausschiufl von gesellschaftlichen Niitzlichkeitserwi-
gungen im Interesse privatwirtschaftlicher Rentabilitit umstruktu-
riert:

Der Ausbau der Riistung, die Durchsetzung der Verkabelung
sowie die Finanzierung von Kernkraftwerken vom Typ des Schnel-
len Briiters bilden die Felder 6ffentlicher Investitionspolitik der
konservativen Bundesregierung.

Die in diesem Sinne rechtskeynesianische Politik zielt auf eine
verinderte Produktionsstruktur: Staatlicher und privater Konsum
sollen zugunsten zusitzlicher Investitionen zuriickgedringt wer-
den, die den Produktionsapparat der westdeutschen Wirtschaft
modernisieren und damit deren internationale Wettbewerbsfihig-
keit verbessern sollen. Durchgesetzt werden soll diese Umstruktu-
rierung durch eine nach innen gerichtete Austerititspolitik: verrin-
gerter Anstieg der Masseneinkommen und des Staatshaushalts bei
gleichzeitiger Orientierung der dffentlichen Investitionen auf die
materiellen Bediirfnisse dieser Umstrukturierung.

Die im Konzept der Rechtskoalition forcierte Reduktion des
privaten Verbrauchs und der staatlichen Ausgaben fiihrt jedoch zu
Nachfrageausfillen, die allenfalls Rationalisierungsinvestitionen
im Rahmen der Umstellung des Produktionsapparats beschleuni-
gen. Erweiterungsinvestitionen bleiben aus, das Sozialprodukt
wichst nur wenig oder nimmt ab, die Arbeitslosigkeit steigt, und
die staatlichen Haushalte werden aufgrund wachsender Anforde-
rungen im Sozialbereich zusitzlich belastet.

Die Losung dieses Dilemmas wird in der auflenwirtschaftlichen
Expansion gesehen. Auf den auslindischen Mirkten wird jene
Nachfrage erwartet, fiir die man nicht — wie im Inland — vorab
Masseneinkommen (vor allem die Lohne) erhohen muf. Austeri-
titspolitik nach innen und Stirkung der auflenwirtschaftlichen Ex-
pansionskraft sind daher notwendig verkniipft.

Diese Politik ist nicht nur sozial ungerecht, weil sie die Lasten
der Krisenbewiltigung vor allem den sozial schwicheren Gliedern
der Gesellschaft aufbiirdet. Sie ist dariiber hinaus Skonomisch
falsch, weil sie eine Produktionsstruktur forciert, die die Krise und
damit die Vernichtung von Arbeitsplitzen verschirft: Binnenwirt-
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schaftliche Produktionskapazititen werden vernichtet bzw. erst
gar nicht geschaffen, und durch Forcierung des Rationalisierungs-
drucks werden Arbeitsplitze vernichter. Weiterhin schafft diese
privatwirtschaftliche Investitionspolitik erneut Uberkapazitéiten,
die dann wieder durch Krisen abgebaut werden, wihrend die Um-
lenkung der Produktionsakeivititen in gebrauchswertorientierte,
zukunftsrelevante Bereiche nicht geschieht. Diese Politik nuitzt
den Unternehmen, die von der binnenlindischen Nachfrage unab-
hingig sind. Das sind vor allem die hochkonzentrierten Unterneh-
men in der Export- und Risstungsindustrie, die die Vorteile einer
angebotsorientierten, d.h. kostensenkenden Wirtschaftspolitik
nutzen koénnen.

Die Indienststellung staatlicher Politik zugunsten der Gewinnin-
teressen instrumentalisiert die Krise, um »falsche« Verteilungsver-
hilisse zu korrigieren und die soziale Sicherung abzubauen. -
Konservative Politik setzt dabei auf die reinigende Funktion der
Arbeitslosigkeit, die zur Herstellung von Disziplin in den Betrie-
ben, in Politik und Tarifauseinandersetzung nutzbar gemacht
wird. Trotz aller strukturpolitischen Bedenken bestitigt der »Sach-
verstindigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung« in seinem Jahresgutachten fiir 1982/83 diesen Reini-
gungscharakter der Krise, die »einer Uberbelastung des Markesy-
stems durch staatliche und staatlich beeinflufite Anspriiche an die
Produktionsmoglichkeiten der Volkswirtschaft« entgegenzuwir-
ken hat. Sinn der Krise ist »die Verbesserung der Rentabilitits-
chancen der Unternehmen, die sich aus dieser Bereinigung, den
korrigierten Kostenverhiltnissen und staatlichen Anspriichen er-

gibt«(Ziff. 210ff.).

3.2 Die Ideologie der »geistig-moralischen Erneuerung«

Die Instrumentalisierung der Krise zum Sozial- und Lohnabbau
geht einher mit ideologischer Propaganda des herrschenden kon-
servativen Blocks gegen die dabei entdeckte »geistig-politische
Krise«. Der Wohlfahrtsstaat — so heiflt es — unterminiere Lei-
stungswillen, Opferbereitschaft und die Fahigkeit zur Selbsthilfe —
allesamt Tugenden, die flugs zur Grundlage markewirtschaftlicher
Ordnung erklirt werden. Zwischen das Prinzip von Leistung und
Gegenleistung schobe sich die staatliche »Wohltat«, die - nicht zu-
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letzt unter gewerkschaftlichem Druck — zu »falschen« Einkom-
mensanspriichen gegentiber dem Sozialprodukt fithren wiirde.

Im Originalton der Regierungserklirung vom Oktober 1982
lautet das so: »Die Ideologie der Macher und Heilsbringer haben
den Wirklichkeitssinn im Lande nicht geschirft, die Selbstverant-
wortung nicht gestirkt und die geistigen Herausforderungen der
Zeit verkannt«. Daraus folgt dieser Logik entsprechend: »Wir
brauchen wieder die Tugenden der Klugheit, des Mutes und des
Mafes fur die Zukunft unseres Landes«. Diese Regierungserkli-
rung belegt durchgingig den Gleichlauf von marktwirtschaftlicher
Flurbereinigung aller gesellschaftlicher Verhiltnisse mit einer Art
moralischer Aufriistung. Hinter der marktwirtschafilichen Tu-
gendpflege verbirgt sich zugleich eine prinzipielle moralische Ab-
wertung von Leistungsempfingern des Sozialstaats. Wer unver-
schuldet aus dem marktdefinierten »Zusammenhang von Leistung
und Gegenleistung« - so die Forderung der Regierungserklirung —
ausscheidet, oder wegen seiner Einkommensverhiltnisse auf mo-
netire und reale Transfers angewiesen ist, den Sozialstaat also in
Anspruch nimmt, der gerit in den Verdacht, »die geistigen Her-
ausforderungen der Zeit« verkannt zu haben. Diese Argumenta-
tionszusammenhinge wiederholen blof die Abneigung konservati-
ver Ideologen gegen das politische System, iiber das sich sozial-
staatliche Anforderungen durchsetzen. Das Bild von der »plurali-
stischen Anspruchsgesellschaft«, die ohne Riicksicht auf das
»Gemeinwohl« Einzelinteressen bedient, dominiert. Anstatt die
Ursachen fir die Entstehung sozialer Risiken, deren Verarbeitung
in die Verantwortung des Sozialstaats fillt, zu therapieren, wird
die Sozialstaatskrise dem politisch-parlamentarischen Fehlverhal-
ten zugeschrieben und eine Riickbildung sozialpolitischer Zustin-
digkeit gefordert. Die Wiederherstellung jener Tugenden, die ei-
nen willfihrigen Menschen innerhalb des Marktes bilden sollen,
stehen im Zentrum der moralischen Aufriistung. Die Familie und
die Institutionen der Bildung und Ausbildung gelten als die Zen-
tren der Wiederherstellung scheinbar verlorengegangener Tugen-
den. Zur Familie vermerkt die Regierungserklirung: »In der Fami-
lie lernen die Menschen Tugenden und Verhaltensweisen, die
unserer Gesellschaft ein menschliches Gesicht geben: Liebe, Ver-
trauen, Toleranz und Riicksichtnahme, Opferbereitschaft und
Mitverantwortung«. Abgesehen davon, dafl andere Personlich-
keitsmerkmale, wie die Fihigkeit zum solidarischen Handeln aus-
geklammert bleiben, sind derartige Apelle alles andere als geeig-
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D€L, zur Losung der gegenwirtigen Probleme unseres Landes bei-
zutragen. Dies ist allerdings auch gar nicht ihr Zweck. Vielmehr
geht es bei der Kennzeichnung jener Tugenden als allgemeinver-
bindlich darum, den Widerstand gegen Arbeitshetze, Lohnredu-
zierung und Sozialabbau zur Un-Tugend zu erkliren. Zeitgemif
tibersetzt, bedeutet der Appell an Leistungswillen die Diffamie-
fung der Arbeitslosen als arbeitsscheu und die Zuriickweisung von
Forderungen nach Arbeitszeitverkiirzung sowie nach Humanisje-
Tung der Arbeitswelt. Hinter dem Appell an Opferbereitschaft ver-
birgt sich dje Aufforderung, Lohnkiirzungen hinzunehmen und
der Ruf nach Selbsthilfe soll den Abbau staatlicher Sozialleistun-
gen ideologisch decken: Soll doch jeder sehen, wo er bleibt! Die
iederbelebung »der alten Tugenden« — wie Helmut Kohl an ej-
ner anderen Stelle festhilt — »Fleifl, PflichtbewufStsein, Gemein-
sinn, Vaterlandsliebe« geht einher mit der Forderung nach Stir-
kung der Eliteschichten. Die Bildungspolitik steht ganz im Zeichen
derartiger Elitenbildung. Durch Kiirzungen und Umstellungen im
‘ Ausbildungsfdrderungssystem werden die Bildungschancen wieder
mehr von den familizren Einkommensverhiltnissen abhingig ge-
macht. Aufstiegschancen iiber die universitire Ausbildung etwa
missen durch besondere Leistungen, die zur Reduktion der zu-
riickzuerstattenden Studiendarlehen fiihren kénnen, erarbeitet
werden. Das Konkurrenzsystem bildet dabei den Mechanismus der
Auslese, der zugleich iiber die Differenzierung der Einkommens-
verhiltnisse entscheidet. In ihrer Grundrichtung zielt die sozial-
darwinistische Konkurrenz und die darin eingebundene Leistungs-
ideologie auf eine Stabilisierung traditioneller Eliten ab.

Im 4. Kapitel des Memorandum ‘82 haben wir unter der Uber-
schrift »Modelle des Riickschritts — Die Grundlagen neckonserva-
tver Politik« die anthropologischen und gesellschaftsspezifischen
VOraussetzungen dieser angebotsorientierten Wirtschaftspolitik
anhand von Dokumenten aus den USA einer ausfithrlichen Kritik
Unterzogen. Diese Kritik an dem Konkurrenzsystem als Auslese-
Prinzip sowie den Markttugenden und der Rechtfertigung von
Reichtum bzw. Armut behilt gegeniiber den Grundlinien der Polj-
tik des »historischen Neuanfangs« ihre volle Giiltigkeit.

Dabei wird der Wiederaufbau der Bundesrepublik Deutschland
als Losungsmuster gegeniiber der akeuellen Krise instrumentali-
siert. In der Regierungserklirung vom 2. 10. 1982 liest man in die-
sem Zusammenhang: »Wir werden eine Wiederbelebung der Wirt-
schaft, eine Wiederbelebung unseres Leistungswillens, unserer
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Leistungskraft, die notwendige Opferbereitschaft nur dann in der
Tat bewirken kénnen, wenn eine geistig-moralische Herausforde-
rung erkannt und angenommen wird«. Und weiter heifit es dann:
»Was 1949 gelang unter schweren seelischen Wunden und mate-
riellen Lasten, das ist auch heute méglich und notwendig«. Die
entsagende »Triimmerfrau« und der verzichtende Arbeiter bilden
den Fixpunkt des Menschenbildes, das auch heute wieder orientie-
rend wirken soll. Immerhin, diese Bilder enthalten eine wichtige
Wahrheit. Der gerade jetzt vielfach beschworene Wiederaufbau ist
vor allem durch die harte Arbeit der abhingig Beschiftigten be-
werkstelligt worden. Die Vorstellung aber, die 6konomischen, so-
zialen und gesellschaftlichen Krisenprobleme lielen sich mit den
Instrumenten der funfziger Jahre bewerkstelligen, fithrt in die
Irre:

- Die Zurtickfithrung der heutigen Wachstums- und Beschifti-
gungskrise auf einen sozialstaatlich mitverursachten Verfall von
individueller Leistungsbereitschaft ist unhaltbar. Gerade die un-
verschuldete Arbeitslosigkeit demonstriert eine hohe Leistungsbe-
reitschaft, die jedoch aufgrund mangelnden Arbeitsplatzangebots
nicht abgefragt wird. Eine Studie zeigt, dafl angesichts anhalten-
der Arbeitslosigkeit die Mobilitit steigt, Arbeitsplitze mit geringe-
ren Qualifikationsanforderungen tibernommen werden und Lohn-
verzicht zum Teil akzeptiert wird.

— Der Riickbezug auf die fiinfziger Jahre vergleicht Unver-
gleichbares. Die giinstigen Wiederaufbaubedingungen sind vor al-
lem in dem kriegsbedingten Nachholbedarf zu sehen. Der Ausbau
der Produktionskapazititen ist in einen enormen Nachfrageiiber-
hang hineingewachsen. Die Riickkehr zum Wachstumstyp der
fiinfziger Jahre ist falsch, da damit erneut Krisentendenzen instal-
liert werden. '

Der Sozialstaat gerit in allen konservativen Dokumenten zur
zentralen Krisenursache. Bezeichnend fiir die konservative Ideolo-
gie ist, dafl gerade dann, wenn aufgrund der Zunahme 6konomi-
scher, individuell nicht zu verarbeitender Risiken die Beanspru-
chung des dafiir eigentlich geschaffenen Sozialstaats zunimmt,
dieser selbst in eine Krisenursache umgemiinzt wird. Mit der wirk-
lichen Entstehung und Verbreitung von Wirtschaftskrisen hat dies
allerdings nicht zu tun. Mit dem Schwerpunktthema des Memo-
randum ‘82 haben wir Funktionsweise und Aufgaben des Sozial-
staats ausfithrlich dargestellt. Deshalb wiederholen wir an dieser
Stelle nur die folgenden Argumente:
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- Ein internationaler Vergleich zeigt keinen Zusammenhang
zwischen Wirtschaftsentwicklung und dem Niveau des Sozial.
staats. Langanhaltende Wirtschaftskrisen lassen sich auch bei ei-
nem erheblich niedrigeren AusmaR sozialer Leistungen gegeniiber
der Bundesrepublik feststellen. Die USA sind dafiir das beste Bei-
spiel. Aus dem internationalen und historischen Vergleich lassen
sich keine Anhaltspunkte fiir eine beschiftigungs- bzw. entwick-
lungsoptimale Sozialquote herauslesen. Die konservative Wirt-
schaftspolitik sieht im Sozialsystem lediglich die Abgabenlast und
nicht dessen soziale und ckonomische Stabilisierungswirkungen.
In der Ausweitung sozialer Leistungen i.w.S. spiegelt sich einer-
seits die zunehmende Produktion sozialer Risiken durch die pri-
vatwirtschaftlich organisierte Wirtschaft und andererseits die ge-
wachsene Stirke der Arbeiterbewegung und anderer sozialer
Bewegungen wider. Die staatliche Sicherung von Institutionen zur
Verarbeitung dieser sozialen Risiken stellt insofern eine gesamt-
wirtschaftliche Notwendigkeit und eine Bedingung politischer
Herrschaftssicherung dar.

- Okonomisch betrachtet, bildet die Stirkung des Systems so-
zialer Sicherung eine wichtige Voraussetzung fiir die Bewiltigung
von Anpassungsproblemen. Weiterhin tragen die Sozialausgaben
zur gesamtwirtschaftlichen Stabilisierung bei. Bei Riickgang ge-
samtwirtschaftlicher Nachfrage miissen diese antizyklisch auf-
rechterhalten werden. Der aktuell betriebene Sozialabbau wirke
sich prozyklisch auf die Verschlechterung der Masseneinkommen
und damit auf die private Konsumnachfrage aus. Das antizykli-
sche Halten der Sozialausgaben in den letzten Jahren hitte tiber
die Stabilisierung der Wirtschaftskraft die Finanzierungsbedingun-
gen der sozialen Systeme verbessern kénnen. Entstehungsbedin-
gungen und Funktion des Sozialstaats werden durch die konserva-
tive Reduktion des Zusammenhangs auf eine verkehrte Ursache-
Wirkungsstruktur verschiittet.
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3.3 Haushaltspolitik im Dienste der Umverteilung und der
Gewinnférderung

3.3.1 . Kiirzung der Zuwachsrate des Ausgabevolumens

Erklirtes Programmziel der Sparpolitik ist es, den nominalen Zu-
wachs der Haushaltsausgaben des Bundes deutlich unter die Rate
des erwarteten nominalen Wirtschaftswachstums zu senken. Da-
mit wird prinzipiell der Kurs prozyklischer Haushaltspolitik fort-
gesetzt. Die allgemeine Wachstumsschwiche nimmt durch die Re-
duktion staatlicher Ausgaben zu. Ausfille an staatlicher Nachfrage
schwiichen die Absatzerwartungen und fithren so zu Produktions-
und Einkommensriickgang, der sich aufgrund multiplikativer Ef-
fekte verstirkt. Dies 16st Einnahmeausfille sowie steigende Kri-
senkosten beim Staat aus. Das Ziel, die Haushalte damit zu sanie-
ren, wird nicht nur verfehlt, die Politik selbst verschlechtert die
Budgetlage. So erklirt es sich auch, warum, seit dieser Weg der
Sparpolitik zur Haushaltssanierung gegangen wird, die faktischen
Staatsausgaben immer hoher als die geplanten ausgefallen sind. So
lag 1981 der geplante Zuwachs des Bundeshaushalts bei 4,8 % und
1982 bei 3,2%. Durch Nachtragshaushalte stiegen die Istzuwachs-
raten um 8,5% (1981) und 5,8 % (1982). Die Zuwachsrate des Bun-
deshaushalts ist fiir 1983 mit 2,9% (1% mehr als durch die sozjal-
liberale Koalition) geplant. Es steht zu erwarten, daff auch der
Bundeshaushalt 1983 seinem Bumerangeffekt nicht entgeht und
somit Korrekturen nach oben erforderlich werden. Haushaltszu-
wachsraten, die unter der nominalen Rate des Wirtschaftswachs-
tums gehalten werden, steigen, weil das Wirtschaftswachstum als
eine der Folgen dieser Politik sinkt. Die beste Politik der Haus-
haltssanierung besteht in der Realisierung einer aktiven Beschifti-
gungspolitik. Es wire zweifellos effizienter gewesen, hitte man
die Nachkorrekturen wihrend des Haushaltsjahrs von anfang an
eingeplant und die finanziellen Mittel prophylaktisch zur Finan- .
zierung eines Beschiftigungsprogramms genutzt. Die Reduktion
der Zuwachsraten des Haushalts impliziert einen Verzicht auf eine
aktive Beschiftigungspolitik. Strukturpolitische Aufgaben, die mit
einem Beschiftigungsprogramm geldst werden konnen, werden
nicht nur nicht angegangen, sondern kumulieren zur wachsenden
Hypothek: nicht der Anstieg der staatlichen Verschuldung, son-
dern das Unterlassen strukturpolitischer Wirtschaftsreform ist die
»Erblast«, die unserer eigenen Zukunft aufgebiirdet wird. Je spiter
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diese Aufgaben wahrgenommen werden, um so weniger nutzt das
dann noch Magliche.

3.3.2 Die Staatsverschuldung als Liickenbiifier

Mit der globalen Sparpolitik entwickelte sich zwangsliufig eine
wachsende Diskrepanz zwischen geplanter und faktischer Neuver-
schuldung des Bundes. Wihrend 1981 die Neuverschuldung mit
33,78 Mrd DM und 1982 mit 26,8 Mrd DM angesetzt wurde, hat
sich 1981 eine faktische Neuverschuldung mit 37,39 Mrd DM und
1982 mit 37,5 Mrd DM ergeben. Im Wettlauf zwischen Ausgaben-
kiirzungen und darauf folgenden Einnahmeausfillen hat sich die
Verschuldung tiber krisenbedingte Nachtragshaushalte, die Steuer-
ausfille und steigende Kosten der Arbeitslosigkeit finanzieren
muflten, real ihren Zuwachs erzwungen. Haushaltpolitik, die aus-
zieht, um iiber Ausgabenkiirzungen die Verschuldung abzubauen,
findet sich bei ansteigender 6ffentlicher Kreditaufnahme wieder.
Diese Erfahrung hat — im Gegensatz zur Ideologie - die finanzpo-
litische Rechtfertigung der neuen Bundesregierung gehérig verin-
dert. Fiir 1983 wird eine Neuverschuldung in Hohe von ca.
41,5 Mrd DM geplant. Noch muf die »Zwangsanleihe« zur Finan-
zierung des Wohnungsbauprogramms hinzugerechnet werden. Zu
erwarten steht, daff aufgrund wirtschaftlicher Wachstumsschwiche
auch diese Planzahl durch einen faktisch hoheren Zuwachs revi-
diert wird. Die konservativen Haushaltspolitiker, die in der Ver-
schuldung ein Symptom fiir den Zusammenbruch des Wihrungs-
und Wirtschaftssystems der sozial-liberalen Koalition nachzuwei-
sen versuchten, vollziehen hier eine Kehrtwende in der Argumen-
tation. Die Verfassungsklage der CDU/CSU-Opposition gegen
die Neuverschuldung des Bundes in 1981 ist hinfillig, da bereits
die geplante Kreditaufnahme fiir 1983 deutlich hoher ausfillt.
Uberhaupt, so berichtet das Bundesfinanzministerium am 14. 12.
1982, sei die Staatsverschuldung nicht problematisch: »Die Bun-
desrepublik Deutschland bildet keine Ausnahme im internationa-
len Vergleich der wachsenden Staatsverschuldung. Sie gehért aber
nicht zu den Staaten mit besonders rasch ansteigender Verschul-
dung oder mit extrem hohen Defiziten in einzelnen Jahren«. Hier
offenbart sich die Beliebigkeit finanzpolitischer Argumentation.
Der Fehler dieser Politik liegt darin, daff die Staatsverschuldung
nicht als rationales Instrument der Beschiftigungspolitik geplant
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eingesetzt wird. Beschiftigungspolitisch rational ist es, die Staats-
verschuldung mittelfristig einzusetzen, um Kapital abzuschopfen
und in den volkswirtschaftlichen Kreislauf zuriickzugeben, Ar-
beitsplitze statt Arbeitslose zu finanzieren und bedarfsorientierte
Projekte im Bereich der Umwelt, der Energie, des Wohnungs- und
Stadtebaus sowie der Nahverkehrssysteme zu erméglichen.

3.3.3  Steuerpolitik — Mittel der Umverteilung

Konservative Steuerpolitik zielt auf eine massive Umverteilung der
Steuerlasten. Wihrend die Steuern zur Investitions- und Innova-
tionsforderung bei der gewerblichen Wirtschaft gesenkt werden
sollen, wird die Erhshung der Abgaben und Steuern auf den Mas-
senkonsum betrieben. Dieses Ziel der Lastenumverteilung halt die
Regierungserklirung als mittelfristige Orientierung aufrecht.
Steuersubventionen, die der Wirtschaft gewihrt werden, bleiben
durch die Sparpolitik nahezu unberiihrt. Unter dem Ziel privat-
wirtschaftlicher Gewinnpflege wird die Fortschreibung massiver
Steuerungerechtigkeiten in Kauf genommen. Die damit verbun-
dene Hoffnung, iiber die steuerlich manipulierte Verbesserung der
Unternehmensgewinne Investitionsaktivititen auszulosen, geht
nicht in Erfullung, weil gleichzeitig tiber erhebliche Einschrinkun-
gen der binnenlindischen Nachfrage die Absatz- und damit Ge-
winnerwartungen geschwicht werden. Das Ausmaf) steuerlicher
Lastumverteilung bei gleichzeitiger Erhshung der Sozialabgaben
bei den abhingig Beschiftigten offenbart sich durch die Detailana-
lyse des Begleitgesetzes zum Haushalt ‘83 (Be- und Entlastungsef-
fekte fiir das Haushaltsjahr 1983 in Klammern angegeben):

Entlastung der Unternehmen bei der Gewerbeertragsteuer

(Volumen: 1,5 Mrd DM)

Bei der Gewerbeertragsteuer konnen im Rahmen der Berechnung
des Gewerbeertrags in 1983 die Dauerschuldzinsen nur noch mit
60% und ab 1984 mit 50% angesetzt werden. Durch diese Reduk-
tion der bisher 100 %igen Anrechnung geht der zu versteuernde
Gewerbeertrag zuriick. Eine entsprechende Kiirzung der Hinzu-
rechnung der Dauerschulden bei der Ermittlung der Gewerbekapi-
talsteuer ist ebenfalls vorgesehen. Das Gesetz nennt zur Begriin-
dung: »Das Ziel dieser Mafinahme ist es, gewerbliche Unterneh-
men fiohlbar von der Gewerbesteuer zu entlasten«. Dadurch
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ergeben sich geschitzte Steuerausfille in Hohe von ca. 1,5 Mrd
DM bei allen Gebietskorperschaften. Durch diese Steuerentla-
stung wird aber vor allem die Finanzlage der Kommunen ver-
schlechtert. Der Gesetzgeber sicht fiir diesen Steuerausfall bei den
Gemeinden eine Senkung der Gewerbesteuerumlage vor. 1983 soll
sie um 28% auf 58% und ab 1984 auf 52% gesenkt werden. Ob-
wohl die Hinzurechnung von Dauerschulden bzw. Dauerschuld-
zinsen nicht sofort kassenwirksam wird, aber die erste Stufe der
Senkung der Gewerbesteuerumlage bereits fiir 1983 gile, muf
lingerfristig mit kommunalen Steuerausfillen gerechnet werden.
Die Bundesregierung fordert dazu lapidar, daf§ der Ausgleich »al-
lein in die Kompetenz der Linder« falle. ‘

Entlastung der Unternebmen durch Insolvenzriicklagen

(Volumen: 190 Mio DM)

Absicht dieser Mafinahme ist es, fir die Ubernahme »stillgelegter
oder von der Stillegung bedrohter Unternehmen« fiir drei Jahre
die Bildung einer Riicklage bis zu 30% der Anschaffungskosten
beim Kapitalanleger zuzulassen. Der Gesetzgeber sieht in der Be-
griindung die »Gefahr einer Primierung etwa konzentrativer Vor-
ginge« und trifft dagegen Vorkehrungen. Die Nachweispflicht fiir
die Notwendigkeit einer Insolvenzriicklage liegt beim Steuer-
pflichtigen. Es muf gezeigt werden, daf} »die Kapitalanlage geeig-
net war, den Fortbestand des Betriebes, Teilbetriebes oder der Be-
tricbsstitte zu sichern«. Weiterhin ist zu erkliren, dafl »die
Kapitalanlage fiir die Wettbewerbsverhiltnisse unbedenklich ist«.
Fir die Gewihrung der Insolvenzriicklage ist eine Begrenzung der
Umsatzerlsse vor Erwerb der Kapitalanlage mit 200 Mio DM vor-
gesehen. Prifungsbehorden dafiir sind die Finanzimter. Durch
diese Mafinahme wird steuerrechtlich ein neuer Subventionstatbe-
stand geschaffen, dessen Definition vorwiegend beim bevorteilten
Unternehmen liegt. Es kann zu Mitnehmereffekten, d. h. zur Be-
anspruchung bei ohnehin geplanter Betriebsiibernahme, kommen.

Entlastung der Eigenbeimbesitzer

Bis einschlieflich 1986 neugebaute selbstgenutzte Hiuser und Ej-
gentumswohnungen (Bauantrag nach dem 30. 9. 1982) werden
steuerlich bevorteilt. Uber drei Jahre hinweg wird ein Schuldzins-
abzug von 10000 DM pro Jahr gegeniiber dem bisher geltenden
Grundbetrag, der nur durch Zinsen auf Fremdmiteel geschmailert
werden konnte, zugelassen (Volumen: 400 Mio DM).
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Sowohl unter Bedarfs- wie auch unter Verteilungsgesichtspunk-
ten ist diese Mafinahme verfehlt: Zunichst sind in erheblichem
Umfang Mitnahmeeffekte zu erwarten; Bauvorhaben, die sowieso
durchgefithrt worden wiren, werden begiinstigt. Die Férderung
wird iiberwiegend lindlichen Regionen zugute kommen, wihrend
Ballungsgebiete mit ihren aktuellen Wohnungsproblemen kaum
profitieren.

Dartiber hinaus begiinstigt der Schuldzinsenabzug hshere Ein-
kommen: Bei einem Grenzsteuersatz von 22 v.H. bedeutet er eine
Steuerersparnis von 2200 DM, bei Spitzenverdienern dagegen eine
Entlastung von 5600 DM jihrlich. Damit ist die Entlastung auch
dann noch am héchsten, wenn Mitnahmeeffekte am wahrschein-
lichsten sind.

Zusitzlich wurde ein 500 Mio Programm zur Zinsverbilligung
von Bausparzwischenfinanzierungskrediten beschlossen. Hier zei-
gen sich Umverteilungseffekte dadurch, dafl wegen der hohen
Baupreise hshere Einkommensbezicher bei der Beanspruchung
der Zinssubventionen eher in der Lage sind, diese Vorteile zu nut-
zen. Entgegen fritheren programmatischen Erklirungen der
CDU/CSU wurde allerdings auch die Férderung des Sozialen
Wohnungsbaus ausgeweitet. Fiir das Haushaltsjahr 1983 sind zu-
sitzlich 500 Mio DM an Bundesmitteln fiir den Sozialen Woh-
nungsbau vorgesehen. Allerdings werden iiber die Hilfte der Mit-
tel in das Eigentumsprogramm fliefen und damit an den woh-
nungspolitischen Bedarfsschwerpunkten vorbeigehen.

Entlastung bei der Grunderwerbstener (Kostenneutral)

Mit Beschlufl des Bundestags vom 24. 11. 1982 und der Zustim-
mung des Bundesrates am 17. 12. 1982 wurde der Steuersatz beim
Grunderwerb von 7% auf 2% gesenkt und gleichzeitig wurden die
meisten Befreiungsvorschriften abgeschafft. Diese Anderungen
sollen steueraufkommensneutral wirken. Damit vollzieht sich aber
vor allem eine Bevorteilung hoher Einkommensbezieher. Fiir diese
ermifligt sich die Grunderwerbsteuer, wihrend untere Einkom-
mensbezieher auf die bisher geltenden Moglichkeiten der Befrei-
ung von dieser Steuer verzichten und somit 2% Grunderwerb-
steuer bezahlen miissen. Diese Neuregelung benachteiligt daher
den Hausbau und Eigentumserwerb abhingiger Beschiftigter.

Etikettenwechsel beim Kindergeld (Kostenneutral)
Der »Abzug von Aufwendungen fiir Dienstleistungen zur Beauf-
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sichtigung oder Betreuung eines Kindes« ‘als auflergewshnliche
Belastung ist nicht mehr méglich. Diese Steuerregelung wurde
nicht zuletzt wegen ihrer Bevorteilung der oberen Einkommens-
schichten kritisiert. Die gleiche Kritik gilt jedoch auch fiir die
Neuregelung, die einen Kinderfreibetrag von DM 423,— fiir jedes
Kind vorsieht, der bei der Ermittlung des zu versteuernden Ein-
kommens abzuziehen ist. Wie bei der vorher giiltigen Regelung
liflt auch die Einfihrung des Kinderfreibetrages den Vorteil der
Steuerentlastung mit wachsendem Einkommen entsprechend der
Zunahme des Steuersatzes steigen.

Kappung der Vorsorgepauschale (Volumen: 1,1 Mrd DM)

Die 1975 eingefithrte Vorsorgepauschale fiir Arbeitnehmer ohne
Riicksicht auf die Sozialversicherungspflicht, mit der die steuerli-
che Entlastung fiir die Altersversicherung prinzipiell beabsichtigt
war, ist fiir nicht-rentenversicherungspflichtige Arbeitnehmer auf
2000/4000 DM (Ledige/Verheiratete) beschrinkt worden. Fiir je-
des Kind erhoht sich diese Vorsorgepauschale um DM 900,—. Sie
trifft Beamte ebenso wie die Vorstandsmitglieder von Aktiengesell-
schaften. Fiir untere Einkommensbezieher im Bereich der Beamten
ergeben sich soziale Hirten, die nicht ausgeglichen werden.

\

Erbéhung der Mebrwertstener und der Vorsteuerpanschale fiir die
Landwirtschaft (Volumen: 3 Mrd DM)

Das Begleitgesetz zum Bundeshaushalt ‘83 sieht ab 1. Juli 1983
eine Erhshung des allgemeinen Satzes der Mehrwertsteuer von 13
auf 14% und des ermifligten Steuersatzes von 6,5% auf 7% vor.
Die Vorsteuerpauschale fiir die Landwirtschaft wird auf 8% er-
hsht. Kurzfristig dient die Erhohung der Sitze der Mehrwert-
steuer der »Bereitstellung der Mittel fur die gleichzeitig beschlos-
senen Entlastungen bei den direkten Steuern«. Ab 1984 soll die
Mehrwertsteuergestaltung ganz in den Dienst der Finanzierung
von Steuerentlastungen der Wirtschaft gestellt werden. Dazu heifdc
es in der Begriindung: »Unter gegebenen Umstinden wird die Exr-
hohung der Umsatzsteuer fiir das geeignete Instrument zur Finan-
zierung investitionsférdernder Mafinahmen . . .« gehalten. Diese
Umschichtung ist sozial ungerecht und dkonomisch falsch. Durch
die Belastung der Massenkaufkraft verringern sich die Absatz-
chancen. Was durch Steuerentlastungen den Gewinnen zugefiihrt
wird, das geht durch Umsatzriickginge um ein Vielfaches verlo-
ren. Die steuerliche Umverteilung fiihrt deshalb nicht zu einer Sa-
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nierung des Bundeshaushaltes, weil die wirtschaftliche Titigkeit
nicht angeregt wird und somit zusitzliche Staatseinnahmen nicht
zustandekommen.

3.3.4  Ausgabenumstrukturierung im Dienst der
Unternebmenswirtschaft '

Die beschriebene Instrumentalisierung staatlicher Politik sieht —
wie bereits erwihnt — keineswegs eine generelle »Entstaatlichung«
vor, sondern nur einen Abbau sogenannter konsumtiver und sozia-
ler Leistungen, wihrend die &ffentliche Investitionspolitik privat-
wirtschaftlich rentable Produktionsfelder sichern soll. Staatliche
Investitionsbereiche, die dieser Orientierung gerecht werden und
deshalb staatlich geférdert werden sollen, sind vor allem:

Ausweitung des Riistungshaushalts

Kein Ministerium der Bundesregierung hat 1983 einen solchen ab-
soluten Zuwachs an Mitteln wie das Verteidigungsministerium ver-
buchen kénnen. Der Zuwachs des Verteidigungsetats in Hohe von
2,7 Mrd DM zeigt, wie Finanzmittel fiir falsche Zwecke mobili-
sierbar sind.

Forcierte Forderung der Bau- und Wobnungswirtschafs

Die Investitionshilfeabgabe, die weiter unten beurteilt wird, dient
vor allem der Finanzierung eines Wohnungsbauprogramms. Die
Mittelvergabe konzentriert sich ca. zur Hilfte auf die Forderung
des Sozialen Wohnungsbaus. In diesem Teil verfolgt die 6ffentli-
che Investitionspolitik, in Abweichung gegeniiber der generellen
Linie, wohnungs- und bauwirtschaftlich eine akzeptable Strategie.
Die andere Hilfte des Mittelaufkommens aus der Investitionshil-
feabgabe konzentriert sich auf die Finanzierung steuerlicher Mafi-
nahmen fiir den eigenfinanzierten Wohnungsbau. Diese Mittel
dienen der Finanzierung der Zinssubventionierung bei der Bauz-
wischenfinanzierung sowie dem erweiterten Schuldzinsabzug fiir
neue, selbstgenutzte Wohnungen (einschlielich der Eigentums-
- wohnungen). Das Haushaltsbegleitgesetz sieht dariiber hinaus an-
dere steuerliche Erleichterungen beim Haus- bzw. Wohnungsbau
vor. Diese steuerliche Priferierung des eigenfinanzierten Woh-
nungsbaus fiihrt aber zu Mitnehmereffekten, die durch soziale
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Einkommensgrenzen eingeschrinkt werden mufiten. Sie bevorteilt
ohnehin einkommensstarke Schichten und zielt teilweise an den
sozialen Problemen des Wohnungsmarktes vorbei. Vor allem aber
wird diese steuerliche Forderung der Wohnungs- und Hauseigen-
timer durch einen massiven Abbau der Mietschutzrechte fir ei-
gentumslose Mieter zur Verbesserung der Rentabilitit von Bauob-
jekten flankiert, ohne daff Aussicht auf eine wirkliche Lssung des
Wohnungsproblems gegeben wird.

Schaffung neuer Kommunikationssysteme durch Verkabelung

Die Verkabelung zuerst mit Kupfer-Koaxialkabel und ab Mitte
dieses Jahrzehnts mit der Glasfasertechnik soll das Arbeitsbeschaf-
fungsprogramm der achtziger Jahre darstellen. Im Haushalt 1983
sind fiir die Forcierung der Verkabelung insgesamt 1 Mrd DM zur
Verfigung gestellt worden. Das heifit, daf die bisherige Linie,
namlich erst die Auswertung von Pilotprojekten abzuwarten, zu-
gunsten eines forcierten Ausbaus durchbrochen wird.

Die Verkabelung der Bundesrepublik wird eine ganze Reihe von
Arbeitsverhiltnissen entscheidend verindern. Die Arbeit it der
Bildschirmtechnik 148t sich in Heimarbeit durch Teletypisten am
Bildschirmterminal vornehmen. Diese Individualisierung von Ar-
beitsverhiltnissen wird erhebliche Auswirkungen auf die Organi-
sationskraft abhangig Beschiftigter in Gewerkschaften haben. Ge-
nerell werden diese neuen Kommunikationssysteme individuelle
und gesellschaftliche Lebensformen nachhaltig beeinflussen. Zu-
gleich erweitern sich die Moglichkeiten der Kontrolle durch Da-
tensammlung und Datenmiflbrauch. So lange diese Folgen nicht
einigermaflen tiberschaubar und kontrollierbar sind, darf die fli-
chendeckende Verkabelung nicht vorangetrieben werden.

Der forcierte Einstieg in die Verkabelung wird jedoch mit dem
Argument der Schaffung neuer Arbeitsplitze begriindet. Modell-
rechnungen gehen davon aus, daf§ eine flichendeckende Verkabe-
lung ca. 100 Mrd DM Investitionsmittel erforderlich macht. Eine
Schitzung des DIW weist nach, daf 1980 eine Milliarde DM
Fernmeldeinvestitionen der Deutschen Bundespost ca. 22000 Ar-
beitsplitze geschafft hat. Das Argument der Arbeitsplatzbeschaf-
fung durch die Verkabelung hilt dennoch einer genaueren Prii-
fung nicht stand: Die Zurechnung von 22000 Arbeitsplitzen zu
einer Milliarde DM Fernmeldeinvestitionen ist Guflerst problema-
tisch. Die Schitzung beruht auf dem Warenkorb fiir Fernmeldein-
vestitionen in 1980. Mittlerweile hat sich der Anteil vollelektroni-
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sierter Vermittlungssysteme an den gesamten Fernmeldeinvestitio-
nen erhoht, und dieser Anteil wird noch deutlich steigen. Damit ist
eine Revision der Arbeitsproduktivitit, die in dieser Rechnung auf

" der Technik von 1980 beruht, nach oben erforderlich. Das Ratio-
nalisierungspotential vollelektronischer Vermittlung gegeniiber
elektromechanischen Systemen liegt bei 1 zu 3 bis 1 zu 6, d. h. der
Beschiftigungseffekt fallt entsprechend niedriger aus. Dariiber
hinaus fihrt aber eine Anwendung der neuen Kommunikations-
technologien zu erheblichen Arbeitsplatzverlusten etwa im Bereich
der Versicherungen, der Banken und des Handels. Bei der Glasfa-
serverkabelung rechnet man mit einer Vernichtung von ca. 500000
Arbeitsplitzen, die vor allem in bisherigen Dienstleistungsberei-
chen verloren gehen.

Forschungspolitik und Kernkrafiwerksbay :

Die Forschungspolitik erfahrt durch die neue Regierungskoalition
eine radikale Verinderung. Grofiforschungsprojekte unter 6ffent-
licher Kontrolle sollen zugunsten einer steuerlich bevorteilten in-
dustrienahen Forschung zuriickgedringt werden. Forschungsakti-
vititen zur »Humanisierung der Arbeit« erfahren eine empfindli-
che Einschrinkung. All die Versuche, durch sozialwissenschaftli-
che Begleitforschung die Anwendung neuer Technologien in
Unternehmen zu beobachten, um moglicherweise Korrekturen
durchzusetzen, sind im neuen Konzept der Forschungspolitik ge-
strichen. Im Bereich der Energiepolitik steht der Zuriickdringung
der Forschungsarbeiten zur Alternativ-Energie und Energieeinspa-
rung die direkte Finanzierung der fortgeschrittenen Reaktorlinie
in Kalkar und Schmehausen gegeniiber, die aus dem von der
neuen Regierung zu verantwortenden 2. Nachtragshaushalt in
1982 600 Mio DM erhalten haben. Dies geschieht bei gleichzeiti-
gem Verzicht auf finanzielle Unterstiitzung von Mafinahmen der
Energieeinsparung und Substitution in Haushalten und Betrieben.

3.3.5 »Zwangsanleibe« als sozialer Korrekturposten?
(Volumen: 1 Mrd DM)

Den Einschnitten in das soziale Netz stehen keinerlei Mafinahmen
gegeniber, die die hohen Einkommen oder gar die nach wie vor
betrichtlichen Gewinne der Unternehmen zur Finanzierung der
erforderlichen Staatsausgaben heranziehen. Auch von einem wirk-
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lichen Einstieg in den Subventionsabbau kann keine Rede sein.
Genau so wenig ist die Investitionshilfeabgabe ein Instrument zur
Herstellung sozialer Ausgewogenheit. Das »Gesetz zur Wiederbe-
lebung der Wirtschaft und Beschiftigung und zur Entlastung des
Bundeshaushalts« enthilt in Artikel 8 das Investitionshilfegesetz
(InvHG). Dabei handelt es sich um eine zeitlich beschrinkte Ab-
gabe, die zur Finanzierung der Forderung des Wohnungsbaus ein-
gesetzt werden soll. Laut urspriinglichem Gesetz soll die Investi-
tionshilfeabgabe in den Kalenderjahren 1983 und 1984 als unver-
zinsliche, rickzahlbare Abgabe erhoben werden. Thre Riickzah-
lung war fiir 1987/88 vorgesehen. Insoweit handelt es sich um eine
»Zwangsanleihe«. Die Abgabe ist jedoch nur zu entrichten, wenn
die Jahreseinkommensteuer 15000/30000 DM (Ledige/Verheira-
tete) iibersteigt. Die Festlegung dieser Erhebungsuntergrenzen
stellt sicher, daf§ nur Einkiinfte tiber 50000/100000 DM zur Inve-
stitionshilfe herangezogen werden. Die Abgabe betrigt 5% der
Einkommen- bzw. Kérperschaftsteuerschuld ab den festgelegten
Einkommensuntergrenzen.

Entscheidend ist aber, dafl die Investitionshilfe dann eingespart
werden kann, wenn Investitionen nachgewiesen werden kénnen.
Abgabepflichtige mit Einkiinften aus ihrem Gewerbebetrieb, selb-
stindiger Arbeit und Land- und Forstwirtschaft konnen die Ab-
gabe durch Verrechnung mit 20% der Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten begiinstigter Investitionen ganz oder teilweise vermei-
den. Begiinstigte Investitionen sind abnutzbare, bewegliche oder
unbewegliche Wirtschaftsgiiter des Anlagevermogens, die prinzi-
piell im Inland angeschafft oder hergestellt wurden. Ubersteigt
also dieser Regel nach das begiinstigte Investitionsvolumen die In-
vestitionshilfeabgabe um das Fiinffache, dann kann diese unter
den genannten Umstinden erlassen werden. Dies ist bei zu ver-
steuernden Einkommen bis zu 200000 DM schon beim Kauf eines
(Firmen-)Pkw’s mittlerer Preisklasse zu erreichen. Mit anderen
Worten: die Abgabevermeidungsméglichkeiten sind fiir Unterneh-
men und Selbstindige so groff, dafl die Abgabe vor allem besser
verdienende Arbeitnehmer trifft, die nicht als Unternehmer titig
sind und daher auch nicht investieren kénnen. Von Korrekturmaf.
nahme im Sinne einer sozialen Ausgewogenheit kann also keine
Rede sein. Die »Investitionshilfeabgabe« stellt insofern keine Al-
ternative zur bereits lingere Zeit geforderten Erginzungsabgabe

dar.
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3.4 Grundlinien der Demontage des Sozialstaats

Getreu dem konservativen Krisenzenario werden die sozialen Sy-
steme durch die Spar- und Umschichtungspolitik am nachhaltig-
sten getroffen. Im Zentrum steht der Riickzug des Bundes aus der
Verantwortung fiir sozialstaatliche Ausgaben. Konkret heiflt das,
daf die Bundeszuschiisse zu allen sozialen Sicherungssystemen ge-
kiirzt werden. Diese Kiirzungen zeigen, daf sich der Bund in die
Verarbeitung allgemein sozialer Risiken nicht mehr nachhaltig ein-
zuschalten gedenkt.

Die Kiirzung von Bundeszuschiissen sowie die krisenbedingte
Zunahme der Inanspruchnahme der sozialen Sicherungssysteme
bei gleichzeitigem Riickgang des Finanzaufkommens fiihren zu ei-
ner in ihren sozialpolitischen Auswirkungen katastrophalen Kon-
solidierungspolitik, in der die Erhohung der Sozialabgaben mit
der Einschrinkung der Leistungsabgabe an Leistungsempfinger
bei gleichzeitiger Privatisierung der sozialen Risiken durch Selbst-
beteiligung an den Kosten verkniipft wird. Zwischen den Systemen
der Sozialen Sicherung werden karussellartig Lasten verschoben,
die schlieflich durch Beitragserhshung, Leistungseinschrinkung
und Kostenbeteiligung dort aufgefangen werden, wo sie nicht
mehr weitergewilzt werden kénnen. So kiirzt die Bundesanstalt
fur Arbeit die Bemessungsgrundlage ihrer Beitragsleistungen fiir
Arbeitslose an die gesetzliche Rentenversicherung auf den Lohner-
satz (68% des Nettolohns). Da dies aber die Finanzlage bei der
Bundesanstalt fiir Arbeit — auch aufgrund der Einschrinkung der
Bundeszuschiisse — nicht ausreichend verbessert, werden zusitz-
lich Leistungseinschrinkungen sowie die Erhohung der Beitrags-
sitze vorgenommen. Die Ausfille bei der Rentenversicherung wer-
den dort ebenfalls durch Leistungseinschrinkung, Kostenbeteili-
gung und Beitragserhohung abgefangen. Fundamental fir die
sozialpolitische Demontage ist jedoch der Bruch mit erkimpfren
Prinzipien. So werden gesetzlich Krankenversicherte an den The-
rapiekosten beteiligt. Das Prinzip, dafl niemand von seinen Ein-
kommensverhiltnissen bei der Inanspruchnahme des Gesundheits-
systems abhiingig sein soll, ist damit gebrochen. Der Eingriff
erfolgt bei der zu schiitzenden Solidargemeinschaft, wihrend die
hoch rentable, teils konzentrierte Angebotsstruktur des Gesund-
heitssystems (Pharmazeutische Industrie, Arzte, Zahnirzte, Apo-
theker) unangetastet bleibt. In diese strategische Linie fallen auch
die Bestrebungen, die Verteilungsstruktur des Sozialleistungssy-

106



stems, vor allem der Renten- und Arbeitslosenversicherung, derje-
nigen der Marktverteilung noch entsprechender zu machen. So-
weit sozialstaatliche Elemente existieren, sollen sie in sich die so-
zialen Auslese- und Sanktionskriterien des Marktes widerspiegeln.
So wird beispielsweise unter dem Schlagwort »Aquivalenzprinzip«
eine Rentenpolitik gerechtfertigt, die die Zeiten der Arbeitslosig-
keit nicht mehr als Beitrags-, sondern als Ausfallzeiten bewertet
und damit den Arbeitslosen beim spiteren Rentenbezug benachtei-
ligt. Soweit der Sozialstaat also nicht abgebaut wird, soll er wenig-
stens den wirtschaftsliberalistischen Auslese- und Zuteilungskrite-
rien angepafit werden, statt sie nach den Kriterien der Lebenslage-
sicherung und des sozialen Ausgleichs zu korrigieren. Leitspruch
ist: Nur wer sich unter Anerkennung der kapitalistischen Regeln,
_deren Bestandswahrung der Staat stiitzt, zur aktiven Teilnahme
am fremdbestimmten Produktionsprozef bereitfindet, hat das
Recht auf Beteiligung am Produktionsergebnis. Nur die Verteilung -
zihlt, die der Markt hervorbringt. Durch die Absenkung der Bei-
tragsleistungen der BA wird nunmehr auch die Rentenversiche-
rung voll von dieser »Konsolidierungsautomatik« betroffen, da
damit ihre Einnahmen wieder in einem hohen Mafle konjunktur-
und arbeitsmarktabhingig sind.

Diese sozialpolitische Demontage im Bereich der Sozialversi-
cherung wird begleitet durch tiefe Einschnitte in all den sozialen
Systemen, die direkt iiber die &ffentlichen Haushalte finanziert
werden. Keine Leistung ist ausgenommen: Kriegsopferversorgung,
Sozialhilfe, BAf6G, Wohngeld, Kindergeld usw. Bei dieser Ent-
wicklung geht es jedoch um mehr als um drastische vertikale Um-
verteilungen, bzw. die Destruktion von sozialstaatlichen Umvertei-
lungsmafinahmen zugunsten der Profite. Kapitalorientierte Sozial-
politik in der Bundesrepublik ist nicht lediglich auf Kiirzungen
und Einschrinkungen von Sozialleistungen gerichtet.

Es wird vielmehr zugleich das Ziel der durchgreifenden Instru-
mentalisierung der gesamten Sozialstaatstitigkeit fiir eine kapital-
orientierte Wirtschafts- und konservative Gesellschaftspolitik an-
gestrebt. Hiufig sind hier die entsprechenden verteilungspoliti-
schen Effekte (z.B. bei der Streichung des Schiiler-BAf6G) nicht
das Primirziel, sondern lediglich der 6konomische Hebel.

Eine Kritik, die an die sozialrestriktive Politik vornehmlich das
Kriterium der »sozialen Ausgewogenheit« (was immer darunter
verstanden sein soll) anlegt, verfehlt den Charakter der konserva-
tiv-wirtschaftsliberalen Sozialdemontage in mehrfacher Hinsicht:
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dadurch wird implizit die Notwendigkeit des Sozialabbaus als pas-
sives Reagieren auf die Wirtschafts- und Finanzentwicklung
grundsitzlich nicht bestritten. So gesehen ist nicht die reale Kiir-
zung der Regelsitze fiir Sozialhilfeempfinger Hauptgegenstand
der Kritik, sondern der Umstand, dafl nicht auch von den Bezie-
hern von Spitzeneinkommen »Opfer« abgefordert werden. Quali-
tativ hochst unterschiedliche soziale Betroffenheiten werden sche-
matisch iiber den Kamm formaler Symmetrievorstellungen gescho-
ren.

Uber die sozialen Auswirkungen dieser Eingriffe hinaus, die im
Prinzip von der sozial-liberalen Koalition iibernommen, aber im
Ausmafl durch die neue Bundesregierung quantitativ erweitert
wurden, fithrt diese Politik 6konomisch zu einer Reduktion der
Masseneinkommen und damit der Massenkaufkraft. Der Anstieg
der Arbeitslosigkeit und der damit verbundenen Krisenkosten ist
vorprogrammiert. Der Logik dieser Politik nach wird dann mit
weiteren Kiirzungen im System der Sozialleistungen reagiert. Ein
nach unten gerichteter Spiraleneffekt vertieft die Wirtschaftskrise
und erhsht das Armutspotential. Im einzelnen sieht das hier exem-
plarisch kritisierte Begleitgesetz folgende Einschnitte im Sozialsy-
stem vor:

3.4.1 Sozialabbau im Bereich der Arbeitslosenversicherung

Nach wie vor am hirtesten von der ausdauernden Krise getroffen
sind die Arbeitslosen. Kennzeichnend fiir die Politik der Rechts-
koalition ist es — getreu ihrem britischen und US-amerikanischen
Vorbild —, gerade hier, in der sozialen Absicherung der Arbeitslo-
sen, die schirfsten Einschnitte vorzunehmen. Dies ist politisch
durchaus geschickt — zumindest kurzfristig —, weil die sozial aus-
gegrenzten Arbeitslosen schlecht organisiert sind und daher von
thnen wenig Gegenwehr zu erwarten ist. Hilfreich ist in diesem
Zusammenhang auch die Taktik, den Abbau sozialer Leistungen
im undurchsichtigen Karussell wechselnder Leistungstriger (Bund,
Arbeitsamt, Sozialamt, Rentenversicherung) zu vernebeln. Im
Haushaltsbegleitgesetz ist dieses Vorgehen gut nachzuvoliziehen:

Beitragseinschrinkung der BA an die Rentenversicherung

(Volumen: 4,8 Mrd DM)
Kiinftighin ist vorgesehen, daff die BA fiir die Bezieher von Ar-
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beitslosengeld, Unterhaltsgeld, Ubergangsgeld sowie Kurzarbei-
tergeld- und Schlechtwettergeld die Beitrige an die gesetzliche
Rentenversicherung nicht mehr nach der Héhe des Bruttolohns,
sondern nach dem Lohnersatz bemift. Fiir den Bezieher von Ar-
beitslosengeld bedeutet dies, dafl nur noch 68 % des Nettolohns als
Bemessungsgrundlage fiir Beitrige an die Rentenversicherung an-
gesetzt werden. Dies fithrt zu einem Ausfall an Einnahmen bei der
Rentenversicherung in Hohe von ca. 4,8 Mrd DM. Die Zeit des
Bezuges von Arbeitslosengeld wird bei der Festlegung der spiteren
Rente als Ausfallzeit berechnet. Damit konnen sich im Einzelfall
die Anspruchsvoraussetzungen hinsichtlich der Wartezeiten ver-
schlechtern und somit in Folge der Arbeitslosigkeit beim spiteren
Bezug der Rente Benachteiligungen ergeben. Damit erfolgt der
Bruch eines Sozialstaatsprinzips, demzufolge die Arbeitslosigkeit
die Alterssicherung nicht einschrinken darf. Vor allem aber wird
durch die Senkung der Bemessungsgrundlage der Beitrige fiir Ar-
beitslose an die gesetzliche Rentenversicherung die konjunkturelle
Entwicklung erneut Einfluf auf die finanzielle Lage der Renten-
versicherung gewinnen.

Berufliche Rebabilitation erschwert (Volumen: 50 Mio DM)

Die Forderungssitze fir das Ubergangsgeld bei beruflicher Reha-
bilitation werden von bisher 75% auf 70% des fritheren Nettoein-
kommens gesenkt. Wenn der Behinderte oder dessen Ehegatte
pflegebediirftig sind, betrigt das Ubergangsgeld kiinftig 80 % (bis-
her 90%) des fritheren Nettogehalts. Diese Mafinahmen erschwe-
ren finanziell die Wahrnehmung von Mafinahmen der beruflichen
Rehabilitation gerade zu einer Zeit, wo die Zah! der Rehabilitan-
den zunimmt.

Differenzierung der Leistungsdaner beim Arbeitslosengeld

(Volumen: 100 Mio DM)

Diese Maflnahme sieht eine Neufestlegung des Verhiltnisses von
Leistungsdauer beim Arbeitslosengeld in Abhingigkeit von den
Beitragszeiten vor. Wihrend bisher zwischen der Dauer der bei-
tragspflichtigen Beschiftigung sowie der Zeit des Anspruchs auf
Arbeitslosengeld ein Verhiltnis von 2:1 galt, soll dieses kiinftighin
auf 3:1 abgeindert werden. Der Bezug von Arbeitslosengeld fiir
6 Monate etwa setzt jetzt innerhalb der dreijihrigen Rahmenfrist
ein Beschiftigungsverhaltnis von 18 Monaten (bisher 12 Monaten)
voraus. Diese Mafinahme beschleunigt angesichts der sich verlin-
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gernden durchschnittlichen Dauer der Arbeitslosigkeit den Abstieg
in die Sozialhilfe. Der Entlastung der BA steht zunichst blof ein
Zuwachs an Soziathilfeausgaben auf kommunaler Ebene gegen-
iiber.

Neufestsetzung der Tabellenwerte (Volumen: 112 Mio DM)

Durch den in diesem Begleitgesetz an anderer Stelle vorgesehenen
Anstieg der Sozialversicherungsbeitrige verkiirzt sich das Nettoar-
beitsentgelt. Damit sinken die Lohnersatzleistungen, die an der
Nettoentlohnung ausgerichtet sind. Durch die Neufestsetzung der
Tabellenwerte fiir Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Unter-
haltsgeld wird dieser Entwicklung Rechnung getragen.

Einschrinkungen bei der beruflichen Weiterbildung

(Volumen: 60 Mio DM)

Mafinahmen zur Férderung einer Aufstiegsfortbildung (etwa Mei-
sterkurse) werden eingeschriinkt. Es liegt im Ermessen des zustin-
digen Arbeitsamtes, zu entscheiden, ob eine Aufstiegsfortbildung
als »arbeitsmarktpolitisch sinnvoll« erachtet wird. Selbst wenn
aber dieses Kriterium erfiillt ist, wird nach »Maflgabe der zur Ver-
fugung stehenden Haushaltsmittel« die Finanzierung zu entschei-
den sein. Ein wichtiges Instrument der Arbeitsmarktpolitik wird
somit unter das Ziel haushaltspolitischer Einsparungen gestellt.

Erhobung der Beitrige zur Arbeitslosenversicherung

(Volumen: 3,6 Mrd DM)

Wie in allen anderen Bereichen ist der Abbau sozialer Leistungen
auch im Bereich der Arbeitslosenversicherung mit dem gleichzeiti-
gen Anheben der Beitragssitze gekoppelt. Ab Januar 1983 ist der
Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung von 4 auf 4,6% erhoht
worden. Der Anstieg wird jeweils zur Hilfte von den Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern getragen. Dafl diese Erhshung unter den
Aspekt der »Solidaritit mit den Arbeitslosen« gestellt wird, ent-
spricht dem ideologischen Doppelkonzept der Austerititspolitik:
einerseits werden den Lohnabhingigen zusitzliche Sozialabgaben
unter dem moralischen Verweis auf »Solidaritit« auferlegt; der
Staat und seine sozialen Einrichtungen reagieren andererseits auf
die Forderung nach sozialer Absicherung der Betroffenen keines-
wegs solidarisch, sondern mit dem ebenso moralischen Verweis

auf »Selbsthilfe«.
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Abbau bei der Integrationsforderung von Auslindern

(Volumen: 100 Mio DM) .

Das Unterhaltsgeld bei der Sprachférderung von Auslindern,
Asylberechtigten und Kontingentfliichtlingen wird, wie bei der Ar-
beitslosenhilfe, auf 58% des Nettoverdienstes reduziert. Ehepart-
ner konnen dieses Unterhaltsgeld nicht doppelt beziehen. Damit
werden die Integrationschancen von Auslindern aufgrund finan-
zieller Einschrinkungen erschwert.

3.4.2  Sozialabbau in der Rentenversicherung

Ebenso wie die Arbeitslosen gehoren die Rentner zu jenen gesell-
schaftlichen Gruppen, die nur wenig in der Lage sind, sich gegen
die systematische Verschlechterung ihrer Lebensbedingungen zu
wehren. Die Einsparungen der BA gegeniiber der gesetzlichen
Rentenversicherung werden hier durch Beitragserhshungen und
Leistungseinschrinkungen aufgefangen. Damit einher geht eine
Kiirzung des Bundeszuschusses. Insgesamt resultiert aus diesen
Mafinahmen eine Aushohlung der Kernsubstanz dieses Alterssi-
cherungssystems.

Verschiebung der Rentenanpassung (Volumen: 4,048 Mrd DM )
Durch die Verschiebung der Rentenanpassung auf den 1. Juli 1983
und den dann vorgesehenen Zuwachs von 5,6 % kommt es auf das
Jahr hochgerechnet zu einem Anstieg von 2,8%. Dies gilt fiir die
gesetzliche Rentenversicherung, die Altershilfe fiir die Landwirte
sowie die knappschaftliche Rentenversicherung. Die Leistungen
der Unfallversicherung steigen ebenfalls nur mit 2,4% iber das
Jahr. Die Kriegsopferversorgung wichst mit knapp 2,8%. In der
Begriindung fiir diese Mafinahme wird festgehalten: »Mit dieser
Verschiebung soll den Leistungstrigern in diesen Bereichen der so-
zialen Sicherung die dringend erforderliche Atempause verschafft
werden«. Entscheidendes Ziel aber ist vor allem der Verzicht auf
einen Anstieg der Bundeszuschiisse. Gesamtwirtschaftliche Risi-
ken sowie die demografische Entwicklung, die die Belastung der
Institutionen der Rentenversicherung verursachen, werden auf die
schiitzende Solidargemeinschaft abgewilzt, wihrend die sozial-
staatliche Verantwortung zuriickgedringt wird.

Krankenversicherungsbeitrag fiir Rentner (Volumen 718 Mio DM )
Fiir Renten vergleichbare Alterseinkiinfte gilt ab 1. 1. 1983 bereits
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eine Pflicht zur Abfihrung von Beitrigen mit 6 % zur Krankenversi-
cherung. Diese Mafinahme der sozial-liberalen Koalition bezieht
sich nur auf rentenihnliche Einkiinfte (Pensionen, Betriebsrenten,
Zusatzversorgung), wihrend etwa Einkiinfte aus Kapital- und
Grundeigentum ausgeschlossen bleiben. Die Beteiligung aller Rent-
ner an der Krankenversicherung wird jetzt ab 1. Juli dieses Jahres
durch den Abzug von 1% der Rente vorgenommen. Fiir 1984 ist eine
Anhebung dieses Beitrags auf 3% und 1985 auf 5% vorgesehen. Die
Beteiligung der Rentner an ihrer Krankenversicherung und die ver-
zogerte Rentenanpassung dienen als Instrumente der Durchsetzung
einer nettolohnbezogenen Rente. Fiir 1983 reduziert sich durch die-
sen Beteiligungssatz der Anstieg der Renten auf 2,3 %. Damit ist ein
Riickgang der Renteneinkommen um real ca. 1,7 % (bei einer Infla-
tionsrate von 4 %) vorprogrammiert.

Die als »Atempause« nur mithsam verkleidete Verschiebung der
Rentenanpassung sowie die Belastung durch den Krankenversiche-
rungsbeitrag fiihren zu einer Abkoppelung der ehedem dynami-
schen Anpassung der Sozialleistungen von der Lohnentwicklung.
Das System der bruttolohnbezogenen Rentenanpassung wird end-
giiltig iiber Bord geworfen. Die Abkoppelung der Rentenerhs-
hung wird dabei nicht nur auf andere Sozialleistungen iibertragen
(Sozialhilfe, Kriegsopferversorgung, Unfallrente), sondern auch
im Riickschlufl gegen die Lohnpolitik selbst gewendet. Ziel ist es,
Arbeitnehmer gegen Sozialleistungsempfinger — unter dem Stich-
wort »Solidaritit« — gegeneinander auszuspielen und die gleichge-
wichtige Einbezichung beider Gruppen als soziale Ausgewogen-
heit zu titulieren: »Das, was Rentnern, Sozialleistungsempfingern,
Beamten und anderen zugemutet werden mufi, mufl fiir alle gel-
ten.« (H. Kohl in der Regierungserklirung vom Oktober 1982)

Erbobung der Beitrige (Volumen: 850 Mio DM)

Auch im Bereich der Rentenversicherung gehen Leistungsreduk-
tion und Beitragserhdhung Hand in Hand: Ab 1. Sept. 1983 wer-
den die Beitragssitze zur gesetzlichen Rentenversicherung erneut
um 0,5 Prozentpunkte auf 18,5 % erhoht.

Beitragsbeschrankung des Bundes an die Rentenversicherung fiir
Webr- und Zivildienstleistende (Volumen: 78 Mio DM)

Ab 1. Januar 1983 ist die Bemessungsgrundlage fiir die Beitrags-
zahlung des Bundes zur Rentenversicherung fiir Wehr- und Zivil-
dienstleistende von 75 % auf 70 % des Bruttoarbeitsentgelts gesenkt
worden. Durch diese den Verteidigungshaushalt direkt entlastende
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Mafinahme sinken die Rentenanspriiche fiir die Wehr- und Zivil-
dienstzeit erneut um 5 Prozentpunkte, im Vergleich zu 1981 sogar
um 30 Prozent.

3.4.3  Sozialabbau im Krankbeitsfall

Im System der Krankenversicherung zeigt sich deutlich, was von
einer global propagierten Privatisierungsstrategie tatsichlich iibrig
bleibt. Die Inanspruchnahme von Leistungen des Gesundheitssy-
stems wird durch verschirfte Kontrollen erschwert. Durch eine
Kostenbeteiligung werden die Risiken des Krankwerdens privati-
siert. Die Diffamierung der Kranken als Simulanten und die Kritik
angeblich verschwenderischer Inanspruchnahme medizinischer
Leistungen soll dieses Manover der sozialpolitischen »Wende«
propagandistisch decken. Die Wirtschaftskrise bewirkt real aber
einen ganz anderen Tatbestand: Im September 1982 konnte der
tiefste Krankenstand seit Jahren registriert werden. 4,6% der Ar-
beitnehmer waren krank gemeldet. Dieser Stand entspricht dem
Niveau von 1968. Arbeitslosigkeit und daraus resultierende Angst
vor dem drohenden Arbeitsplatzverlust haben zu einem bedenkli-
chen Riickgang der Beanspruchung medizinischer Therapielei-
stungen gefithrt. Diesen Eingriffen im Leistungsbereich der zu
versichernden Solidargemeinschaft steht aber eine Tabuisierung
der privaten, zum Teil hoch konzentrierten Angebotsstruktur im
Gesundheitssystem (Pharmazeutische Industrie, Arzte, Zahnirzte,
Apotheker) gegeniiber. Eine der entscheidenden Ursachen des Ko-
Stenanstiegs im Gesundheitssystem resultiert aus der Art der Ange-
botsorganisation, die jedoch von Sparmafinahmen prinzipiell un-

berithrt bleibt.

Gebiibren fiir Krankenhausaufentbalt und Kuren

(Volumen: 300 Mio DM)

Das Begleitgesetz sieht vor, dafl bei Kuren, die durch die Renten-
versicherung oder Krankenversicherung vollfinanziert werden, fiir
Versicherte iiber 18 Jahren ein Tagesbeitrag von DM 10,~ in Form
einer Eigenbeteiligung gezahlt werden soll. Im Fall eines Kranken-
hausaufenthalts wird fiir Personen tiber 18 Jahren bis zu 14 Tagen
eine Beteiligung von DM 5,- pro Tag fiir den Krankenhausaufent-
halt dem Versicherten abgenommen. Mit diesen Mafinahmen, die
vom Prinzip her auch in der »Haushaltsoperation 83« der sozial-

‘
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liberalen Koalition (wenn auch in geringerem Ausmaf}) vorgesehen
waren, wird ein zentrales Prinzip gesundheitspolitischer Mafnah-
men durchbrochen. Niemand soll, so lautet der Grundsatz, bei der
Wahrnehmung von medizinischer Therapie von seinen Einkom-
mensverhiltnissen abhingig sein. Mit den Formen der Selbstbetei-
ligung erfolgt ein Einstieg in die einkommensabhingige Gesund-
heitsversorgung. Diese ordnungs- und gesundheitspolitischen In-
strumente der Kostenreduzierung stellen einen schwerwiegenden
Fehlgriff dar. Abgesehen von dem hohen Verwaltungsaufwand
fuhrt dieses Eintrittsgeld fir Krankenhausaufenthalte zur entspre-
chenden Unterversorgung mit Therapiemafinahmen.

Erbébung der Rezeptgebiibr (Volumen: 300 Mio DM)

Die durch die sozial-liberale Koalition eingefiihrte Gebiihr fiir das
Verordnungsblatt bei Arzneimitteln in Héhe von DM 1,50 wird
durch die neue Bundesregierung auf DM 2,~ erhoht. Durch die
erstmalige Einfithrung und spitere Erhshung der Rezeptgebiithr
ist ein Einstieg geschaffen, nicht nur um die Beteiligungssitze lau-
fend zu erhohen, sondern auch um schliefflich den Kreis der Ko-
stenbeteiligungsregelungen bet der noch »ausstehenden« #rztli-
chen Behandlung zu schlieflen. Dabei gilt es zu beachten, daf es
sich nicht um »Selbst«beteiligung handelt, denn jeder Versicherte
ist iiber seine Beitragsleistungen an den Kosten der Krankenversi-
cherung beteiligt. Es handelt sich vielmehr um eine zusitzliche fi-
nanzielle Belastung (oder besser Beitragssteigerung) gerade der
Kranken, die die Leistungen in Anspruch nehmen miissen. Dies
widerspricht nicht nur elementar dem Sachleistungs- und Solidar-
prinzip einer Sozialversicherung, sondern fithrt auch zu Abschrek-
kungseffekten bei der Inanspruchnahme von medizinisch notwen-
digen Leistungen. Die Einkommensverhiltnisse bestimmen die
Inanspruchnahme; die Risiken der Krankheit werden privatisiert.
Ein erschreckendes, wenngleich vorherzusehendes Indiz ist der
dramatische Riickgang bei den Rehabilitationsmafinahmen (Ku-
ren), die sich gegeniiber 1981 halbiert haben. Schon jetzt ist sicher,
daf} dieser Riickgang gesundheitspolitisch folgenschwere Auswir-
kungen haben wird, denn die spiteren, nicht mehr heilbaren
Krankheiten werden wegen der entsprechenden finanziellen Bela-
stung zunehmen. Die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen
wird von der »Selbst«beteiligung nicht berithrt. Im Gegenteil, der
Belastung der Kranken steht eine Tabuisierung der privaten, z.T.
hoch konzentrierten Angebotsstrukturen im Gesundheitssystem
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(Pharmaindustrie, Arzte, Zahnirzte, Apotheker) gegeniiber. So ist
es mehr als symptomatisch, daf} allein im Januar 1983 die Preise
fiir Medikamente um 5,4 % hoher lagen als im Vorjahr.

Leistungsausgrenzung von sogenannten Bagatellarzneimitteln
(Volumen: 500 Mio DM)

Ein weiteres Instrument der Kosteneinsparung zu Lasten der Ver-
sicherten im Krankheitsfalle stellt die Ausgrenzung von sog. Baga-
tellmedizin aus dem Leistungsangebot der Krankenversicherung
dar. Arzneimittel gegen »Erkiltungskrankheiten, grippalen Infekt,
Mund-, Rachentherapeutika, Abfithrmittel, Arzneimittel gegen
Reisekrankheit« fallen unter diesen Tabukatalog. Soweit sie in den
Bereich der »Befindlichkeitsstérungen« ~ so die Begriindung — fal-
len und nicht durch langanhaltende schwere Erkrankungen verur-
sacht sind, sollen diese Arzneimittel durch den Versicherten selbst
bezahlt werden. Apothekern wird dabei empfohlen, zur Einspa-
rung bei derartigen Arzneimitteln zu raten. Einen Rat an die phar-
mazeutische Industrie in Richtung Produktpalette und Preisgestal-
tung schliefit die marktgetreue Sparpolitik im Gesundheitssektor
aus.

Die Herausnahme der sog. Bagatellarzneimittel aus dem Lei-
stungskatalog der GKV signalisiert den Trend hin zu einer sozial-
politischen »Grundsicherung, bei der nach und nach immer mehr
Leistungsbereiche aus dem Katalog herausgestrichen werden. Ziel
konservativer Sozialpolitik ist es, die Grundversorgung auf die
Nihe des Existenzminimums abzusenken und alles weitere der
»Eigenvorsorge«, d.h. dem Abschluff von Privatversicherungsver-
trigen zu tberlassen. Dies ist auch Teil eines Konzepts zur Schaf-

ung neuer privater Anlagesphiren auf einem »Markt fiir soziale
Sicherheit«, dessen Ausdehnung in dem Mafe erzwungen wird,
wie das Sozialversicherungssystem abgebaut wird. Das christlich-
sozialethische »Subsidarititsprinzip« wird hier miflbraucht zur
Vergroferung der Marktanteile des privaten Versicherungsgewer-
bes. Fiir weite Bereiche der Sicherung im Alter und bei Krankheit
soll damit das marktwirtschaftliche Ausschlufprinzip der kauf-
kriftigen Nachfrage wieder eingesetzt werden. Wer hier nicht mit-
halten kann, wird einer zunehmend restriktiven, gingelnden und
 diskriminierenden Fiirsorgebiirokratie in finanziell und personell
ausgetrockneten Sozialimtern unterworfen. Der privatwirtschaft-
lichen Ausbeutung sozialer Sicherung entspricht die Reprivatisie-
fung sozialer Risiken auf seiten der Arbeitnehmer. »Soziale
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Grundsicherung« bedeutet in dieser Zielvorstellung nichts anderes
als ein letztlich erbiarmliches Auffangnetz fiir die stigmatisierten
Verlierer im sozialdarwinistischen Ausleseprozefl.

Vertrauensdrztliche Kontrolle

Die »Uberwachung der Ausstellung von Bescheinigungen iiber das
Vorliegen von Arbeitsunfihigkeit« — so die Begriindung — wird
verschirft. Ein entsprechender Bufigeldkatalog wird gesetzlich
verankert. Der Arbeitgeber erhilt das Initiativrecht und damit un-
mittelbaren Einfluf auf die Kontrolle. Krankenkassen sollen ver-
pflichtet werden, »eine Begutachtung der Arbeitsunfihigkeit durch
den Vertrauensarzt zu veranlassen, wenn der Arbeitgeber wegen
begriindeter Zweifel an der Arbeitsunfihigkeit« dies verlangt. Da-
mit werden die Rechte von Arzten und von Patienten gleicherma-
Ben eingeschrinkt. All diese Mafinahmen vollziehen sich im Vor-
feld der Einfithrung von Karenztagen bei der Lohnfortzahlung im
Krankheitsfalle. Wihrend die Kontrolle gegeniiber Patienten ver-
schirft wird, gehért die Kontrolle des Angebots von Leistungen im
Gesundheitssystem zur Tabuzone.

3.4.4 Wheitere Bereiche des Sozialabbaus
(Volumen insgesamt 1,5 Mrd DM)

Realabban bei der Sozialbilfe (Volumen: 103 Mio DM)

Die Regelsitze fiir die Hilfe zum Lebensunterhalt werden dem Be-
gleitgesetz nach vom 1. Juli 1983 an um 2% erhoht. Dies bedeutet,
daf dann der durchschnittliche Regelsatz eines Haushaltsvorstan-
des um ganze DM 6,80 angehoben wird. Fiir das Jahr 1983 stehen
damit DM 41,~ mehr zur Verfigung — wohlgemerkt fiir das Jahr,
nicht fiir den Monat. Durch die Verschiebung des Anpassungster-
mins sowie die Reduktion des Steigerungssatzes auf 2% ergibt sich
also ein realer Riickgang der Sozialhilfe bei einer optimistisch an-
genommenen Inflationsrate von 4% von ca. 3% fiir 1983. Hier
wird bewuflt Armut geschaffen. Lapidar heifit es dazu in der Be-
grindung: »Das Sozialstaatsprinzip und die Aufgabe der Sozial-
hilfe werden durch diese Einschrinkungen nicht beeintrichtigt«.
Tatsache ist jedoch, dafl unter Einsparungszwecken die Sozialhilfe
wiederum nicht am Bedarfsprinzip ausgerichtet wird. Durch diese
Mafinahmen werden die Armsten der Armen finanziell herangezo-
gen, wihrend die Wohlfahrtspflege des Staates den hohen Ein-
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kommensbeziehern zugute kommt. Dabei steigt durch die anhal-
tende Arbeitslosigkeit und die Verschirfung der Anspruchsbedin-
gungen fiir finanzielle Leistungen der Bundesanstalt fiir Arbeit die
Zahl jener Menschen bestindig an, deren Haupteinkommens-
quelle die bereits jetzt ungeniigend ausgestattete Sozialhilfe ist.
Zweifellos richtet sich diese Schaffung von Armut auch darauf,
Druck auf die unteren Lohneinkommen auszuiiben. Einen folgen-
schweren Schritt stellt weiterhin die um sich greifende Verpflich-
tung von arbeitslosen Sozialhilfeempfingern zur »gemeinniitzi-
gen« Arbeit dar. Sozialpolitik dient als Instrument zur stiickwei-
sen, leisen Wiedereinfihrung der Arbeitspflicht.

Einschrinkung der Schiilerforderung nach BAF6G

(Volumen: 310 Mio DM) ‘

Ab dem Schuljahr 1983/84 werden nur noch Schiiler des 2. Bil-
dungsweges (an Abendschulen und Kollegs) gefordert. Nur Schii-
ler, die nicht bei ihren Eltern wohnen und deren Ausbildungsstitte
von der Wohnung der Eltern aus nicht erreichbar ist, erhalten
noch BAF6G. Der Bedarfssatz wird auf 490 DM monatlich und
der Elternfreibetrag auf 1450 DM festgelegt. Schiiler aus beson-
ders einkommensschwachen Familien, die bereits vor dem 1. Au-
gust 1983 Forderung erhielten, konnen im Rahmen einer Hirtere-
gelung den Hochstsatz von 200 DM (Elternfreibetrag 1100 DM)
beziehen. Damit fillt im Prinzip die BAF6G-Forderung fiir Aus-
zubildende im Elternhaus weg. Die Aushohlung der materiellen
Absicherung von Chancengleichheit im Bildungssystem fithrt
dazu, dafl der Besuch insbesondere hoherer Bildungseinrichtungen
aber auch berufsbildender Schulen wieder von den familiiren Ein-
kommensverhiltnissen abhingig gemacht wird.

Umstellung der Studentenfsrderung auf Darlebensbasis

»Aus haushaltstechnischen Griindenx, so die lapidare Begriindung,
wird ab dem Wintersemester 1983/84 die Studentenférderung auf
Darlehen umgestellt. Der monatliche Hochstsatz ist mit 660 DM
festgeschrieben; bis zu 60 DM ist ein Mietzuschuf3 moglich. Bei
vollem Forderungssatz sammelt sich nach einem zehnsemestrigen
Studium eine Schuld in Héhe von ca. 40000 DM an. Diese Per-
spektive mufl sich auf die Studienentscheidung negativ auswirken.
Der Hochschulzugang konzentriert sich damit auf Studierende
aus wohlhabendem Elternhause. Durch den Riickzahlungsmodus
der Darlehen wird eine Eliteorientierung eingebaut. 30% der Ge-
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forderten, die nach dem Priifungsergebnis zu den Leistungsbesten
eines Examensjahres gehoren, werden 25% Darlehensschuld erlas-
sen. Wer schneller das Studium abschliefit und frither das Darle-
hen zuriickzahlt kann mit Nachlissen von der Gesamtschuld rech-
nen. Entscheidend bleibt, dafl der Eliteparagraph auf die unteren
Einkommensschichten beschrinkt bleibt. Wihrend den Studieren-
den aus einkommensschwachen Elternhiusern eine Kostenentla-
stung bei besonderer Leistung zugestanden wird, kann der iiber
die Familie finanzierte Student auf derartige »Leistungsanreize«
verzichten.

Einkommensabhingige Reduzierung des Kindergeldes

(Volumen: 980 Mio DM)

Die steuerrechtliche Behandlung von Kindern in Form von Kin-
derfreibetrigen, die hshere Einkommensschichten bevorteilen, ha-
ben wir bereits dargestellt. In diesem Zusammenhang muf die ein-
kommensabhingige Reduzierung des Kindergeldes gesehen wer-
den. Ab 1. 1. 1983 gilt wie bisher prinzipiell folgende Kindergeld-
regelung: 50 DM fiir das erste Kind; 100 DM - 2. Kind; 220 DM
- 3. Kind; 240 DM - 4. Kind und weitere Kinder. Fiir Ehepaare
mit 2 Kindern bei einem Nettoeinkommen von 42000 DM (fiir Al-
leinstehende 34200 DM) beginnt eine Verminderung des Kinder-
geldes. Die Einkommensgrenzen erhohen sich fiir jedes weitere
Kind um DM 7800. Fiir diesen Personenkreis wird das Kindergeld
abgesenkt: ‘

" von 100 DM auf 70 DM fiir das 2. Kind;

von 220 DM auf 140 DM fiir das 3. Kind;

von 240 DM auf 140 fiir jedes weitere Kind.

Bei geringfiigigen Uberschreitungen der mafigeblichen Einkom-
mensgrenzen erfolgt eine Absenkung des Kindergeldes auf die Sok-
kelbetrige. Durch die vergleichsweise niedrige Festlegung der Ein-
kommensgrenzen, ab denen sich das Kindergeld reduziert, werden
breiten Einkommensschichten Einschrinkungen zugemutet.

Einschrinkung des Wobngeldes (Volumen: 90 Mio DM)

Trotz zu erwartender kriftiger Mietsteigerungen, die eigentlich ei-

nen Ausbau des Wohngeldes erfordert hitten, wurden im Haus-
* haltsbegleitgesetz die Wohngeldleistungen gekiirzt. Da 1983 nicht

in laufende Bewilligungsverfahren eingegriffen werden soll, wir-

ken sich die Sparbeschliisse erst 1984 in vollem Umfang aus. Fir

1984 belduft sich das Sparvolumen auf 300 Mio DM, was einem
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Volumen von etwa 10% des gesamtem Wohngeldes entspricht. Die
Leistungseinschrinkungen erfolgten nicht linear, sondern iiber
eine Vielzahl kaum nachvollziehbarer Detailregelungen. Dabei
wurden bestimmte pauschale Abziige und Freibetrige bei der Ein-
kommensermittlung reduziert, so dafl sich rein rechnerisch das
Einkommen der Wohngeldempfinger erhsht und demzufolge der
Wohngeldanspruch sinkt. Hauptbetroffene der Leistungskiirzun-
gen sind Schwerbehinderte, Alleinerziehende, Studenten, Arbeits-
lose, Sozialhilfeempfinger sowie Familien, bei denen Kinder eige-
nes Einkommen erzielen. Die Kiirzungen treffen gut die Hilfte
der insgesamt 1,8 Mio Wohngeldempfinger.

3.4.5 Reallobnabbau im éffentlichen Dienst
(Volumen: 3,5 Mrd DM)

Sparen und Umverteilen wurden als wichtige Elemente der stirke-
ren Anbindung staatlicher Politik an die Interessen der privaten
Wirtschaft gekennzeichnet. So ist es nur konsequent, daf} die viel
beschworene »Atempause« bei den Systemen der sozialen Siche-
rung mit einem Reallohnabbau im staatlichen Sektor einhergeht.
So soll die gesetzlich festgeschriebene Anpassung der Dienst- und
Versorgungsbeziige der Beamten im offentlichen Dienst vom
L. Juli 1983 ab auf den Zuwachs von 2% der Sanierung der offent-
lichen Haushalte dienen. Durch diesen Reallohnabbau bei den Be-
amten werden Signale fiir die Tarifabschliisse im Bereich der Ar-
beiter und Angestellten im offentlichen Dienst sowie in der
gewerblichen Wirtschaft gesetzt. Weil die Umverteilung im Kon-
zept der Okonomisierung der Staatstitigkeit nicht vorrangig am
Sparziel ausgerichtet ist, ist die Tatsache, daf} diese Form der Ein-
mischung in die Tarifautonomie mit dem Ziel der Reallohnsen-
kung nicht zur Konsolidierung des Staatshaushalts fithren kann,
nur ein unerwiinschter Nebeneffekt. Dieser Nebeneffekt verur-
sacht dann weitere Eingriffe in das Sozialsystem.

3.5 »Deregulierung« als Abbau von Schutzrechten:
Beispiel Mieterschutz

Zu den Grundlinien konservativer Wirtschaftspolitik gehért einer-
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seits der Ausbau des repressiven Ordnungsstaates und andererseits
der Abbau politischer Schutz- und Freiheitsrechte gegeniiber den
Auswirkungen unternehmerischer Entscheidungen. Diese Doppel-
strategie liefert die abhingig Beschiftigten immer weitgehender
den Kapitalinteressen aus (Deregulierung) und verwehrt ihnen an-
dererseits zunehmend das Recht auf Gegenwehr (politische Re-
pression). Dies geschieht immer dann und dort, wo sich zwischen
Schutzrechten der Betroffenen und Anforderungen der Unterneh-
menswirtschaft Widerspriiche ergeben. Auf den Gebieten des Ju-
gendarbeits-, Daten- und Umweltschutzes zeigen sich erste, in der
lingeren Frist sicherlich intensivierte Einschrinkungen. Am weite-
sten fortgeschritten sind jedoch die Eingnffe in die Schutzrechte
von Mietern. Die vor allem steuer- und zinspolitisch initiierte Ver-
besserung der Rentabilitit des freifinanzierten Mietwohnungsbaus
geht mit empfindlichen Einschrinkungen bisher geltender Schutz-
rechte fiir Mieter einher. Erste Untersuchungen zu den Auswir-
kungen der rentabilititsorientierten Liberalisierung des Woh-
nungsmarktes in Nordrhein-Westfalen zeigen, daf} diese Aufwei-
chung des Mieterschutzes zum Anstieg der Mietkosten fithre. In
der Hauptgruppe »Wohnungsmieten« des Preisausweises fiir die
Lebenshaltungskosten aller privaten Haushalte 148¢ sich in den er-
sten Monaten des Jahres 1983 ein weit iiberproportionaler Mietan-
stieg feststellen. Schitzungen des Mieterbundes gehen fiir das
ganze Jahr hochgerechnet von einem Anstieg des Mietzinses um
ca. 13% aus. Die empfindlichen Einschrinkungen des Mieter-
schutzes beziehen sich nach dem neuen Mietrecht auf die folgen-
den Bereiche:

- Staffelmieten konnen bei allen neu abgeschlossenen Mietver-
trigen — also auch im Wohnungsbestand - eingefiihrt werden, d. h.
schon bei Vertragsabschluf werden die nichsten Mieterhshungen
fixiert. Auf eine Dauer von 10 Jahren kénnen jihrliche Mietsteige-
rungen im voraus vereinbart werden.

— Zeitmietvertrige, bei denen kein Kiindigungsschutz mehr be-
steht, sind zulissig. Leerstehender Wohnraum, der modernisiert
oder abgerissen werden soll, soll so voriibergehend vermietet wer-
den koénnen. Es besteht die Gefahr, dafl Zeitmietvertrige abge-
schlossen werden, auch ohne daf} spiter modernisiert oder abge-
rissen wird. Damit kann der Kiindigungsschutz untergraben wer-
den. .

— Bei laufenden Mietvertrigen orientieren sich im freifinanzier-
ten Wohnungsbau Mieterhshungen am Niveau der ortsiiblichen
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Vergleichsmiete, das hiufig in Mietspiegeln festgehalten ist. Kiinf-
tig sollen bei der Aufstellung von Mietspiegeln nur noch Mieten
der letzten drei Jahre — d.h. die teuersten Mieten — berticksichtigt
werden. Folglich wird sich das Vergleichsmietenniveau insgesamt
erhshen.

- Von jetzt an sollen Vermieter ohne weitere Begriindung die
Obergrenze der im Mietspiegel ausgewiesenen Mietpreisspanne
fordern konnen; bislang war noch der Mittelwert mafigebend.
Mieterhshungen werden zusitzlich dadurch erleichtert, dafl der
Vermieter in Zukunft bei einer Mietforderung Vergleichswohnun-
gen aus dem eigenen Bestand benennen darf. Zusitzlich abgesi-
chert wird der gewollte drastische Mietanstieg durch eine Erho-
hung der Mietwuchergrenzen.

Zusammengenommen bewirken diese Neuregelungen, daf}
simtliche Mieten leichter auf das Niveau von neu abgeschlossenen
Mietvertrigen angehoben werden konnen. Zwar ist das — aller-
dings kriftig heraufmanipulierte ~ Vergleichsmictenniveau immer
noch Obergrenze fiir Mieterhshungen, doch ist zu befiirchten,
daf die Mietrechtsinderungen zusammengenommen Mieter so-
weit einschiichtern, dafl sie sich auch bei rechtlich unzulissigen
Mietforderungen nicht wehren. Konsequenz der Anderungen ist
allein eine Umverteilung von Einkommen der Mieter zu denen der
Hausbesitzer.

3.6  Wirtschaftliche Ziele und Folgen der Riistungspolitik

Im Bereich der Militirausgaben gibt es keine Sparpolitik. Kein Mi-
nisterium hat 1982 und wird 1983 soviel zusitzliche Mittel erhal-
ten wie das Verteidigungsministerium (iiber dessen Ftat im iibrigen
bei weitem nicht alle Militirausgaben abgewickelt werden). Wih-
rend die Ausgaben des Ministeriums fiir Jugend, Familie und Ge-
sundheit von 1979 bis 1983 um 5,5% gesunken sind, liegen die An-
sitze fir militirische Beschaffungen 1983 um 45,7% iiber denen
von 1979. Dieser schon in den letzten Jahren zu beobachtende
Vorrang der Militiir- vor allen anderen Bundesausgaben — mit Aus-
nahme der Zinszahlungen, die aber ihrerseits nicht unwesentlich
durch die hohen Militirausgaben mitverursacht worden sind ~ soll
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in Zukunft noch stirker akzentuiert werden: Von der in der Mit-
telfristigen Finanzplanung 1982-1986 auflerhalb der Position »all-
gemeine Finanzverwaltung« angesetzten Steigerung der Bundes-
ausgaben um 9,2 Mrd DM entfallen 8,8 Mrd DM oder 95,7 % auf
den Funktionsbereich »Verteidigung«; die Ausgaben fiir alle ande-
ren Bereiche bleiben dagegen praktisch unverindert oder sinken
sogar. Diese Planungen sind teilweise Ergebnis des Druckes, den
die Regierung der USA auf die Verbiindeten in der NATO ausiibt
und durch den eine groflere Beteiligung dieser Verbiindeten an
den Gesamtlasten der Militidrausgaben in der NATO erreicht wer-
den soll.

Daf ein derartig ungebrochenes Aufriistungstempo — insbeson-
dere im Rahmen der derzeitig aktuellen NATO-Strategie — nicht
dazu beitrigt, die internationalen Beziehungen zu entspannen und
denFrieden sicherer zu machen, ist nicht Gegenstand spezieller fach-
wissenschaftlicher Analysen, sondern zahlreicher Diskussionen in
der Friedensbewegung und in der breiten Offentlichkeit der BRD.
Gleichwohlkonnen auch Wissenschaftler von ihren jeweiligen Diszi-
plinen her wesentliche Aspekte zur Einschitzung der Hintergriinde
und Perspektiven einer derartigen Politik beitragen, wie es beispiels-
weise Mediziner, Physiker, Pidagogen u.a. getan haben. Dies gilt
auch fiir Wirtschaftswissenschaftler; denn erstens wird immer wieder
behauptet, daf} steigende Riistungsausgaben — was man auch sonst
von ihnen halten mége — mit positiven wirtschaftlichen Wirkungen —
vor allem Wachstums- und Beschiftigungswirkungen — verbunden
seien. Zweitens mufl der Wirtschaftswissenschaftler sich zu dem Um-
stand verhalten, daf} gerade in den letzten Jahren der Aufbau eines
schlagkriftigen Militirpotentials offensichtlich zunehmend als Mit-
tel zur Durchsetzung wirtschaftlicher Interessen, also sozusagen als
Mittel der Wirtschaftspolitik verstanden wird. Zu beiden Punkten
soll daher hier kurz Stellung genommen werden.

Okonomische Schiden durch Riistungsausgaben

Uber die wirtschaftlichen Wirkungen hoher und steigender Mili-
tirausgaben gibt es eine grofle Zahl theoretischer und empirischer
Untersuchungen. Insbesondere die beiden umfassenden Experten-
berichte fir die UNO-Sondervollversammlungen iiber Probleme
der Ristung und Abriistung 1978 und 1981, die von Wissenschaft-
lern aus 40 Lindern verfalt worden sind, legen hierzu umfangrei-
ches Material vor. Die Ergebnisse sind eindeutig: Riistungsausga-
ben sind in jeder Hinsicht 6konomisch schidlich, sie behindern
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Wachstum und Entwicklung und tragen in erheblichem Mafle zur
Unterentwicklung der Linder der dritten Welt, zur Verschirfung
der Krisen in kapitalistischen Lindern und zur Hemmung der
wirtschaftlichen Entwicklung in sozialistischen Lindern bei.

Von der Produktionsseite her bedeuten hohe Militirausgaben
den Einsatz produktiver Ressourcen — Arbeitskraft, know-how,
Energie, Rohstoffe, Maschinen — fiir Zwecke, die weder den un-
mittelbar konsumtiven Lebensstandard noch die Produktionsmég-
lichkeiten einer Gesellschaft verbessern; sie sind in diesem Sinne
also Vergeudung oder unproduktive Ausgaben. Das gilt in beson-
derem MafRe fiir den technologischen Fortschritt und die Produk-
tivititsentwicklung als wesentlichen Faktor des Wirtschaftswachs-
tums. Da Waffensysteme und andere hochgeziichtete Militirpro-
dukte ungleich forschungsintensiver sind als zivile Produkre — das
schwedische Forschungsinstitut SIPRI schitzt ihre Forschungsin-
tensitit um den Faktor 20 hoher —, absorbieren hohe und stei-
gende Militirausgaben einen wesentlichen Teil des Forschungspo-
tentials eines Landes. Da der zivile »spin-off« militirischer
Forschung und Entwicklung sehr gering ist, fihrt eine derartige
Belastung zu einem Riickstand in der Produkuivititsentwicklung,
Wie er etwa in den USA seit den 60er Jahren zu beobachten ist. (Ja-
Pan mit extrem niedrigen militirischen F+ E-Ausgaben ist ein Bei-
spiel fir den gegenteiligen Fall.) Ahnliche Uberlegungen und Er-
fahrungen gelten auch fiir den Bereich der staatlichen Infrastruk-
turpolitik, der durch die Prioritit der Militirausgaben in Mitlei-
denschaft gezogen wird — was die Wachstumsperspektiven fiir die
Wirtschaft einschrinkt.

Hinsichdlich der Beschiftigungswirkungen, die von Riistungsaus-
gaben ausgehen, ist unbestritten, dafl in keinem Bereich (mit Aus-
nahme der Raumfahrt) des Einsatzes staatlicher Gelder so wenige
Arbeitsplitze geschaffen bzw. erhalten werden wie im Verteidi-
gungsbereich. Wenn zusitzliche Militirausgaben aus dem Zuwachs
der Staatsausgaben insgesamt finanziert werden, wire das Wachs-
tum der Beschiftigung also geringer, als wenn die zusitzlichen
Staatsausgaben zur Finanzierung neuer Sozialausgaben verwendet
Wirden. Werden die steigenden Militirausgaben jedoch, wie dies
8egenwirtig zumindest zum Teil der Fall ist, durch Umschichtung
der Staatsausgaben, d.h. durch den Abbau anderer Ausgaben fi-
nanziert, ergibt sich per Saldo sogar eine Vernichtung von Arbeits-
Plitzen.

Von der Nachfrageseite her scheinen sich noch die giinstigsten
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okonomischen Wirkungen steigender Militirausgaben zu ergeben,
da ja Nachfrageschwiche als wesentliches Element der anhalten-
den Krise angesehen wird. Uberlegungen in diese Richtung gera-
ten jedoch leicht zu abstrakt und werden durch die tatsichliche
Entwicklung nachhaltig widerlegt: Die drastische Steigerung der
Riistungsausgaben in den USA seit 1979 hat die ebenso drastische
Steigerung der Arbeitslosigkeit und das weitere kontinuierliche
Sinken der industriellen Kapazititsauslastung nicht verhindert.
Das lag zum Teil daran, daf} die steigenden Riistungsausgaben von
sinkenden Sozialausgaben begleitet waren und der — wegen der
vergleichsweise geringen Beschiftigungswirkungen von Militir-
ausgaben — ohnehin relativ schwache multiplikatorinduzierte Ex-
pansionsprozefl durch den — wegen der hohen Konsumquote der
Sozialeinkommensbezieher — stirkeren Kontraktionsprozef iiber-
kompensiert wurde. Die fehlende Ankurbelungswirkung des Rii-
stungsbooms ist aber auch darauf zuriickzufiihren, dafl der grofite
Teil der neuen Riistungsauftrige an jene fihrenden Riistungskon-
zerne gegangen ist, deren Kapazititsauslastung ohnehin schon gut
war und die, um dem neuen Auftragsboom zu begegnen, zunichst
ihre Kapazititen ausdehnen mufiten — ein Beitrag zu steigender
gesamtwirtschaftlicher Produktionskapazitit bei konstanter oder
sinkender gesamtwirtschaftlicher Nachfrage. Dariiberhinaus sind
durch den militirischen Auftragssprung bestimmte Rohstoffe und
Metalle (Aluminium, Titan) duflerst knapp und teuer geworden
und stehen fiir (rentable) zivile Verwendung kaum noch zur Ver-
figung — ein Beitrag zur sinkenden Auslastung ziviler Kapazititen
— nicht aus Nachfragemangel, sondern aus Ressourcenknappheit
(eine typische kriegswirtschaftliche Deformation des kapitalisti-
schen Krisenprozesses).

Versorgungs- und sozialpolitisch liegen die schidlichen Folgen ho-
her Militirausgaben auf der Hand. Insbesondere wenn es sich
nicht um einmalige Spitzen, sondern um langfristig hohe und
trendmiflig steigende Betrige handelt, konkurrieren Riistungsaus-
gaben mit allen anderen Staatsausgaben; betroffen von der Ver-
dringung sind insbesondere — hierfiir sind die USA und die BRD
besonders plastische Belege — die Sozialausgaben. Vordergriindig
erklirt sich dies aus dem relativ hohen Volumen der Gesamtheit
staatlicher Sozialleistungen: dort ist mehr zu holen als beim Ver-
kehrs- oder Entwicklungshilferessort. Offensichtlich glaubt man
aber auch, daff der Widerstand gegen Sozialabbau, einschliefilich
Stellenabbau im o6ffentlichen Dienst — insbesondere wenn er
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scheibchenweise und im Kontext eines undurchdringbaren
Dickichts von Einzelvorschriften vorgenommen wird ~ geringer ist
als bei der Kirzung von Unternehmenssubventionen oder der
wirksameren Bekampfung der Wirtschaftskriminalitit. Schliefllich
besteht ein Zusammenhang zwischen Aufriistung und Sozialabbau
auch darin, daf die mit Sozialabbau verbundene Kostenentlastung
fir die Unternehmen ein Beitrag zur Verbesserung der internatio-
nalen Wettbewerbsfihigkeit und damit zur internationalen Expan-
sion ist, zu der auf andere Weise auch die forcierte Aufriistung
beitragen soll.

Besonders verheerend wirkt sich der zunehmende internationale
Waffenhandel aus — sowohl in politischer Hinsicht (durch Destabi-
lisierung der internationalen Beziehungen auch in regionalen Be-
reichen) als auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Die 8konomischen
Schiden hoher Ristungsimporte machen sich in den letzten Jahren
besonders deutlich bei den Landern der 3. Welt bemerkbar, die in
zunehmendem Mafle zu den Empfingerlindern von Waffen und
Munition geworden sind. Waffenimporte zehren ihre Devisenre-
serven auf und verringern damit ihre Moglichkeiten, die fiir ihre
wirtschaftliche Entwicklung unentbehrlichen Anlagen und Ma-
schinen zu importieren. Die 6konomische Entwicklung stagniert
daher oder geht sogar zuriick. Dies wiederum beeintrichtigt die
Fihigkeit dieser Lander verstirkt, am internationalen Handel teil-
zunehmen. Von einer solchen, durch hohe Riistungskiufe hervor-
gerufenen Dynamik wirtschaftlicher Unterentwicklung sind auf
der anderen Seite solche Linder besonders betroffen, die eine
hohe Aufenhandelsquote und eine auf den Export von Maschinen
und Anlagen ausgerichtete Aufienhandelsstruktur haben. Beides
trifft auf die Bundesrepublik zu. Die Ausfuhr von Waffen und
Munition ist in den letzten 10 Jahren in keinem Land so stark ge-
wachsen wie in der BRD; sie lag 1981 mit 3,4 Mrd DM doppelt so
hoch wie 1976. Thr Anteil an der Gesamtausfuhr der Bundesrepu-
blik war demgegeniiber mit 0,9% vergleichsweise gering. Die Be-
eintrichtigung bundesdeutscher Exporte durch die Schiden, die
hohe Riistungseinfuhren bei den Lindern der 3. Welt hervorrufen,
diirften ein Mehrfaches dieses Anteils betragen.

Aufriistung als Instrument internationaler Expansion

Die steigenden Militirausgaben der letzten Jahre sind auch ein
Beitrag zur Militarisierung der internationalen Wirtschaftsbezie-
hungen und miissen von Wirtschaftswissenschaftlern auch unter
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diesem Gesichtspunkt analysiert und kritisiert werden. Wihrend in
dem grofiten Teil offizieller Verlautbarungen hohe Militirausga-
ben nach wie vor mit dem Hinweis auf die »Bedrohung aus dem
Osten« gerechtfertigt werden, finden sich neuerdings in zuneh-
mendem Mafe in Planungsstudien, NATO-Kommuniqués und in
der Realitit Hinweise dafiir, daf der Einsatz militirischer Macht
oder die Androhung dieses Einsatzes als ein legitimes Mittel der
Vertretung nationaler Interessen angesehen werden:

- Die amerikanische Regierung hat in den letzten beiden Jahren
wiederholt erklirt, dafl sie gewillt sei, »vitale Interessen« der USA
und des »freien Westens« in Zukunft iiberall in der Welc stirker als
bisher notfalls auch mit militirischen Mitteln durchzusetzen. Un-
ter vitalen Interessen werden dabei bislang vorwiegend der freie
Zugang zu Rohstoffquellen in dritten Lindern — insbesondere im
Nahen Osten - verstanden. Die 1979 etablierte »Schnelle Eingreif-
truppe« (mit Oberkommando in Heidelberg) dient nicht in erster
Linie der Abwehr sowjetischer Angriffe, sondern der Sicherung
amerikanischen wirtschaftlichen Einflusses vor »inneren Unruhen«
in allen Teilen der Welt.

- Mittlerweile wird auch in der NATO unter Beteiligung der
Bundesregierung offen dariiber diskutiert, wie die Mitgliedslinder
ihre Truppen jenseits des NATO-Gebietes zur Sicherung vitaler
Interessen einsetzen bzw. einzelne Mitgliedslinder bei einem sol-
chen Einsatz wirksam unterstiitzen kénnen. '

Die ideologische Begleitmusik dieser Militarisierung der inter-
nationalen Wirtschaftsbeziehungen ist die Erweiterung des Sicher-
heitsbegriffes: Die nationale Sicherheit eines Landes bezieht sich
nicht mehr allein auf den Schutz vor militirischer Aggression auf
das eigene Territorium (wie es im NATO-Vertrag festgelegt ist),
sondern umfafit dariiberhinaus auch die Sicherheit des Zugangs zu
den Rohstoffquellen, der Energiezufuhr, der Kapitalanlagen im
Ausland; man k&nnte unschwer auch die Sicherheit iiberseeischer
Absatzmirkte in diese Erweiterung aufnehmen.

" Daf} die reibungslose Einbindung in internationale Wirtschafts-
beziehungen ein wesentliches und »vitales« Interesse einer Regie-
rung ist, kann kaum strittig sein. Beunruhigend und abzulehnen ist
jedoch, dafl sie notfalls auch mit militirischer Gewalt, also gegen
den Willen anderer Vé6lker und ihrer Regierungen hergestellt wer-
den soll. Es zeigt sich hier, daf§ klassische, d.h. vorwiegend iiber
den Einsatz von Militirmacht abgewickelte, imperialistische Ex-
pansionsstrategien offensichtlich doch nicht in dem Mafle nur der
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Vergangenheit angehoren, wie dies die herrschende Aufenwirt-
schaftstheorie unterstellt.

Militirische Gewalt als Mittel zur Stabilisierung oder Erweite-
Tung wirtschaftlicher EinfluBzonen wird ~ als Schnelle Eingreif-
truppe, also jederzeit einsatzfihiges militirisches Drohpotential —
gegenwirtig besonders in den Beziehungen zu den Lindern der
dritten Welt — exemplarisch wird hier immer der Nahe Osten ge-
Danat, aber auch Lateinamerika und das siidliche Afrika sind ge-
eignete Belege — ins Spiel gebracht, also gegeniiber jenen Lindern,
die vor Jahrhunderten mit militarischer Gewalt unter die Herr-
schaft der und in 6konomische Abhingigkeit von den kapitalisti-
schen Hauptlindern gebracht worden sind. Es scheint, dafl die Be-
Strebungen dieser, mittlerweile politisch unabhingig gewordenen
Linder, grofere ckonomische Souverinitit zu erlangen, heute
wieder mit allen — notfalls auch mit militirischen — Mitteln zuriick-
gedringt werden sollen, damit die Expansionsmoglichkeiten der
groflen transnational operierenden Konzerne gewihrleistet blei-

en. :

Die skizzierte Entwicklung zur Militarisierung der internationa-
len Wirtschaftsbeziehungen steckt in den Anfingen und ist gegen-
Wwirtig (noch) nicht deren beherrschender Zug. Die Entwicklung
zum beherrschenden Zug ist wahrscheinlich auch nicht unaufhalt-
sam. Schliefllich sind die Erfolgschancen einer stirker auf den Ein-
satz militirischer Macht setzenden kapitalistischen Expansions-
Strategie angesichts der heutigen Krifteverhiltnisse in der Welt
durchaus fraglich. Unbezweifelbar aber diirfte die in den letzten
Jahren zu beobachtende Aufriistungswelle nicht allein auf die
Furcht vor einer sowjetischen militirischen Aggression zuriickzu-
fihren, sondern in wesentlichem Mafe auch von der Vorstellung
getragen sein, dafl ein eindrucksvolles militirisches Potential in
Zukunft eine wichtigere Rolle als bisher bei der Durchsetzung
wirtschaftlicher Interessen spielen wird.
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Exkurs: Kommunen in der Krise

Gegen Massenentlassungen und Sozialabbau in den
Kommunen °

Anhaltende Dauerarbeitslosigkeit, wirtschaftliche Stagnation und
krisenverschirfende Sparoperationen der Bundesregierung ver-
schlechtern die Finanzlage in den meisten Kommunen katastro-
phal. Als Folge relativer oder sogar absoluter Einnahmeverluste
bei steigenden Ausgaben (insbesondere im Sozialhilfebereich) wer-
den Arbeitsplitze durch Wiederbesetzungssperren und Stellenab-
bau rigoros vernichtet, kommunale Leistungen gekiirzt und zu-
gleich Gebiihren erhoht. In Koln beispielsweise sind in den Jahren
1981 und 1982 etwa 1000 Stellen abgebaut worden. Zum Teil wer-
den diese Stellen und mit ihnen auch die erbrachten Leistungen
vollig gestrichen, z.T. werden Planstellen durch kurzfristige Ar-
beitsbeschaffungsmafinahmen und durch »gemeinniitzige Arbei-
ten« ersetzt, zu denen Sozialhilfeempfinger herangezogen werden
konnen. Gleichzeitig schreitet vor allem in den Reinigungsdien-
sten die »Privatisierung« voran. Allein in Kéln wurden auf diese
Weise in den letzten beiden Jahren 400 Arbeitsplitze abgebaut.
Schitzungen der OTV gehen davon aus, dafl 1983 in den Ruhrge-
bietsstidten auf diese Weise 10% der Planstellen vernichtet wer-
den. Ahnliches gilt fiir andere Stidte. Rechnet man den Arbeits-
platzverlust durch Stellensperren hinzu, so ergibt sich z.B. fur
Frankfurt von 1981 bis 1983 ein Abbau von 4000 Stellen.

Nach detailliert ausgearbeiteter Regieanweisung der Kommunalen
Gemeinschaftsstelle fiir Verwaltungsvereinfachung (KGSt) (Juni
1982) soll sich das personalpolitische Konzept der Konsolidierung
kommunaler Haushalte jedoch nicht im Abbau von Stellen er-
schopfen. Zusitzlich sollen nicht nur Aufstiegschancen und mate-
rielle Anreize versagt werden, sondern »es muf} mit weniger Perso-
nal mehr geleistet werden«. Fiir die Durchsetzung hoherer Ar-
beitsbelastung bietet die KGSt ein umfangreiches Arsenal vorwie-
gend autoritirer Handlungsanweisungen. Im Mittelpunkt stehen
permanente - Kontrollen, Rotation des Arbeitseinsatzes, Entlas-
sungsdrohungen und vage zu haltende Versprechen individueller
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Vorteile bei iiberdurchschnittlichem Einsatz fir Rationalisierung.
Zugleich gilt es, mit einer Doppelstrategie die Konsolidierung
»durchzuziehen«: Zur Irritation der offentlichen Meinungsbil-
dung sollen die Verwaltungschefs permanent darauf hinweisen,
daf die Finanzkrise Einsparungen und Personalabbau erzwinge
und keine Alternativen zulasse. Dabei soll der Eindruck erweckt
werden, dafl Krisenlasten alle Bereiche gleichermafen treffen.
Zum anderen soll die Verwaltungsspitze die Entscheidungsfindung
von den gewihlten politischen Mandatstrigern der Gemeinde ab-
koppeln. Lediglich die »kritische Masse« von Fraktionsvorsitzen-
den sind in die Strategie einzubinden; die politischen Gremien .
(Rat, Kreistag) sind dagegen mit Entscheidungen am Ende eines
‘verwaltungsintern ausgehandelten Prozesses zu konfrontieren.

Die Verschirfung von Arbeitslosigkeit ist jedoch nur eine —
wenngleich die schwerwiegendste — Folge neokonservativer kom-
munaler Krisenbewiltigung. Die Konsolidierungsmafinahmen be-
inhalten auch:

— die Streichung und Streckung von Investitionen in verschiede-
nen Aufgabenbereichen (z.B. Schulen, Sportstitten), die zur Ver-
schirfung der Arbeitslosigkeit im Bausektor beitragen;

~ eine Gebithren- und Preispolitik, die wachsende Teile der
Massenkaufkraft in die kommunalen Kassen umleitet und die fi-
nanzielle Lage der unteren Einkommensbezieher besonders bela-
stet;

— die rigorose Kiirzung der sogenannten freiwilligen Leistun-
gen in der Jugendhilfe, Altenbetreuung, Familienberatung, soziale
Brennpunkte u.4.m.;

~ den Abbau kommunaler Leistungen und die Schliefung stid-
tischer Einrichtungen (Kindergirten, Bider, Bibliotheken).

Die Lage in den Kommunen ist jedoch nicht einheitlich: So gibt
es in reicheren Kommunen durchaus noch finanzielle Handlungs-
spielriume (Kreditaufnahme, Erhshung der Gewerbesteuerhebe-
sitze) zugunsten einer antizyklischen Politik und Aufrechterhal-
tung des sozialen Leistungsangebots. Allerdings wird unter dem
Eindruck von neokonservativ geschiirten »Verschuldungsdiskus-
sionen« dieser Handlungsspielraum kaum genutzt. In anderen Re-
gionen und Stidten — zumeist mit anhaltend hoher, iiberdurch-
schnittlicher Arbeitslosigkeit — existieren dagegen ausgesprochene
Krisensituationen, die sich in den nichsten Jahren noch verschir-
fen werden. Weiter absinkende Einnahmen und nicht ausgegli-
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chene Haushalte werden bei relativ hohen Zinsbelastungen dort zu
einer Fortsetzung unsozialer und krisenverschirfender Konsoli-
dierung fithren. Zudem zeigt der erhebliche Anstieg der Aufwen-
dungen fiir die Sozialhilfe, daf die sogenannte Konsolidierungs-
politik der iibergeordneten Haushalte und Sozialversicherungen
z.T. lediglich in einer Lastenabwilzung auf die Kommunen be-
steht und ihre Finanzsituation zusitzlich verschlechtert.

Ohne Anderung der Finanzpolitik sind weitere Massenentlas-
sungen des zweitgrofiten 6ffentlichen Arbeitgebers zu befiirchten.
Um die materielle Handlungsfahigkeit der Kommunen und damit
auch biirgernahe EinfluRmoglichkeiten wiederzugewinnen, sind
grundsitzlich Reformen unabdingbar.

Fiir eine Wiedergewinnung kommunaler Finanzstirke

Allgemein kommt es darauf an, das kommunale Finanzsystem so
zu gestalten, dafl die Gemeinden tber stetig fliefende Einnahmen
verfiigen konnen, die weder zu raumordnungspolitischen Verwer-
fungen fiihren, noch die iibergeordneten Ziele eines qualitativen
Wachstums gefihrden. Die Einbindung der kommunalen Wirt-
schafts- und Finanzpolitik in eine iibergeordnete Strukturplanung
soll dabei die gegenwirtige Praxis der »Birgermeisterkonkurrenz«
um Industrieansiedlungen mit den Anreizen niedriger Hebesiitze,
billigem Bauland und niedrigen Tarifen fiir Energie u.i.m. redu-
zieren. Im Rahmen dieser regionalen und globalen Wirtschaftspla-
nung ist dann allerdings die kommunale Finanzkraft zu stirken
und damit eine groflere Autonomie herzustellen. Interkommunale
Unterschiede in der Finanzkraft sowie unterschiedliche Belastun-
gen der Gemeinden durch Strukturprobleme und zentralsrtliche
Aufgaben sind durch ein ausgewogenes Finanzsystem kommunaler
Steuern und staatlicher Zuweisungen zu korrigieren.

Die kommunale Aufgabenerfiillung darf nicht stindig den zykli-
schen Schwankungen unterworfen werden. Mit einer Ausrichtung
auf eine antizyklische Finanzpolitik im grofien Stil sind die Kom.
munen iiberfordert. Gerade in der Krise zeigt sich aber ein imma-
nenter Zwang zum prozyklischen Verhalten, da die Maéglichkeit
kreditfinanzierter antizyklischer Politik an die Finanzentwicklung
(Leistungsfihigkeit) — trotz Liberalisierung der Verschuldungs-
spielriume Mitte der siebziger Jahre — eng gekoppelt ist. Sinkende
Einnahmen zwingen aufgrund der Rechtsvorschriften zu sinken-
den Moglichkeiten der Kreditaufnahme.
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Dies heifit jedoch nicht, daf es in einzelnen Gemeinden keiner-
lei Spielraum gibe. Wie ein bundesweiter Vergleich zwischen
Steuerkraft und Verschuldung pro Kopf der Einwohner zeigt, gibt
es erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Gemeinden.
Bei gleichen Steuereinnahmen (netto) von rund 1500 DM pro Ein-
wohner hat bspw. Disseldorf einen vierfach hsheren Verschul-
dungsstand wie Miinchen, was auf erhebliche Reserven fiir kredit-
finanzierte Handlungsspielrdume in der bayerischen Metropole
_ Verweist.

Dramatisch ist allerdings die Situation in den Gemeinden, in de-
nen schon jetzt der Haushalt nicht mehr ausgeglichen werden
kann. Hier werden unter den Bedingungen des status-quo die
Schuldenlasten zu weiteren drastischen Einsparungen fithren.

Gerade fiir diese Gemeinden miissen neue Finanzmittel u. a. durch
eine Verinderung der Schuldenstrukturpolitik erschlossen werden.
Die Gemeinden verschulden sich gegenwirtig ausschlieRlich auf den
Privaten Finanzmirkten (vor allem bei den Sparkassen). Aufgrund
threr geringeren Markt- und Verhandlungsmacht miissen sie zudem
Ld.R. ein hoheres Kreditzinsniveau als der Bund oder die Lander ak-
zeptieren. Die von uns geforderte Moglichkeit einer Notenbankver-
schuldung des Bundes sollte deshalb auch zur Verbesserung upd anti-
zyklischen Ausgestaltung der Gemeindefinanzen genutzt werden.
Teile des jihrlichen Kontingentes an Notenbankkrediten miifiten
den Gemeinden vom Bund zinslos zur Verfiigung gestellt werden,
ohne daf dies in die iibliche Kalkulation der »Kreditwiirdigkeit« der
Kommunen eingerechnet wird.

Die materiellen Handlungsspielriume fiir kommunale Politik
sollten jedoch nicht in erster Linie durch eine Ausweitung der Ver-
schuldung wiedergewonnen werden. Vielmehr muf die Steuerbasis
der Gemeinden als Grundlage kommunaler Autonomie gestirkt -
gnd das System des kommunalen Finanzausgleichs verbessert wer-

en.

~ Ein grofler Einbruch im Bereich der Realsteuern erfolgte 1979
durch die Anderung des Gewerbesteuerrechts (StAndG 1979). Mit
massiven Freibetrigen bei der Gewerbekapital- und der Gewer-
beertragsteuer sowie durch die Abschaffung der Lohnsummen-
Steuer wollte die sozial-liberale Regierung die Gewinnbildung der
Betriebe begtinstigen, um auf diese Weise Arbeitsplitze zu sichern.
Daf weder die Entlastungen durch den Wegfall der Lohnsummen-
steuer noch andere Mafinahmen der Gewinnférderung diesen ge-
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wiinschten Effekt aufwiesen, wird u.a. daran sichtbar, daf} teil-
weise gerade in jenen Stidten, in denen infolge der Abschaffung
der Lohnsummensteuer eine besonders starke Entlastung der Be-
triebe zu verzeichnen war, iiberdurchschnittlich hohe Arbeitslo-
senquoten bestehen. Dies verdeutlicht, daf§ die konjunkturpoliti-
sche Begriindung der Beseitigung der Lohnsummensteuer irrefith-
rend war. Gleichwohl hat die liberal-konservative Regierung diese
Politik fortgesetzt. 1983 wird allein durch verminderte Anrech-
nung von Dauerschulden und -zinsen bei der Errechnung der Ge-
werbesteuer auf Einnahmen von 1,5 Mrd DM verzichtet. Statt
66 % zahlen gegenwirtig nur noch 16 % der Betriebe Gewerbesteu-
ern. Extreme Abhingigkeiten einer Kommune von wenigen Grofi-
betrieben und eine erhshte Erprefibarkeit sind die Folge. Bereits in
bezug auf das StAndG 1979 kommt der Wissenschaftliche Beirat
beim BMF in seinem »Gutachten zur Reform der Gemeindesteu-
ern in der BRD« (vom August 1982) zu einer negativen Gesamtbe-
urteilung dieser Entwicklung. »Die Gewerbesteuer, die urspriing-
lich einmal objektorientiert und produktionsbezogen gestaltet
war, erhilt immer mehr den Charakter einer Zusatzsteuer auf Ge-
winne von Groflunternehmen« (S. 12). Eine Beziehung zwischen
dem betrieblichen Nutzen aus den kommunalen Vorleistungen fiir
die Produktion in Form von Infrastrukturmainahmen und den ge-
werblichen Steuerzahlungen an die Gemeinden (Aquivalenzprin-
zip) existiert nicht mehr. Durch die Konzentration auf wenige ge-
werbesteuerzahlende Betriebe erhoht sich zusitzlich die Konjunk-
turempfindlichkeit.

Zugunsten wiederherzustellender Aquivalenzbeziehungen, ge-
ringerer Abhingigkeit von Konjunkturschwankungen und einer
Verringerung  der interkommunalen Steuerkraftunterschiede
kommt es dagegen darauf an, nicht nur die letzten Anderungen
des Gewerbesteuerrechts zuriickzunehmen (Stand 1978), sondern
generell den Kreis der Steuerpflichtigen auszuweiten. Analog der
Vorschlige des Wissenschaftlichen Beirats beim BMF in bezug auf
eine Wertschépfungsteuer soll die Gewerbesteuer nicht auf die Be-
triebe der unmittelbaren Produktion von Giitern beschrinke blei-
ben, sondern auch die Stitten privater Dienstleistungsproduktion,.
d.h. vor allem die Freien Berufe und den Handel mit einbeziehen.
»Die Ausnahmeregel fiir die Freien Berufe bei der heutigen Ge-
werbesteuer erklirt sich vornehmlich aus einer historisch beding-
ten und durch Interessen beeinfluten spezifischen Abgrenzung
des Gewerbebegriffs« (Wiss. Beirat beim BMF 1982, S. 60). Mit
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- sachlichen Argumenten 1ift sich diese Abgrenzung nicht rechtfer-
tigen, da hinsichtlich der Inanspruchnahme kommunaler Dienst-
leistungen und auch der Betriebsstruktur kaum Unterschiede be-
stehen.

= Richtig in der Tendenz, aber zu mager im Volumen stellt sich
die Gemeindefinanzreform von 1969 dar, weil sie durch kommu-
nale Beteiligung an der Einkommensteuer gegen einen Tausch von
Gewerbesteueranteilen die Steuerkraftunterschiede zwischen In-
dustrie- und Wohngemeinden und auch die extreme Konjunktur-
abhingigkeiten beim Steueraufkommen reduzierte. Kritisch bleibt
jedoch zweierlei festzuhalten: Erstens ist der gegenwirtige Anteil
von 15% an der ESt geringer dimensioniert als der Bundesgesetz-
geber den Kommunen an Pflichtaufgaben im Bereich der Jugend-
pflege, der Sozialhilfe und des Umweltschutzes zuwies. Der Anteil
sollte daher um rund drei Prozentpunkte hoher liegen. Zweitens
ist der Verteilungsschliissel problematisch, weil er lediglich — bis zu
Obergrenzen — Einkommensteuerpflichtige, nicht jedoch Rentner
und Sozialleistungsempfinger einbezicht. Auf diese Weise werden
die Kommunen mit einem hohen Anteil an Arbeitslosen und Alten
doppelt bestraft: Einerseits erhoht sich das notwendige Ausgabe-
volumen, andererseits vermindert sich das Steueraufkommen aus
dem ESt-Anteil. Der Verteilungsschlisssel ist folglich so zu korri-
gieren, dafl Arbeitslose, Rentner und Sozialleistungsempfinger in
die Kalkulation einbezogen werden.

= Zum Ausgleich interkommunaler Finanzkraftunterschiede und
auch von Aufgabenunterschieden, die sich aus zentralsrtlichen
Funktionen ergeben, sollten besser als bisher die allgemeinen Zu-
weisungen und insbesondere die Schliisselzuweisungen der Lander
Systematisch fortentwickelt werden. Zweckzuweisungen sind so
Weit wie moglich zugunsten ungebundener Zahlungen umzulen-
ken, um die kommunale Autonomie zur Wahrnehmung sozialori-
entierter Aufgaben zu stirken. Investitionszuweisungen haben
berdies den Makel, daf} sie bevorzugt an finanzstarke Kommu-
hen vergeben werden, weil diese die in der Regel anfallenden Ei-
genbeitrage miiheloser finanzieren kénnen.

= Um insgesamt die Eigenverantwortlichkeit der Gemeinden zu

erhohen, ist nicht zuletzt auch die Grundsteuer zu einer zweiten
Sdule eigenstindiger kommunaler Steuereinnahmen auszubauen.
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Gegenwirtig hat sie mit einem Anteil von einem Achtel an den
Steuereinnahmen nur noch eine untergeordnete Bedeutung. Zen-
tral ist die Anpassung der Einheitswerte von landwirtschaftlichen
Vermégen (Grundsteuer A) und Grundstiicken und Gebiuden (B)
an zeitnahe Werte. Die letzte Hauptfeststellung datiert aus dem
Jahr 1964.

Es geht aber nicht nur um hohere Steuereinnahmen und mehr
Steuergerechtigkeit, sondern auch um stidtebauliche Ziele. So
kann durch hshere Hebesitze auf unbebaute Grundstiicke Druck
auf eine SchlieBung von innerstidtischen Bauliicken ausgeiibt wer-
den. Zugleich ist ein hoher Bodenverbrauch mit einer hoheren
Steuer zu koppeln. Mietanhebungen, die nicht durch Zusatzkosten
bedingt sind, sollten nachtraglich zu einer Anhebung der Gebiu-
dewerte und damit zu hoheren Steuerabgaben fithren. Auf diese
Weise konnte Druck gegen Mieterhohungen ausgeiibt werden
oder zumindest der kommunale Haushalt durch eine nachtrigliche
fiskalische Beteiligung an der Wertsteigerung profitieren.

— Akuuell gilt es, die Verinderung der Grunderwerbsteuer, die ab
1. 1. 1983 zu einer Reduzierung des Steuersatzes von 7% auf 2%
bei Wegfall von mehreren Befreiungen gefiihrt hat, zuriickzuneh-
men. Der Fortfall der Freibetrige beriihrt nicht hsherwertige Ob-
jekte, die vor allem in den gréferen Stidten gehandelt werden.
Hier wirke sich die Absenkung des Steuersatzes nur belebend auf
die spekulativen Geschifte im Wohnungsmarkt aus und wird mit
einem Verzicht an kommunalen Steuereinnahmen bezahlt.

Erst auf der Basis derart korrigierter Realsteuern 148t sich in den
Kommunen wieder ein eigenstindiger Beitrag zur Sicherung von
Zukunftsaufgaben und qualitativen Lebensbedingungen in den
Gemeinden erbringen. Eine Stirkung der Finanzkraft der Kom-
munen kann dann genutzt werden, um Biirgerinteressen, die sich
vor Ort artikulieren, materiell in sinnvolle Investitionen, kommu-
nale Dienstleistungen und Beschiftigungssicherung umzusetzen.
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4 Die Alternativen: Qualitatives Wachstum —
Arbeitszeitverkiirzung — Vergesellschaftung

4.1 Beschiftigungskrise bis in die 90er Jahre: Die
otwendigkeit einer umfassenden Alternative

Das letzte Jahrzehnt hat gezeigt, dafl wir es gegenwiirtig nicht mit
€inem kurzfristig entstandenen und kurzfristig iiberwindbaren Be-
schiftigungsproblem zu tun haben: Das AusmaR der Arbeitslosig-
eit ist im Trend der letzten 10 Jahre gewachsen; auch konjunktu-
rell giinstige Jahre konnten die Erwerbslosigkeit nicht beseitigen.
ittlerweile geht eine Vielzahl von Forschungsinstituten davon
aus, dafl dieser Trend weiter anhilt und das Beschiftigungspro-
lem auch in den 80er Jahren zunehmen wird.
- Angesichts der sozialen und wirtschaftlichen Dramatik, die hin-
ter emer ~ fiir das Ende des Jahrzehnts unter status-quo-Bedin-
gungen durchaus realistischen — Zahl von 3 — 4 Millionen Arbeits-
losen steckt, missen auch die traditionellen Mittel einer aktiven
Seschiftigungspolitik kritisch iiberprift werden. Es erscheint uns
nsbesondere fraglich, dafl die Vollbeschiftigung durch den inten-
sven, aber isolierten Einsatz einzelner beschiftigungspolitischer
DStrumente wiederzugewinnen ist. Wir plidieren daher fiir eine
umfassende Strategie, die das Problem der Massenarbeitslosigkeit
Bleichzeitig auf verschiedenen Wegen angeht. Die zentralen Ele-
Mente dieser Gesamtstrategie sind die Politik des qualitativen
achstums, eine spiirbare Arbeitszeitverkiirzung bei vollem Lohn-
und Gehaltsausgleich und weitgehende Mafinahmen zur Demo-
ratisierung der Wirtschaft.
unichst sollen die wichtigsten Entwicklungslinien skizziert
Werden, die das Beschiftigungsniveau in den beiden nichsten Jahr-
zehnten bestimmen werden. Die beiden Grofien, die in diesem Zu-
Sammenhang vor allem relevant sind, sind die Entwicklung der Ar-
beitsproduktivitit und das Wachstum des Sozialproduktes. Denn
zusammen mit der Arbeitszeit, die auf Basis der Arbeits(stun-
den)produktivitit das Sozialprodukt je Erwerbstitigen bestimmt,
und der Zahl der Menschen, die Arbeit suchen (Erwerbspersonen-
Potential), ergibt sich aus diesen Groflen der Fehlbestand an Ar-
ewsplitzen, also das Ausmafl der Erwerbslosigkeit. Die jiingsten
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Wachstum, Produktivitit und Arbeitslosigkeit: Vorausschitzungen von Forschungsinstituten

Institut Prognose- Jahresdurchschnittliche Verinderungen Erwerbslose insgesamt und
zeitraum Wachstum des BSP  Wachstum des BSP: registrierte Arbeitslose?
Erwerbstitige!(Ar-
beitsproduktivitit)
in % in % : in Mio
1985 1990 2000
RWI 1980-1990 3,2 3,3 - 2,2 -
1,4
Ifo? 1981-1985 2,0 bis 2,4 2,2bis 2,3 . .
1985-1990 2,4 bis 3,2 2,4 bis 2,8 1,8 bis 27 1,6 bis 3,2
1980-1985 2,2 2,3
Prognos  1985-1990 2.7 2,6 (i ’g) iz (é’i)
1990-2000 2,8 2,7 ’ 1,6) ’

t Alle Institute nehmen dabei eine durchschnittliche jihrliche Verkiirzung der Arbeitszeit um rd. 1% an.

? Registrierte Arbeitslose in Klammern; beim Ifo-Institut liegen nur Schitzungen fur die Erwerbslosen insgesamt vor.

3 Die oberen und unteren Werte der Schitzungen bei Ifo stellen optimistische bzw. pessimistische Modellvarianten dar, ohne daf jedoch extreme An-
nahmen gemacht wurden, so daf die ». . . dargestellten Verinderungsraten nicht die Bandbreite der denkbaren Entwicklung . . .« darstellen (S. 21).
Quellen: RWI: M. Halstrick/R. Rettig, Die Entwicklung der Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschiand bis zum Jahre 1990, in: RWI - Mitteilungen
1981, 8. 117-139. Ifo: W. Gerstenberger, Investitionen und Produktivitit: Entwicklungstendenzen und Z hinge, in: Ifo - Schnelldienst 17/18
1982, S. 7-24. Prognos: Die Bundesrepublik Deutschland 1985, 1990, 2000, Prognos-Report Nr. 11, Basel 1982




VOra'usschﬁtzungen dreier bekannter Forschungsinstitute sind in
der Ubersicht wiedergegeben.

Die kritischsten Grofen in diesen Prognosen sind die Arbeits-
Produktivitit und das Wachstum des realen BSP. Dabei sind die
Schitzungen des Wachstums am meisten durch unsichere Annah-
men geprigt, miissen fir sie doch, neben anderen, Hypothesen
‘iber die Entwicklung des Weltmarkts, der Investitionsentschei-
dungen, der Lohnpolitik oder der staatlichen Haushalwspolitik ge-
macht werden, wobei dann schlielich mehr optimistische oder
mehr pessimistische »Erwartungen« die gemachten Annahmen und
damit die Prognoseendwerte bestimmen. Angesichts der in den
letzten Jahren gesunkenen Wachstumsraten des Sozialprodukss er-
scheinen die Schitzungen der Institute, insbesondere die des RWI,
hinsichlich der Sozialproduktsanalyse zu optimistisch.

Die Entwicklung der Arbeitsproduktivitit wird von den Institu-
ten, dhnlich wie die Wachstumsraten des BSP, unterschiedlich ein-
geschitzt. Gemeinsam ist jedoch allen Vorausschitzungen, dafi sie
keine beachtenswerte »Schere« zwischen Produktivitit ‘und
Wachstum aufweisen (die dennoch abweichenden Schitzungen der
Erwerbslosenzahlen ergeben sich vor allem aus unterschiedlichen
Annahmen iiber die Entwicklung der Arbeitssuchenden, d.h. des
ErWerbspersonenpotentials). Dies hat das rechnerische Ergebnis
2ur Folge, daf sich die Zahl der gegenwirtig vorhandenen Arbeits-
Plitze in den kommenden Jahren nicht nenneswert verindert. Die
hohen Erwerbslosenzahlen, die dennoch prognostiziert werden,
erscheinen damit weniger als Defizit wirtschaftlicher Abliufe. Es
sieht eher so aus, als seien sie die Folge einer »ungiinstigen« demo-
grafischen Entwicklung (Anwachsen der erwerbsfihigen Jahr-
8inge) sowie der Verinderung des Verhaltens der Erwerbsperso-
nen. Dies wiederum kénnte zu dem voreiligen Schlufl verleiten,
daf bei einer entsprechenden Wachstumspolitik auch hohere als
die prognostizierten Wachstumsraten des BSP erreichbar wiiren,
50 dafl auch die »Erwerbslosigkeit aus demografischen Griinden«
allein durch Wachstumspolitik abgebaut werden konnte.

Tatsichlich sind die Zusammenhinge nicht so einfach, denn Ar-

eitsproduktivitit und Wachstum dirfen nicht als unabhingige
Grofen betrachtet werden. War dieser Einwand schon fiir die Ver-
8angenheit berechtigt, so ist er fiir die vor uns liegenden Jahre von
Noch groflerem Gewicht. Dies hingt zusammen mit der verinder-
ten technologischen Entwicklung.

Die Wirtschaftswissenschaft hat sich schon immer schwer damit
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getan, eine der Hauptdeterminanten 6konomischer Entwicklung,
die technischen und organisatorischen Verinderungen, angemes-
sen zu erfassen. Weil es sich dabei um qualitativ héchst unter-
schiedliche Prozesse handelt, wurden und werden technische und
organisatorische Anderungen meistens anhand einer ihrer Wirkun-
gen, nimlich der Anderung der Arbeitsproduktivitit gemessen:
Die Wachstumsrate der Produktivitic dient als Indikator fiir das
Ausmaf des technisch-organisatorischen Wandels. Die Richtigkeit
einer solchen Vorgehensweise unterstellt, erweckt die Zeitreihe der
vergangenen und prognostizierten Wachstumsraten der Arbeits-
produktivitit den Eindruck, als habe sich das Tempo des tech-
nisch-organisatorischen Wandels in den letzten Jahren verringert
und werde sich auch in den beiden kommenden Jahrzehnten nicht
wieder beschleunigen, sondern eher weiter vermindern:

Entwicklung der durchschnittlichen Wachstumsraten der Arbeits-
produktivitit

Zeitraum 61-65 65-70 70-75 75-80 80-85 85-90
Verinderung 44 44 3,1 3,2 2,2 2,4
BSP/Erwerbs- bis bis
titigen (in %) 2,3 2,8

Quelle: W. Gerstenberger, a.a.0., S. 22

Zum einen ist eine solche Entwicklung Ergebnis mangelnder Inve-
stitionen und der mit ihnen verbundenen quasi-automatischen
technischen Neuerungen. Zum anderen verbirgt eine solche Zeit- -
reihe ganz wesentliche qualitative Anderungen in der technologi-
schen Entwicklung seit Mitte der 70er Jahre, die auch wesentliche
Auswirkungen auf das Beschiftigungsniveau haben:

~ Produktivititssteigerungen seit Beginn der 60er bis Mitte der
70er Jahre beruhten vielfach auf der Erzielung von Betriebsgro-
Renvorteilen (economies of scale). Viele Unternehmen konnten
ihre Betriebseinheiten im Zuge des damaligen Wachstums bis zur
optimalen Betriebsgrofle ausweiten. Dies ist heute und in Zukunft
in verschiedenen Bereichen anders: Die optimale Betriebsgrofe ist
dort bereits erreicht, zuweilen sogar iiberschritten.

- Die Mechanisierung und Automatisierung repetitiver manuel-
ler Titigkeiten war in den 60er Jahren und friiher eine wichtige
Quelle des Produktivititswachstums. Solche Mechanisierungen
und Automatisierungen wiren technologisch auch heute und kiinf-
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tg méglich, werden aber von den Unternehmen aus dkonomi-
schen Griinden immer weniger realisiert, denn ihre Rentabilitit ist
an eine hohe Auslastung bei der Produktion einer eng begrenzten
Produktpalette gebunden; diese Bedingung ist wegen der von uns
im 2. Kapitel analysierten Nachfrage-Schwiche nicht mehr erfille,
weil die Zeiten stindiger Expansion fast aller Einzelmirkte fir In.
dustrieprodukte vorbei ist. Die Unternehmenspolitik ist jetzt viel-
mehr durch Versuche gekennzeichnet, neue Mirkte zu krejeren.

Bis zur Mitte der 70er Jahre bestand der technologische und or-
8anisatorische Wandel aus der Summe vieler einzelner, qualitativ
sehr verschiedener technischer und organisatorischer Anderungen,
deren lohnende Realisierung zudem vielfach an die Bedingung
kriftigen Produktionswachstums gebunden war: Technisch-orga-
nisatorische Anderungen als Ursache einer Steigerung der Arbeits-
produktivitit erfolgten vielfach in einem Akt mit Produktions-
Wachstum; eine Schere zwischen beiden war daher durch die Art
des technisch-organisatorischen Wandels weitgehend ausgeschlos-
sen.

Dies hat sich durch die Verfigbarkeit der auf Mikroelektronik
(ME) und Datenverarbeitung (DV) beruhenden technologischen
und organisatorischen Anderungen grundsitzlich und griindlich
gewandelt. Es gibt zwar auch fiir die kommenden Jahrzehnte ein
Spektrum von Entwicklungslinien, die zu anwendungsreifen Pro-
dukten und Prozessinnovationen fithren werden (Beispiele: Laser-,
Werkstoff-, Kunstoff-, Bio-, Chemie-, Kfz-, Bau-, Energie-, Um-
weltschutz-, Meerestechnik). Keine von ihnen hat aber eine so
grofle, sich schnell verbreitende, arbeitsplatzbeseitigende, alle an-
deren bei weitem dominierende Bedeutung, wie die ME und die
DV. Dabei sind folgende Punkte besonders bedeutsam:

= Die ME und DV sind bereits fiir viele Bereiche anwendungs-
reif. Thre Anwendungsreife wichst stindig.

— Aus rein technischer Sicht ist heute erst ein Bruchteil des in
den beiden vor uns liegenden Jahrzehnten wachsenden Potentials
zum Einsatz von ME genutzt: In der Studie »Gnostic 2000« wurde
ermittelt, dafl der gegenwirtige Nutzungsgrad der ME erst 5% der
Anwendung betrigt, die im Jahre 2000 unter rein technischen Ge-
sichtspunkten méglich sein wird. Gemessen am Jahr 2000 soll der
Nutzungsgrad der ME im Jahre 1990 25% betragen. Sollten diese
auf Basis technischer Uberlegungen gewonnenen Zahlen auch
Okonomisch realisiert werden, wiirde sich eine exponentielle Aus-
breitung der ME ergeben.
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~ Die ME und DV wird fast simtliche Bereiche der Wirtschaft
in ihrer technisch-organisatorischen Entwicklung prigen. In der
industriellen Fertigung werden sich Automationstechniken verbrei-
ten, die die Bedienung, Steuerung und Uberwachung des Produk-
tionsprozesses mittels Automaten und kiinstlicher Intelligenz er-
moglichen. Diese kiinstliche Intelligenz erreicht zwar noch lange
nicht den Komplexititsgrad menschlicher Intelligenz, ihre tech-
nisch-materielle Basis jedoch - integrierte Halbleiterschaltungen
mit absehbaren Integrationsdichten von bis zu 10 Mio Transistor-
funktionen auf einem Chip - beginnt, sich an die Prinzipien von
biologischen Informationssystemen anzunihern. In der industriel-
len Produktion werden sich vor allem rechnergesteuerte Maschi-
nen (NC und CNC) durchsetzen und DNC-Systeme (direct nume-
rical control) verbreiten, die es erméglichen, ganze Fertigungsab-
liufe unter Einschlufl der Material- und Werkstiickbearbeitung
durch Automaten und Industrieroboter mit Hilfe von Rechnersy-
stemen zu steuern und zu iiberwachen. Weiter wird sich die An-
wendung von Robotern und Vielzweckautomaten ausbreiten, be-
triebliche Transport- und Lagertechniken werden automatisiert
werden. Schlieflich wird durch Anwendung von CAM (computer
aided manufacturing) Produktion und Verwaltung rechnergestiitzt
integriert werden: Auftragseingang, Beschaffung, Produktion,
Vertrieb und schliefllich Rechnungsstellung werden iiber ein Rech-
nersystem aufeinander abgestimmt.

Neben der industriellen Produktion sind es die Bereiche Biiro,
Verwaltung und Dienstleistungen, in denen die ME und DV mit
wachsendem Tempo Anwendung finden werden. Hier wird die ge-
samte Organisation, die Dokumentation, die Information nach in-
nen und auflen z.B. durch Textverarbeitungssysteme, Datenbank-
systeme und dialogfihige Informationsverarbeitung bei Banken,
Versicherungen, industriellen und offentlichen Verwaltungen,
Konstruktionsbiiros, Beratungsbiiros und vielen anderen kleinen
und groflen Dienstleistungsbetrieben praktisch revolutioniert wer-
" den.

Mit Sicherheit wird die ME und DV an den Stellen, an denen
sie neu angewandt wird, starke negative Beschiftigungseffekte ha-
ben. Lange Zeit war umstritten, ob diese negativen Effekte nicht
gesamtwirtschaftlich ausgeglichen werden durch mégliche positive
Beschiftigungseffekte bei den Herstellern der auf ME basierenden
Gerite oder dadurch, dafl neue Verbrauchermirkte erschlossen
werden (Produktinnovation z.B. bei der Unterhaltungselektro-
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n.ik)_ Diese Frage wird von entsprechenden Untersuchungen, die
S{Ch ja inzwischen auf Erfahrungen stiitzen konnen, mittlerweile
einheitlich und eindeutig beantwortet: Insgesamt ist die ME ein
»Jobkiller«. Diese Tendenz erkennt sogar der Sachverstandigenrat
In seinem letzten Jahresgutachten an.

Es steht auch fest, daff die ME und DV mit starken Rationalisie-
Tungseffekten verbunden sein wird. Die Besonderheit dieser Ef-
ekte und ihre besonderen Konsequenzen fiir die statistisch ermit-
telte gesamewirtschaftliche Arbeitsproduktivitit zeigt sich bei
einem Vergleich mit den technologischen Anderungen der Jahre
vor etwa 1975. Die Rationalisierungserfolge der damaligen techni-
Schen Anderungen waren an die Voraussetzung von kriftigem
Wachstum gebunden; ohne letzteres hitten sie nicht stattgefun-
den. Die ME und DV wird sich dagegen in jedem Falle, also auch
ohne Wachstum, mit grofler Geschwindigkeit verbreiten, weil sie
Starke Rationalisierungseffekte selbst bei Produktionsriickgang er-
moglicht, und dies bei weiter sinkenden Preisen der Gerite.

Gleichwohl gibt es bei der gegenwirtigen und kiinftigen techno-
logischen Entwicklung einen Zusammenhang von Wachstum und
Statistisch gemessener Arbeitsproduktivitit: Es hat sich empirisch
8ezeigt, dafl bei der Erstellung von Dienstleistungen sowie in den

ochkapitalintensiven Zweigen des warenproduzierenden Gewer-

es der Faktor Arbeit in keinem unmittelbaren Zusammenhang
Mehr zur Produktion steht. Dies kann »... am ‘Beispiel eines
aftwerks verdeutlicht werden: Das zur Steverung und Wartung
eingesetzte Personal muf} gleichbleiben, unabhingig davon, ob die
Entwicklung des Stromverbrauchs mehr oder weniger Betriebs-
Stunden pro Jahr erfordert.« (W. Gerstenberger, 2.2.0., S. 19).
Dies hat zur Folge, dafl die statistisch gemessene Wachstumsrate
der Arbeitsproduktivitit nicht mehr als Indikator fir das Ausmafl
es technisch-organisatorischen Wandels dienen kann. Weiter
olgt aus diesem Zusammenhang, daf§ bei gegebenem technischen
und organisatorischen Standard die statistische Produktivitit -
Steigt, wenn das BSP wiichst: Hohe Wachstumsraten des BSP ha-
en innerhalb weiter Grenzen grofere Steigerungsraten der Ar-
eitsprodukcivitit zur Folge. )

Diese Uberlegungen lassen den Zusammenhang von Wachs-
tums- und Beschiftigungspolitik in einem neuen Licht erscheinen:
Selbst eine forcierte Wachstumspolitik kénnte die Arbeitsplatz-
licke der kommenden Jahrzehnte nicht schliefen, weil hohere

achstumsraten auch héhere Produkuivititssteigerungen herbei-
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fithren, m.a.W., weil innerhalb weiter Grenzen eine Produktions-
ausweitung ohne Beschiftigungsausweitung méglich ist.

Aus diesen Uberlegungen folgt, daf} zusitzlich zu einer Politik
des qualitativen Wachstums, die im wesentlichen tiber &ffentliche
Investitions- und Beschiftigungsprogramme zu gestalten ist — und
-die wir nach wie vor fiir einen unverzichtbaren Bestandteil einer
alternativen Wirtschaftspolitik halten — weitere Mafinahmen er-
griffen werden miissen, um die Beschiftigung nachhaltig zu ver-
bessern. Dazu gehoren in erster Linie deutliche Arbeitszeitverkiir-
zungen, durch die das Arbeitsangebot der einzelnen Beschiftigten
gesenkt und die Nachfrage nach Arbeitskriften vergrofiert werden
kann. Die Beschiftigungswirkungen von Arbeitszeitverkiirzungen
konnen erhoht werden, wenn gleichzeitig durch eine Festlegung
und Kontrolle der Arbeitsbedingungen dafiir gesorgt wird, daff
der individuelle Arbeitsentzug nicht durch zusitzliche Rationali-
sierungs- und Intensivierungsmafinahmen von Seiten der Unter-
nehmensleitungen unterlaufen wird. Hierauf zu achten, heifit die
Einfithrung des technischen Fortschritts zu kontrollieren.

Auch die Verbindung einer Politik des qualitativen Wachstums
mit spiirbaren Arbeitszeitverkiirzungen bringt jedoch noch nicht
eine langfristige Losung des Beschiftigungsproblems. Erst wenn
iiber die Art und den Umfang der Produktion, iiber den Einsatz
der 6konomischen Ressourcen fiir privaten oder kollektiven Ver- -
brauch, fiir Investitionen sowie fiir die Erhaltung der natiirlichen
Rohstoffe und Umwelt nicht-mehr ausschliefilich nach Mafigabe
des privatwirtschaftlich erzielbaren Gewinns, sondern nach Krite-
rien gesellschaftlicher Bedarfsdeckung und der hierfiir erforderli-
chen Proportionen des Reproduktionsprozesses entschieden wird,
ergibt sich eine Perspektive, die Massenarbeitslosigkeit endgiiltig
zu iiberwinden.

Die drei zentralen — im jeweils isolierten Einsatz nicht ausrei-
chenden — Elemente einer alternativen wirtschaftspolitischen Ge-
samtstrategie sind also: '

— eine Politik des qualitativen Wachstums (vor allem tiber 6ffentli-
che Beschiftigungs- und Investitionsprogramme),

— eine Politik spiirbarer Arbeitszeitverkiirzungen bei vollem Ein-
kommensausgleich und tarifvertraglicher Festlegung der Arbeits-
bedingungen,

~ eine Politik der weitgehenden Demokratisierung der Wirtschaft.

Auf diese drei zentralen Elemente richten sich unsere Vor-
schlige in den folgenden Abschnitten. ,
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4.2 Beschiftigungsprogramm fiir qualitatives Wachstum
4.2.1  Uberblick

Die bereits dargelegten Gesamtfolgen der fortgesetzten Spar- und
Umverteilungspolitik zeigen, daf} ein unverziiglicher Kurswechsel
erforderlich ist. Die im Haushaltsbegleitgesetz  beschlossenen
Mafinahmen fithren in ihrer groflen Mehrzahl zu erheblichen Be-
lastungen der Betroffenen und tiber die fortgesetzte Reduzierung
der Massenkaufkraft zum weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit.
Nur eine aktive Beschiftigungspolitik ohne Sozialabbau kann in
Verbindung mit einer Arbeitszeitverkiirzung und anderen flankie-
renden Mafinahmen zu einer Verringerung der auf lange Sicht zu
erwartenden Arbeitsplatzliicke fihren. Um dem weiteren Anstieg
der Arbeitslosigkeit energisch entgegenzuwirken, schlagen wir als
Sofortprogramm das folgende Mafinahmebiindel vor:

1. Zeitlich befristetes Verbot von Massenentlassungen

Da in den nichsten Monaten mit einer erneuten Entlassungswelle
bei vielen Groflunternehmen und einer teilweise dramatischen Zu-
spitzung der Lage in den betroffenen Stidten und Regionen zu
rechnen ist, fordern wir ein zeitlich befristetes Verbot von Massen-
entlassungen und eine entsprechende Verinderung des Kiindi-
gungsschutzgesetzes.

2.. Auflage eines Investitions- und Beschiftigungsprogramms in Hehe
von 30 Mrd DM sowie Riicknabme von Beschliissen des Haushaltsbe-
gleitgesetzes : '
Die in Teil 3. im einzelnen kritisierten Mafinahmen der CDU/
FDP Bundesregierung miissen unverziiglich wieder aufgehoben
werden. Fiir den Bundeshaushalt 1983 ergeben sich hierdurch ge-
geniiber dem verabschiedeten Etat zusitzliche Ausgaben in Hohe
von 10,1 Mrd DM (einschl. des erhohten ZuschuRbedarfs zur Ar-
beitslosen- und Rentenversicherung) sowie um 2,2 Mrd DM gerin-
gere Steuereinnahmen. Die Linder- und Gemeindehaushalte ha-
ben einen Mehraufwand von 3,1 Mrd DM zu tragen, bei den
Landern sind zusitzlich noch die Steuereinnahmen um 1,3 Mrd
DM geringer zu veranschlagen, wihrend bei den Gemeinden
steuerliche Mehreinnahmen entstehen. Zusammen mit dem gefor-
derten Investitions- und Beschiftigungsprogramm ergibt sich fiir
den Bundeshaushalt ein um 40,1 Mrd DM hoheres Ausgabenvolu-

143



144!

Zusdtzlicher Ausgabenbedarf und Stewerminder- bzw. -mebreinnabmen (+ ) durch die Riicknabme der im Haushalts-

begleitgesetz 1983 beschlossenen unsozialen Maffnabmen
a) zusdtzlicher Ausgabenbedarf!

zusitzl. Ausgabenbedarf bei Riicknahme

(in Mio DM)

im Haushaltsbegleitgesetz beschlossene Mafinahme Bund Linder und Gemeinden
~ Entlastung der 6ffentl. Arbeitgeber aus der Anpassung der Dienst-

und Versorgungsbeziige in Bund und Lindern um 2 v. H.

ab 1. Juli 1983 700 2800
— Neufestlegung des Steigerungssatzes der Regelsitze fiir die Hilfe

zum Lebensunterhalt auf 2 v. H. zum 1. Juli 1983 bei der Sozial-

hilfe 2 101
- Einkommensabhingige Reduzierung der Kindergeldsitze? 730 -
— Beseitigung struktureller Verzerrungen bei der Emnkommens-

ermittlung fiir das Wohngeld 60 30
~ Einschriankung der Schiilerférderung (BAF5G) 200 110
— Verschiebung der Anpassung der Unterhaltshilfe und Beriicksich-

tigung des Krankenversicherungsbeitrages der Rentner 21 10

1713 3051

Kiirzung des Bundeszuschusses zur Rentenversicherung der Arbeiter
und Angestellten 900 -
Kiirzung des Bundeszuschusses zur knappschaftlichen Renten-
versicherung 200
Zusitzlicher Bedarf an Bundeszuschiissen

der Bundesanstalt fir Arbeit® 5487 -

der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten* 748 -

der knappschaftlichen Rentenversicherung 126 -
Sonstige Einsparungen® 881 5
Zusitzlicher Ausgabenbedarf insgesamt 10055 3056
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b) Steuerminder- bzw. Steuermebreinnabmen (+ )t .
Steuerminder- bzw. -mehreinnahmen bei

Riicknahme (in Mio DM)

im Haushaltsbegleitgesetz beschlossene Mafinahme Bund Linder Gemeinden
Kappung der Vorsorgepauschale fiir nicht rentenversicherungspflich- -
tige Arbeitnehmer — 467 — 480 — 153
Wegfall von 40 v. H. der Hinzurechnung von Dauerschulden und von
Dauerschuldzinsen + 182 + 276 +1042
Erhohung der Umsatzsteuersitze zum 1. Juli 1983 —~1950 —1050 -
Steuerminder- bzw. -mehreinnahmen insgesamt ~2235 —~1254 + 889
! im Haushaltsjahr 1983 gegentiber dem Entwurf der Bundesregierung :
% die im Haushaltsbeglei z vorgesel Einkommensgrenzen sind zu gering und misssen deutlich angehoben werden. Bei einer Reduzierung der

Kindergeldzahlungen aI;’Jah‘;eseinkonfmen von 60000/120000 DM ergeben sich Einsparungen von ca. 250 Mio DM. Die Riicknahme der gegenwéimien
Refelung (geplante Einsparung 980 Mio DM) und die Beschrinkung der Kindergeldkiirzungen auf Spitzenverdiener erfordert einen Ausgabenmehr-
bedarf von rund 730 Mio DM.

* einschlieflich der in Teil 4.2.2,5. geforderten Mafinahmen zur Verbesserung der Finanzlage der Bundesanstalt fiir Arbeit; zur Ermittlung des
Zuschufibedarfes siehe die dortige Ubersicht.

¢ der Zuschuflbedarf ergibt sich insbesondere durch die Authebung der Rentenanp g chiebung auf den 1. Juli 1983, den Verzicht auf die
Einfithrung eines Krankenversicherungsbeitrages der Rentner, den Verzicht auf die Beitragserhshung um 0,5 v.H. ab dem 1. September 1983 sowie den
Verzicht auf die Kirzung des Krankenversicherungsbeitrages der Rentenversicherung. Entlastungen ergeben sich dagegen durch den Verzicht auf die
Senkung der Bemessungsgrundlage der Rentenversicherungsbeitrage der Bundesanstalt fiir Arbeir und den Verzicht auf die Senkung der Bemessungs-
grundlage fiir die Beitragszahlungen des Bundes zur Rentenversicherung fiir Wehr- und Zivildienstleistende.

5

* im Zusammenhang mit der Verschieb g der R p g, der Einfithrung eines Krankenversicherungsbeitrages der Rentner, der verminderten
Beltraﬁgzahlungen des Bundes zur Rentenversicherung fiir Wehr- und Zivildienstleistende sowie der Sparmafinahraen bei der Krankenversicherung und
Altershilfe der Landwirte. )




men von insgesamt 293,9 Mrd DM. Seine Finanzierung kann
durch die Mobilisierung zusitzlicher steuerlicher Mehreinnahmen
und eine Erhshung der Nettokreditaufnahme gesichert werden.

3. Mobilisierung steuerlicher Mebreinnahmen

Durch eine konsequente Ausschopfung des geltenden Steuer-
rechts, den Abbau von wenig wirksamen und/oder sozial unge-
rechtfertigten Steuersubventionen sowie durch gezielte Steuerer-
hohungen konnen die Einnahmen der o6ffentlichen Haushalte
deutlich verbessert werden. Die Gesamtsumme der Mehreinnah-
men beliuft sich auf 41,1 Mrd DM. Mit Ausnahme der Mehrein-
nahmen aus der hoheren Besteuerung der >windfall-profits< soll
das zusitzliche Steueraufkommen zur Hilfte dem Bund und zur
anderen Hilfte den Lindern und Gemeinden zur Verfiigung ge-
stellt werden. Dem Bundeshaushalt flieflen somit 19,3 Mrd DM
zu, wihrend 21,8 Mrd DM den Lindern und Gemeinden zusitzli-
che Ausgabenspielriume eroffnen.

Neben der Riicknahme der Sparbeschliisse und dem geforderten
Beschiftigungsprogramm halten wir eine Umstrukturierung der
Ausgaben im Haushalt 1983 fiir dringend erforderlich. Dies be-
tifft insbesondere die Militirausgaben, deren Niveau auf den
Stand von 1981 gesenkt werden sollte, sowie die Streichung einer
Reihe der vom Bund an den Unternehmenssektor gezahlten Fi-
nanzhilfen (siehe dazu im einzelnen Memorandum °82, S. 157 {f.).
Hierdurch steht ein Finanzvolumen von iiber 5 Mrd DM zur Ver-
fiigung, das fiir zusitzliche beschiftigungs- und versorgungspoliti-
sche Ausgaben verwendet werden kann.

4. Erbobung der Nettokreditanfnahme des Bundes

Neben den steuerlichen Mehreinnahmen miissen zusitzliche Fi-
nanzmittel durch eine Ausweitung der Kreditaufnahme des Bun-
des beschafft werden. Angesichts der katastrophalen Wirtschafts-
lage und kontinuierlich ansteigender Arbeitslosenzahlen ist eine
kreditfinanzierte staatliche Ausgabenexpansion dringend geboten.
Wir veranschlagen den Verschuldungsbedarf des Bundes fiir 1983
mit 63,4 Mrd DM, aber auch eine noch stirkere Ausweitung des
Defizites ist 6konomisch vertretbar.

5. Mafnabmen zur dauerhafien Verbesserung der Finanzlage der

Bundesanstalt fiir Arbeit
Die Riicknahme der unsozialen Beschliisse im Bereich der Arbeits-
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Zusammenfassende Gesamtrechnung fiir 1983 (Mrd DM )
Bundesregierung  Alternativ-
‘ vorschlag
1. Ausgaben
- Kernhaushalt 253,8 253,8
~ Riicknahme der Spar- und Um-
verteilungsbeschliisse 1983 10,1
- Beschiftigungssonderpro-
gramm _30,0
Gesamtausgaben 293,9
2. Einnahmen
- Steuer-, Verwaltungs- und
Miinzeinnahmen 213,41 213,42
— Steuermindereinnahmen - 22
~ Steuermehreinnahmen durch:
- verbesserten Steuereinzug + 6,1
— Steuerlichen Subventionsab-
~bau + 9,7
— Steuererhshungen + 35
Gesamteinnahmen 230,5
3. Nettokreditaufnahme 41,51 63,42
! Die von der Bundesregierung veranschlagten Steuereinnahmen diirften sich angesichts stei-
gender Arbeitslosenzahlen erneut als zu hoch erweisen. Eine nachtrigliche Erhshung der Net-
tokreditaufnahme aufgrund von Steuermindereinnahmen erscheint wahrscheinlich.
? Umgekehrt wird das Steueraufkommen bei einem Greifen des vorgeschlagenen Beschifti-
gungsprogrammes deutlich hoher ausfallen. Die veranschlagte Nettokreditaufnahme kann ent-
sprechend reduziert werden.

losenversicherung bewirkt eine nicht unerhebliche Ausweitung des
Defizites der Bundesanstalt fiir Arbeit. Neben einer erforderlichen
Erhohung des Bundeszuschusses mufi die Finanzsituation der
Bundesanstalt durch die stufenweise Einfihrung eines allgemeinen
Arbeitsmarktbeitrages und einer Arbeitgeberumlage mittel- und
lingerfristig verbessert werden. Fiir 1983 sind hierdurch Mehrein-
nahmen von insgesamt 3,6 Mrd DM zu veranschlagen.

6. Mafinabmen zur Sicherung der Renten- und Krankenversicherung
Auch im Bereich der Renten- und Krankenversicherung fordern
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wir die unverziigliche Riicknahme der in Haushaltsbegleitgesetz
gefafiten Beschliisse. Eine Reihe von Maflnahmen kénnen in die-
sem Bereich ebenfalls zu einer dauerhaften Verbesserung der Fi-
nanzlage beitragen, ohne dafl dies mit Beitragserhshungen und
Leistungsverschlechterungen bzw. -verteuerungen verbunden ist.

7. Flankierend sind eine Reihe von Mafinahmen erforderlich, die
sicherstellen, daf auch alle anderen Bereiche der Wirtschafts- und
Gesellschaftspolitik zur Unterstiitzung der Strategie der Wieder-
herstellung der Vollbeschiftigung, zur Sicherung des Lebensstan-
dards, zum Erhalt und Ausbau der Demokratie und der Mitbe-
stimmung sowie zur Humanisierung der Arbeitswelt beitragen.
Dies gilt insbesondere
— fiir die Geldpolitik der Deutschen Bundesbank, die zu weiteren
Zinssenkungen beitragen muf,
— fiir die Lohn- und Steuerpolitik, die den Realeinkommensabbau
endlich stoppen und eine Stirkung der Masseneinkommen und da-
mit des privaten Verbrauchs bewirken muf,
— fiir den Mieter-, den Jugendarbeits-, den Daten- und den Um-
weltschutz, in denen die vorgenommenen Einschrinkungen unver-
ziiglich zuriickgenommen werden miissen.

4.2.2  Die Mafinabmen im einzelnen
4.2.2.1 Zeitlich befristetes Verbot von Massenentlassungen

Angesichts der Pline vieler Groflunternehmen noch in diesem Jahr
durch Betriebsstillegungen und einschneidende Rationalisierungs-
mafinahmen erneut tausende von Arbeitspliatzen zu vernichten,
sprechen wir uns fiir ein zeitlich befristetes Verbot von Massenent-
lassungen aus. Bis zum Greifen des geforderten Beschiftigungs-
programmes kann hierdurch der sich abzeichnende erhebliche An-
stieg der Arbeitslosenzahlen zumindest abgemildert werden. Ein
solches Verbot von Massenentlassungen kann auf folgende Weise
realisiert werden:

— Die Landesarbeitsimter verhingen bei allen anzeigepflichti-
gen Massenentlassungen (nach § 17 Kiindigungsschutzgesetz) eine
Entlassungssperre, die je nach betrieblicher Situation zwischen 6
und 12 Monaten dauert. Schon jetzt haben die Arbeitsimter die
Moglichkeit, eine Entlassungssperre von 2 Monaten festzulegen
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(§ 18 Kiindigungsschutzgesetz). Die neue Regelung wire durch
eine Gesetzesinderung ohne weiteres durchzusetzen,

— Falls die Arbeitskrifte in dieser Zeit nicht voll beschiftigt
werden konnen und damit betriebliche Verluste auftreten, kann
das Arbeitsamt zur Verringerung solcher Verluste wihrend der
Entlassungssperre in Abstimmung mit dem Betriebsrat Kurzarbeit
genehmigen. Arbeitsmarktpolitisch sinnvoller wire die Durchfiih-
rung betrieblicher Qualifizierungsmafinahmen wihrend der Kurz-
arbeitsperiode; entsprechende Vorschlige liegen bereits vor. Dabei
wird es notwendig sein, die bislang geltende Frist, Kurzarbeiter-
geld nur fir maximal 24 Monate (Stahlindustrie 36 Monate) zu
gewihren, um die Zeit der Entlassungssperre voriibergehend zu
verlingern.

— Schon jetzt haben die Unternchmer die Pflicht, nach § 8 AFG
alle Massenentlassungen der Bundesanstalt fiir Arbeit friihzeitig
anzukiindigen. Falls die Unternehmer diese Mitteilung unterlas-
sen, miissen sie der Bundesanstalt die Aufwendungen erstatten,
»die ihr durch die Umschulung der Entlassenen oder auf eine an-
dere Titigkeit umgesetzten Arbeitnehmer fiir die Dauer von sechs
Monaten entstehen«. (§ 8.3 AFG) Diese Sanktionsmoglichkeit ist
bislang nicht praktiziert worden, wire aber ein wirkungsvoller Be-
gleitschutz fiir die Durchsetzung von Entlassungssperren.

— Schliefllich ist der individuelle Kiindigungsschutz zu verbes-
sern. Dabei muf} insbesondere die Mitwirkung des Betriebsrats ge-
stirkt werden. Auflerdem miissen gekiindigte Beschiftigte kiinftig
bis zum Abschlu eines eventuellen Rechtsstreits weiterbeschiftigt
werden.

4.2.2.2 Investitions- und Beschaftigungsprogramm fiir qualitatives
Wachstum

Um die Arbeitslosigkeit nachhahig zu bekimpfen und einem wei-
teren Riickgang der wirtschaftlichen Entwicklung entgegenzuwir-
ken, fordern wir zusitzlich zu der Riicknahme der Beschlisse des
Haushaltsbegleitgesetzes *83 ein beschiftigungspolitisches Sofort-
programm in Héhe von 30 Mrd DM. Djeses Sofortprogramm ist
von seiner Aufgabenstellung her in das von uns bereits mehrfach
geforderte »Zukunftsprogramm fir die 80er Jahre«, das auf
10 Jahre mit einem Gesamtvolumen von 200 Mrd DM angelegt
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war, einzubetten. Angesichts der krisenverschirfenden Finanzpoli-
tik der letzten Jahre und dem absehbaren weiteren Anstieg der Ar-
beitslosenzahlen in den 80er Jahren, sehen wir in Abweichung zu
dem Sofortprogrammvolumen im Memorandum ’82 eine Anhe-
bung auf 30 Mrd DM als dringend geboten an. Der bisherige Ver-
zicht auf ein Investitions- und Beschiftigungsprogramm macht in-
zwischen ein grofler dimensioniertes Programmvolumen: erforder-
lich. Dabei geht es nicht nur um die Stabilisierung der gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage durch die 6ffentliche Hand. Vielmehr
kommt es darauf an, das Programm zur Mobilisierung der Pro-
duktionsaktivititen zu nutzen und diese in Felder gesellschaftli-
chen Mangels sowie der umwelt- und energiepolitischen Zukunfts-
vorsorge zu lenken. Charakteristisch fiir diese Politik qualitativen
Wachstums ist die Orientierung der 6ffentlichen Ausgaben am
Kriterium der gesellschaftlichen Niitzlichkeit. Die in der dffentli-
chen Diskussion hochgespielte Kontroverse zwischen einer ange-
bots- und einer nachfrageorientierten Politik geht an dieser Aufga-
benstellung vorbei. Eine Strategie zur Schaffung von qualitativem
. Wachstum zielt sowohl auf eine Stabilisierung der gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage als auch gleichzeitig auf eine Umstruktu-
rierung der Produktion (Angebot) zugunsten der Uberwindung
gesellschaftlicher Mangelbereiche sowie der Sicherung von Pro-
duktionsaktivititen in Bereichen der Zukunftsvorsorge. Im Me-
morandum 82 haben wir diesen Typ qualitativen Wachstums, der
durch das »Zukunftsprogramm fiir die 80er Jahre« verwirklicht
werden soll, beschrieben. Demnach geht es nicht um eine Verhin-
derung des wirtschaftlichen Wachstums, sondern um eine Ausdeh-
nung der Produktionen, die aufgrund mangelnder Gewinnrentabi-
litit unterentwickelt bleiben, aber eine wichtige Voraussetzung fiir
eine okologisch vertrigliche und versorgungsorientierte wirt-
schaftliche Entwicklung bilden. Angesichts der skonomischen, so-
zialen und politischen Auswirkungen des Typs aggressiv-privat-
wirtschaftlichen Wachstums fordern wir politische Entscheidungen
zugunsten eines qualitativen Wachstums und damit eine am gesell-
schaftlichen Bedarf ausgerichtete Produktionsstrukturpolitik. Ge-
nau in diesen Zusammenhang muf ein mittelfristig ausgerichtetes
Beschiftigungssofortprogramm eingebettet werden. Die aufgaben-
orientierte Aufteilung dieses Sofortprogramms in Hohe von
30 Mrd DM konzentriert sich auf die folgenden Bereiche zur Um-
setzung eines Typs qualitativen Wachstums (die in 1983 zu veraus-
gabenden Mittel werden in Klammern angegeben):
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Forderung und Umsetzung neuer Technologien zur rationellen Ver-
wendung von Energie und Robstoffen sowie zur Anwendung alterna-
tiver Energie- und Robstoffquellen
— Fernwirmeprogramm von 10 Mrd DM in den nichsten 5 Jah-
ren zur Mobilisierung eines Investitionsgesamtvolumens von
50 Mrd DM (2 Mrd DM);
- Offentliche Forderung von heizenergieeinsparenden Investi-
tionen zur Wirmedimmung und Nutzung energiesparender
Heizungstechniken in privaten Haushalten und der Wirtschaft
(0,5 Mrd DM);
- Aufstockung des Programms energiesparender Baumafinah-
men in 6ffentlichen Gebiuden (0,5 Mrd DM);
- Erhohung der Ausgaben fir die Erforschung von sparsamer
Energieverwendung und alternativer Energieversorgung sowie
zusitzliche Umschichtung von nuklearer zu nichtnuklearer For-
schung (0,5 Mrd DM).

Mafnabmen zur Férderung des Wobnungs- und Stidtebaus
~ Zusitzliche Ausgaben fir Ersatzwohnungsbau, Modernisie-
rung von Wohnungen sowie Stadtsanierung und Wohnumfeld-
verbesserung (1 Mrd DM); ,
— Zusitzliche 100000 soziale Mietwohnungen in Ballungsgebie-
ten mit entsprechendem Zuwachs an Arbeitsplitzen in Hohe von
ca. 200000 (12 Mrd DM); '
— Zusitzliche Ausgaben fiir die Modernisierung der ca. 7-8
Mio modernisierungsbediirftigen Wohnungen durch direkte
Forderung (1 Mrd DM).

Verbesserung der Verkebrsverbiltnisse
— Aufstockung der Leistungen des Bundes an die Bahn zur Ver-
besserung des Verkehrsengebots (1,6 Mrd DM);
= Ausbau des offentlichen Nahverkehrs, zusitzliche Ausgaben
fur den Lirmschutz und Verkehrsberuhigungsmafinahmen so-
wie Ausbau der Radwege (1 Mrd DM).

Mafinabmen fiir die Erbaltung und Wiederberstellung der Umweltbe-
dingungen , ‘
- Bedarfsgerechter Ausbau und Erneuerung der Entsorgungssy-

steme wie etwa Sammelkanalisation, Kliranlagen, Abfallbeseiti-
gung (1 Mrd DM);
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— Verstirkte Fortfilhrung der »wasserwirtschaftlichen Zu-
kunftsvorsorge« im Bereich der Sanierung von Fliissen, Gewis-
sern sowie zur Sicherung der Trinkwasserversorgung (1,5 Mrd

DM).

Schaffung zusdtzlicher Berufsausbildungsplitze

— Zum schnelleren Abbau der Jugendarbeitslosigkeit und des
Ausbildungsplatzmangels miissen 100000 zusitzliche Ausbil-
dungsplitze in iiber- und auflerbetrieblichen Ausbildungsstitten
geschaffen werden. Mittelfristig ist die Finanzierung iiber eine
gesetzliche Arbeitgeber-Umlage, die einen mitbestimmten Fonds
speist, zu sichern. Als Sofortmafinahme sind mit relativ gerin-
gem Mittelaufwand die vorhandenen riumlichen und sachlichen
Kapazititen berufsbildender Schulen zur Ausweitung vollquali-
fizierender, vollzeitschulischer Ausbildungsplitze zu erweitern.

Zusdtzliche Plan- und ABM-Stellen im éffentlichen Dienst

— Einrichtung von 40000 Stellen im Bereich des &ffentlichen
Dienstes fiir Pflege-, Beratungs- und Ausbildungsberufe sowie
bei den Arbeits- und Finanzimtern (2 Mrd DM);

— Erhebliche Aufstockung der Finanzmittel fiir zusitzliche Stel-
len im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmafinahmen (ABM).
Der Schwerpunkt der AB-Mafinahmen muf in gesellschaftlichen
Mangelbereichen liegen, die beschiftigten Arbeitnehmer miissen
den normalen tarifvertraglichen Bedingungen unterliegen und
zusdtzlich mufl sichergestellt werden, daf kein gleichzeitiger
Abbau von Planstellen in den Kernhaushalten erfolgt (2 Mrd
DM).

Staatliche Investitionsprogramme unterliegen hiufig der Gefahr,
dafl ein Teil des expansiven Impulses lediglich in zusitzlichen
Preissteigerungen verpufft. Solche Effekte waren in der Vergan-
genheit vor allem im Bausektor feststellbar. Sie treten bei linger-
fristig ausgerichteten Programmen allerdings dann weniger in Er-
scheinung, wenn die Unternehmen mit einer dauerhaften Nachfra-
geerhbhung rechnen kénnen und ihre Produktionskapazititen im
Falle von Engpissen daher den verinderten Bedingungen anpas-
sen. Zudem ist zukiinftig die Vergabe offentlicher Auftrige mit
Beschiftigungs-, Preis- und/oder Investitionsauflagen zu verse-
hen, an deren wirksame Kontrolle die Betriebsrite und gewerk--
schaftlichen Gremien zu beteiligen sind. Die 6ffentlichen Haus-
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halte und insbesondere der Bund verfiigen iiber eine Markt- und
Nachfragemacht, die die Durchsetzung solcher Auflagen bei der
Aufrragsvergabe ohne groflere Schwierigkeiten erlaubt. Der ar-
beitsplatzschaffende Impuls der geforderten expansiven Finanzpo-
litik kann auf diese Weise vergrofiert werden. Durch monopolisti-
sche Marktstrukturen nicht auszuschlieBende Mitnahme- und
Preiseffekte werden somit politisch einschrinkbar. ‘

4.2.2.3  Zusdtzliche Steuereinnabmen

4.2.2.3.1 Grundsitze der Finanzierung einer alternativen Wirt-
schaftspolitik

Die weiter unten dargestellten Vorschlige zur Finanzierung einer
alternativen Wirtschaftspolitik wenden sich gegen den krisenver-
schirfenden Kurs der gegenwirtig herrschenden Wirtschaftspoli-
tik, die durch eine gigantische Umverteilung die unternehmeri-
schen Gewinne zu Lasten des Sozialsystems sowie sozialer Infra-
struktur stirken will. Die hier vorgeschlagenen Alternativen zielen
auf eine:

~ Mobilisierung brachliegender Produktionsmoglichkeiten;

- Nutzung der vorhandenen Produktionsméglichkeiten fiir die
Stirkung des privaten und offentlichen Konsums sowie fiir die
Realisierung eines qualitativen Wachstums in Bereichen gesell-
schaftlichen Mangels und der Zukunftsvorsorge;

- Umverteilung der Arbeit durch Arbeitszeitverkiirzung;

— soziale Beherrschung des technischen Fortschritts.

Prinzipiell sind die Finanzierungsalternativen damit an dem Ziel
der Umsetzung einer Produktions- und Arbeitsstruktur ausgerich-
tet, die die individuelle und gesellschaftliche Daseins- und Zu-
kunftsvorsorge fiir die Bevolkerung sichert und unter gebrauchs-
wertorientierten Kriterien Wirtschaftswachstum und technischen
Fortschritt gesellschaftlich kontrolliert nutzt.

Die Finanzierungsinstrumente zur Durchsetzung einer solchen
Produktions- und Arbeitsstruktur zielen auf eine Zuriickdringung
einzelwirtschaftlicher Gewinnkalkulation, die zu Uberkapazitiiten,
zur Unterauslastung der Produktionsméglichkeiten sowie zu Defi-
ziten bei der Produktion in Bereichen der Umwelt- und Lebenssi-
cherung fithrt. Die Umverteilungspolitik ist der Aufgabe verpflich-
tet, einen stabilen Entwicklungspfad unter qualitativen Kriterien
zu sichern. Die Grundsitze einer alternativen Finanzierungspolitik
sind:
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— die Sicherung von Masseneinkommen, die eine versorgungsge-
rechte Entwicklung des privaten Konsums gewihrleisten sollen;

— die Stirkung der 6ffentichen Finanzkraft durch Abschopfung
funktionsloser Gewinne und hoher Einkommen mit verschiedenen
Instrumenten zur Realisierung einer 6ffentlichen Produktion in
Bereichen gesellschaftlichen Mangels bzw. der Zukunftsvorsorge;
~ die Abschépfung der Rationalisierungsgewinne zur Durchset-
zung einer Politk der Arbeitszeitverkiirzung, die die Vorteile des
technischen Fortschritts an die abhingig Beschiftigten weitergibt.

Die im folgenden unterbreiteten Instrumente zur Finanzierung ei-
ner alternativen Wirtschaftspolitik setzen diese Grundsitze um.

Die Einzelmafinahmen zur Mobilisierung von zusitzlichen
Steuereinnahmen in Héhe von insgesamt 41,1 Mrd DM sind dabei
unter drei Hauptpunkten subsumiert:

— konsequente Ausschopfung des geltenden Steuerrechts
(12,22 Mrd DM);

— Abbau von ungerechtfertigten Steuersubventionen (18,95 Mrd
DM);

— gezielte Steuererhohungen (9,9 Mrd DM).

Von zwei Ausnahmen abgesehen (stirkere Besteuerung der
>windfall-profits< und Steuermehreinnahmen durch den Abbau
vorr im 8. Subventionsbericht enthaltenen ungerechtfertigten
Steuersubventionen) sollen die Mehreinnahmen jeweils zur Hilfte
dem Bundeshaushalt zuflieflen, wihrend die andere Hilfte zur
Stirkung der Finanzkraft der Linder und Gemeinden verwendet
werden kann.

4.2.2.3.2  Ausschopfung des geltenden Steuerrechts

Bekimpfung der Steuerbinterziebung

Durch die personelle Unterbesetzung der Finanzimter sowie un-
zureichende Steuereinzugsverfahren gehen dem Staat jihrlich
Steuereinnahmen in Hohe von mindestens 25 Mrd DM verloren.
Die vermutete Schadenshohe der gesamten Wirtschaftskriminalitit
wird sogar auf bis zu 55 Mrd DM geschitzt. Durch eine Intensi-
vierung der Steuer- und Zollfahndung sowie eine Ausdehnung und
Verbesserung der Betriebspriifungen kénnten jihrliche Mehrein-
nahmen in Hohe von vielen Milliarden erzielt werden. Besonders
deutlich wird dies im Bereich der Betriebspriifungen:die Anzahl der
im gesamten Bundesgebiet eingesetzten Betriebspriifer lag 1980 bei
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durchschnittlich 9031, ihre Zahl hat sich 1981 sogar noch gering-
fugig auf 9016 reduziert. Mit dieser vollig unzureichenden Perso-
nalkapazitit sollen die in den Betriebskarteien erfafiten rund
2,8 Mio Betriebe (1981) gepriift werden. Selbst bei einer aus-
schliefflichen Beschrinkung der Priifungen auf die erfaften
120195 Grofibetriebe erscheint die Personalkapazitit angesichts
der erheblichen Moglichkeiten der Gewinnverschleierung und
Steuerhinterziehung gerade in diesem Bereich noch zu gering.
Gleichzeitig zeigen aber die Versffentlichungen tiber die steuerli-
chen Betriebspriifungen, daf} insbesondere bei den Grofbetrieben
bereits jetzt die mit weitem Abstand hochsten steuerlichen Nach-
forderungen festgesetzt werden. Auf die 1981 gepriiften 30583
Grofibetriebe (rund 17% aller gepriiften Betriebe) entfielen mit
iber 4,8 Mrd DM alleine fast 72% der gesamten steuerlichen
Mehreinnahmen von 6,7 Mrd DM, wihrend fiir die restlichen
151363 Mittel-, Klein- und Kleinstbetriebe zusitzliche Steuerfor-
derungen in Hohe von 1,88 Mrd DM festgesetzt wurden. Gerade
im Bereich der Grofibetriebe kommt der Betriebspriifung daher
eine besonders wichtige Bedeutung zu. Angesichts der Personalka-
pazitit der Finanzimter diirfte dabei bisher aber nur die Spitze des
Eisberges der gesamten Gewinnmanipulation und Steuerhinterzie-
hung aufgedeckt worden sein. Durch eine Ausdehnung und erheb-
liche Intensivierung der Betriebspriifungen sind Steuermehrein-
nahmen von jihrlich einigen Milliarden zu erwarten, die die
zusitzlichen Personalkosten fiir eine dringend erforderliche Auf-
stockung der Betriebspriifer bei weitem iibertreffen wiirden. Allein
im Bereich der Grofibetriebe diirften durch intensivere Priifungen
Mehreinnahmen realisierbar sein, die um mindestens 50 % iiber
den bereits jetzt festgelegten Nachforderungen liegen.

Daten zur steuerlichen Betriebspriifung 1981

Anzahl der ‘Anzahlder  steuerliche Mehrfor-

erfafiten gepriiften  derungen aus Betriebs-

Betriebe Betriebe priifungen (in DM)
Grofbetriebe 120195 30583 4823822000
Mittelbetriebe 672674 84292 1405389000
Kleinbetriebe 756286 67071 351538000
Kleinstbetriebe 1258739 122564000
Insgesamt 2807894 181946 6703313000

Quelle: BMF - Finanznachrichten 22/1982
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Gleichzeitig weisen wir erneut auf die im Memorandum 82 vor-
geschlagene Einfihrung eines geeigneten Quellenabzugsverfabrens
Jir Zinsertrige aus Geldvermdgen hin (S. 146f.). Vom 6sterreichi-
schen Finanzministerium ist inzwischen ein entsprechender Vor-
schlag zur Einfihrung einer Zinsertragsteuer vorgelegt worden.
Auch der US-Senat hat Mitte letzten Jahres eine Quellensteuer auf
Dividenden und Zinseinnahmen beschlossen. Die gerade in diesem
Bereich feststellbaren Steuerhinterziehungen kénnten durch eine
Quellensteuer weitgehend beseitigt werden. Auch bei grofziigig
bemessenen, sozialorientierten Freibetrigen fiir kleine und mitt-
lere Sparer und Geldvermogensbesitzer sind staatliche Mehrein-
nahmen in Milliardenhohe mobilisierbar. Schitzungen des Bun-
desfinanzministeriums beziffern die zusitzlichen Steuereinnahmen
auf 5-7 Mrd DM.

Insgesamt halten wir bei einer konsequenten Bekimpfung der
Steuerhinterzichungen und Wirtschaftskriminalitit Mehreinnah-
men in Héhe von mindestens 70 Mrd DM jihrlich fir realisierbar.

Verminderung und héhere Verzinsung von Steuerriickstinden

Die Steuerriickstinde sind 1981 erneut gegeniiber dem Vorjahr um
9% auf nunmehr 14,6 Mrd DM (Stichtag 30. 11. 1981) angestie-
gen. Einschliefllich der erlassenen und niedergeschlagenen Be-
trige, auf deren Eintreibung der Staat bereits verzichten mufite,
ergeben sich insgesamt offiziell ausgewiesene Steuerfehlbetrige
von annihernd 17 Mrd DM 1981. Auf die hierbei beriicksichtigten
Steuerarten bezogen, entspricht dies einer Ausfallquote von
6,76 %. Berticksichtigt man zusitzlich noch die in der Steuerriick-
standsstatistik nicht einbezogenen Einfuhrumsatzsteuern, Zolle,
Verbrauchs- sowie Gemeindesteuern und unterstellt in diesen Be-
reichen eine annihernd gleichhohe Ausfallquote, ergibt sich fir
1981 ein Steuerfehlbetrag (einschl. erlassene und niedergeschla-
gene Steuern) von insgesamt ungefihr 22,6 Mrd DM, von dem
rund 19,4 Mrd DM auf die Steuerriickstinde entfallen.

Der mit Abstand grofite Teil der offiziell ausgewiesenen Steuer-
riickstinde entfillt mit 8,9 Mrd DM (61%) auf die sog. echten
Riickstinde, deren Nichtzahlung ohne Zustimmung der Finanzbe-
horden erfolgt, wihrend die gestundeten und ausgesetzten Riick-
stinde Anteile von 9,5% bzw. 29,1% stellen. Werden auch bei den
echten Riickstinden die in der Statistik nicht einbezogenen Steuer-
arten beriicksichtigt, diirfte das Gesamtvolumen bereits 1981 bei
weit iber 11 Mrd DM gelegen haben. Durch eine energische Ein-
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treibung sollte es moglich sein, zumindest die echten Riickstinde
um mindestens ein Fiinftel zu verringern. Die staatlichen Mehrein-
nahmen ligen damit, bezogen auf den ausgewiesenen Stand von
1981, bei rund 1,79 Mrd DM.

Ein zusitzlicher Druck auf die Verminderung der echten Steuer-
riickstinde kann durch eine deutlich erhshte Verzinsung der
Steuerschuld ausgeiibt werden. Auf echte Riickstinde ist gegen-
wirtig ein Siumniszuschlag von 1% pro Monat zu bezahlen, der
Jahreszinssatz von rund 12% kann aber angesichts des aktuellen
Kreditzinsniveaus (der Zinssatz fiir Kontokorrentkredite
schwankte 1981/82 zwischen 12% und 16 %) nicht als Druckmittel
zur Durchsetzung der Zahlungsanspriiche angesehen werden. Von
einer wirklichen Bestrafung fiir ohne Zustimmung der Finanzbe-
horde nicht rechtzeitig gezahlte Steuern kann itberhaupt keine
Rede sein. Die Saumniszuschlige miissen daher drastisch erhoht
werden. Eine Zinssatzdifferenzierung zugunsten der Klein- und
Mittelbetriebe ist dabei als Instrument der Mittelstandspolitik
durchaus méglich. Eine Erhohung der durchschnittlichen Sium-
niszuschlige um 50% (Zinssatz von monatlich 1,5%) konnte zu-
sitzlich zu der energischeren Eintreibung noch staatliche Mehr-
einnahmen von mindestens 0,43 Mrd DM 1983 erbringen.

Insgesamt sind demnach allein durch eine konsequentere Aus-
schopfung des geltenden Steuerrechts sowie die Verminderung
und angemessenere Verzinsung der Steuerriickstinde staatliche
Mehreinnahmen in Hohe von mindestens 12,22 Mrd DM fiir 1983
mobilisierbar.

4.2.2.3.3 Abbau von Stewersubventionen

Abbau von Steuersubventionen nach dem 8. Subventionsbericht

Im 8. Subventionsbericht der alten Bundesregierung waren bereits
fur das Jahr 1982 steuerliche Subventionen in Héhe von 30,2 Mrd
DM ausgewiesen. Unter Einschluf§ einer Reihe anderer Steuerver-
gunstigungen, die nach der Neufassung des Subventionsbegriffes
zwar nicht mehr als Subvention bezeichnet werden, es ithrem 6ko-
nomischen Gehalt nach aber sind, ergaben sich fiir alle Gebiets-
korperschaften aufgrund dieser gesetzlichen Sonderregelungen
steuerliche Mindereinnahmen von 46,6 Mrd DM, von denen
23 Mrd DM allein auf den Bund entfielen. Im Memorandum 82
haben wir im einzelnen aufgeschliisselt, bei welchen Subventions-
arten es sich lediglich um eine ungerechtfertigte Privilegierung be-
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stimmter Personengruppen oder Unternehmen handelt. Wir ver-
weisen in diesem Zusammenhang auf die dortigen detaillierten
Ausfithrungen (S. 149 ff.). Insgesamt wiren 1982 durch Streichun-
gen bzw. Kiirzungen steuerliche Mehreinnahmen von 3,633 Mrd
DM (davon 1,957 Mrd DM fiir den Bund) realisierbar gewesen,
ohne daf} gravierende wirtschafts- oder beschiftigungspolitische
Nachteile zu erwarten sind. Neuere Angaben fiir den Haushalt
1983 sind noch nicht vorhanden, eine Fortschreibung des Subven-
tionsvolumens mit der Gesamtsteigerungsrate des Bundeshaushal-
tes (+ 2,9%) kann aber als Untergrenze fiir seine Schitzung her-
angezogen werden. Unter Einschluf der zwei auch von der neuen
Bundesregierung bereits aufgehobenen Steuersubventionen diirf-
ten die durch einen Abbau von ungerechtfertigten Steuervergiinsti-
gungen zu realisierenden Mehreinnahmen daher mindestens das
Vorjahresniveau von 3,6 Mrd DM erreichen. Fiir den Bund veran-
schlagen wir davon zusitzliche Steuereinnahmen von 2 Mrd DM.

Aufhebung des Ebegatten-Splitting fiir Spitzenverdiener

Das in die Lohn- und Einkommensteuertabellen eingearbeitete
Splitting-Privileg fiir Ehepaare wird zwar von allen verheirateten
Steuerzahlern in Anspruch genommen, da die hierdurch bedingten
Steuerersparnisse aber mit steigendem Finkommen zunehmen,
profitieren in erster Linie Spitzenverdiener von dieser Vergiinsti-
gung, wihrend der Splitting-Vorteil fiir Niedrigverdienende relativ
gering ausfillt. Eine Begrenzung der Splitting-Vergiinstigung fiir
Spitzenverdiener, die bei Jahreseinkommen von tiber 120000 DM
zu Steuerersparnissen von jihrlich bis tiber 14000 DM fiihrt, war
von der SPD bei den ersten Haushaltsberatungen in die Diskus-
sion gebracht worden. Die CDU/FDP Regierung hat dieses Privi-
leg jedoch unangetastet gelassen. Die erneute Einfithrung von
Kinderfreibetrigen fihrt im Gegenteil zu einer zusitzlichen Be-
vorzugung der Hoherverdienenden und auch die fiir die Zukunft
in Aussicht gestellte allgemeine Umstellung des gegenwirtigen
>Ehegatten-< auf ein >Familien-Splitting« (zusitzliche Einbezie-
hung von Kindern) wird - wie Modellrechnungen des Ifo-Institu-
tes zeigen — die Steuervorteile fiir Spitzenverdiener noch erheblich
vergroflern. Die Finanzierung der Familien- und Jugendpolitik
mufl deshalb grundlegend verindert werden. Eine Bestandsauf-
nahme und entsprechende Alternativen haben wir bereits im Me-
morandum °82 (S. 251 ff.) vorgelegt. Alleine durch die Streichung
der Splitting-Vorteile fiir verheiratete Spitzenverdiener mit Jahres-
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einkommen von zusammen iiber 120000 DM koénnen steuerliche
Mehreinnahmen in Hohe von mindestens 6 Mrd DM jahrlich er-
zielt werden.

Verbot der Absetzung von Bewirtungskosten und Geschenken vom
Unternebmenseinkommen

Den offentlichen Haushalten gehen jihrlich Steuereinnahmen in
Hohe von rund 1,5 Mrd DM dadurch verloren, daf§ Bewirtungsko-
sten und Geschenke als Betriebsausgaben vom Unternehmensein-
kommen abgesetzt werden kénnen. Eine wirksame Kontrolle und
Begrenzung der Abzugsméglichkeiten pro Person und Tag auf die
fir Arbeitnehmer geltenden Reisekosten-Hochstsitze wiirde zu
Mehreinnahmen des Staates fiihren, die die gesamten Ausgaben
fur das von der CDU/FDP gestrichene Schiiler-BAF8G bei wei-
tem itbertreffen.

Abschaffung des Freibetrages fiir Freiberufier

Bei der steuerlichen Ermittlung des Einkommens aus freier Berufs-
titigkeit konnen 5% der Einnahmen, bis zu maximal 1200 DM
jahrlich, durch einen speziellen Freibetrag fiir Freiberufler abge-
setzt werden. Eine solche Privilegierung der Selbstindigen gegen-
iiber den abhingig Beschiftigten ist ungerechtfertigt, zumal die
Freiberufler iber wesentlich héhere Durchschnittseinkommen ver-
fugen. Die Abschaffung dieses Freibetrages fithrt zu Steuermehr-
-einnahmen von ungefihr 0,15 Mrd DM.

Wegfall der Durchschnittssatzbestenerung der Landwirte

Wihrend sich das Lohnsteueraufkommen von 35 Mrd DM 1970
bis 1981 mit 117 Mrd DM mehr als verdreifachte, sind die Steuer-
zahlungen der Landwirte von 446 Mio DM 1970 auf 416 Mio DM
1981 gesunken. Eine solche Diskrepanz in den steuerlichen Bela-
stungen ist nicht akzeptabel. Bei einem Wegfall der gegenwirtigen
Durchschnittssatzbesteuerung der Landwirte und der Einfohrung
ciner einfachen Buchfithrungspflicht (Einnahmen-Ausgaben-
Rechnung) fiir alle Vollerwerbsbetriebe sowie bei einer Riick-
nahme der mit der Neuregelung der Landwirtschaftsbesteuerung
eingefithrten Steuervergiinstigungen sind Steuermehreinnahmen
von mindestens 7,3 Mrd DM zu erwarten.

Streichung von feblgeleiteten Wobnungsbausubventionen
Der grofite Teil der iiber Steuervergiinstigungen indirekt in den

159



Wohnungsbau fliefenden Mittel kommt lediglich den oberen Ein-
kommensbeziehern zugute. Das Ziel der gegenwirtigen staatli-
chen Wohnungsbaupolitik kann daher auch nicht darin gesehen
werden, den dringenden Wohnungsbedarf zu angemessenen Mie-
ten zu decken. Eine grundlegende Umstrukturierung der gesamten
Wohnungsbaupolitik und eine Unterbindung der vielfiltigen
steuerlichen Bevorteilungen der diversen Spielarten von Verlustzu-
weisungs- und Bauherrengesellschaften ist umgehend erforderlich
(zur grundsitzlichen Kritik an der Wohnungbaupolitik und mogli-
chen Alternativen sieche Memorandum ’81, S. 87-204). Die be-
schlossene Senkung des Grunderwerbsteuersatzes von 7% auf 2%
bei gleichzeitigem Wegfall der Freigrenzen muf§ unverziiglich zu-
riickgenommen werden. Sie begiinstigt erneut teure Objekte, wih-
rend die Kiufer von kleineren Einfamilienhiusern oder Eigen-
tumswohnungen hierdurch erheblich benachteiligt werden. Kurz-
fristig sind vorsichtigen Schitzungen zufolge steuerliche Mehrein-
nahmen von mindestens 3,4 Mrd DM zu mobilisieren, die in dem
vorgeschlagenen Investitions- - und Beschiftigungssonderpro-
gramm fiir den Bau von Mietwohnungen im sozialen Wohnungs-
bau verwendet werden sollen.

Nachversteuerung »legaler Steuerbinterziehunge«
Steuermindereinnahmen in Hoéhe von vielen Milliarden entstehen
jahrlich dadurch, daff Unternehmen Briefkastenfirmen in sog.
Steueroasen unterhalten und im Inland entstandene Gewinne dort-
hin transferieren. Durch Doppelbesteuerungsabkommen der BRD
mit solchen Steueroasen miissen diese Unternehmen nur einen ver-
schwindend geringen Teil ihrer in der BRD entstandenen Gewinne
in diesen Lindern versteuern. Der bundesdeutschen Steuer sind sie
anschliefend nicht mehr unterworfen. Um solche volkswirtschaft-
lich véllig unsinnige Praktiken zu unterbinden, muf} in Doppelbe-
steuerungsabkommen festgelegt werden, dafl die Gewinne jeweils
insgesamt mit den in der BRD geltenden Steuersitzen versteuert
werden. Die Gewinne sind daher nachtriglich jeweils im Inland
mit der Differenz zwischen den Steuersitzen in diesen Lindern
und der BRD zu belegen. Durch diese auf mehr Steuergerechtig-
keit zielende Mafinahme entstehen staatliche Mehreinnahmen in
Hbohe von mindestens 3 Mrd DM jihrlich.
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4.2.2.3.4 Gezielte Steuererbibungen

Stirkere Bestewerung der > Windfall-profitsc

Die in der BRD foérdernden Erdsl- und Erdgasunternehmen erzie-
len erhebliche Zusatzgewinne dadurch, da} sie ihre inlindische
Produktion jeweils zu Weltmarktpreisen verkaufen. Neuere Schit-
zungen haben ergeben, dafl diese >windfall-profits< iiber 2,2 Mrd
DM (1978), 2,5 Mrd DM (1979) und 4,1 Mrd DM (1980) auf be-
reits 6,0 Mrd DM 1981 angestiegen sind. Diesen weder durch Ko-
stensteigerungen noch durch 6konomische Leistung zu rechtferti-
genden Differentialrenten standen andererseits lediglich Bruttoan-
lageinvestitionen im Bereich der inlindischen Ol- und Gasgewin--
nung von 0,375 Mrd DM 1980 gegeniiber. In der BRD werden
diese Zusatzgewinne gegenwirtig lediglich mit einem Steuersatz
von 32 % belastet, in anderen Lindern wie England und Norwegen
dagegen bis zu 90%. Durch eine Erhéhung der Besteuerung der
>windfall-profitsc auf 80% ergeben sich Mehreinnahmen von min-
destens 2,9 Mrd DM. Da diese Steuermehreinnahmen in erster Li-
nie zunichst im Bundesland Niedersachsen anfallen, ist ihre volle
Einbeziehung in den Linderfinanzausgleich zu fordern, so daff es
durch eine Reduzierung der Zahlungen an Niedersachsen auch zu
einer finanziellen Besserstellung der anderen Bundeslinder
kommt.

Einfiibrung einer Bodenwertzuwachsstener obne Verduferungsfrist

Der Wertzuwachs bei einem Grundstiickskauf unterliegt dann
nicht der Einkommensteuer, wenn zwischen Anschaffung und Ver-
duflerung ein Zeitraum von lediglich mehr als zwei Jahren liegt.
Die Grundstiicksspekulationen werden durch diese Regelung zu-
sitzlich steuerlich attraktiv gemacht. Eine aus verteilungs-, boden-
und wohnungsbaupolitischen Griinden zu fordernde Streichung
der Frist und Besteuerung des Wertzuwachses fiithrt zu Steuer-
mehreinnahmen in einer Gréflenordnung von mindestens 0,5 Mrd

DM.

Einfiibrung einer Erganzungsabgabe

Die vom DGB bereits seit einigen Jahren erhobene Forderung,
eine Erginzungsabgabe in Hohe von 6% der Steuerschuld bei zu
versteuernden Jahreseinkommen von iiber 60000/120000 DM (Al-
leinstehende/Verheiratete) zu erheben, ist mit der Einfithrung der
>Investitionshilfeabgabe« durch die CDU/FDP Koalition keines-
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wegs hinfillig geworden. Selbst wenn die zunichst als Zwangsan-
lethe beschlossene Abgabe entsprechend dem CDU/CSU Wahl-
kampfprogramm nun doch nicht zuriickgezahlt werden sollte,
zeichnet sie sich vor allem durch zwei Mingel aus: erstens ist ihre
Erhebung auf zwei Jahre (1983 und 1984) begrenzt und zweitens
wird diese Abgabe durch den zugelassenen Umfang der Minde-
rung (20 % des Investitionsvolumens) fiir Steuerpflichtige mit Inve-
stitionsméglichkeiten, d. h. Unternehmern und sonstigen Selbstin-
digen, zur Farce. Das Finanzaufkommen dieser Investitionshilfe-
abgabe betrigt demnach auch nur 1 Mrd DM und wird vermutlich
ausschlieflich von gut verdienenden Arbeitnehmern aufgebracht.
Die geforderte Erginzungsabgabe fithrt dagegen zu staatlichen
Mehreinnahmen von 3 Mrd DM. Eine Verinderung der gesetzli-
chen Regelung und eine Uberfithrung der Investitionshilfe- in eine
Erginzungsabgabe brichte somit gegeniiber dem Haushalt der
Bundesregierung Steuermehreinnahmen in Hohe von 2 Mrd DM.

Erhébung des Spitzensteuersatzes in der Einkommensteuer

Der Spitzensteuersatz in der Einkommensteuer liegt in der BRD
mit gegenwirtig 56 % auf einem international relativ geringen Ni-
veau. Dagegen erreichte der Spitzensatz in den Einkommensteuer-
tarifen 1982 z.B. in Belgien 76,3 %, in Dinemark 64,6 %, in Frank-
reich 60%, in Grofbritannien 60%, in Italien 76,5%, in Japan
93%, in den Niederlanden 72%, in Norwegen 66 %, in Osterreich
62%, in Portugal 80%, in Schweden 87 % und in Spanien 68,5 %.
Die Behauptung, dafl eine Erhdhung des Spitzensteuersatzes zu ei-
ner Verringerung der Leistungsbereitschaft fithre, erweist sich an-
gesichts dieser Tatsache als leicht zu durchschauende Zweckpropa-
ganda. Bei einer Anhebung des Steuersatzes fiir Spitzenverdiener
auf zunichst 60% hitten sich 1982 Mehreinnahmen in Hohe von
1,8 Mrd DM ergeben. Beriicksichtigt man ferner, daf in der dar-
unterliegenden Progressionszone sinnvollerweise ein allmihlicher
Ubergang auf die 60% vorgenommen wiirde, diirfte das zu erwar-
tende steuerliche Mehraufkommen mindestens doppelt so hoch zu
veranschlagen sein. Fiir 1983 wire daher mit Mehreinnahmen von
mindestens 3,5 Mrd DM zu rechnen.

Umsatzsteuererhibung fiir Luxusgiiter
In der BRD sind bei der Umsatzsteuer bisher lediglich zwei
Steuersitze vorhanden, in anderen Lindern (z.B. Belgien, Italien,

162



Frankreich und Osterreich) existieren zusitzlich noch hohere
Mehrwertsteuersitze fiir Luxusgiiter. Durch eine Erhohung der
Umsatzsteuersitze auf Luxusgiiter (z. B. Luxushotels, Motor- und
Segelyachten, Privatdflugzeuge, Privatschwimmbider etc.) sind
Mehreinnahmen in der Gréfenordnung von 7 Mrd DM zu erwar-
ten.

4.2.2.4 Ausweitung der Nettokreditaufnabme

Neben der Mobilisierung von zusitzlichen Finanzmitteln durch
die vorgeschlagenen Einnahmensteigerungen und Ausgabenum-
schichtungen ist eine Ausweitung der Nettokreditaufnahme des
Bundes moglich und 6konomisch erforderlich. Den Lindern und
Gemeinden fliefen bei Realisierung der vorgeschlagenen Mafinah-
men Mehreinnahmen in Hohe von ca. 21,8 Mrd DM zu, mit de-
nen die Mehrbelastungen durch die geforderte Riicknahme der
unsozialen Regierungsbeschliisse finanziert und zusitzlich be-
schiftigungsfordernde Ausgaben getitigt werden konnen. Die Ge-
meinden erhalten durch die bereits beschlossene Senkung der Ge-
werbesteuerumlage noch Mehreinnahmen von 1,5 Mrd DM,
wihrend die ebenfalls beschlossenen Mindereinnahmen bei der
Gewerbesteuer wegen ihrer ausschlieflichen Gewinnorientierung
zugunsten von gewerbesteuerbelasteten Grofibetrieben zuriickge-
nommen werden sollten. Eine der Konjunktur- und Beschifti-
gungssituation angemessene expansive Finanzpolitik der unteren
Gebietskorperschaften kénnte somit gesichert werden.

Die Netokreditaufnahme des Bundes liegt dagegen bei Reali-
sierung aller vorgeschlagenen Mafinahmen mit 63,4 Mrd DM um
ca. 22 Mrd DM iiber dem im Bundeshaushalt veranschlagten Ni-
veau. Eine solche Ausweitung der Neuverschuldung erweist sich
okonomisch dann als sinnvoll, wenn diese Finanzmittel gezielt zur
Finanzierung eines Investitions- und Beschiftigungsprogrammes
eingesetzt werden. Die von einem solchen Programm ausgel6sten
expansiven Nachfrage- und Einkommenseffekte tragen zur wirt-
schaftlichen Belebung bei und wirken dem weiteren Anstieg der
Arbeitslosigkeit entgegen. Kreditfinanzierte Investitions- und Be-
schiftigungsausgaben verfiigen zudem iiber erhebliche Selbstfi-
nanzierungseffekte: der Anstieg der zu erwartenden staatlichen
Steuereinnahmen reduziert den zukiinftigen Verschuldungsbedarf.

Im Gegensatz zu ihren Zielen lost die bisher praktizierte Politik
der Haushaltssanierung dagegen einen Wettlauf zwischen Einnah-
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meausfillen und erneut als unumginglich dargestellten Sparopera-
tionen aus. Eine (gegeniiber der im Haushalt *83 geplanten) nicht
unerhebliche Aufstockung der Nettokreditaufnahme des Bundes
. erweist sich als undramatisch, wenn die Entwicklung des Jahres
1982 betrachtet wird: Fir das Haushaltsjahr 1982 war zunichst fiir
die Kreditaufnahme eine >nicht iberschreitbare Grenzmarke« von
26,77 Mrd DM festgelegt worden. Die durch die staatliche Spar-
und Umverteilungspolitik wesentlich mitverursachten, steigenden
Steuerausfille und steigenden Kosten der Arbeitslosigkeit erzwan-
gen dann zunichst im ersten Nachtragshaushalt eine zusitzliche
Kreditaufnahme von 7,09 Mrd DM, mit dem zweiten Nachtrags-
haushalt stieg die gesamte Neuverschuldung auf 37,5 Mrd DM.
Die tatsichliche Verschuldung lag somit um rund 11 Mrd DM
tiber der urspriinglich veranschlagten >nicht uberschreitbaren
Grenzmarke«. Im Gegensatz zu einer aktiven, kreditfinanzierten
Finanzpolitik ist diese Defizitausweitung aber Resultat des erhebli-
chen Anstieges der Arbeitslosigkeit. Fiir 1983 ist eine hnliche Ent-
wicklung nicht auszuschlieflen; die Kreditfinanzierung eines Be-
schiftigungsprogrammes erweist sich daher als wesentlich sinnvol-
ler.

Gleichzeitig hat das Jahr 1982 erneut die alte Mir von der zins-
treibenden Wirkung der Staatsverschuldung widerlegt. Trotz der
zuniichst ungeplanten Kreditausweitung und eines >Rekorddefizi-
tes< sind die Zinsen im Verlauf des Jahres deutlich gesunken. Be-
reits seit Jahren haben wir darauf hingewiesen, daf§ der Geldpolitik
der Bundesbank und nicht der jeweiligen Hohe der Staatsverschul-
dung die entscheidende Bedeutung fiir die Zinsniveauentwicklung
zukommt. Auch fiir 1983 ist von einer Ausweitung der staatlichen
Nettokreditaufnahme kein mafigeblicher Einflufl auf das Zinsni-
veau zu erwarten. Angesichts der anhaltenden Wirtschaftskrise
werden private Investitionen nicht verdringt, sondern iiber den
Nachfrageeffekt der Finanzpolitik tiberhaupt erst angeregt. Die
behaupteten Zins- und Verdringungseffekte der Staatsschuld ver-
. breiten somit, wie auch neuere Untersuchungen der Wirtschafts-
forschungsinstitute in Berlin und Kiel belegen, lediglich ideologi-
schen Nebel in der wissenschaftlichen Diskussion iber Fragen der
Staatsverschuldung.

Anders zu beurteilen sind dagegen Probleme, die sich aus den in
den letzten Jahren erheblich angestiegenen Belastungen durch die
Zinsausgaben ergeben. Die Zinsausgaben aller Gebietskorper-
schaften haben sich von 25,0 Mrd DM 1979 um annihernd 50%
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auf 36,7 Mrd DM 1981 erhsht. Noch extremer ist die Entwick-
lung beim Bund: wihrend 1979 noch 11,26 Mrd DM fiir Zinszah-
lungen aufzubringen waren, liegen die Schitzungen fiir 1982 mit
22,4 Mrd DM fast doppelt so hoch. Die finanziellen Belastungen
durch die Zinsverpflichtungen haben somit eine groflere Bedeu-
tung in den 6ffentlichen Haushalten erlangt. Negativ zu beurteilen
. ist diese Entwicklung vor allem, weil die praktizierte Finanzpolitik
nicht nur zu steigenden Zinsbelastungen, sondern gleichzeitig zu
steigenden Arbeitslosenzahlen fithrte: eine Spar- und Umvertei-
lungspolitik reific iiber durch sie mitverursachte zusitzliche Ar-
beitslosigkeit stindig neue Finanzlocher auf, die mittels eines reak-
tiven Verschuldungsanstieges (iiber Nachtragshaushalte) gestopft
werden. Die Behauptung, steigende Staatsverschuldung und zu-
nehmende Zinsbelastungen fithrten zum Anstieg der Arbeitslosig-
keit, stellt den Wirkungszusammenhang auf den Kopf. Sie gehort
nachweislich in den Bereich der Demagogie.

Das Emporschnellen der Zinsbelastungen in den letzten Jahren
(insbesondere beim Bund) ist fiir sich genommen aber noch kein
Grund zur Dramatisierung. Die von interessierter Seite geschiirten
Angste vor einem drohenden Staatsbankrott sind unbegriindet:

- Im internationalen Vergleich liegt die Bundesrepublik sowohl
bei der Verschuldungsquote als auch bei den Zinsbelastungen
(Zinsausgaben in % der Gesamtausgaben) nach wie vor im unteren
Bereich. Die meisten vergleichbaren kapitalistischen Industrielin-
der haben bereits seit vielen Jahren einen wesentlich hoheren Zins-
ausgabenanteil als die BRD.

- Da sich die offentlichen Haushalte am (privaten) Kapital-
marke verschulden, ist die Entwicklung der Zinsausgaben nicht
nur vom Anstieg des Verschuldungsvolumens, sondern auch vom
jeweils herrschenden Zinsniveau abhingig. Uberschligige Berech-
nungen zeigen, daf der starke Anstieg der staatlichen Zinsbela-
stungen von 1979 bis 1981 zu mehr als 30% aus der Erh6hung des
allgemeinen Zinsniveaus resultiert. Beim Bund entfillt auf diese
Komponente sogar weit iiber 35%. Wenn die durchschnittliche
Verzinsung der Schulden des Bundes 1981 noch auf dem Niveau
von 1979 gelegen hiitte, wiren die Zinsausgaben lediglich um un-
gefahr 3,6 Mrd DM (gegeniiber 6,7 Mrd DM) angestiegen. Die
von der Bundesbank verfolgte Hochzinspolitik der letzten Jahre
schligt sich somit in erheblichem Mafle im Zinskostenanstieg des
Staates nieder. Bei einem Riickgang des Kapitalmarktzinsniveaus
werden die Zinsbelastungen nur noch unterproportional ansteigen..
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- Dennoch sind die Belastungen und ihr absehbarer Anstieg in
den nichsten Jahren nicht unerheblich. Den 6ffentlichen Haushal-
ten stehen durch diese Zahlungen weniger Mittel fiir soziale und
beschiftigungssichernde Ausgaben zur Verfigung. Der von uns
bereits seit langem geforderten Verinderung der staatlichen Schul-
denstrukturpolitik kommt somit eine wachsende Bedeutung zu.
Die direkte Ubernahme eines Teils der Staatsverschuldung durch
die Deutsche Bundesbank ist méglich und im Sinne einer Zinsko-
steneinsparung auch erforderlich, ohne daf mit einer solchen ko-
ordinierten Finanz- und Geldpolitik notwendigerweise inflatio-
nire Gefahren verbunden sind. Die von der Bundesbank jeweils
geplante jihrliche Ausweitung der gesamtwirtschaftlichen Geld-
menge sollte in Zukunft zum groBten Teil iber eine Kreditvergabe
an den Staat realisiert werden. Gegenwirtig erfolgt der erforderli-
che lingerfristige Geldmengenzuwachs zum tiberwiegenden Teil
durch die Verringerung der Mindestreservesitze der Banken und
eine Ausweitung ihrer Rediskontkontingente bei der Bundesbank.
Von Anfang 1974 bis Ende 1982 ist den Kreditinstituten auf die-
sem Wege zusitzliche Liquiditit in Hohe von netto iiber 89 Mrd
DM zugeflossen. Das den Banken kostenlos oder zinsgiinstig zur
Verfiigung gestellte Zentralbankgeld wurde wiederum z.T. an den
Staat zu marktiiblichen, hohen Zinsen ausgeliechen. Den Zinsko-
stensteigerungen der 6ffentlichen Haushalte stehen somit stei-
gende Zinseinnahmen der Banken gegeniiber; bei einer Geldmen-
genausweitung ilber Notenbankkredite konnte dieser Prozef}
vermieden werden. Die Einsparungen an Zinskosten erreichen da-
bei — wie folgende iiberschligige Berechnung zeigt — ganz beachtli-
che Dimensionen: Durch Mindestreservesatzsenkungen und Re-
diskontkontingenterhohungen erhielten die Kreditinstitute 1980
22,6 Mrd DM und 1981 9,1 Mrd DM an zusitzlicher Liquiditit.
1982 lag das Volumen trotz der Ausschiittung des Notenbankge-
winnes an den Bund in Héhe von 10,5 Mrd DM erneut bei 13,1
Mrd DM. Wiren diese Betrige alternativ dem Staat direke zur
Verfiigung gestellt worden, wire der 6ffentliche Schuldenbestand
am Kapitalmarkt somit Ende 1982 um 44,8 Mrd DM geringer ge-
wesen. Das von den Gebietskdrperschaften bei ihrer Kreditauf-
nahme zu zahlende Zinsniveau lag jahresdurchschnittlich bei un-
gefihr 8,5% 1980, 10,2% 1981 und 8,9% 1982 (Emissionsrendite
der offentlichen Anleihen). Die 6ffentlichen Haushalte hitten von
1980 bis 1982 annihernd 7 Mrd DM an Zinsausgaben einsparen
kénnen, die Zinsbelastungen in 1983 wiren um rund 4 Mrd DM
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geringer. Genauso wie die Abfihrung des Bundesbankgewinnes an
den Bund mufl auch der von seinen Wirkungen identische direkte
Notenbankkredit gesetzlich verankert werden. Bei einem Verzicht
auf weitere Mindestreservesatzsenkungen und Rediskontkontin-
genterhohungen konnte zukiinftig die erforderliche Geldmengen-
ausweitung dann fiir Kredite an den Staat genutzt werden. Der
weitere Anstieg der Zinskostenbelastungen wiirde sich demzufolge
erheblich reduzieren. Teile des jihrlichen Kontingentes an Noten-
bankkrediten sollten vom Bund jeweils den Lindern und Gemein-
den zinslos zur Verfiigung gestellt werden. Der Verteufelung des
Notenbankkredites muf§ energisch entgegengewirkt werden; eine
entsprechende Verinderung des Bundesbankgesetzes ist dringend
erforderlich. Okonomisch entscheidend aber bleibt, dafl die 6f-
fentliche Verschuldung fir ein mittelfristiges Investitions- und Be-
schiftigungsprogramm, das in Felder offentlichen Bedarfs zu len-
ken ist, genutzt wird.

4.2.2.5  Zur Verbesserung der Finanzlage der Bundesanstalt
Sfiir Arbeit

Die Finanzlage der BA hat sich aufgrund der stindig ansteigenden
Zahl der Arbeitslosen sowie der nur geringen Lohn- und Gehalts-
steigerungen der Beitragszahler weiter verschlechtert. Um die
Bundeszuschiisse zur Abdeckung des Defizites nicht noch weiter
ansteigen zu lassen, sind von der CDU/FDP Regierung im Rah-
men des Haushaltsbegleitgesetzes Manahmen beschlossen wor-
den, die zusammen zu einer Entlastung der Finanzsituation der
BA in Héhe von 9,2 Mrd DM beitragen sollen. Neben der Erhs-
hung des Beitragssatzes zur BA von 4% auf nunmehr 4,6 % werden
insbesondere durch die Kiirzung der Beitragsbemessungsgrund-
lage fiir die Rentenversicherungsbeitrige, durch die Senkung der
Forderungssitze fiir die berufliche Rehabilitation, durch die Neu-
festsetzung der Leistungsdauer und Beitragszeit fiir Arbeitslosen-
geld sowie durch die Einschrinkung der beruflichen Aufstiegsfor-
derung und sonstiger Kannleistungen erneut erhebliche Leistungs-
verschlechterungen wirksam (zur Kritik an diesen Beschlissen
siehe im einzelnen auch Teil 3.4.1). Die Kosten des gesellschaftli-
chen Problems >Arbeitslosigkeit< werden durch diese Verinderun-
gen ein weiteres Mal zu groflen Teilen privatisiert, d. h. auf die Be-
troffenen akrtuell oder zukiinftig (Ausfallzeitenanrechnung) verla-
gert. Wir halten die beschlossenen Mafinahmen, die zum iiberwie-
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genden Teil bereits im Juli 1982 von der alten SPD/FDP Bundes-
regierung geplant und von der CDU/FDP Regierung anschlie-
fend umgesetzt worden sind, von einer Ausnahme abgesehen
(Verminderung des Zuschusses zu den Rentenversicherungsbeitri-
gen der Arbeitgeber von 75% auf 50%) fiir sozial- und arbeits-
marktpolitisch untragbar sowie konjunkturpolitisch verfehlt. Den
sozial schwichsten’ Schichten werden erneut finanzielle Lasten
aufgebiirdet. Zudem kommt es durch die Beitragserhshung und
die verringerten Leistungen zu einem weiteren Absinken der Mas-
senkaufkraft. Wir fordern daher auch in diesem Bereich die- umge-
hende Riicknahme der Regierungsbeschliisse. Die ansteigenden
Defizite der BA miissen durch eine entsprechende Erhshung des.
Bundeszuschusses abgedeckt werden: der Bund mufl die Verant-
wortung fiir die Finanzierung der Arbeitslosigkeit mit iiberneh-
men, damit die antizyklischen Wirkungen der Arbeitslosenversi-
cherung zum Tragen kommen und nicht prozyklisch tiber eine
zusitzliche Abschwichung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage
als Rezessionsverstirker wirken. Der weitere Anstieg der Arbeits-
losigkeit, an dessen Zustandekommen die Finanzpolitik der letz-
ten Jahre einen erheblichen Anteil hat, kann hierdurch zumindest
gebremst werden. )

Es gibt allerdings neben der Erhohung des Bundeszuschusses
noch weitere Moglichkeiten, zusitzliche Mittel zur Finanzierung
des Defizites der BA zu mobilisieren.

Einfiibrung eines allgemeinen Arbeitsmarktbeitrages

Durch die Einfihrung eines allgemeinen Arbeitsmarktbeitrages
wiirden auch die bisher in die Arbeitslosenversicherung nicht ein-
bezogenen Selbstindigen und Beamten zur Finanzierung der Bun-
desanstalt fiir Arbeit herangezogen. Bereits jetzt werden eine
Reihe von Leistungen der Arbeitsimter von ihnen in Anspruch ge-
nommen (z.B. Berufsberatung, Arbeitsvermittlung, Leistungen zur
Rehabilitation), ohne daf sie an ihrer Finanzierung beteiligt sind.
Zudem zeigen Mobilititsuntersuchungen, daf} die Arbeitsmirkte
fur Arbeiter, Angestellte, Beamte und Selbstindige relativ eng mit-
einander verkniipft sind: jihrlich wandern 80000 bis 100000 Selb-
stindige in abhingige Beschiftigungsverhiltnisse ab und rund
70000 Beamte beenden ihren Vorbereitungsdienst. Durch die Ein-
fihrung eines allgemeinen Arbeitsmarktbeitrages wiirden die Selb-
stindigen und Beamten aber nicht nur zur Finanzierung der BA
herangezogen, sie konnten auch in vollem Umfange ihre Leistun-
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gen in Anspruch nehmen. Besonders deutlich wird dies im Bereich
der Beamten auf Widerruf, denn ein stindig zunehmender Teil
von ihnen wird z.B. als Referendare nach threm Vorbereitungs-
dienst nicht iibernommen und erhilt im Falle der Arbeitslosigkeit
gegenwirtig auch kein Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe.
Berechnungen des Bundesministeriums fiir Arbeit und Sozialord-
nung haben ergeben, dafl bei einer Einbeziehung der Beamten und
Selbstindigen in das Leistungsrecht der Bundesanstalt zusitzliche
Mehrausgaben vor allem fiir das Arbeitslosengeld fiir sich arbeits-
los meldende Beamte auf Widerruf und Selbstindige in Hohe von
rund 4,4 Mrd DM entstiinden. Durch eine bessere soziale Absi-
cherung wiirden die Beamten und Selbstindigen durch einen Ar-
beitsmarktbeitrag daher letztlich auch profitieren.

Die Einfithrung eines Arbeitsmarktbeitrages mit einem Beitrags-
satz von 4% fithrt zu Mehreinnahmen der BA von ca. 7,4 Mrd
DM, unter Einbeziehung der Mehrausgaben verbleiben der BA
Netto-Mehreinnahmen von 3 Mrd DM. Aus sozial- wie konjunk-
turpolitischen Griinden erscheint die Einfithrung mit dem vollen
Beitragssatz allerdings nur fiir die oberen Einkommensbezieher
sinnvoll: Bei Einkommen von tiber 60000 DM jihrlich sind die zu-
sitzlichen Belastungen durchaus tragbar, sie diirften in erster Linie
zu Lasten der Ersparnisbildung gehen. Die Beamten hitten ohne-
hin nur den halben Beitragssatz zu entrichten, die andere Hilfte
ist von den offentlichen Arbeitgebern zu finanzieren. Bei Selbstiin-
digen, die unter dieser Einkommensgrenze liegen, ist eine stufen-
weise Einfilhrung von 1% und eine jihrliche Erhohung um jeweils
1 Prozentpunkt denkbar, so dafl erst nach vier Jahren der volle
Beitragssatz erreicht wiirde. Ahnlich kénnte auch bei wenig und
normalverdienenden Beamten verfahren werden: wihrend der Bei-
tragsanteil der 6ffentlichen Arbeitgeber sofort in voller Hohe von
2% eingefithrt wird, zahlen sie selber zunichst einen Beitrag von
0,5%, der in vier Jahren stufenweise auf 2% erhoht wird. Die jihr-
lichen Belastungssteigerungen um 0,5 Prozentpunkte fithren zu ei-
ner um diesen Prozentsatz geringeren Besoldungserhohung.
Gleichzeitig wire die Einfithrung einer Arbeitsmarktabgabe fiir
Beamte ein Beitrag zur Erreichung der OTV Forderung nach ei-
nem einheitlichen Dienstrecht fiir alle im &ffentlichen Dienst be-
schiftigten Arbeitnehmer. Der Nachteil der Beitragspflicht muf§
allerdings mit dem Kampf um die entsprechenden Vorteile, d.h.
vor allem um die Tarifautonomie und das Streikrecht, verbunden
werden. Der Forderung nach einem Arbeitsmarktbeitrag fiir Be-
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amte steht demnach u.a. die von uns geforderte Riicknahme der
Begrenzung der Besoldungserhdhung zum 1. 7. 1983 auf nur 2%
gegeniiber.

Bei Verwendung eines solchen differenzierten Einfithrungsver-
fahrens des allgemeinen Arbeitsmarktbeitrages ergeben sich zu-
nichst geringere Nettomehreinnahmen fiir die BA, wir veranschla-
gen sie fiir 1983 mit ungefihr 7,6 Mrd DM. Die Mehreinnahmen
aus dem Arbeitsmarktbeitrag fiir Beamte und die entsprechende
Senkung des Defizites der BA fithren allerdings nicht zu einer
identischen Entlastung des Bundeshaushaltes. Die Hilfte des Bei-
tragssatzes der Beamten (2 %) ist wie bei den Arbeitern und Ange-
stellten von den &ffentlichen Arbeitgebern, d.h. vom Bund, den
Lindern und den Gemeinden, zu finanzieren. Der BA stinden da-
mit aber langfristig gesicherte, ordentliche Einnahmen zu, so daf§
die stindigen Auseinandersetzungen iiber den jeweiligen Bundes-
zuschufl eine geringere Bedeutung erlangen wiirden.

Einfiihrung von Arbeitsmarktumlagen

Eine Reihe innerbetrieblicher Personalprobleme der Unternehmen
werden gegenwirtig mit Mitteln der BA bewiltige. Durch Kurzar-
beitergeld konnen sie bei konjunkturellen Schwankungen ihre
Stammbelegschaft halten. Ein Personalabbau wird grofitenteils
iiber Arbeitslosengeld finanziert, wenn sie 59jihrige entlassen und
diese bis zu ihrem vorzeitigen Rentenbezug Arbeitslosengeld er-
halten, das durch den Unternehmer nur durch einen kleinen Zu-
schuff aufgestockt wird. Die Bewiltigung solcher Personalpro-
bleme bei konjunkturellen Schwankungen miifite 4hnlich wie beim
Konkursausfallgeld oder der produktiven Winterbauférderung
durch eine Arbeitgeberumlage, die bei den Berufsgenossenschaften
erhoben wird, finanziert werden. Die Ausgaben fir Kurzarbeiter-
geld haben 1982 iiber 2,2 Mrd DM (1981: 1,3 Mrd DM) betragen,
nachdem sie urspriinglich nur auf 816 Mio DM geschitzt worden
waren. Einschliefllich der Kosten fiir das Arbeitslosengeld fiir die
iiber 59jihrigen, die im Rahmen von Sozialplinen entlassen wur-
den, hitte die Arbeitsmarktumlage 1982 bei rund 2,5 Mrd DM ge-
legen. Fiir 1983 veranschlagen wir sie als Untergrenze auf 2 Mrd
DM.

Die geforderte Riicknahme der von der Bundesregierung be-
schlossenen Sparmafinahmen und Beitragserh6hung sowie die vor-
geschlagenen Mafinahmen zur Verbesserung der Finanzlage der
Bundesanstalt fiir Arbeit fithren gegeniiber dem Regierungsent-
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Zusitzlicher Ausgabenbedarf und Beitragsmindereinnabmen der Bundes-
anstalt fiir Arbeit durch die Riicknabme der im Haushaltsbegleitgesetz
beschlossenen Maffnabmen

a) im Haushaltsbegleitgesetz beschlossene Mafi- zusitzl. Ausga-
nahme benbedarf bzw.
Beitragsminder-
einnahmen
(in Mio DM)

Kiirzung der Beitragsbemessungsgrundlage fiir die
Versicherungsbeitrige der BA zur Rentenversiche-

rung 4865
Senkung der Férderungssitze beim Ubergangsgeld

fur berufliche Rehabilitation 50
Stirkere Differenzierung der Leistungsdauer beim
Arbeitslosengeld 100
Neufestsetzung der Tabellenwerte fiir Arbeitslosen-

geld 112
Einschrinkung beruflicher Bildungsmafinahmen 60
Anhebung des Beitragssatzes zur BA 3600
Reduzierung von Kannleistungen der BA 200
Anderungen bei der Sprachférderung fiir Aussiedler

und Kontingentfliichtlinge 100
insgesamt 9087

b) Vorgeschlagene Mafinahmen zur Verbesserung
der finanziellen Situation der BA:

Einfihrung eines allgemeinen Arbeitsmarktbeitrages
(bei stufenweiser Erhshung fir Einkommensbezieher
bis 60000 DM jihrlich) 1600

Einfithrung von Arbeitsmarktumlagen 2000
insgesamt 3600
Zusitzlich erforderlicher Bundeszuschufi 5487

wurf per Saldo zu einem zusitzlich erforderlichen Bundeszuschufl
fiir die BA in Hohe von ca. 5,5 Mrd DM. Zusammen mit dem fiir
1983 bereits eingeplanten Zuschufibedarf von 5,25 Mrd DM ergibt
sich somit ein vom Bund zu deckendes Defizit von 10,75 Mrd DM
(1981: 8,25 Mrd DM, 1982: 7,75 Mrd DM). Angesichts der Tatsa-
che, dafl Ende 1983 mit dem Erreichen bzw. Uberschreiten der
3-Millionen-Arbeitslosen-Grenze zu rechnen ist, hilt sich der
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Bundeszuschufl immer noch in ertriglichen Grenzen. Abschlie-
Bend muf aber erneut darauf hingewiesen werden, dafl die Finanz-
lage der BA mittel- und lingerfristig nur durch eine aktive Be-
schiftigungs- und expansive Finanzpolitik zu sanieren ist. Lei-
stungsabbau und Beitragserhshungen zeichnen den Weg zu weiter
steigender Arbeitslosigkeit vor. '

4.2.2.6 Zur Sicherung der Renten- und Krankenversicherung

Im Bereich der Renten- und Krankenversicherung ist ebenfalls die
unverziigliche Riicknahme der beschlossenen unsozialen Beitrags-
erhohungen und Leistungsverschlechterungen zu fordern. Gleich-
zeitig existieren auch hier noch erhebliche Finanzierungspoten-
tiale, die zu einer lingerfristigen Verbesserung der gesamten
Finanzlage beitragen konnen.

Rentenversicherung

Auch wenn die CDU-gefiihrte Bundesregierung im zuriickliegen-
den Wahlkampf den Eindruck zu erwecken suchte, als seien die
Rentenfinanzen gesichert, gerit die Rentenversicherung immer
mehr in den Strudel von Wirtschaftskrise und Sozialabbau. Der
Haushalt gerit aus dem Lot, weil die Beitragseinnahmen infolge
niedriger Lohnzuwichse kaum noch steigen und immer weniger
Beitragszahler eine steigende Zahl von Frithrentnern unterhalten
miissen. Kurz- wie mittelfristig werden die Ausgaben der Renten-
versicherung die Einnahmen erheblich iibersteigen. Selbst bei ei-
nem Lohnanstieg von durchschnittlich 3,5% und einer konstanten
Zahl registrierter Arbeitsloser von 2,35 Mio Personen entstehen
der Rentenversicherung auf absehbare Zeit jihrliche Defizite von
5 bis 6 Mrd DM, die nicht mehr durch Vermogensreserven abge-
decke sind. Der Rentenversicherung droht ein finanzieller Kollaps,
wenn es nicht gelingt, ihre Finanzen insbesondere durch eine Voll-
beschiftigung von den Arbeitsmarktrisiken zu entlasten. Obwohl
dieses finanzielle Debakel offensichtlich ist, benutzt der Bund die
Rentenversicherung in verstirktem Mafle dazu, sich selbst und die
Defizite der Bundesanstalt fiir Arbeit auf Kosten des Alterssiche-
rungssystems zu sanieren. Miuelfristig angelegte Leistungskiirzun-
gen fiir Rentenempfinger sind die Folge. Aus sozial- wie konjunk-
turpolitischen Uberlegungen fordern wir die Riicknahme der
aktuellen Sparbeschliisse. Denn die arbeitsmarktbedingten Finan-
zierungslasten sind gesellschaftlich bedingt und daher durch Bun-
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deszuschiisse abzudecken. So sind die Rentenbeitrige der BA fiir
ihre Leistungsempfinger nach wie vor am bisherigen Bruttoein-
kommen der Arbeitslosen zu bemessen, um eine Senkung ihrer
Rentenanspriiche verhindern zu kénnen. Fiir die Rentenversiche-
rung hat dies Mehreinnahmen von 5005 Mio DM (+ 29 Mio DM
Knappschaftliche Rentenversicherung) zur Folge, wihrend das
durch Bundeszuschuf} abzudeckende Defizit der Arbeitslosenver-
sicherung entsprechend ansteigt (siehe Teil 4.2.2.5). Auch der Ver-
such des Bundes, durch die beschlossenen Kiirzungen des Zu-
schusses zur Rentenversicherung um 900 Mio DM den Bundes-
haushalt zu sanieren, ist unverziiglich zuriickzunehmen. Wir
fordern im Gegenteil eine Erhshung des Bundeszuschusses um
weitere 748 Mio DM (knappschaftliche Rentenversicherung 126
Mio DM), damit auch die anderen Sparmafinahmen (halbjihrige
Verschiebung der Rentenanpassung, Beitrige der Rentner zu ihrer
Krankenversicherung, einmalige Kiirzung des Beitrages der Ren-
ten- zur Krankenversicherung, Selbstbeteiligung bei medizinischer
Rehabilitation, Beitragserhshung zur Rentenversicherung zum 1.
9. 1983 usw.) riickgingig gemacht und ihre Finanzierung gesichert
werden konnen. Die durch die Riicknahme der beschlossenen
Spar- und Umverteilungsmafinahmen entstehenden finanziellen
Mehrbelastungen miissen unmittelbar durch Bundeszuschiisse ab-
gedeckt werden, da es sich bei diesen Finanzierungslasten insbe-
sondere um Folgeprobleme der Wirtschaftskrise handelt (siehe
Memorandum ’82, S. 278 ff.).

Allerdings reicht auch diese Finanzierungsmasse nicht aus, um
die finanzielle Soliditit der Rentenversicherung mittelfristig zu ga-
rantieren. Denn bei Fortschreibung der bisherigen Sozial- und
Wirtschaftspolitik werden die Finanzierungsprobleme in der Zu-
kunft kumulieren mit Defiziten von iiber 20 Mrd DM allein bis
1986. Aus diesem Grunde sind folgende zusitzliche Konsolidie-
rungsmafinahmen vorzusehen:

— Uber die aktuelle Sparpolitik hinaus ist ein stetiger Riickzug
des Staates aus der Sicherung der Renten festzustellen. Um den re-
lativen Bedeutungsverlust der Bundeszuschiisse zu stoppen, ist der
finanzielle Mehrbedarf der Rentenversicherung vorrangig durch
eine Aufstockung der steuerfinanzierten Haushaltsmittel zu dek-
ken. Allein in 1983 sind Defizite von etwa 6 Mrd DM zu erwarten.

— Weiterhin fordern wir auch auf hshere Einkommensbestand-
teile Sozialabgaben. Bisher sind keine Sozialabgaben abzufiihren
auf Einkommensbestandteile, die den Betrag von 5500 DM pro
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Monat iibersteigen. Bezogen auf das Gesamteinkommen haben die
besserverdienenden Versicherten einen geringeren Prozentsatz an
Sozialabgaben zu entrichten, so dafl der Progressionseffekt des
Steuersystems teilweise wieder kompensiert wird. Bei vollstindiger
Aufhebung dieser Beitragsgrenze stiinden der Rentenversicherung
als kurzfristige Finanzierungsreserve Mehreinnahmen von etwa
2 Mrd DM zur Verfiigung.

- Um die Rentenversicherung von den iiberdurchschnittlich
steigenden Kosten der gesundheitlichen Frithverrentung zu entla-
sten und eine ursachenorientierte Zuordnung sozialer Probleme
zu ermoglichen, ist das derzeitige Entschidigungsrecht zwischen
der Unfallversicherung und der Rentenversicherung neu zu regeln.
Der Aufgabenkatalog der Unfallversicherung ist um die Bekimp-
fung von arbeitsbedingten Erkrankungen zu erweitern, um alle be-
trieblich verursachten Gesundheitsrisiken diesem allein von den
Arbeitgebern finanzierten Versicherungszweig zuordnen zu kén-
nen. Notwendig erscheint es, die arbeitsbedingten Belastungsfak-
toren in der Unfallversicherung auch deshalb zusammenzufassen,
um eine ursachenorientierte Priventionspolitik betreiben zu kén-
nen. Die Verlagerung dieser arbeitsbedingten Risiken auf Unfall-
versicherung und Unternehmen fithrt bei der Rentenversicherung
zu einem Riickgang der Frithinvaliditit und der entsprechenden
Rentenausgaben. Gelingt es beispielsweise durch eine neue Risi-
koabgrenzung zwischen Unfall- und Invalidenrentenversicherung,
die Invalidenrenten der sozialen Alterssicherung um 10% zu driik-
ken, so hitte dies fiir die Rentenversicherung Minderausgaben von
etwa 1 Mrd DM zur Folge.

Insgesamt bleibt jedoch festzuhalten, dafl die Rentenversiche-
rung in immer stirkerem Mafle im Sinne arbeitsmarktpolitischer
Aufgaben instrumentalisiert wird. Bei einem Verzicht auf eine voll-
beschiftigungsorientierte Wirtschaftspolitik werden daher die vor-
geschlagenen Mafinahmen die Sicherbeit der Renten nicht garan-
tieren konnen. In diesem Falle droht weiterer »Konsolidierungsbe-
darf«. Die neuen Schubladenprogramme verdeutlichen, dafl Rent-
ner wie Erwerbstitige erneut zur Kasse gebeten werden.

Krankenversicherung

Die im Haushaltsbegleitgesetz ’83 beschlossenen Eingriffe in die
soziale Krankenversicherung sind zuriickzunehmen. Die Aufhe-
bung dieser Beschliisse (Selbstbeteiligung bei Krankenhausaufent-
halt, Kuren und Arzneimitteln, sBagatell<-Arzneimittel etc.) wiirde
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den Bundeshaushalt nicht belasten, da in der sozialen Krankenver-
sicherung eine Reihe sinnvoller Sparpotentiale enthalten sind, de-
ren Ausschopfung die Gesundheitsversorgung insgesamt wirt-
schaftlicher und wirksamer gestalten wiirde. Zu nennen ist hier
u.a. (siche im einzelnen Memorandum ’82, S. 242ff)) die Anhe-
bung der Versicherungspflichtgrenze auf die Beitragsbemessungs-
grenze in der Rentenversicherung (geschitzte Mehreinnahmen
1-1,5 Mrd DM), ein Preisstop fiir Arzneimittel sowie die Einfiih-
rung einer Positivliste, die garantiert, dafl nur wirksame und wirt-
schaftliche Arzneimittel verschrieben werden (Einsparvolumen
von ca. I Mrd DM). Auch die stirkere Kontrolle der Einkommen
der niedergelassenen Arzte und Zahnirzte, z. B. durch ein Linger-
fristiges Einfrieren ihrer Einkommen oder durch den SPD-Vor-
schlag einer 5 prozentigen Honorarkiirzung, erdffnet einen zu-
sitzlichen Finanzspielraum von mindestens 1,3 Mrd DM. Durch
eine grundlegende Anderung der Anbieterstruktur und die Reali-
sierung dieser Mafinahmen k&nnten weitere Beitragsanhebungen
und Leistungskiirzungen vermieden werden. Gleichzeitig kénnten
diese Mittel fiir den Ausbau der Versorgungsstruktur, z.B. fir die
psycho-soziale Versorgung und die priventive Medizin, genutzt
werden.
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4.3 Arbeitszeitverkiirzung

- 4.3.1 Griinde fiir eine Arbeitszeitverkiirzung

Es gibt drei wichtige Griinde fiir Arbeitszeitverkiirzung:

— Arbeitszeitverkiirzung kann den arbeitsplatzvernichtenden
Effekt der steigenden Arbeitsproduktivitit auffangen und so be-
wirken, daff Wirtschaftswachstum zu mehr Arbeitsplitzen fuhrt.
Ohne deutliche Arbeitszeitverkiirzung reichen nach Berechnungen
des Instituts fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung nicht einmal
jahrliche Wachstumsraten von 4-4,5% (die unrealistisch sind) aus,
um bis 1994 Vollbeschiftigung zu erreichen.

~ Arbeitszeitverkiirzung mindert — bei entsprechenden tarifver-
traglichen Festlegungen der Arbeitsbedingungen — den Verschleif§
der Arbeitskraft, der aus Uberbeanspruchung im Arbeitsprozef§ re-
sultiert. Sie bietet zudem die Chance zu mehr Selbstverwirkli-
chung auflerhalb der Arbeit. Dies nicht im Sinne eines schrittwei-
sen Ausstiegs, sondern im Sinne einer sinnvollen Kombination
beider Erfahrungsbereiche — der Teithabe am gesellschaftlichen
Arbeitsprozefl und einem eigenen Gestaltungsbereich fiir private,
familiire, andere gesellschaftliche Interessen. Die Forderung nach
Demokratisierung ist insoweit auch mit der Forderung nach Ar-
beitszeitverkiirzung verkniipft. .

— Arbeitszeitverkiirzung erdffnet die Chance fir Frauen und
Minner, Beruf und Familie besser zu vereinbaren. Die Gleichbe-
rechtigung von Frau und Mann in Beruf und Familie setzt nicht
nur ein anderes Bewufitsein der Betroffenen voraus, sondern die
objektive Chance, Beruf und Familie zu verbinden und trotz Kin-
derversorgung eine qualifizierte Titigkeit auszuiiben. Eine Ar-
beitszeitverkiirzung leistet hierzu einen wichtigen Beitrag.

Die drei wesentlichen Ziele der Arbeitszeitverkiirzung sind nur
erreichbar, wenn die Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich und bei
tarifvertraglichen Festlegungen der Arbeitsbedingungen verkiirzt
wird. Unter vollem Lohnausgleich ist zu verstehen, dafl die Mo-
natseinkommen trotz geringerer Arbeitszeit gleich bleiben. Wir
vertreten dies aus folgenden Griinden:

— Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht wiirde eine Arbeitszeitver-
kiirzung ohne Lohnausgleich die Kaufkraft der einzelnen Beschif-
tigten erheblich mindern. Dieser Kaufkraftverlust wiirde nur teil-
weise durch Neueinstellungen und den damit verbundenen Zu-
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wachs der Lohn- und Gehaltssumme aufgefangen. Denn Arbeits-
zeitverkiirzung wird erfahrungsgemifl z.'T. durch Arbeitsintensi-
vierung aufgefangen, d.h. nicht voll in neue Arbeitsplitze umge-
wandelt. Ein Teil der neu Eingestellten wird bisher Arbeitslosen-
geld bezogen haben, so daff die Kaufkraft nur um die Differenz
zwischen Arbeitslosengeld und neuem Einkommen steigt. Beide
Effekte wiirden also dazu fithren, dafl bei einer Arbeitszeitverkiir-
zung ohne Lohnausgleich die Kaufkraft sinkt und so das Wirt-
schaftswachstum negativ beeinflufit wird. Die Arbeitsplitze, die
durch eine Arbeitszeitverkiirzung neu geschaffen werden sollen,
wiirden so teilweise wieder gefihrdet.

— Angesichts der stindig steigenden Arbeitsproduktivitit wire
Arbeitszeitverkiirzung ohne Lohnausgleich auch unsinnig. Denn
der Anstieg der Produktivitit fiihrt ja gerade dazu, daf die gleiche
Giitermenge in weniger Zeit erarbeitet werden kann, daf also der .
Lebensstandard bei kiirzerer Arbeitszeit gleich bleiben kann.
Wenn die Beschiftigten trotz ihrer gestiegenen Arbeitsproduktivi-
tit Arbeitszeitverkiirzungen auch noch mit niedrigerem Einkom-
men erkaufen miifiten, hiefle das nichts anderes, als daf} allein die
Arbeitgeber sich den Nutzen einer steigenden Arbeitsproduktivitit
aneignen konnten. Betrachtet man die Einkommenseinbufien, die
die Beschiftigten schon in den letzten Jahren hinnehmen muften,
erscheint ein weiterer Einkommensverlust unzumutbar.

4.3.2  Tendenzen der Arbeitszeitverkiirzung in der
Vergangenbeit

Ausgerechnet in den Jahren steigender Massenarbeitslosigkeit ist
das Tempo der tariflichen Arbeitszeitverkiirzung zuriickgegangen.
Betrug die Arbeitszeitverkiirzung je Beschiftigten in den 50er und
+ 60er Jahren jahresdurchschnittlich noch rund 1% (vor allem durch
die Verkiirzung der Wochenarbeitszeit von 48 auf 40 Stunden),
waren es in den 70er Jahren nur noch 0,6 % im Jahresdurchschnitt.
In den letzten 5 Jahren hat sich diese Rate nochmals auf jahres-
durchschnittlich 0,3 % reduziert (hier lag der Schwerpunkt auf Ur-
laubsverlingerung und Sonderregelungen fiir Altere, Schichtarbei-
ter usw.).

Auferhalb tariflicher Regelungen ist in den letzten Jahren vor
allem die Lebensarbeitszeit verkiirzt worden. Die schulischen Aus-
bildungszeiten haben sich verlingert. Das Durchschnittsalter beim
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Ausscheiden aus dem Erwerbsleben ist erheblich gesunken: einer-
seits durch die flexible Altersgrenze von 63 Jahren; andererseits
durch die Zunahme der Zahl jener, die vorzeitig Rentenbezicher
wurden durch Berufs- und Erwerbsunfihigkeit, durch Schwerbe-
hinderung, durch Arbeitslosigkeit. Nur noch 11,4% aller Renten-
neuzuginge bezogen sich 1981 auf das gesetzliche Rentenalter von
65 Jahren. Altere Beschiftigte werden also zunehmend vom Ar-
beitsmarkt gedringt, weil sie dem Arbeitstempo nicht mehr ge-
wachsen sind, als Arbeitslose keine Chance mehr haben oder weil
die Unternehmen durch die 59er Regelung versuchen, relativ laut-
los Personal abzubauen.

Eine weitere Form der Arbeitszeitverkiirzung ohne berufliche
bzw. gesetzliche Absicherung ist die Teilzeitarbeit, die in den letz-
ten Jahren erheblich angewachsen ist. 1977 arbeiteten 34 % aller er-
werbstitigen Frauen (einschl. der geringfiigigen Beschiftigungs-
verhiltnisse) Teilzeit. 1980 betrug dieser Anteil bereits 389%.
Dieser Zuwachs kam weniger durch die zusitzliche Beschiftigung
von Teilzeitbeschiftigten zustande, sondern iiberwiegend durch
eine Umwandlung von Vollzeit- in Teilzeitarbeitsplitze, also durch
Kiirzung des Stundenvolumens und damit der Personalkosten. Die -
Folge: eine erhebliche Arbeitsintensivierung und zusitzlich eine
Flexibilisierung der Arbeitszeiten fiir Teilzeitbeschiftigte, da sie
als zusitzlicher Puffer anstelle einer Personalreserve fiir Ausfille
durch Urlaub und Krankheit herangezogen werden.

Teilzeit entspricht zwar den aktuellen Bediirfnissen vieler
Frauen mit Kindern, da sie sonst Beruf und Familie nicht vereinba-
ren konnen. Dieses Bediirfnis ist aber hiufig nicht originir, son-
dern erzwungen durch die Schwierigkeiten, als Berufstitige Kin-
der zu versorgen. Weder gibt es genug Plitze in Kindertagesstit-
ten oder Ganztagsschulen (sie werden eher weniger); noch lassen
die betrieblichen Arbeitsbedingungen (arbeitsgebundene Zeit,
Freistellungsmoglichkeiten) es zu, ohne Uberlastung Beruf und
Familie zu vereinbaren.

Der Arbeitgeber nutzt aber diese Situation aus, um fiir geringer
qualifizierte Arbeitsplitze ein Arbeitskriftepotential zu schaffen,
welches flexibel je nach Arbeitsanfall einsetzbar und hsher belast-
bar ist. Dies kann auch als Arbeitgeberstrategie angesehen werden,
um arbeitsrechtliche Schutzbestimmungen beim Abbau von Perso-
nal zu umgehen (Kiindigungsschutzgesetz, Mitbestimmungsrechte
des Betriebsrates) und bei schwankendem Arbeitsanfall das Stun-
denvolumen anpassen zu konnen. Andere Methoden der Arbeits-
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zeitflexibilisierung neben der Teilzeit sind Zeitarbeit, Leiharbeit
und Uberstunden, mit denen Arbeitgeber tarifliche Arbeitszeitre-
gelungen zunehmend zu unterlaufen versuchen.

Es ist also festzustellen, dafl in den letzten Jahren die Arbeitge-
ber verstirkt Formen der Arbeitszeitverkiirzung praktiziert haben.
Allerdings dienten diese Mafinahmen allein der Kosteneinsparung
und der Arbeitsintensivierung und gingen finanziell weitgehend zu
Lasten der Sozialversicherungstriger bzw. der privaten Einkom-
men.

4.3.3 Formen der Arbeitszeitverkiirzung

In der Diskussion sind im Augenblick vor allem drei Formen der
Arbeitszeitverkiirzung, die an den vorher genannten Zielen zu
tiberpriifen sind:

— Flexibilisierung der Arbeitszeit,

~ Herabsetzung des Rentenalters,

— Verkiirzung der Wochenarbeitszeit.

Andere Formen wie Bildungsurlaub, Verlingerung des Jahresur-
laubs, kiirzere Arbeitszeiten bzw. Erholpausen fiir besonders bela-
stete Beschiftigtengruppen spielen dagegen eine geringere Rolle
und werden deshalb hier nicht behandelt.

4.3.3.1 Flexibilisierung der Arbeitszeit

Unter dem Schlagwort Flexibilisierung der Arbeitszeit wird vor allem
der individuelle Einsatz von Arbeitskriften auflerhalb eines unbefri-
steten vollen Arbeitsverhiltnisses verstanden: Teilzeitarbeit ein-
schliefllich job-sharing; Heimarbeit, Zeitarbeitund Leiharbeit.
Quantitativ am bedeutsamsten ist die Teilzeitarbeit. Es wird be-
hauptet, Teilzeitarbeit sei besser als die »starre tarifliche Vollar-
beitszeit« geeignet, die unterschiedlichen Bediirfnisse der Beschif-
tigten zu beriicksichtigen, sowohl was das Quantum als auch was
die Verteilung der jeweiligen Arbeitszeit angeht. Da angeblich
viele Vollzeitbeschiftigte lieber Teilzeit arbeiten wiirden, kénnten
viele Beschiftigungsmoglichkeiten frei werden, wenn statt einem
Vollzeitbeschiftigten z. B. zwei Teilzeitbeschiftigte 4 20 Stunden
arbeiten wiirden. Eine Ausweitung der Teilzeitarbeit wird deshalb
von Arbeitgebern und Politikern als Alternative zur tariflichen
Verkiirzung der Wochenarbeitszeit angeboten. Verschiedene Bun-
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deslinder haben auch Modellprogramme initiiert, durch die Ar-
beitgeber zur Schaffung von Teilzeitarbeitsplitzen angeregt wer-
den sollen.

Die Realitit sieht jedoch anders aus als die Ideologie: Wurden
friher zu Zeiten des Arbeitskriftemangels Teilzeitarbeitsplitze
meist angeboten, um Frauen mit Kindern beschiftigen zu konnen,
die zu einer Vollzeitarbeit nicht bereit bzw. in der Lage gewesen
wiren, so haben die Arbeitgeber Teilzeit jetzt als Rationalisie-
rungs- und Personalabbaumittel entdeckt: Es werden zunehmend
Beschiftigte gegen thren Willen zur Teilzeit genotigt: verheiratete
Frauen, die als »Doppelverdiener« bezeichnet werden; und neuer-
dings auch junge Minner und Frauen nach Beendigung der Aus-
bildung, die nur dann in ein Arbeitsverhiltnis iibernommen wer-
den, wenn sie auf Teilzeit gehen. Hier bahnt sich eine Praxis an,
nach der nur noch alleinverdienende Familienviter Anspruch auf
einen Vollzeitarbeitsplatz erheben kénnen.

An den Arbeitsbedingungen typischer Teilzeitarbeitsplitze las-
sen sich die dahintersteckenden Rationalisierungsstrategien erken-
nen. Meist sind es gering qualifizierte Titigkeiten mit hoher ein-
seitiger Beanspruchung, die 40 Stunden in der Woche schlecht
auszuhalten sind (z.B. Bildschirmarbeit); oder unsichere Arbeits-
plitze, weil vom Arbeitgeber als flexible Reserve und nicht als
Dauerarbeitsplatz eingerichtet; und schliefilich ungiinstige Arbeits-
zeiten z.B. in Form von »Hausfrauenschichten« oder in Form
wechselnder. Arbeitszeiten je nach Arbeitsanfall. Typisch ist nicht
das gutverdienende Lehrerehepaar, das auf Teilzeit geht, sondern
die Frau, die im Supermarkt zu den Zeiten des gréfiten Kundenan-
drangs die Kasse bedient und bei 20-Wochen-Stunden maximal
950 DM monatlich verdient; die Frau, die am Bildschirm von
16.00-22.00 Uhr Daten eingibt, damit die EDV mehr als 12 Stun-
den ausgelastet ist oder die nachts bei der Post Briefe sortiert. Die
viel geriihmte Flexibilitit wird eben nicht im Interesse der abhin-
gig Beschiftigten genutzt, sondern von den Arbeitgebern in ihrem
Interesse. Solange noch die Arbeitgeber tiber Angebot und Art der
Arbeitsplitze entscheiden, heiflt individuelle Gestaltung aufierhalb
kollektiver, tarifvertraglicher Regelungen auch immer Gestaltung
nach Arbeitgeberinteressen.

Die in der Presse hochgespielten Beispiele der Gruppe von Leh-
rern oder Universititsprofessoren, die durch Arbeitszeitverkiir-
zung ohne Lohnausgleich eine weitere Stelle ermoglichen, mogen
gut gemeint und im Einzelfall auch wirksam sein. Aber der Metall-
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facharbeiter mit ca. 2500 DM brutto oder die Verkiuferin mit
1910 DM bruuo kénnen sich eine Reduzierung ihres Einkommens
um % oder mehr (was auch eine Verkiirzung ihres Rentenanspru-
ches mit sich bringt) nicht leisten. Und deshalb sind diese Beispiele
zur Bekimpfung der Massenarbeitslosigkeit ohne Bedeutung,
wenn nicht sogar gefihrlich. Sie suggerieren nimlich, es mangele
nur an der Opferbereitschaft der Beschiftigten, um die Massenar-
beitslosigkeit durch Teilung eines Arbeitsplatzes und des Finkom-
mens zu beseitigen. Zudem sind die Arbeitsmarkteffekte zuneh-
mender Teilzeitbeschiftigung fraglich. Denn die Arbeitgeber setz-
ten gerade Teilzeit als Mittel zur Arbeitsintensivierung ein, was die
moglichen Arbeitsmarktentlastungseffekte zum grofiven Teil wie-
der zunichte macht.

Das Fazit: Die Zunahme von Teilzeit- auf Kosten von Vollzeit-
arbeitsplitzen ist mit unzumutbaren Einkommenskiirzungen ver-
bunden und trigt nur geringfiigig zu einer Entlastung des Arbeits-

"marktes bei, da sie in hoherem Mafle als andere Formen der
Arbeitszeitverkiirzung mit einer Arbeitsintensivierung verbunden
ist. Als Mittel zur Bekdmpfung der Massenarbeitslosigkeit ist Teil-
zeitarbeit deshalb ungeeignet und unsozial. Sie ist als Teil einer
Strategie zu sehen, '

- die Arbeitslosigkeit statt durch staatliche Vollbeschiftigungspo-
litik durch »Solidaropfer« der Beschiftigten abbauen will, d. h. die
Lasten der Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit auf die Arbeitnehmer
abzuwilzen versucht,

— die die Probleme bei der Vereinbarkeit von Beruf und Familie
zu privatisieren trachtet,

- die die Beschiftigten in verschiedene Gruppen mit unterschiedli-
chen Arbeitszeiten und Beschiftigungsverhiltnissen aufspalten
will, um gemeinsame gewerkschaftliche Interessenvertretung z.B.
zur Durchsetzung einer tariflichen Verkiirzung der Wochenar-
beitszeit zu erschweren.

Diese Strategie geht in ihrem Kern weit iiber das Problem Teil-
zeitarbeit hinaus, indem sie versucht, das Prinzip kollektiver Rege-
lungen der Arbeitszeit, der Arbeitsverhiltnisse und der Arbeitsbe-
dingungen aufzuweichen und damit den Machtspielraum der
Unternehmer zu erweitern. Unbestritten bleibt dabei, dafi fiir be-
stimmte Beschiftigtengruppen Teilzeitarbeit oder Arbeitsunterbre-
chungen notwendig sind, um besondere Belastungen bewiltigen zu
konnen (z.B. Eltern mit kleinen Kindern, Beschiftigte mit schwe-
ren kérperlichen Beeintrichtigungen, Beschiftigte im Ubergang
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ins Rentenalter) oder um Weiterbildungsphasen im Arbeitsleben
zu ermoglichen. Die Bedingungen dieser Art von Teilzeitarbeit gilt
es rechtlich und tarifvertraglich zu regeln, um sicherzustellen, daf}
diese Moglichkeiten nach den Lebensbediirfnissen der Betroffenen
ohne unzumutbare finanzielle Belastungen und ohne Gefihrdung
ihres Arbeitsplatzes genutzt werden konnen. Diese Teilzeitarbeits-
regelungen haben jedoch nicht vorrangig Arbeitsmarktentlastungs-
effekte zum Ziel, sondern zeigen eher gegenteilige Wirkungen, da
sie es u.U. erst ermdglichen, daff Bevolkerungsgruppen trotz be-
sonderer Probleme am Arbeitsprozef teilhaben kénnen. Hier sei
auf die entsprechenden gewerkschaftlichen Forderungén fiir diese
Gruppen zur Durchsetzung von Mindestbedingungen fiir Teilzeit-
beschiftigte verwiesen.

4.3.3.2  Verkiirzung der Lebensarbeitszeit

Mit der Forderung nach Verkiirzung der Lebensarbeitszeit werden
verschiedene Ziele verbunden:

- Entlastung des Arbeitsmarktes: »Die Alteren machen den Jiinge-
ren Platz«;

— Reaktion auf die hohe Quote des vorgezogenen Rentenbeginns:
»Die Alteren sollen nicht als Arbeitslose oder Kranke, sondern
aufgrund eines ihnen zustehenden Rechts in Rente gehen kon-
nen«.

Zum Arbeitsmarkteffekt: Folgt man den bisherigen DGB-Forde-
rungen nach Herabsetzung der flexiblen Rentenaltersgrenze auf
60 Jahre, so betrifft dies fast nur minnliche Beschiftigte, da
Frauen schon jetzt unter bestimmten Bedingungen mit 60 Jahren in
Rente gehen konnen. 1981 gab es nur noch 292000 minnliche ab-
hingige Beschiftigte tiber 60 Jahren, von denen etwa 70% (=
204400) die notwendigen Voraussetzungen aufweisen, in diesem
Alter in Rente zu gehen (35 Versicherungsjahre). Es ist damit zu
rechnen, daf nur ein Teil der Anspruchsberechtigten (bei der jetzi-
gen flexiblen Rentenaltersgrenze von 63 Jahren sind es etwa 70 %)
diese Moglichkeit nutzen werden. Die Entlastung des Arbeits-
marktes wiirde also nicht ausreichen.

Trotzdem ist die Forderung nach Herabsetzung des Rentenal-
ters wichtig, da sie als Rechtsanspruch regelt, was bisher meist als
»Gnadenakt« nach vorheriger Arbeitslosigkeit oder bei Nachweis
von Berufs- oder Erwerbsunfihigkeit gewihrt wird. Abzulehnen
ist allerdings das Modell der CDU/CSU und FDP, das bei Herab-
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setzung des Rentenalters auf 60 Jahre durch versicherungsmathe-
matische Abschlige eine Rentenkiirzung von 25% vorsieht. Unter
dem Deckmantel »Solidaritit der Generationen« sollen hier die
Lasten der Arbeitslosigkeit ausgerechnet auf eine der finanz-
schwichsten Gruppen — die Rentner — abgewilzt werden.

Das Modell der Tarifrente der Gewerkschaft NGG, das auch
von der SPD aufgegriffen worden ist, will allen Beschaftigten ab
dem 58sten Lebensjahr iiber eine Vorruhestandsregelung die Mog-
lichkeit geben, in Rente zu gehen. Das betrife im Augenblick etwa
900000 Beschiftigte. Bis zum Erreichen des jeweiligen gesetzli-
chen Rentenanspruchs — also etwa 5 Jahre bis zum 63sten Lebens-
jahr — sollen sie 75 % ihres bisherigen Nettoeinkommens erhalten;
50% werden dabei von der Bundesanstalt fiir Arbeit finanziert,
25% vom Arbeitgeber. Die Beitrige zur Renten- und Krankenver-
sicherung wiirden auf der Berechnungsbasis des bisherigen Brut-
toeinkommens je zur Hilfte von der Bundesanstalt fiir Arbeit und
den Arbeitgebern weitergezahlt. Die NGG rechnet damit, dafl 50
bis 60% der Beschiftigten ab 58 Jahren von der Tarifrente Ge-
brauch machen wiirden, also zwischen 450000 und 540000. Der
Entlastungseffekt auf dem Arbeitsmarke soll méglichst hoch gehal-
ten werden, indem gleichzeitig vereinbart werden soll, daf8 die frei
gewordenen Arbeitsplitze wieder besetzt werden sollen. Diese
Forderung ist sehr positiv, da sie die Verfiigungsgewalt der Unter-
nehmen tiber Arbeitsplitze einschrinken will. Ob eine generelle
Vereinbarung zur Wiederbesetzung ausreicht und innerbetrieblich
auch umsetzbar ist, ist dabei noch offen.

Bei der Beurteilung des Konzepts der Lebensarbeitszeitverkiir-
zung mufl aber beriicksichtigt werden: Einen nennenswerten Arbeits-
markteffekt hitte eine Verkiirzung der Lebensarbeitszeit erst, wenn
sie auf das 58ste Lebensjahr herabgesetzt wiirde. Und auch dieser Ef-
fekt wiirde hochstens 500000 Arbeitsplitze beinhalten, wenn eine
Wiederbesetzung der freigewordenen Stellen fast vollstandig durch-
gesetzt werden kdnnte. Rechnet man mit einem »>Sickerverlust< von
ca. 20 %, ergibt sich eine Beschiftigungswirksamkeit von gut 400 000
Personen. Der Arbeitsmarkteffekt wire also begrenzt.

Dem Wunsche vieler Beschiftigter wiirde eine deutliche Herab-
setzung des Rentenalters entsprechen — aber erfahrungsgemiR we-
niger, weil sie sich von vornherein auf einen frithen Lebensabend
ohne Arbeit freuen, sondern weil sie froh sind, einer Arbeitswelt
entgehen zu koénnen, deren Leistungsanforderungen sie sich im-
mer weniger gewachsen fiihlen, die sie vorzeitig verschlissen hat,

183



bei der sie auf dem Arbeitsmarkt keine Chance mehr haben. Diese
Bediirfnisse signalisieren also eine individuelle Reaktion auf un-
menschliche Arbeitsbedingungen, denen man zu entgehen ver-
sucht. Insgesamt hat dies die Konsequenz, daf} die Unternehmen
sich im Hochschrauben der Arbeitsintensitit noch weniger durch
die Weiterbeschiftigung ilterer Beschiftigter stéren lassen miis-
sen. Die Herabsetzung des Rentenalters wiirde also die eigentli-
chen Probleme - die unmenschlichen Arbeitsbedingungen mit ih-
rem vorzeitigen Verschleifl — nicht dndern. Auch andere Ziele —
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie und mehr Freizeit-
moglichkeiten ~ wiren nicht erreicht, da diese Bediirfnisse wih-
rend des gesamten Arbeitslebens bestehen und nicht auf den Le-
bensabend »vertagt« werden konnen.

Auch das Finanzierungsmodell der NGG weist Probleme auf:
Die von der Tarifrente Betroffenen sollen auf ein Viertel ihres Ein-
kommens verzichten. Etwa diesen Einkommensverlust miissen sie
auch beim Bezug der gesetzlichen Rente in Kauf nehmen. Aber
der Einkommensverlust beginne erheblich friher, und die geringe
Rentenhohe wiirde quasi festgeschrieben, wihrend die gewerk-
schaftliche Forderung immer noch darin besteht, daf§ das Renten-
einkommen dem bisherigen Nettoeinkommen zu entsprechen hat.
Der Bundesanstalt fiir Arbeit wird zudem auferlegt, die Hilfte des
bisherigen Einkommens weiterzubezahlen. Das wiirde sie zwar ge-
geniiber der jetzigen Situation in dem Fall nicht zusitzlich bela-
sten, wenn durch Wiederbesetzung der Stellen gleichzeitig Arbeits-
lose wieder eine Beschiftigung bekimen. Aber die sehr hohe
Belastung der Bundesanstalt fiir Arbeit und damit die hohe Bei-
tragsbelastung wiirde festgeschrieben. Insgesamt wire durch das
Finanzierungsmodell die Forderung nach Arbeitszeitverkiirzung
mit vollem Lohnausgleich nicht erfiillt.

Lebensarbeitszeitverkiirzung als zentrale Form der Arbeitszeit-
verkiirzung lifit also eine Fiille von Problemen offen, die es frag-
lich machen, ob sie als wesentliches Mittel der Arbeitszeitverkiir-
zung geeignet ist. Trotzdem mufl darauf reagiert werden, dafl
immer weniger Menschen die normale gesetzliche Altersgrenze fiir
den Rentenbezug im Arbeitsprozef erreichen: vorrangig durch die
Humanisierung der Arbeit, die es moglich macht, daf8 Menschen
auch bis zum 60sten Lebensjahr noch sinnvoll und ohne Uberan-
strengung arbeiten konnen. Kurzfristig mufl aber auch der jetzi-
gen Generation, die teilweise bereits gesundheitlich geschidigt ist,
der Weg in die vorzeitige Rente geebnet werden.
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Wir plidieren deshalb prinzipiell fiir eine Herabsetzung des fle-
xiblen gesetzlichen Rentenalters auf 60 Jahre ohne vorherigen Ein-
kommensverzicht und spitere Rentenkiirzung; und wir pladieren
fur zusiwzliche Regelungen fiir gesundheitlich Beeintrichtigte (in
Form von Teilzeitarbeit oder vorherigem Ruhestand). Zur Finan-
zierung dieser vorgezogenen Renten verweisen wir auf das NGG-
Tarifmodell, das in der Zigarettenindustrie und z.T. im Brauerei-
gewerbe Teilzeitarbeit mit Einkommensausgleich fir Altere vor-
sieht. Schliefllich verweisen wir auf gewerkschaftliche Vorstellun-
gen, die gemifl dem Verursacherprinzip hohere Arbeitgeber-
beitrdge an die Rentenversicherung fordern, wenn die Arbeit-
geber aus Gewinngriinden Arbeitsbedingungen wie z. B. Schicht-
arbeit verlangen, die nachweislich zu vorzeitigem Verschleif fiih-
ren.

4.3.3.3  Verkiirzung der Wochenarbeitszeit

Eine Verkiirzung der Wochenarbeitszeit um nur eine Stunde
wiirde rein rechnerisch — also ohne Rationalisierungseffekt ~ ei-
nem Arbeitsvolumen von 572000 Arbeitsplitzen entsprechen; bei
5 Stunden wiren das ca. 2,86 Mio Arbeitsplitze. Damit ist der
rechnerische Entlastungseffeke wesentlich grofer als der einer Le-
bensarbeitszeitverkiirzung auf das 58ste Lebensjahr.

Unter Humanisierungsgesichtspunkten hat die Wochenarbeitszeit-
verkiirzung gegeniiber der Lebensarbeitszeitverkiirzung den Vor-
teil, daf} sie sofort fiir alle Beschiftigten eine Reduzierung der Ar-
beitszeit und damit der Arbeitsbelastung mit sich bringt. Sie
entspricht damit der gewerkschaftlichen Forderung nach einem
frithzeitig eingreifenden Arbeits- und Gesundheitsschutz. Die
Grundlage fiir Gesundheitsverschleifl und Frithinvaliditit werden
durch die belastungsintensiven Berufsphasen zwischen dem 25sten
und 45sten Lebensjahr gelegt.

Die Einfiihrung der 35-Stunden-Woche verbessert dariiber hin-
aus die Voraussetzungen fiir die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf und fiir eine gleichmiflige Aufgabenverteilung zwischen Min-
nern und Frauen im Bereich der Kindererzichung und der
Familienversorgung. Auch die Freizeit kann eigenstindiger gestal-
tet werden — beides Bediirfnisse, die nicht erst auf den Lebens-
abend verschoben werden kénnen.

Allerdings wird von vielen bezweifelt, ob die Verkiirzung der
Wochenarbeitszeit wirklich mehr Arbeitsplitze schafft und ob sie
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— wenn sie wirksam werden soll - in dem dafiir notwendigen Um-
fang auch durchsetzbar und finanzierbar ist.

In diesem Zusammenhang wird als Hauptargument angefiihrt,
eine Wochenarbeitszeitverkiirzung wiirde fast ausschlieflich durch
Arbeitsintensivierung und Rationalisierung aufgefangen. Belegt
wird dies u.a. mit Erfahrungen aus der Arbeitszeitverkiirzung im
Offentlichen Dienst von 42 auf 40 Stunden. Richtig ist, daf} Ar-
beitszeitverkiirzung z.T. durch Arbeitsintensivierung aufgefangen
werden kann. In — allerdings geringem Mafle — ist dies Folge jegli-
cher Arbeitszeitverkiirzung soweit dadurch ein bestimmtes MaR an
Ubermiidung nicht mehr auftreten kann. Es ist klar, dafl die Ar-
beitsproduktivitit in der 10. Arbeitsstunde geringer ist als in der
6. Stunde. Dieser Effekt ist allerdings relativ gering.

Wichtiger ist der Einwand, daff die Arbeitgeber eine Verkiirzung
der Wochenarbeitszeit nutzen werden, um insgesamt die Arbeit zu
intensivieren und Rationalisierungsprozesse voranzutreiben. Bis-
herige Erfahrungen zeigen aber, dafl auch hier die Moglichkeiten
der Arbeitgeber begrenzt sind: etwa 50-65% der Arbeitszeitver-
kirzung fihren zu zusitzlichem Arbeitsbedarf. Dabei liegt der
»Sickereffekt« im Biiro wesentlich héher als in der Produktion.
Der Grund: in der Produktion ist die Arbeit z.T. schon so durch-
rationalisiert, dafl nur noch wenig Luft fiir Arbeitsintensivierung
vorhanden ist; z.B. an hochmechanisierten Anlagen, die von einer
zahlenmiflig genau festgelegten Beschiftigtengruppe bedient wer-
den miissen oder an FlieBbandern, die nicht schneller gestellt wer-
den konnen. Hier schopfen die Arbeitgeber schon jetzt alle Mog-
lichkeiten zur Arbeitsintensivierung aus.

In Biiro und Verwaltung gibt es bisher noch mehr Spielriume,
die aber rasch abnehmen. Denn auch hier wird die Arbeitsintensi-
tit gesteigert, indem z.B. genau gemessen wird, wieviel Zeit fiir ei-
nen Arbeitsvorgang notig ist und entsprechend das Arbeitsvolu-
men eingeteilt wird; indem Arbeitsabliufe durchrationalisiert und
neu organisiert werden, so dafl auch hier individuelle Spielriume
bei der Zeiteinteilung zunehmend verschwinden. Die Intensitit an
Dateneingabegeriten in zentralen Schreibbiiros usw. liflt sich
z.Zt. kaum noch steigern.

Mit all diesen Mafinahmen wird bereits bei einer 40-Stunden-
Woche die Arbeit so durchrationalisiert und intensiviert, daf} die
Reserven fiir ein Aufsaugen einer wochentlichen Arbeitszeitver-
kiirzung geringer werden. Die Schitzung, daf 35-50% des Effek-
tes aufgesaugt werden konnten, miiite in dem Mafle nach unten
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korrigiert werden, wie Prozesse der Arbeitsintensivierung sich
schon jetzt durchsetzen. Je hoher die Arbeitsintensitit schon jetzt
ist, desto hoher wird der Arbeitsmarkteffekt bei der Verkiirzung
der Wochenarbeitszeit.

Ergebnis: Soweit es noch Méglichkeiten zur Arbeitsintensivie-
rung gibt, nutzen die Unternehmer diese ohnehin und warten
nicht erst auf den Anstoff durch Arbeitszeitverkiirzung. Eine Ver-
kiirzung der 40-Stunden-Woche kann den Prozef} schlimmsten-
falls etwas beschleunigen, keinesfalls verursachen. Strategien zur
Arbeitsintensivierung sind zu langfristig angelegt und zu sehr mit
technischen und arbeitsorganisatorischen Umstellungen verbun-
den, als dafl sich eine Verkiirzung der Wochenarbeitszeit einfach
auffangen liefle.

Trotzdem bleibt die Aufgabe, einen méglichst hohen Arbeits-
markteffeke durchzusetzen. Dies 146t sich nur iiber eine Kontrolle
der Arbeitsintensitit und durch tarifvertragliche Regelungen der
Arbeitsbedingungen erreichen — eine Aufgabe, vor der die Ge-
werkschaften angesichts der aktuellen Entwicklung sowieso ste-
hen, gleich welche Form der Arbeitszeitverkiirzung sie wihlen.

Weiter wird eingewandt, die Arbeitgeber wiirden einer Vergrs-
ferung der Beschiftigtenzahl durch Ausweitung der Uberstunden
zu entgehen versuchen. Dieses Argument ist insofern richtig, als
die Arbeitgeber diese Strategie bereits heute anwenden, um Neu-
einstellungen zu vermeiden. Die Gewerkschaften fordern deshalb
schon linger die Reform der Arbeitszeitordnung aus dem Jahre
1938, die immer noch von der 48-Stunden-Woche ausgeht. Damit
kénnte, zusammen mit einer besseren Nutzung des Mitbestim-
mungsrechts der Betriebsrite, die Zahl der Uberstunden begrenzt
werden. Auch hier gilt das gleiche wie beim Problem der Arbeitsin-
tensivierung. Die Arbeitgeber versuchen schon heute, Festanstel-
lungen durch flexible Arbeitszeitreserven (Zeitarbeit, Leiharbeit,
Teilzeit, Uberstunden) zu vermeiden. Diese Moglichkeiten miissen
entsprechend den gewerkschaftlichen Forderungen bereits jetzt
eingeengt werden und nicht erst bei Verkiirzung der Wochenar-
beitszeit.

Gegen eine arbeitsmarkepolitisch wirksame Arbeitszeitverkiir-
zung wird schliefllich grundsitzlich eingewandt, sie sei nur dann
durchsetzbar, wenn auf vollen Lohnausgleich verzichtet wiirde. Es
wurde bereits ausgefiihrt, weshalb ein Verzicht auf vollen Lohn-
ausgleich sowohl unzumutbar, als auch volkswirtschaftlich schid-
lich ist.
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Die Frage der Durchsetzbarkeit einer Arbeitszeitverkiirzung bei
vollem Lohnausgleich ist prinzipiell keine Rechenfrage, sondern
eine Frage gewerkschaftlicher Kampfkraft. Berechnungen spielen
hier nur insofern eine Rolle, als sie offenlegen, inwieweit die Tarif-
forderungen die Unternehmergewinne schmilern und deshalb ent-
sprechend groflen Widerstand hervorrufen.

Wigt man die beschiftigungspolitische Effektivitit und die
Durchsetzbarkeit gegeneinander ab, so gerit man in einen Ziel-
konflikt. Versucht man die Durchsetzungschancen zu verbessern,
so liefle sich ein Modell berechnen, nach dem eine Verkiirzung der
wochentlichen Arbeitszeit lohnkostenneutral bliebe: dann nimlich,
wenn man die Einkommen gemif der Preissteigerungsrate erhoht
und den Produktivititszuwachs fiir die Arbeitszeitverkiirzung ver-
wendet. Dies bote einen erheblichen jihrlichen Spielraum fiir die
schrittweise Verkiirzung der Wochenarbeitszeit: Bei dem zu erwar-
tenden Produktivititsanstieg von 2,2-2,9% kann die wochentliche
Arbeitszeit jihrlich um 1,2-1,7 Stunden verkiirzt werden. Dies
entspriche einem tatsichlichen Beschiftigungseffekt von rund
310000 bis 440000 Personen.

Durch diese lohnkostenneutrale Arbeitszeitverkiirzung wiirde
aber kein zusitzlicher Arbeitsplatz geschaffen, da sie ja im Rah-
men der Produktivititsentwicklung bliebe. Sie wiirde nur die be-
stehenden Arbeitsplitze sichern und damit dafir sorgen, daf sich
das Wirtschaftswachstum voll in zusitzlichen Beschiftigungsmog-
lichkeiten niederschligt — ein Ziel, das angesichts des aktuellen
Trends schon ein erheblicher Erfolg wire.

Setzt man sich aber das Ziel, auch durch Arbeitszeitverkiirzung
zusitzliche Arbeitsplitze zu schaffen, dann muf§ die Rate der Ar-
beitszeitverkiirzung iiber die Steigerung der Arbeitsproduktivitit
hinausgehen. Sie wire damit nicht mehr lohnkostenneutral und
wiirde den Widerstand der Arbeitgeber verstirken.

4.3.4  Schlufffolgerungen: Priorititen bei der
Arbeitszeitverkiirzung

Wir halten eine Arbeitszeitverkiirzung mit vollem Lohnausgleich
angesichts der Arbeitslosenzahlen nicht nur fiir wiinschenswert,
sondern auch fiir unabdingbar, da die Probleme mit Wachstum al-
leine nicht zu l6sen sind.
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Wir plidieren dabei fiir den Vorrang einer Verkiirzung der Wo-
chenarbeitszeit entsprechend der gewerkschaftlichen Forderungen
nach einer 35-Stunden-Woche. Zugleich halten wir andere Formen
von Arbeitszeitverkiirzungen (Lebensarbeitszeit, Bildungsurlaub
usw.) fiir ebenfalls wichtig und notwendig. Sie sollten nicht gegen-
einander ausgespielt werden.

Unter den gegenwirtigen Bedingungen erscheint es allerdings
sinnvoll, sich zunichst auf eine Form der Arbeitszeitverkiirzung zu
konzentrieren, da die Arbeitgeber sich gegen alles massiv zur
Wehr setzen werden, was arbeitsmarktpolitisch wirksam ist und
mit vollem Lohnausgleich durchgesetzt wird. Unter diesen von au-
fen aufgezwungenen Entscheidungszwingen plidieren wir fir die
Verkiirzung der Wochenarbeitszeit, da sie
~ arbeitsmarktpolitisch am effektivsten ist,

- alle Beschiftigten einbezieht,
- andere Bediirfnisse nach sinnvoller Verbindung von Arbeit, Pri-
vatbereich, Erholungsméglichkeiten am ehesten beriicksichtigt.

4.3.5  Exkurs: Einflufinabme auf die Arbeitsbedingungen

Je geringer die Steigerung der Arbeitsproduktivitit ist, desto gerin-
ger ist auch die dadurch induzierte Arbeitsplatzvernichtung, desto
mehr Arbeitsplitze konnen durch Wirtschaftswachstum und Ar-
beitszeitverkiirzung geschaffen werden.

Die Steigerungsrate bei der Arbeitsproduktivitit ist im Augen-
blick relativ gering. Sie liegt unter 2%. Dies ist aber Ergebnis einer
negativen Wachstumsrate, denn erfahrungsgemif folgen die Stei-
gerungsraten der Arbeitsproduktivitit auch den Schwankungen bei
der Auslastung der Produktionskapazititen: da ein Teil der Be-
schiftigten nicht an die Menge des Arbeitsvolumens, sondern an
die Wahrnehmung bestimmter gualitativer Aufgaben gebunden ist,
die unabhingig vom Auslastungsgrad bei bestimmten Kapazititen
anfallen (Reparatur-, Uberwachungs- und Arbeitsorganisierungs-
funktionen), sinkt und steigt die Arbeitsproduktivitit mit dem
Auslastungsgrad. In dem Mafle, wie durch Wirtschaftswachstum
die Produktionskapazititen stirker ausgelastet werden, wird auch
die Arbeitsproduktivitit wieder stirker steigen, so daf} das zusitz-
liche Wirtschaftswachstum kaum zur Entlastung des Arbeitsmark-
tes beitragen wird.
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Es ist aber zu befiirchten, daf} es dabei nicht bleibt. In allen
Wirtschaftsbereichen wird im Augenblick stark rationalisiert - und
zwar durch Einsatz von Informations- und Steuerungstechniken
und mit Hilfe einer z.T. grundlegenden Umwandlung von Ar-
beitsverfahren und Arbeitsorganisation. Diese Strategien wirken
sich z.T. heute noch nicht aus, sondern werden erst in den nich-
sten Jahren wirksam werden. Es ist dann mit einem tiberdurch-
schnittlichen Anstieg der Arbeitsproduktivitit zu rechnen.

Die Steigerung der Arbeitsproduktivitit hat nur z.T. thren Hin-
tergrund in einem Ersatz menschlicher Arbeit durch Maschinen.
Die Arbeitsproduktivitit (und ihre Steigerung) ist die statistische
Grofle, die das Verhiltnis von Arbeitsergebnis (output) zum Ar-
beitsinput (Beschiftigte, Arbeitsstunden) angibt. Verinderungen
dieser Kennziffer kénnen auf technologische Neuerungen und/
oder auf eine tatsichliche Entwicklung menschlicher Produktiv-
krifte durch Ausstattung der Arbeitskraft mit mehr oder besseren
Produktionsmitteln zuriickzufithren sein. Sie kénnen aber auch
Ergebnis steigender Leistungsverdichtung, zunehmender Monoto-
nie und stirkerer Zerlegung von Arbeitsgingen sein. Das Produk-
tivititswachstum fithrt nicht nur zu einer Vergréflerung des gesell-
schaftlichen Produktionsvolumens bei gleichem Arbeitsvolumen
(was anstelle von Arbeitslosigkeit positiv durch Arbeitszeitverkiir-
zung zu nutzen wire), sondern beruht auch auf einer Zunahme
von unmenschlichen Arbeitsbedingungen, Gesundheitsverschleify
etc., d.h. auf Arbeitsanforderungen, die nur noch von »olympia-
reifen« Belegschaften zu bewiltigen sind und immer gréflere Teile
von Beschiftigtengruppen als »ungeeignet« aussondern.

Diese Form der Steigerung der Arbeitsproduktivitit vergrofiert
nicht gesellschaftlichen Reichtum, sondern zerstért ihn. Sie wider-
spricht deshalb unserer Vorstellung von qualitativem Wachstum.
Erforderlich sind folglich gesetzliche Auflagen, tarifvertragliche
und betriebliche Regelungen der Arbeitsbedingungen, die diese
negativen Formen der Produktivititssteigerung ausschlieflen.
Dies ist im Sinne gewerkschaftlicher Forderungen nach sozialer

Beherrschung der technischen Entwicklung, z.B. zu erreichen
durch:

— bezahlte Erholungspausen wihrend der Arbeit;

~ Verbot von Nachtarbeit aufler fiir technisch oder gesellschaft—
lich unabdingbare Arbeiten;

— schirfere Auflagen fiir die Umweltgestaltung am Arbeitsplatz
(Lirm, Staub, Temperatur, gefihrliche Stoffe usw.);
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— tarifliche und betriebliche Regelungen zur Festlegung von
Héchstbelastungsgrenzen (z.B. Maschinenbesetzungsvorschrif-
ten, Mitbestimmung bei der Personalbesetzung, Festlegung von
Hochstleistung);

— Gestaltung der Arbeitsplitze, um Monotonie und einseitige Be-
lastung zu vermeiden (z.B. Mischarbeitsplitze, Festlegung von
Mindestarbeitsinhalten).

Diese und andere Forderungen — deren Verwirklichung die Stei-
gerung der statistischen Kennziffer fiir die Arbeitsproduktivitit
moglicherweise bremsen wiirde — haben nichts mit Technik- oder
Fortschrittsfeindlichkeit oder gar Maschinenstiirmerei, aber alles
mit der gesellschaftlichen Kontrolle iiber die Entwicklung der Pro-
duktivkrifte zu tun. Sie sind deshalb eine notwendige Erginzung
zu einer Strategie, die auf qualitatives Wachstum und Arbeitszeit-
verkiirzung setzt.
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4.4 Vergesellschaftung der Stahlindustrie und der
Groflwerften: Die demokratische Losung von
Strukturkrisen

4.4.1 Strukturelle Beschiftigungs- und Versorgungskrisen

Wie in allen anderen kapitalistischen Okonomien ist der Wirt-
schaftsprozefl in der Bundesrepublik nicht nur durch eine Folge
sich verschirfender gesamtokonomischer Krisen gekennzeichnert,
er wird vielmehr durch permanente, auch in Aufschwungphasen
offen zutage tretende Strukturdefizite begleitet.

- Sie erscheinen sowohl als Krisen einzelner Regionen, die in der
Beschiftigung, der Einkommensentwicklung und in der Versor-
gung mit privaten und offentlichen Giitern und Dienstleistungen
weit zuriickbleiben, hiufig bei gleichzeitig hoherer Arbeits- und
Umweltbelastung, wie auch als plétzliche Einbriiche oder langan-
haltende Stdrungen in der Entwicklung einzelner Produktions-
zweige, mit hohen Arbeitsplatzverlusten, Uberkapazititen und
technologischen Riickstinden; sie treten schlieflich gesamtwirt-
schaftlich als strukturelle Versorgungsmingel auf, mit Defiziten
* bei 6ffentlichen Leistungen und bestimmten privaten Giitern,

In der Regel sind diese Krisenerscheinungen miteinander ver-
kniipft: sektorale Schwierigkeiten schaffen massive regionale Bela-
stungen, das zeigen etwa Beispiele wie der Steinkohlenbergbau,
der Stahlsektor, der Schiffbau, die Textilwirtschaft.

In der marktwirtschaftlichen Ideologie gelten sie ohnehin zu-
nichst als'Ausdruck der Dynamik strukturellen Wandels, als un-
vermeidbare und letztlich notwendige Begleiterscheinung von An-
passungsprozessen. Jhre Ursachen werden dann in angeblich
unkontrollierbare interne und externe Variable — etwas Konsum-
wandel, technologische Entwicklung, Weltmarktbedingungen —
verlegt oder staatlichen Eingriffen in den Marktmechanismus an-
gelastet.

Zur markigemiflen Bewiltigung wird zum einen die >passive Sa-
nierung« empfohlen, die in strukturpolitischer Enthaltsamkeit alle
gesellschaftlich-skonomischen Verluste hinnimmt. Wo solche *
Kahlschlagpolitik nicht durchsetzbar ist oder massive Kapitalinter-
essen auf dem Spiel stehen, werden zum anderen staatliche Ein-
griffe als Unterstiitzung nicht nur akzeptiert, sondern sogar gefor-
dert.
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Das tatsichliche staatliche Losungsverhalten, das sich nicht un-
bedingt mit der Marktideologie deckt, folgt bei strukturellen
Schwierigkeiten seit je einem interventionistischen Muster: sich
lange abzeichnende Krisen werden erst im akuten Stadium, also
durchweg zu spit bekimpft, sie werden isoliert, ohne Beriicksich-
tigung weiterreichender Ursachen und Folgen und hiufig mit un-
tauglichen Instrumenten behandel.

Es wird im Zuge der gesamtokonomischen Krise deutlich, daf
nicht nur die Globalsteuerung, sondern auch die Strukturpolitik
versagt hat. In frilheren Memoranden ist auf einzelne Strukturkri-
sen ausfihrlich eingegangen worden, darunter auch auf die Stahl-
krise. Inzwischen hat sich hier die Situation weiter verschirft. In
den folgenden Abschnitten werden die gegenwiirtigen Losungsver-
suche fiir diesen Sektor und fir die dhnlich krisenbetroffenen
Groflwerften analysiert und — in Ankniipfung an unsere Vor-
schlige von 1981 - alternative Vorschlige entwickelt.

4.4.2  Vergesellschaftung der Stablindustrie
4.4.2.1 Weitere Vertiefung der Stahlkrise

In der seit 1975 andauernden Stahlkrise treffen die Auswirkungen
konkurrenzbedingter monopolistischer Uberakkumulation sowie
der damit zusammenhingenden krisenbedingten gesamtwirtschaft-
lichen Nachfrageschwiche, die vor allem die Investitionsgtiterindu-
strie und die Bauindustrie trifft, aufeinander, wobei in der 6ffentli-
chen Diskussion der erste Grund gezielt heruntergespielt wird:
obwohl der inlindische Stablverbrauch sich in den siebziger Jahren
kaum verindert hat, wurde die nominale Rohstahlkapazitit auf-
grund der Investitionskonkurrenz der Stahlkonzerne, vielfach
auch durch Leistungssteigerung der einzelnen Aggregate, von 53,1
Mio Jahrestonnen (jato) in 1970 auf 69,2 Mio jato in 1980 gestei-
gert. Das entspricht einer tatsichlichen Rohstahlkapazitit von
58,8 Mio jato fiir 1980, wenn man eine technisch bedingte maxi-
male Kapazititsauslastung von 85% unterstellt, die allerdings nur
fiir kurze Zeit durchhaltbar ist. Die Tabelle zeigt, daf} die Orien-
tierung der Kapazititsentwicklung der Konzerne am Sonderjahr
1974 zu einer volligen Fehleinschitzung der Marktentwicklung
und damit zu den heutigen massiven Uberkapazititen gefiihrt hat.
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Schliisselindikatoren fiir die Eisen- und Stablindustrie der BRD 19701982

1970 1974 1975 1976 1979 1980 1981  1982p 1983
Mio Jahrestonnen
1 Stahlverbrauch (Schitzung) 41,9 42,0 38,6 40,1 41,3 40,9 40,6 37,5 35,5
2 Lagerverinderung? + 15 - 03 - 27 + 21 4+ 23 - 01 - 1,2 — 24 0,0
3 Rohstahlproduktion 45,0 53,2 40.4 42,4 46,0 43,8 41,6 35,8 35,5
4 Ausfuhr . 11,9 22,1 15,0 14,0 18,8 18,8 17,9 15,3 14
5 Einfuhr 11,0 10,2 10,3 12,8 14,2 13,0 12,5 11,6 11
6 nachrichdich: ’
Saldo direkter Stahlauflenhandel + 1,0 + 120 + 46 + 1,2 + 46 + 58 + 48 + 36 + 3
7 Rohstahlkapazitit nominalb 53,1 60,4 62,9 65,8 69,0 69,2 68,0d " 66,0d
8 Auslastung/nominal in %P 84,8 88,1 64,3 64,4 66,7 63,3 60,4d  535d
9 Rohstahlkapazitit realgs (85% = 100) 45,3 51,3 53,5 56,0 58,7 58,8 57,8 56,1
10 Auslastung85 in %€ 99,3 104,0 75,5 75,7 78,4 74,5 72,0 63,8
11 Rohstahlkapazitit realgg (80% = 100) 42,5 48,3 50,3 52,6 55,2 55,4 54,4 52,8
12 Auslastunggo in %f 106,0 110,0 80,3 80,6 83,3 79,1 76,5 67,8
13 Beschiftigte der ESI in 1000

(jew. am 31. 12.)¢ 374 344 331 324 297 288 269 2554

a) bei Verbrauchern, Handel und Werken

b) Memorandum 81

c) Statistisches Jahrbuch der Eisen- und Stahlindustrie 1982, S. 34

d) geschitzt

e) Zeile 3 zu Zeile 9in %

f) Zeile 3 zu Zeile 11 in %

Quelle: Wirtschaftsvereinigung Eisen und Stahl, Diisseldorf 1983; p = vorliufig, s = Schitzung



Seit 1974 ist die Zahl der Arbeitsplitze in der Eisen- und Stahl-
industrie (ESI) aufgrund von Konzentrations-, Sullegungs- und
Rationalisierungsmafinahmen von 345000 (1974) um ca. 90000
auf ca. 255000 gesunken, davon allein 1982 um ca. 25000.

Dieser Belegschaftsabbau konnte zum grofiten Teil noch iber
Sozialpline, Nichtersatz der Fluktuation und Abfindungsaktionen
reguliert werden; er hat jedoch die Arbeitslosenquote in den Stahl-
revieren auf inzwischen bis zu 15,6% (Mirz 1983 in Dortmund)
hochschnellen lassen.

Die Kapitalverwertungsbedingungen haben sich allerdings nicht
im gleichen Ausmafie wie die Produktion und die Kapazititsausla-
stung verschlechtert. Sie hingen vielmehr auch wesentlich mit der
Funktionsfahigkeit der EG-Richtpreis- und Quotenkartelle sowie
mit der Zinsentwicklung zusammen.

So haben im ersten Halbjahr 1982, als das Quoten- und Preis-
kartell nach Art. 58 EGKS-Vertrag funktionierte, alle grofien bun-
desdeutschen Stahlunternehmen Gewinne gemacht. Dies inderte
sich erst durch den erneuten krisenbedingten Stahlverbrauchs- und
Absatzeinbruch, der — noch verschirft durch den forcierten Lager-
abbau sowie den Riickgang des Exportiiberschusses — zu einem
drastischen Produktionseinbruch im 4. Quartal 1982 fithrte. Da
die Stiickkosten in der ESI mit hoherer Kapazititsauslastung dra-
stisch sinken, sind diejenigen Unternehmen, deren Produktionsan-
lagen noch nicht abgeschrieben sind (wie z.B. die Klockner Werke
AG), tendenziell bereit, durch Preisunterbietungen héhere Pro-
duktionsmengen auszubringen und damit das Kartell zu sprengen.
Deshalb kam es ab der 2. Hilfte des Jahres 1982 zu einem erneu-
ten Preisverfall, der alle Stahlproduzenten der BRD nach ihren
Angaben in die Verlustzone trieb.

Die von Thyssen gefihrte Wirtschaftsvereinigung Eisen und
Stahl sowie die Bundesregierung hatten jahrelang versucht, die
Binnenmarktschwiche sowie die Kapazititserhshungen durch Ex-
portoffensiven zu kompensieren. Deshalb striubten sie sich lange
gegen die Anwendung des Art. 58 EGKS-Vertrag.

Wahrend der Anteil der Rohstahlerzeugung der Bundesrepublik
an der der EG im Durchschnitt des Jahres 1975 31,7% betrug,
stieg er im 3. Quartal 1980 auf 35,7%. Der in diesen Zahlen zum
Ausdruck kommende Versuch der westdeutschen ESI, ihre inter-
nationale Wettbewerbsfihigkeit auf Kosten der Nachbarlinder
wirksam werden zu lassen, trug wesentlich dazu bei, daff der Art.
58 MVU gegen die Stimmen der westdeutschen Vertreter verab-
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schiedet wurde. Damit wurde die Rohstahlquote der BRD auf
32,5% begrenzt. 1

Da es kein >Grundrecht« auf »Export von Arbeitslosigkeit« gibt,
und da die anderen EG-Linder es vermittels hoher Subventionen
nicht zulassen, dafl ihre Stahlindustrie vollig liquidiert wird, mufl
fiir die Bundesrepublik eine interne Losung gefunden werden.

Die folgende Tabelle beweist, daf} die Behauptung falsch ist, vor
allem die Bundesrepublik habe >Vorleistungen« beim Arbeitsplatz-
und Kapazititsabbau geleistet.

Beschiftigte und Kapazitdten (in Mio jato Robstabl) in der EG
1974-1982 bzw. 1974—1981

Beschiftigte Kapazititen

Land 1974 1982 Verin- 1974 1981%) Verin-

derung derung

in % in %

EG 792191 531400 -— 32,9 178,9 197,9 + 10,6
BRD (insgesamt) 343995 261421 — 24
BRD (i.S. EGKS) 230600 181900 ~ 21,1 60,4 67,7 + 12,1
Frankreich 155700 96000 — 38,3 36,5 296 — 3,0
Italien 93800 95200 + 1,5 28,9 39,8 + 37,8
Niederlande 23800 20500 - 13,9 6,1 8,6 + 40,9
Belgien 63600 42900 -— 32,6 17,8 19,1 + 7,3
Luxemburg - 23400 13500 — 423 6,7 6,4 — 4,5
Grofibritannien 197700 79100  — 60,0 27,8 255 — 83

a) Zu Beginn des Jahres 1982 ermittelte Vorausschitzung. 1981/82 wurde die Ka-
pazitit in Grofbritannien tatsichlich weit unter 20 Mio jato gekiirzt.

Quelle: Statistisches Jahrbuch der Eisen- und Stahlindustrie 1982, eigene Berech-
nungen

In der Krise wird schlieflich die Zinsbelastung der ESIzu einem be-
sonderen Problem. Bei einer geschitzten Gesamtverschuldung der
Stahlindustrie von ca. 30 Mrd DM und einem (geschitzten) Zins-
satz von 8% sind immerhin 2,4 Mrd DM pro Jahr an die Banken
abzufiihren. Bei ARBED-Saarstahl-GmbH betrug die Zinslast pro
Tonne Rohstah]l — bei 3 Mrd DM Verschuldung und ca. 1,5 Mio
jato Rohstahlproduktion 1982 — in dem nagelneuen Stahlwerk
Velklingen immerhin ca. 200 DM. Diese Belastung muf§ zwangs-
liufig zu enormen Schwierigkeiten fithren, ist auf Dauer nicht
durchzuhalten und macht sofortige Entschuldungsmafinahmen er-
forderlich. Sie erklirt auf der anderen Seite die entscheidende
Rolle der Banken bei der Neuordnung der Stahlindustrie.
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4.4.2.2  Das Konzept der »Stablmoderatoren«

Darstellung

Die Neuordnung der Stahlindustrie im Interesse des Stahl- und
Bankkapitals wurde bereits 1981 und 1982 vorbereitet und einge-
leitet. Die wichtigsten Instrumente waren in dieser Zeit der unkon-
trollierte Quotentausch zwischen den Konzernen, der zur Stille-
gung teilweise hochmoderner Walzstraflen sowie zu forciertem
Belegschaftsabbau fiihrte. So wurde z. B. in Dortmund bei Hoesch
die Rohstahlkapazitit von 1981-1982 von 7,2 auf 4,2 Mio jato re-
duziert. Gleichzeitig wurden die Mitteleisen- und Grobblechstrafle
sullgelegt, die Quoten wurden gegen Warmbreitband ausge-
tauscht. Die Belegschaft wurde von September 1979 bis Dezember
1982 von 24400 auf ca. 15000 reduziert! Gleichzeitig wurden Fu-
sionsverhandlungen mit der Krupp-Stahl AG gefiihrt mit dem
Ziel, die Ruhrstahl AG zu bilden.

Unter den Bedingungen des 2. Halbjahres 1982, das auch den
Thyssen-Konzern in die roten Zahlen trieb, wurde jedoch eine ge-
nerelle Neuordnung — sprich Fusions- und Konzentrationswelle —
unter Fiuhrung des Thyssen-Konzerns und der Deutschen Bank,
die bei Thyssen, Hoesch und Klockner Hausbank ist, anvisiert.

Am 16. 11. 1982 beauftragen die Stahlunternehmen und die
Bundesregierung drei sogenannte Moderatoren mit der Ausarbei-
tung eines Konzeptes fiir die Neuordnung der Stahlindustrie. Bei
diesen Moderatoren handelte es sich um:
= Marcus Bierich; Vorstandsmitglied der Allianz, ehemaliges Vor-
standsmitglied bei Mannesmann
~ Alfred Herrhausen; Vorstandsmitglied der Deutschen Bank,
stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender der Klockner Werke
= Giinter Vogelsang; Unternehmensberater, Aufsichtsratsmitglied
der Deutschen Bank und der VEBA, ehemaliger Vorstandsvorsit-
zender bei Krupp.

Am 25. 1. 1983 wurde der »Bericht der Moderatoren« der Of-
fentlichkeit vorgelegt. Dieser Bericht geht von einer privatwirt-
schaftlichen Neuordnung der westdeutschen Stahlindustrie aus,
die von einem staatlichen Subventionsprogramm begleitet wird.

Im Mittelpunkt steht dabei die Bildung von zwei Unterneh-
mensgruppen:
= »Gruppe Rhein, bestehend aus Thyssen und Krupp

= »Gruppe Ruhr«, bestehend aus Hoesch, Klockner und Salzgit-
ter.
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Die Unternehmensgruppen Arbed-Saarstahl und Korf sollen in
der Neugliederung vorliufig nur iiber gemeinsame Verkaufsgesell-
schaften einbezogen werden. Mannesmann ist als Stahlerzeuger
fur den Eigenbedarf in das Konzept nicht einbezogen.

- Als Hauptkriterien fiir den Vorschlag wurden genannt:

»— Maximierung des Gesamtrationalisierungspotentials,

— Optimierung der zukiinftigen Investitionen,

— Erhaltung méglichst sicherer Arbeitsplitze,

- Minimierung der erforderlichen Hilfen der 6ffentlichen Hand.

Auf der Grundlage dieser Kriterien soll eine nachhaltige Stirkung der
internationalen Wettbewerbsfihigkeit der deutschen Stahlindustrie erreicht
werden durch:

— Konzentration der Stahlproduktion auf die technisch leistungsfihigsten
und kostengiinstigst arbeitenden Anlagen;

— Abbau von Uberkapazititen durch Stillegung von Produktionsanlagen,
die diesen Anspriichen nicht mehr geniigen;

— Erhaltung mehrerer inlindischer Anbieter am Markt.«

Der Bericht der Moderatoren erklirt die Bildung von zwei
gleichgewichtigen Unternehmensgruppen zum Ziel. Er orientiert
sich dabei auf der Grundlage des Produktionsvolumens von 1981
an dem Bestand von Produktionsanlagen und Produktgruppen.

Im Mittelpunkt stehen dabei die sechs bei den betroffenen Un-
ternehmen betriebenen Warmbreitbandstralen in Duisburg (Thys-
sen [2]), Bochum (Krupp), Dortmund (Hoesch), Salzgitter, Bre-
men (Klockner). .

Dariiber hinaus wird nach folgenden Produktgruppen diffe-
renziert: :
- Flachprodukte,

— schwere Profile,
~ leichte Profile.

Diese Produkte sollen in den beiden Gruppen gleichgewichtig
vertreten sein, wobei gleichzeitig vorgeschlagen wird, der Max-
hiitte und Saarstahl schwere Profile und Flachprodukte zu entzie-
hen. Die Produktion soll dort, neben den Korf-Werken, auf das
»marktschwichste« Produkt, die leichten Profile, konzentriert
werden.

Die Produktgruppen
— Edelstahl,

— Freiformschmiedestiicke,
— geschmiedete Stiicke,
— rollendes Eisenbahnmaterial
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bleiben ausgeklammert und unternehmensrechdich getrennten Lo-
sungen vorbehalten. Diese Losung soll im Kern in der Fusion der
entsprechenden Bereiche von Thyssen und Krupp bestehen, die
hier eine marktbeherrschende Stellung erlangen. Besonders deut-
lich wird das im Edelstahlbereich, wo der Marktanteil bis zu 70%
betragen wiirde.

Die Abtrennung der weiterverarbeitenden Bereiche der bisheri-
gen Stahlkonzerne ist von vorneherein unterstellt.

Als vorbereitende Mafinahme fiir die Neuordnung schlagen die
Moderatoren die Bildung von gemeinsamen Verkaufsgesellschaf-
ten der westdeutschen Stahlunternehmen vor, durch die bereits
eine systematische Marktaufteilung erreicht werden soll. Finan-
ziell soll das Neuordnungskonzept durch Zuschiisse, bzw. »be-
dingt riickzahlbare zinslose Darlehen« der 6ffentlichen Hand in
Hohe von zunichst 2-3 Milliarden DM begleitet werden, die an
keine weiteren Auflagen gebunden sind.

Kritik ‘

Der wichtigste Kritikpunkt am Moderatorenkonzept bezieht sich
auf die Absicht, die Bildung zweier Mammutgesellschaften auf pri-
vatwirtschaftlicher Basis zu betreiben. Die Orientierung auf die
Wiederingangsetzung des Marktmechanismus nach 1985 (d.h. die
ersatzlose Auflerkraftsetzung des Art. 58 EGKS-Vertrag) in der
Europiischen Gemeinschaft hilt die Tendenz zur Investitionskon-
kurrenz und zur Uberakkumulation mit anschlieflender Fusions-,
Konzentrations- und Stillegungswelle aufrecht. Die Moderatoren
orientieren sich damit konsequent an der EG-Studie »Allgemeine
Ziele Stahl 1985« (Briissel 1982), die ihr strategisches Konzept am
Japanischen Vorbild ausrichtet: »Der am meisten spiirbare Unter-
schied der Eisen- und Stahlindustrie in der Gemeinschaft im Ver-
gleich zu ihren Konkurrenten zeigt sich auf der Ebene der Kon-
zentration: Ende der siebziger Jahre reprisentierten die fiinf
grofiten Unternehmen weniger als 50% der gesamten EGKS-Pro-
duktion und mehr als 60% der Produktion in den USA und mehr
als 70% der japanischen Produktion. 1980 haben 29 integrierte
Unternehmen in der Gemeinschaft 93,3 Mio t Rohstahl in 49 Pro-
duktionszentren produziert, wihrend 5 integrierte japanische Un-
ternehmen in 18 Zentren 82,2 Mio t produzierten« (S. 44). Eine
weltmarktorientierte Krisenlosungsstrategie wie die von den Mo-
deratoren vorgeschlagene lauft deshalb auf eine radikale Unter-
nehmens- und Standortkonzentration mit entsprechend drasti-

199



scher Vernichtung von Arbeitsplitzen und Verelendung ganzer Re-
gionen hinaus.

Die Moderatoren weigern sich gezielt, die Konsequenzen ihres
Vorschlags fiir die Arbeitsplitze und Standorte aufzuzeigen. Stille-
gungs- und Investitionsbeschliisse sollen vielmehr erst von den
Vorstinden der neu zu bildenden Unternehmen getroffen werden.

Das Konzept setzt die wirtschaftliche Trennung von Massen-
stahl, Edelstahl und Weiterverarbeitung voraus. Dadurch wird die
Montanmitbestimmung in den Konzerngesellschaften abgeschafft.
Zugleich sind keine internen Gewinn- und Verlustausgleiche mehr
moglich und traditionelle Lieferbezichungen zur Weiterverarbei-
tung werden gekappt, womit die Weiterverarbeiter die Massen-
stahlgesellschaften durch Importe unter Preisdruck setzen kénnen.
Damit werden faktisch nach dem Vorbild der Ruhrkohle AG pri-
vate Massenstahlgesellschaften gebildet, die aufgrund ihrer unglei-
chen Stirke spiter zur Thyssen-Einheitsgesellschaft fusionieren
werden und dauerhaft vom Staat subventioniert werden miissen.

Der Staat soll die Lésung mit enorm hohen Subventionen finan-
zieren, ohne daff ihm Eigentumstitel und damit dauerhafte Ent-
scheidungsrechte zugebilligt werden.

Die Moderatoren unterstellen implizit die derzeitige Krise und
Massenarbeitslosigkeit als unverinderlich und damit als Dauerzu-
stand. Sie machen keine Aussagen iiber die zu erwartende Markt-
und Produktionsentwicklung. Faktisch akzeptieren sie damit die’
EG-Richtlinie »Allgemeine Ziele Stahl 1985«, die eine Reduzie-
rung der Stahlkapazititen um ca. 30% bis 1985 verlangt.

Zur massenhaften Arbeitsplatzvernichtung, die aus dem Mode-
ratorenkonzept resultiert, und zur prinzipiellen Krisenanfilligkeit,
die aus der Beibehaltung und Wiederingangsetzung der Marktge-
setze in der Stahlindustrie folgt, ist deshalb nur die Vergesellschaf-
tung der ESI, deren Notwendigkeit wir bereits im Memorandum
’81 begriindet haben, die grundlegende und heute erforderliche
Alternative.

4.4.2.3 Die Vergesellschaftung der Stahlindustrie als Alternative
Die Ziele der Vergesellschaftung der Stahlindustrie sind in einem
Grundsatzpapier der Verwaltungsstelle Dortmund der IG Metall

Ende des vergangenen Jahres formuliert worden, dem wir in vol-
lem Umfang zustimmen. Es heiflt dort:
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»Mit der Vergesellschaftung der Stahlindustrie wollen wir erreichen:
L. Bankrotte einzelner Unternehmen, ‘Massenentlassungen und damit
auch die Beschleunigung der Krise sollen verhindert werden.
2. Der technische Fortschritt kann kontrolliert eingesetzt und mit sozia-
lem Fortschritt gekoppelt werden (Arbeitszeitverkiirzung, Humanisie-
rung, Einkommensverbesserung).
3. Parallelinvestitionen konnen entfallen. Die freiwerdenden Mittel
schaffen Spielraum fiir Ersatzarbeitsplitze und Ausbildungsplitze.
4. Regionale und kommunale Besonderheiten kénnen beriicksichtigt
werden. Der Stahlindustrie der Bundesrepublik wiirde damit eine volks-
wirtschaftlich sinnvolle, relativ dezentrale Standortstruktur erhalten
bleiben! Dies mag zwar im Einzelfall betriebswirtschaftlich nicht optimal
sein, ist jedoch billiger, als einzelne Standorte véllig in den Ruin zu trei-
ben, weil dann hohe Sozialkosten durch Arbeitslosigkeit usw. entstehen.
5. Durch dezentrale Stahlstandorte werden ungiinstige industrielle Bal-
lungen mit ihren negativen Folgen verhindert.
6. Staatliche Subventionen kénnen viel besser auf jhre Zwecke hin kon-
trolliert werden.
7. Eine weiter wachsende unkontrollierte Machtkonzentration in priva-
ter Hand soll verhindert werden.«

In diesem Papier wird ferner darauf hingewiesen, dafl eine
blofle Uberfithrung der Stahlkonzerne in staatliches Eigentum
noch keine Arbeitsplitze sichert und auch noch keine zusitzliche
Nachfrage nach Stahl schafft. Die Vergesellschaftung wird viel-
mehr verstanden als — allerdings wesentlicher — Bestandteil einer
alternativen Wirtschaftspolitik, mit der tiber ein umfangreiches Be-
schiftigungsprogramm und energische Arbeitszeitverkiirzungen
bei vollem Lohnausgleich und festgelegten Arbeitsbedingungen die
wirtschaftlichen Bedingungen geschaffen werden, unter denen
auch die Stahlnachfrage steigt und durch eine gezielte Struktur-
und Regionalpolitik die Vernichtung von Arbeitsplitzen verhin-
dért werden kann. ‘

In Anlehnung an unseren Vorschlag von 1981 konnte das Pla-
Nungs- und Organisationsmodell einer vergesellschafteten natio-
nalen »Stahl AG« wie im Schema auf S. 202 aussehen.

Die Stahl AG stellt auf der Grundlage der von den Betriebsfiih-
Tungsgesellschaften jihrlich aufgestellten kurz- und langfristigen
Produktions-, Investitions- und Personalbedarfsplinen jihrlich
fortzuschreibende kurz- und langfristige nationale Produkrtions-,

nvestitions- und Personalbedarfspline auf. Die regionalen Pro-
duktions-, Investitions- und Personalbedarfspline sind Teil so-
wohl des nationalen Stahlplans als auch des regionalen Entwick-
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ORGANISATIONSMODELL DER ”"STAHL AG”
[Nora |
INord [
£ BFG 1
E DGB -
g Westtalenf— [ Bund | [tander Bezke | Juonder | | 1K
£ BFG2 !
’§ 50%/s 50% 3 /3 13
—E Rheinland
§ BFG3 STAHL AG
E montanmitbestimmt
BFG 4 % 5%
——BR 25% —L%
1aM |F—seg—e Beratung regionaler
25% Stahl - Rat Entwicklungsrat
BeschiuB BeschluB3
regionaler
Stahl - Plan Entwicklungsplan
\ die Prozentanteile und Bruchteile sind Sitzanteile an dem jeweiligen Gremium )

.

BFG: Betriebsfithrungsgesellschaft

GL: Geschiftsleitung

BR: Betriebsrat

Es werden vier Betriebsfilhrungsgesellschaften gebildet:
Nord (Salzgitter, Klockner einschl. Maxhiitte)
Westfalen (Hoesch, Krupp)

Rbeinland (Thyssen, Mannesmann)

Saarland (Dillinger Hiitte, Saarstahl)

lungsplans. Der Stahlplan wird vom Stahlrat, einem auf die Stahl-
branche bezogenen nationalen Wirtschafts- und Sozialrat, be-
schlossen; die regionalen Entwicklungspline von den Linder-
parlamenten.

Damit wird das Gegenstromprinzip eingehalten, das moglichst
viele dezentrale Entscheidungen bei Wahrung einer Einheitlichkeit
der nationalen Pline ermdglicht. Zugleich werden die regionalen

Interessen auch auflerhalb der Stahlindustrie in die Planung einge-
bracht.
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4.4.24 Einzelaspekte der Vergesellschaftung der Stablindustrie

- Sofortmafinabmen
~ Fiir die nichsten Monate miissen die Bundesregierung und die
Landesregierungen eine Uberlebensgarantie fisr die in Schwierigkei-
ten geratenden Stahlunternehmen geben (vgl. IGM-Vorstandsbe-
schlufl vom 8. 2. 1983), die mit der Auflage des Verbots von Mas-
senentlassungen zu koppeln ist. Gleichzeitig ist die Ubernahme
aller Auszubildenden zu garantieren.

~ Statt Stillegungen und Entlassungen mufl Kurzarbeit mit
Lohnausgleich gefahren werden, damit nicht aufgrund einer Ab-
satz- und Ertragslage, die schlechter ist als langfristig zu erwarten,
Entlassungen vorgenommen werden (IGM-Beschlufl).

= Durchsetzung der Listenpreise auf dem EG-Markt durch
strikte Mengenkontrolle nach Art. 58 EGKS-Vertrag und nétigen-
falls — wenn alle Briisseler Richtpreise trotzdem unterlaufen wer-
den - durch Mindestpreise nach Art. 61 EGKS-Vertrag, die der je-
weiligen wirtschaftlichen Lage anzupassen sind (IGM-Beschluf}).

Kapazititsgarantie
Fir eine vergesellschaftete Stahlindustrie ist eine mittelfristig ori-.
entierte Beschiftigungs- und Kapazititsgarantie erforderlich, in
die eine sich auf der Grundlage einer Politik des qualitativen
Wachstums aus dem niedrigen Krisenniveau entfaltende Nachfra-
gesteigerung nach Stahl hineinwichst. Das Niveau dieser mittelfri-
stigen Kapazititsgarantie sollte so gewihlt und festgelegt werden,
daf die Produktion des Jahres 1979 gut moglich bleibt. 1979 war
ein gutes, aber kein extrem gutes Stahlverbrauchsjahr mit relativ
guter Investitions- und Baukonjunktur, obwohl im Jahresdurch-
schnitt ca. 800000 Arbeitslose registriert waren. _
Betrachtet man eine 75 %ige Auslastung als ausreichend (vgl. die
verschiedenen Auslastungsquoten 1979 in der Tab. auf S. 194 ), so
kénnte die Rohstahlkapazitit auf ca. 61 Mio jato abgesenkt wer-
den. Dieser Kapazititsabbau von 6-7 Mio jato ist ohne einen wei-
teren Belegschaftsabbau moglich, wenn die Zeit bis zum Wirksam-
werden der qualitativen Wachstumspolitik durch Kurzarbeit mit
Lohnausgleich und spiter durch die 35-Stunden-Woche bei vollem
Lohnausgleich tiberbriickt wird. SchlieBlich ist die Belegschaft al-
lein von 1979-1982 um 42000 reduziert worden. Sollte mit der Be-
legschaft des Jahres 1982 (255000) eine Produktion von 46 Mio
jato Rohstahl erzeugt werden, so wiirde dies gegeniiber dem Jahre

203



1979 eine Leistungssteigerung, gemessen in t Rohstahl je Mann
und Jahr, von 154 auf 180 oder um ca. 17 % bedeuten. Die Stun-
. denproduktivititssteigerung wiirde noch weit hsher ausfallen.

Wenn man also die Wiederherstellung der Vollbeschiftigung
ernsthaft anstrebt, dann ist die oben genannte Kapazititsgarantie
ein sicherlich grober, aber sinnvoller Richtwert. Sie steht im kras-
sen Widerspruch zu den Empfehlungen der EGKS (»Allgemeine
Ziele Stahl 1985«) und der Moderatoren.

Die Kommission der EG schitzt fir 1985 die Nachfrage auf
120,8 Mio jato Rohstahl nach 127,7 im Jahre 1980. Die notwen-
dige Kapazitit wird nach dem 85%-Konzept auf 142,1 Mio jato
festgelegt, so dafl eine uberschiissige Kapazitit von 58,0 Mio jato
bzw. 29% bestehe. Bei einem BRD-Anteil von 32,5 % bedeutet dies
rein rechnerisch, die nominalen Kapazititen um 18,6 Mio jato
Rohstahlkapazitit zu reduzieren. Bei den Fertigprodukten liegen
die Stillegungsempfehlungen zwischen 14,9% bei Warmbreitband
und 50 % bei Quartogrobblechen. Das EGKS-Konzept wiirde da-
mit in der Bundesrepublik die Stillegung von drei 5-Mio-t-Stahl-
werkskomplexen, etlichen Walzstraflen und Standorten verlangen
und stimmt insofern mit dem Moderatorenpapier tiberein.

In der Langfristigbetrachtung kann natiirlich ein weiteres Sin-
ken der Kapazititsgarantie sinnvoll und erforderlich sein. Eine al-
ternative Wirtschaftspolitik verfiigt mit der Vergesellschaftung
und der Rahmen- und Strukturplanung auch iiber die Instrumente,
um diesen Strukturwandel ohne Massenarbeitslosigkeit bewiltigen
zu konnen. Verschiedene Szenarien des qualitativen Wachstums
lassen jedoch vermuten, dafl bei der tatsichlichen Druchsetzung
eines qualitativen Wachstumstyps, z.B. der breiten Durchsetzung
der Fernwirme, jahrelang hohe Investitionen und damit ein Ni-
veau der Grundstoff- und Produktionsgiiterproduktion erforder-
lich sind, das nicht um die Hilfte oder ein Drittel geringer ist als
das heutige Niveau.

Erbaltung der dezentralen Struktur der Stablindustrie

Die vorgeschlagene Neugliederung der westdeutschen Stahlindu-
strie zieht eine Standortkonzentration auf bisher nicht gekanntem
Niveau nach sich.

Die vorherrschende Stellung einer neuen Krupp/Thyssen-Edel-
stahlgesellschaft wird die iibrigen Hersteller, wie Saarstahl, Ge-
orgsmarienhiitte, Maxhiitte, Buderus etc. einer erdriickenden
Konkurrenz aussetzen. Da gleichzeitig auf Standorte wie das
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Saarland oder die Oberpfalz (Maxhiitte) die Produktion »markt-
schwacher« leichter Profile konzentriert werden soll, sind die dor-
tigen Arbeitsplitze direke gefihrdet. Andererseits wird die Zusam-
menlegung der Edelstahlproduktion von Krupp und Thyssen an
den Standorten Krefeld, Witten, Bochum, Dortmund, Hagen und
Geisweid ein neues Feld fur Teilstillegungen eroffnen. Bereits
Ende Februar standen Hunderte von Arbeitsplitze der Thyssen
Magnetfabrik in Dortmund zur Disposition.

Durch die relative riumliche Konzentration der Standorte der
geplanten Gruppe »Rhein« in Duisburg, Oberhausen, Hattingen
und Bochum bietet sich ein breites Spektrum der Standortrationa-
lisierung an, das auch unmittelbar genutzt werden kann. Hierbei
richtet sich das Hauptaugenmerk des Moderatorenkonzepts auf
Duisburg. »Weil die Flissigstufen beider Unternehmen (Thyssen
und Krupp, d. Verf.) in rdumlicher Niihe am Rhein liegen« erge-
ben sich »erhebliche Optimierungsmoglichkeiten in der Produk-
tion und bei Investitionen«. Die IG Metall in Duisburg rechnet mit
einer Zahl von 10-20000 unmittelbar betroffener Arbeitsplitze.

Die Standortstruktur in der Gruppe »Ruhre« bildet ein grofiriu-
miges Dreieck zwischen Dortmund, Salzgitter und Bremen. Von
einer Gleichgewichtigkeit gegeniiber der »Rhein«-Gruppe kann
nicht ausgegangen werden. Einerseits lasten auf dieser Gruppe
durch die geographische Lage besondere Transportkostenbelastun-
gen. Andererseits besteht eine besondere Problematik der Anla-
genstruktur. So kénnte die moderne, aber iiberdimensionierte
Warmbreitbandstrafie in Bremen den Entschluf} zur Stillegung der
Dortmunder Strafie beschleunigen. Das Ergebnis wire mittelfristig
die Reduzierung des Standortes in Dortmund auf Kaltwalzwerke
und Oberflichenveredelung. Eine entsprechende Spezialisierung
der Standorte in der »Ruhr«-Gruppe ist auch der Vorschlag des
Moderatoren-Konzepts. In Dortmund wire eine weitere Reduzie-
fung um 10000 Arbeitsplitze absehbar. Die Gesamtnachteile, de-
nen die »Ruhr«-Gruppe gegeniiber der »Rhein«-Gruppe ausge-
setzt wire, macht thre verschiedenen Standorte und Produktions-
anlagen bei anhaltender Krise von vorneherein zum Ziel weiterer
Stillegungspline. ' '

Standortkonzentration bedeutet aber nicht nur Stillegungen,
Teilstillegungen und Rationalisierung im Bereich der Stahlbe-
triebe. Sie ist mit der Entwertung und Brachlegung ganzer Regio-
nen und Gemeinden, mit der Zerstérung gewachsener Produk-
tions- und Reproduktionsbeziehungen verbunden. Das bedeutet
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zugleich einen verschwenderischen Umgang mit gesellschaftlichen
Ressourcen, der iiber ein Kalkiil, das allein an verbesserten Kapi-
talverwertungsbedingungen in der Stahlindustrie orientiert ist,
nicht erschlossen werden kann.

Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit an den Stahlstandorten
zeigt deutlich die drastischen Auswirkungen der Stahlkrise auf die
lokalen und regionalen Arbeitsmirkte am Beispiel Nordrhein-
Westfalens.

Das Rheinisch-Westfilische Institut fiir Wirtschaftsforschung
hat geschitzt, daff die Schaffung eines Arbeitsplatzes in der Stahl-
industrie die Schaffung von 1, 7 Arbeitsplitzen in abhingigen
Branchen nach sich zieht.

Allein die Folgeerscheinungen des Arbeitsplatzabbaus in der
Stahlindustrie, die sich aus solchen Multiplikatoreffekten ergeben,
vernichten die Grundlagen fiir eine weitere sozial vertretbare Ent-
wicklung der betroffenen Regionen und Gemeinden. Die Auswir-
kungen auf die kommunalen Haushalte werden den Druck hin auf
eine umfangreiche Sparpolitik noch verstirken.

In den von der Stahlindustrie verlassenen Standorten des nord-
franzssischen Montanreviers lassen sich bereits heute die unsozia-
len und inhumanen Folgen einer solchen Entwicklung in voller
Schirfe feststellen.

Nicht zuletzt mufl mit der weiteren Standortkonzentration eine
weitere Konzentration der mit der Stahlindustrie verbundenen
okologischen Belastungen erwartet werden.

Im Gegensatz zum Konzept der Stahl-Moderatoren mufl des-
halb die relativ dezentrale Struktur der Stahlstandorte verteidigt
werden.

Qualitatives Wachstum, Arbeitsplatzentwicklung und das Problem der
Ersatzarbeitsplitze in der Stablindustrie
Der Vorschlag der Stahlmoderatoren verschirft die Gefihrdung
von Arbeitsplidtzen in der Stahlindustrie durch die Schaffung eines
zusitzlichen Potentials fiir Rationalisierungen und Standortver-
nichtung. Unter den kurzfristigen Primissen des Moderatoren-
Konzeptes kann von einer Vernichtung von 40000 Arbeitsplitzen
ausgegangen werden. Unter den Gesichtspunkten des in den »All-
gemeinen Zielen Stahl 1985« der EG vorgesehenen Kapazititsab-
baus erscheint eine Gréflenordnung von 100000 Arbeitsplitzen rea-
listisch.

Um nicht durch eine Politik der vollendeten Tatsachen mogliche
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Alternativen von vorneherein auszuschlieflen, ist daher zunichst
ein sofortiges Verbot von Massenentlassungen erforderlich.

Ein Konzept, das den Erhalt der vorhandenen Standorte und
eine Verteilung des Produktionsvolumens auf die vorhandenen
Anlagen zum Ziel hat, kann einen Teil des arbeitsplatzbedrohen-
den Rationalisierungspotentials fernhalten. Damit konnte unter
den Gesichtspunkten des qualitativen Wachstums auch ein ent-
scheidender Schritt zur Humanisierung der Stahlarbeitsplitze ge-
tan werden. So werden in der IG Metall bereits Moglichkeiten ge-
sehen, aufgrund neuer technologischer Entwicklungen — nimlich
der Moglichkeit in der Flissigphase der Stahlherstellung weitge-
hende Erkaltungsprozesse ohne schidliche Folgen zuzulassen - zu
Drei- und Zweischichtsystemen zu kommen und damit die Arbeit
in Vollkontischicht abzulosen.

Bei einem weiteren Abbau von Schichtarbeit, der Schaffung ent-
sprechender technischer Voraussetzungen, der Intensivierung wis-
senschaftlicher Forschung in dieser Richtung, verbunden mit dem
notwendigen Lohnausgleich fir das schichtspezifische Zulagensy-
stem und die Arbeitszeitverkiirzung, kann ein weiterer Schritt zur
Sicherung der Arbeitsplitze und der Stahlstandorte erreicht wer-
den. Produktivititsfortschritte, die zu einem erheblichen Teil
durch Intensivierung der Arbeit und beschleunigten Verschleiff der
Arbeitskraft erreicht wurden, kdnnten so abgebremst werden.

Ein weiterer Schritt wire die tarifliche Verkiirzung der wochent-
lichen Arbeitszeit, wie sie die IG Metall fordert. In der aktuellen
Situation der Stahlindustrie diirfte allerdings ein solcher Schritt
nur in geringem Umfang positive Beschiftigungseffekte nach sich
ziehen, da durch die Kurzarbeit die durchschnittliche Wochenar-
beitszeit bereits unter 35 Stunden gesunken ist.

Noch immer besteht in Teilen der Stahlindustrie ein relativ gro-
Bes Potential fir Frithverrentungen. Tatsichlich waren nach Anga-
ben des Arbeitgeberverbandes Eisen und Stahl Mitte 1982 von den
260000 Beschiftigten der BRD-Stahlindustrie 30% = 78000 iber
50 Jahre, 18% = 46800 zwischen 50 und 55 Jahre alt. Zwar ist
nach wie vor die Absenkung des Rentenalters auf 55 Jahre eine
vordringliche Forderung, aber zugleich stellt sich die Notwendig-
keit der Schaffung von Ersatzarbeitsplitzen fiir die nachriicken-
den Generationen in den einseitig strukturierten Montanrevieren.

Die Beseitigung von Arbeitsplitzen muf§ deshalb obligatorisch
an die Schaffung von Ersatzarbeitsplitzen gebunden sein. Offent-
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lich gewihrte Mittel fiir die Stahlindustrie miissen entsprechenden
Auflagen unterliegen.

Lingerfristig stellt sich die Frage der Ersatzarbeitsplitze als
Frage der Entwicklung der Stahlindustrie unter den Gesichtspunk-
ten eines qualitativen Wachstums fiir die gesamte Wirtschaft und
der Entwicklung von Héhe und Struktur der Endnachfrage. Der
Ersatz fiir in der Stahlindustrie abgebaute Arbeitsplitze hingt also
letztlich von der Verwirklichung alternativer Wirtschafspolitik
insgesamt ab.

Erbaltung der Montanmitbestimmung

Die Neuordnungspline im Sinne des Moderatorenkonzepts berei-
ten den Boden fiir eine weitere Aushohlung und einen weiteren
Abbau der Montanmitbestimmung. Sie kniipfen insofern an die
Vorstofle an, die von der Unternehmerseite mit dem Mannes-
mann-Modell begonnen wurden.

Die Abtrennung der Verarbeitungsgesellschaften von der Roh-
stahlerzeugung, wie sie bereits im Thyssen Aufsichtsrat am 19. 2.
1983 beschlossen wurde, entzieht grofie Teile der bisherigen Stahl-
gruppen den entsprechenden gesetzlichen Regelungen der Mon-
tanmitbestimmung.

Der erhohte Zentralisierungsgrad bei den vorgeschlagenen
Gruppen »Rhein« und »Ruhr« mit ihren einzelnen Betriebsfith-
- rungsgesellschaften schwicht zusitzlich die bislang vorhandenen
Mitbestimmungsméglichkeiten in den verschiedenen selbstindigen
und regional stirker verteilten Stahlunternechmen.

Angesichts der zu bewiltigenden Folgeschiden der bislang wirk-
samen, allein an Kapitalrentabilitit orientierten Politik in der
Stahlindustrie kann eine Alternative nur in der demokratischen
Kontrolle der Entwicklung dieses Sektors und in der Ausweitung
der Zugriffsmoglichkeiten der Belegschaften auf Produktion und
Produktionsbedingungen bestehen. Das setzt die Verteidigung
und Ausweitung der Montanmitbestimmung voraus.

Nur auf einem solchen Weg kann die von uns geforderte Verge-
sellschaftung der Stahlindustrie tatsichlich erreicht werden.

Subventionen, Entschuldungsmafnabmen und das Problem der Ban-
ken

Die Moderatoren verlangen Vorabhilfen von 2-3 Mrd DM vom
Staat, um Liquidititsprobleme zu iiberbriicken und Wertberichti-
gungsmafinahmen vornehmen zu konnen, die erst privatwirt-
schaftliche Fusionen méglich machen. Als Gesamtsubventionsbe-
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darf zur privatwirtschaftlichen Sanierung werden inzwischen ca.
10 Mrd DM genannt. In der gegenwirtigen Situation muf} deshalb
einerseits verhindert werden, dafl diese Betrige privat und ohne
Riickzahlungspflicht gewihrt werden, statt sie in staatliches haf-
tendes Eigenkapital umzuwandeln, wie es die IG Metall verlangt.
Zweitens miissen die Subventionen mit Arbeitsplatz- und Stand-
ortgarantie versehen werden. Drittens sind die Alteigentiimer und
Banken durch Forderungs- und Zinsverzicht zu einer an den Be-
diirfnissen der Gesellschaft orientierten Sanierungsfinanzierung
heranzuziehen. Viertens konnen durch die Bildung der nationalen
Stahl AG Parallelinvestitionen und damit der Finanzierungsbedarf
gesenkt werden. ‘

Langfristig kann die Vergesellschaftung des Stahlsektors nur
dann die oben genannten Ziele garantieren, wenn sie zugleich
>flankiert« wird durch eine Verstaatlichung und demokratische
Kontrolle der Banken und anderer Schliisselbereiche der Wirt-
schaft sowie die erfolgreiche Druchsetzung alternativer Wirt-
schaftspolitik. Anderenfalls wiirde die vergesellschaftete Stahlin-
dustrie notwendigerweise zu einem Dauersubventionsempfinger
des Staates werden (vgl. Memorandum ’81).

Auflenwirtschaftliche Absicherung

Vergesellschaftung der Stahlindustrie bedeutet gleichzeitig die Ab-
lehnung des Versuchs, die Krise im eigenen Land durch aggressive
Mafinahmen zu exportieren, d.h. es ist sinnvoll, sich kurzfristig
mit den von der EG festgelegten Quoten abzufinden und langfri-
stig Korrekturen zu akzeptieren, die auf der Basis der Anglei-
chung der wirtschaftlichen Strukturen der EG-Linder vermutlich
auch eine Senkung der BRD-Quote von derzeit 32,5% erforder-
lich machen.

‘Kurzfristig ist es sinnvoll, den IGM-Vorschlag zur Stabilisie-
rung der Preise mit Hilfe des Art. 58 EGKS-Vertrag durchzuset-
zen und notigenfalls durch Mindestpreise nach Art. 61 zu erset-
zen.

Mit den dreizehn wichtigsten Drittlindern hat die EG Selbstbe-
schrinkungsabkommen abgeschlossen, die kurz- und mittelfristig
zu verlingern sind. Langfristig werden die EG-Linder ebenso wie
Japan akzeptieren miissen, daf} im Zuge der wiinschenswerten An-
gleichung der weltwirtschaftlichen Entwicklungsniveaus der hohe
Saldo des direkten Stahlauflenhandels der EG (1980: plus 30,3
Mio jato) allmihlich verringert wird (vgl. Memorandum ’81).
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4.4.3  Vergesellschaftung der Grofiwerften
4.4.3.1 Anbaltende Krise im Weltschiffbau

Hohe Uberkapazititen bei anhaltender Nachfrageschwiche kenn-
zeichnen die Situation im Weltschiffbau. Der fiir 1981/82 vielfach
prognostizierte Aufschwung ist ausgeblieben. Seit drei Jahren sinkt
das seewirtige Welthandelsvolumen, infolgedessen ist ein erneuter
Riickgang der Produktion der Werften zu verzeichnen. Anfang
der achtziger Jahre liegt das Niveau der Schiffbauproduktion
kaum haher als zu Beginn der sechziger Jahre.

Die Ursachen der Schiffbaukrise liegen in der weltweiten Uber-
akkumulation, dem Aufbau von Produktionskapazititen, die der
Nachfrage der Reeder weit vorauseilten. Die starke Ausdehnung
des Welthandels und des Weltseeverkehrs in den sechziger Jahren
und der ersten Hilfte der siebziger Jahre, hatten einen vorher nie
gekannten Ansteg der Frachtraten zur Folge. Bei Grofitankern
hatten die Reeder oft in zwei oder drei Fahrten die Produktions-
kosten amortisiert. In Erwartung weiterer hoher Profite bestellten
sie stindig mehr und groflere Schiffe. Die Werften in aller Welt rea-
gierten darauf mit einer beschleunigten Expansion ihrer Produk-
tionskapazititen. Von 1970 bis 1975 stieg die Schiffbauproduktion
um 63,6% von 20,9 auf 34,2 Millionen Bruttoregistertonnen
(BRT). 1974 betrug allein bei Tankern der Auftragsbestand der
Werften 80% (!) der damals existierenden Flotte. ,

Doch es war nur eine Frage der Zeit, wann die Flotten der Ree-
der und die Kapazititen der Werften die Nachfrage iiberschreiten
muflten. Die 1974/75 weltweit einsetzende Wirtschaftskrise, vor
allem auch die Einsparung und Substitution von O, fithrten zu ra-
piden Nachfrageeinbriichen. Bedingt auch durch die lange Bauzeit
von Schiffen nahm die Tankerflotte jedoch bis weit in die zweite
Hilfte der siebziger Jahre zu.

Mehr noch: Obwohl die Nachfrage nach Schiffsneubauten seit
1975 Jahr fur Jahr rapide zuriickging ~ 1980 betrugen die Schiffs-
ablieferungen mit 13,1 Millionen BRT nur noch 38,3% der Pro-
duktion des Jahres 1975 — stieg die Kapazitit der Werften stindig
an. Dieser Kapazititsausbau in der Krise erfolgte vor allem in Ent-
wicklungslindern, an erster Stelle sind hier Stidkorea und Brasi-
lien zu nennen.

Von 1975 bis 1981 wurde in Brasilien die Neubauproduktion
von Seeschiffen fast verdreifacht, der Anteil der Werften dieses
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Landes an der Weltschiffbauproduktion stieg von 0,3% im Jahr
1970 auf 4,3% 1981.

Entwicklung und Struktur des Weltschiffbaus

1970 1975 1980 1981 1982

Fertigstellungen in ‘

Mio Tonnen (BRT) 20,9 34,2 13,1 16,9 11,9
davon in %:

Bundesrepublik

Deutschland 6,3 7,3 2,9 4,1

EG (ohne BRD) 19,4 15,5 11,0 9,9
Schweden 7,3 6,4 2,7 2,7

Japan 48,0 49,7 46,5 49,6
Brasilien 0,3 0,9 5,6 4,3
Siidkorea 0,0 1,2 4,0 5,5

Quelle: VDS, Jahresbericht 1981; IFO-Schnelldienst 30/1982

Noch bedeutender ist die Expansion der siidkoreanischen Werf-
ten, die mafigeblich auch von japanischem Kapital finanziert
wurde.* Von 1975 bis 1981 steigerten die siidkoreanischen Werf-
ten ihren Anteil an der Weltschiffbauproduktion von 1,2% auf
5,5%. Die theoretische Neubaukapazitit lag schon 1980 bei 4,1
Millionen BRT, dies entsprach fast einem Drittel der Weltproduk-
tion. Bis 1986 ist ein weiterer erheblicher Kapazititenausbau auf
6,5 Mio BRT geplant, ein Weltmarktanteil von itber 10% wird an-
gestrebt. Neben technisch anspruchsloseren Massengutschiffen
wurden auf den koreanischen Werften in den letzten Jahren auch
vermehrt hochwertige Fracht- und Containerschiffe, Gas- und
Chemikalientanker gebaut.

Der Markt fiir Seeschiffe ist wie kaum ein anderer ein Welt-
markt. Die Krise im Schiffbau ist daher auch wesentlich Ergebnis
einer weltweiten Uberakkumulation von Kapital, die durch die
stindig wachsenden staatlichen Subventionen noch verstirkt
wurde. Theoretisch iibersteigen heute allein die Produktionskapa-
zititen in Japan, Stid-Korea und Brasilien die weltweite Nach-
frage. Die anhaltende Stagnation und Krise in den fiihrenden ka-
pitalistischen Lindern hat zudem einen Riickgang im Welthandel
bewirkr, der einerseits zu einem weiteren Anstieg nichtausgelaste-

* Auch die grofite Werft Brasiliens befindet sich zu 89% in japanischem Besitz.

211



ter Kapazititen in der Schiffahrt fihree — weltweit liegen 1600
Schiffe auf Reede ~ und andererseits die Nachfrage nach Schiffen
weiter verringerte. Auch ein weltweiter Wirtschaftsaufschwung
konnte daher mittelfristig kaum zu einer Uberwindung der Schiff-
baukrise fithren. Bei anhaltender Stagnation wird die Schiffbau-
krise hingegen noch zunehmen. Betroffen von dieser Krise waren
in der Vergangenheit besonders die EG-Linder und Schweden, de-
ren Weltmarktanteil von 33% im Jahr 1970 auf 16,7% 1981 zu-
riickging.

4.4.3.2 Die Krise im deutschen Schiffbau

In der Entwicklung der deutschen Werften spiegelt sich der inter-
nationale Schiffbauzyklus wider. In der ersten Hilfte der siebziger
Jahre wurde Produktion und Produktionskapazitit erheblich aus-
geweitet. Von 1970-1975 stieg die Produktion um 64% auf 2,3
Millionen BRT, die Werften in der Bundesrepublik erreichten ei-
nen Weltmarktanteil von 7,3 %, dies allerdings schon bei verringer-
ter Belegschaft.

Auch die Kapazititen wurden erheblich ausgeweitet. Nach
Schitzungen des Verbandes der Deutschen Schiffbauindustrie
(VDS) lagen sie 1977/78 um das Dreifache iiber denen des Jahres
1963. Die Ausweitung der Produktionskapazititen erfolgte viel-
fach mit ausschlieBlicher Blickrichtung auf den Bau von Grofitan-
kern. Ein Beispiel fiir diese Variante der Kapazititsexpansion ist
die damals zweitgrofite Werft, die AG Weser, die zwischen 1971
und 1974 174 Millionen DM in die Verinderung der Produktions-
struktur investierte. Dem Tank- und Grofschiffbau wurde abso-
lute Prioritit eingerdumt, obwohl schon Anfang der siebziger
Jahre die Gefahr der Uberkapazititen erkannt wurde. Trotz der
langfristig absehbaren Risiken wurde ein auf kurzfristige Profiter-
wartungen gegrindeter Kapazititsausbau vorgenommen.

Die Krise war angesichts dieses forcierten Kapazititsausbaus
bereits vorgezeichnet, vor allem die auf den Grofschiffbau spezia-
lisierten Werften waren davon betroffen.

Die Jahresproduktion der westdeutschen Werften sank von 1975
bis 1980 von 2,5 Millionen auf 0,4 Millionen Bruttoregistertonnen.
Der Anteil an der Weltproduktion ging deutlich zuriick. Dem
kurzfristigen Produktionsanstieg 1981 folgte erneut ein Riickgang
im Jahr 1982. Fiir die nichsten Jahre ist eher noch eine Verschir-
fung der Krise zu erwarten. ‘
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Rangfolge der Schiffbaulinder nach der Héhe der Ablieferungen im
Jahre 1981

Land 1000 BRT % Land 1000 GBRT* %
1. Japan 8.399,8 49,6 1. Japan 5.595,6 40,7
2. Korea 929,2 5,5 2.BRD 860,2 6,3
3. Spanien 779,6 4,6 3. Spanien 563,3 4,1
4. Brasilien 7158 4,2 4 Korea 516,0 3,8
5. BRD 702,5 4,1 5. Frankreich 463,2 3,4

! GBRT = gewichtete BRT
Quelle: VDS 1981

Zwar tiberzeichnet die Darstellung der Schiffbauentwicklung in
Bruttoregistertonnen das tatsichliche Ausmafl der Krise, grofle
Tanker erfordern wesentlich weniger Arbeitsaufwand und Wert-
schopfung als kompliziertere Spezialschiffe. Doch auch in gewich-
teten Bruttoregistertonnen, bei denen der nach Schiffstypen unter-
schiedliche Arbeitsaufwand beriicksichtigt wird, ist zwischen 1975
und 1980 ein Riickgang um mehr als 50% zu verzeichnen. Der
Weltmarktanteil ging auch so zuriick, die Konkurrenzposition von
Entwicklungslindern nahm deutlich zu. Allerdings wird bei dieser
Betrachtung deutlich, dafl die BRD auch in der Krise noch nach
Japan das bedeutendste Schiffbauland ist.

Die Schiffbaukrise hatte einen rapiden Riickgang der Zahl der
Beschiftigten zur Folge. Seit 1975 verlor jeder vierte Werftarbeiter
seinen Arbeitsplatz. Besonders betroffen waren die Arbeiter auf
den Grofiwerften, hier arbeiten fast 60% der Beschiftigten. Angst

Produktion und Beschiftigung im deutschen Schiffban

1960 1970 1975 1980 1981 1982

Produktion:

Zahl der fertiggestellten

Schiffe 260 195 173 132 111 120
in BRT 1,14 1,42 2,33 0,38 0,71 0,61
in GBRT? 1,41 0,69 0,92
Beschiftigte: 100268 80424 77982 58359 56900 57100

! gewichtete Bruttoregistertonnen, die den nach Schiffstypen unterschiedlichen
Arbeitsaufwand beriicksichtigen.
Quelle: VDS, Jahresbericht 1981 und frither; WiSta 1/1983
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um den Arbeitsplatz, Kurzarbeit und erhebliche Einkommensein-
- buflen gehoren zur alltiglichen Erfahrung der meisten Werftarbei-
ter.

Dabei darf nicht iibersehen werden, dafl schon in den Zeiten
noch giinstiger Schiffbaukonjunktur infolge beschleunigter Ratio-
nalisierungsmafinahmen und Fusionen jeder fiinfte Werftarbeiter
seinen Arbeitsplatz verlor. Von 1960 bis 1975 ging die Zahl der
selbstindigen Grofwerften von 9 auf 5 zuriick. Exemplarisch fiir
die Folgen der Konzentration ist die Grof}fusion der beiden Ho-
waldtswerke in Kiel und Hamburg und der Deutschen Werft, die
zwischen 1966 und 1973 vollzogen wurde. Die Bereinigung der
Fertigungsstitten fithrte zur massiven Vernichtung von Arbeits-
plitzen. Vor Fusion der drei Grofiwerften waren dort noch 22 454
Arbeitnehmer beschiftigt, 8 Jahre spiter und zu Zeiten der Hoch-
konjunktur waren es nur 16000. Die anhaltende Schiffbaukrise
hat weitere Fusionen, Standortbereinigungen und die Konzentra-
tion von Betriebsstitten zur Folge.

Die Schiffbaukrise erhilt deswegen eine besondere Bedeutung,
weil die Produktionsstitten auf nur wenige Regionen konzentriert
sind. In Bremerhaven und Bremen, in Kiel, Emden und Hamburg
ist der Schiffbau der bedeutendste Industriezweig.. Der rapide
Riickgang der Zahl der Werftarbeitsplitze und der davon abhiingi-
gen Arbeitsplitze in der Zuliefererindustrie hat in diesen Regionen
(mit Ausnahme Hamburgs) zu einem weit tiberdurchschnittlichen
Anstieg der Arbeitslosigkeit gefiihrt.

4.4.3.3 Kapitalorientierte Krisenlosungsstrategien

Die anhaltende Schiffbaukrise ist vor allem eine Krise der Grofi-
werften. Die meisten kleineren und mittleren Werften hingegen
konnten in den vergangenen Jahren ihre Beschiftigung stabilisie-
ren und verfiigen iiber einen vergleichsweise hohen Auftragsbe-
stand.

Finf Groflwerften dominieren im deutschen Schiffbau, vier von
ihnen sind mehrheitlich im Besitz von Stahlkonzernen: Die Thys-
sen-Nordseewerke und Blohm und Voff gehéren zum Thyssen-
Konzern, HDW zur Salzgitter AG und die AG Weser zum
Krupp-Konzern. Die Vulkan-Werft ist mehrheitlich im Eigentum
des hollindischen multinationalen Thyssen-Bornemisza Konzerns.

Mit Ausnahme der Blohm und Voff AG fand auf allen Werften
in den letzten Jahren eine rapide Vernichtung von Arbeitsplitzen
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Die fiinf Groffwerfien

Produktionsstitte Anteilseigner Beschiftigte
1975 1982
Howaldtswerke ~ Hamburg/Kiel Salzgitter AG 15870 11800
Deutsche Werft (BUND) (74,9 %)
(HDW) Land Schleswig-
Holstein (86,4 %)
AG Weser Bremen/Bremer- Krupp, ADCA- 7900 5100
haven Bank
Bremer Vulkan Bremen Thyssen-Borne- 5700 4100

misza (iiber 50%)
Land Bremen
(iber 25 %)

Thyssen Nord-  Emden Thyssen Indu- 5045 3600
seewerke . strie AG (100 %)

Blohm und Vo  Hamburg August Thyssen 6923 7400
Hiitte (64,7 %)
Siemens AG
(12,5%)
Fam. Blohm
(17,9%)

Quelle: Geschiftsberichte

statt. Zugleich nutzten sie die Krise, um stindig steigende Subven-
tionsleistungen vom Staat zu fordern und durchzusetzen.

Parallel zu forcierten Konzentrations- und Rationalisierungs-
maflnahmen, der Ausweitung der Subventionen und der Ausdeh-
nung der Riistungsproduktion planen die Werften zugleich einen
weiteren Kapazititsabbau.

Forcierte Konzentration und Rationalisierung

Anteilseigner und Vorstinde der Werften, zum Teil unterstiitzt
von staatlichen Instanzen, beabsichtigen eine weitere Konzentra-
" tion der Unternehmen und der Produktion. -

Seit einigen Jahren steht die Fusion der beiden Bremer Groffwerf-
ten, auf deren 3 Betriebsstitten gegenwiirtig noch 10000 Beschif-
tigte arbeiten, zur Diskussion. Anfang 1982 beauftragten die An-
teilseigner, Krupp, Thyssen-Bornemisza und das Land Bremen
drei Unternehmensberatungsfirmen mit einem Gutachten tiber

215



»die Verbesserung der Wettbewerbsfihigkeit der Werften im Land
Bremen«. Im Ergebnis dieses Gutachtens und nachdem die Vulkan
Werft dreimal im Laufe nur eines Jahres mit der Drohung, sonst
den Konkurs zu beantragen, hohe Subventionen von der bremi-
schen Landesregierung und dem Bund erhielt, planen beide Werf-
ten nun die »Realisierung eines betriebsiibergreifenden Konzepts«.
Beabsichtigt ist die Reduktion der Schiffsneubaukapazitit, die
Ausweitung der Reparatur und der Aktivititen auf dem Marine-
sektor. Mit dem Ziel der Senkung der Gemeinkosten soll die Zen-
tralisierung simtlicher Funktionen im kommerziellen und techni-
schen Bereich erfolgen, sowie eine Standortkonzentration ange-
strebt werden, die méglicherweise die Schlieflung einer Betriebs-
stitte zur Folge hat.

Noch weitergehende Uberlegungen sehen die Schaffung eines
Pools von Leiharbeitern vor. Ein Teil der Belegschaften soll als fle-
xible Arbeitskriftereserve nach Bedarf wechselnd auf den Werften
eingesetzt werden. Nach Angaben der Geschiftsleitung stehen bei
Verwirklichung dieses Konzepts kurzfristig mindestens 1000 Ar-
beitsplitze zur Disposition.

Seit Jahren plant auch die HDW-Werft eine weitere Standortbe-
reinigung und einen Abbau von Arbeitsplitzen. Die Neubaukapa-
zitit soll auf den Standort Kiel konzentriert und in Hamburg
ginzlich geschlossen werden, bis zu 4000 Arbeitsplicze sollen die-
ser Kahlschlagstrategie zum Opfer fallen.

Die Verwirklichung dieser Fusions- und Konzentrationspro-
zesse wird weitere Massenentlassungen zur Folge haben und zum
weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit in den betroffenen Regionen
beitragen. Nachdem in der Vergangenheit vor allem in der direk-
ten Fertigung beschaftigte Arbeiter Opfer der Rationalisierung
wurden, steht nun mit dem Ziel der Gememkostensenkung die Re-
duzierung der Angestellten und Technikerarbeitsplitze im Vorder-
grund.

Wie perspektivlos langfristig solche Strategien sind, zeigt das
Beispiel der AG Weser. Schon zu Beginn der Krise reduzierte diese
Werft drastisch ihre Forschungs- und Entwicklungsabteilung.
Zwar gelingt es so, die Gemeinkosten zu reduzieren, gleichzeitig
wird jedoch auch die Moglichkeit, neue Produktionsfelder und
zukunftsorientierte Technologien zu erschlieffen, erschwert.

Werfien werden zu Riistungsbetrieben
Mit anhaltender Krise gewann die Ausdehnung der Riistungspro-
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duktion fir alle Grofiwerften an Bedeutung. 70% des Umsatzes
und 50% der Belegschaft der Blohm und Vof AG entfallen auf die
Rastungsproduktion. Bei HDW, Vulkan und Thyssen-Nordsee-
werke werden U-Boote oder Fregatten gefertigt, zum Teil im Auf-
trag der Bundesmarine, zum Teil fiir auslindische Staaten, darun-
ter z.B. Chile und Argentinien.

Wo Beschiftigte die Ausweitung alternativer Produktionen for-
dern, sehen Werftvorstinde in der Ausweitung der Marineproduk-
tion eine profitablere »Diversifizierung«. Von staatlichen Stellen
wird diese Tendenz sogar teilweise unterstiitzt. So erklirte der
Wirtschaftsminister Schleswig-Holsteins vor der HDW-Beleg-
schaft, daf8 der Export von Marinefahrzeugen den Werften die
Maglichkeit verschaffe, die fiir diesen Bereich qualifizierten Mit-
arbeiter auch dann zu beschiftigen, wenn eine Auslastung durch
Auftrige der Bundesmarine oder anderer Nato-Linder nicht gege-
ben sei. Parolen, die das Ziel verfolgten, HDW in abfilliger Weise
zu einem »Riistungsbetrieb« oder zu einer Waffenschmiede abzu-
stempeln, miifiten gerade wegen ihrer arbeitsplatzvernichtenden
Auswirkungen auf das Schirfste bekimpft werden.

Doch alle Erfahrungen zeigen, daff die Ausweitung der Rii-
stungsproduktion kein geeignetes Instrument zur Erhaltung der
Arbeitsplitze und zur Bekdampfung der Arbeitslosigkeit ist. Die Fi-
nanzkrise der 6ffentlichen Haushalte und die Verschuldung der
Lander der Dritten Welt zeigt die konomischen Grenzen solcher
exportorientierter Riistungsstrategien, ganz abgesehen von den
politischen Bedenken. Uberdies sind Arbeitsplitze fiir Riistungs-
produkte auf den Werften weit teurer als die Fertigung ziviler Pro-

dukte.

Ausweitung unkontrollierter Subventionen

Mit dem Verweis darauf, dafl die Subventionierung des Schiffbaus
in anderen Lindern weit hoher liege, fordern die Werften die Aus-
dehnung der bisher schon hohen Subventionen. Gemessen an der
Zahl der Beschiftigten oder deren Umsatz wird kaum ein anderer
Industriezweig so hoch subventioniert. Seit Anfang der sechziger
Jahre wurden acht Werfthilfeprogramme von der Bundesregierung
beschlossen. In der Krise wie im Boom stiegen die Subventionen.
Neben der Werfthilfe gibt es die Reederhilfe, allgemeine Investi-
tionszulagen kommen den Werften zusitzlich ebenso zugute wie
gezielte Forschungszuschiisse, neben Bundesprogrammen gibt es
zusitzliche Linderprogramme.
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Die Subventionierung der Werften ist in allen Lindern sehr
hoch, nach Berechnungen des Verbands der Deutschen Schiffbau-
industrie, die allerdings nur einen Teil der Subventionen beriick-
sichtigen, sogar deutlich héher als in der Bundesrepublik. Jeden-
falls ist die Subventionierung der deutschen Werften beachtlich.
Nach Berechnungen des Ifo-Instituts betrug der Subventionsgrad
1980 tiber 30% der Wertschdpfung. Dabei sind die Subventions-
zahlungen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben sowie die in
den letzten Jahren verstirkten Linderprogramme nicht einmal be-
riicksichtigt.

Nun ist die Tatsache der Subventionieung nicht an sich zu kriti-
sieren. Angesichts der hohen weltweiten Subventionierung besteht
wohl kaum eine Alternative, und Subventionen, die den Erhalt
hochwertiger Arbeitsplitze bewirken, sind der Alternative wach-
sender Arbeitslosigkeit vorzuziehen.

Die Kritik an der Subventionierung muf jedoch daran ansetzen,
dafl sie weitgehend unkontrolliert und ohne Auflagen erfolgte,
den massiven Arbeitsplatzabbau nicht verhinderte, teilweise sogar
noch forderte. Mit der Drohung der Betriebsschliefung und unter
Ausniitzung der Konkurrenz zwischen den Bundeslindern gelang
es den Werften immer wieder, das Subventionsvolumen zu erhs-
hen, wihrend eine Effizienzkontrolle weitgehend unterblieb.

Ende 1982 forderte der Verband der Deutschen Schiffbauindu-
strie eine erneute Aufstockung der Reeder- und Werfthilfe zum
Erhalt der internationalen Wettbewerbsfihigkeit. Parallel dazu
wurden die Bundesregierung und die norddeutschen Kiistenlinder
ultimativ aufgefordert, »sich unternehmerischen Entscheidungen,
Kapazititen stillzulegen oder zu reduzieren, nicht zu widersetzen,
und es zu unterlassen, Betriebe, die aus dem Markt muf8ten, durch
finanzielle Forderung oder Griindung von Auffanggesellschaften
kiinstlich am Leben zu halten«.

Diese kapitalorientierte Subventionierungsstrategie ist fiir die
Beschiftigten ohne Perspektive. Wihrend das Subventionsvolu-
men stieg, ging die Zahl der Arbeitsplitze drastisch zuriick. Die
Erfahrungen mit den Konzentrationsprozessen der Vergangenheit
zeigen, daf8 diese zu einem rapiden Riickgang der Beschiftigten-
zahlen auf allen davon betroffenen Grofiwerften gefiihrt haben
und die noch bestehenden Arbeitsplitze keineswegs gesichert wur-
den. Auch die enorm gewachsene Riistungsabhingigkeit der Werf-
ten ist kein Mittel zu einer langfristigen Stabilisierung der Arbeits-
platze.
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4.4.3.4 Die Vergesellschaftung der Grofiwerften bei Ausweitung zu-
kunftsorientierter Produktionsfelder als Alternative

Die Krise der Grofiwerften ist zugleich eine Krise der privaten,
ausschliefllich an Profitinteressen ausgerichteten Marktsteuerung
der Werftproduktion. Im Boom wurden die Kapazititen weit tiber
den absehbaren Bedarf ausgeweitet. Die Reduzierung der Kapazi-
titen in der Krise erfolgte zu Lasten der Beschiftigten, die Kosten
tragen Staat und Sozialversicherung.

Die Forderung von Gewerkschaften und Betriebsriten an die
Unternehmensleitung, die Produktion und Reparatur von Schiffen
durch die Aufnahme zukunftsorientierter Produktionsfelder zu er-
ginzen, wurde ignoriert. Stattdessen setzen die Werften auf die
Ausweitung der profitableren Riistungsproduktion.

Die Alternative zur privaten, profitorientierten Steuerung der
Schiffsbauproduktion liegt in einer Vergesellschaftung der Grofi-
werften, die der Erhaltung und Ausweitung der Zahl der Arbeits-
plitze und einer am gesellschaftlichen Bedarf orientierten Produk-
tion oberste Prioritit einriumt.

Ziele der Vergesellschaftung der Grofiwerften:

1. Kurzfristig miissen alle bestehenden Werftstandorte erhalten
bleiben. BetriebsschlieBungen und Massenentlassungen sollen ver-
hindert werden.

2. Die Verwendung staatlicher Mittel kann gezielt und kontrol-
liert erfolgen. Sie dient der Sicherung der bestehenden Arbeits-
plitze und der Verbesserung der Qualitit der Arbeit.

3. Die Produkuon der Werften ist durch zukunftsorientierte
niitzliche Produktionen zu erweitern. Dabei steht nicht das Prin-
zip privater Rentabilitit, sondern gesellschaftlichen Bedarfs im
- Vordergrund.

4. Die Vergesellschaftung der Grofiwerften soll von einer Aus-
weitung der Mitbestimmung der Belegschaften, Betriebsrite und
Gewerkschaften begleitet sein. Durch Vereinbarung ist die pariti-
tische Mitbestimmung nach dem Montanmitbestimmungsgesetz zu
garantieren.

5. Die Entwicklung der Grofiwerften ist in eine gesamtstaatli-
che Schiffahrts- und Schiffbaupolitik zu integrieren. Zugleich ist
eine koordinierte Forschungs-, Entwicklungs- und Arbeitsbeschaf-
fungskonzeption der Bundesregierung zu entwickeln.
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1. Erbalt der bestebenden Werfistandorte und Arbeitsplitze

In den Regionen, in denen die Standorte der Grofiwerften liegen,
stieg die Arbeitslosigkeit weit tiber den Bundesdurchschnitt. Um
einem weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit zu begegnen, sind die
angekiindigten Massenentlassungen und BetriebsschlieQungen zu
verhindern. Es ist davon auszugehen, dafl die einmal erfolgte
SchlieBung von Werften eine endgiiltige Vernichtung produktiver
Kapazititen bedeutet, durch die der schon seit langem zu beob-
achtende Entindustrialisierungsprozef§ der betroffenen Regionen
noch beschleunigt wird. Gegeniiber der vagen Hoffnung auf Neu-
ansiedlung von Betrieben ist der Erhalt der bestehenden produkti-
ven Basis wesentlich erfolgversprechender, fiir die Gesellschaft
insgesamt letztlich wohl auch kostengiinstiger.

2. Kontrollierter Einsatz staatlicher Subventionen

Der Erhalt der bestehenden Werftstandorte und die Erweiterung
um alternative Produktionsfelder wird auch weiterhin erhebliche
Subventionen erfordern. Die Verwendung staatlicher Mittel in den
Grofiwerften ist gegenwirtig aber kaum zu kontrollieren. Seit Jah-
ren treiben die Grofiwerften durch weit unter den Produktionsko-
sten liegende Preisangebote an die Reeder die staatlichen Subven-
tionen in die Hohe. Kurzfristig wird sicher auch eine Vergesell-
schaftung der Grofiwerften den internationalen Subventionswett-
lauf nicht begrenzen. Jedoch kann eine integrierte Schiffahrts- und
Schiffbaupolitik die nationale Subventionsvergabe an Werften und
Reeder kontrollieren und gezielter einsetzen.

3. Zukunfisorientierte Produktion
Mit der vorhandenen Technologie und dem Potential an hochqua-
lifizierten Arbeitskriften wird auch zukiinftig die Schiffbaupro-
-duktion der deutschen Werften eine wichtige Marktposition be-
haupten konnen. Dies gilt umso mehr, wenn eine national
abgestimmte Schiffahrts- und Schiffbaupolitik erfolgt. Darauf hin-
zuweisen ist, dafl auch heute die deutschen Werften nach Japan
eine fithrende Position in den OECD-Lindern haben. Auch die
gute Auftragslage bei vielen spezialisierten mittleren Werften wi-
derlegt den oft geduflerten Pessimismus, Schiffbau in einem soge-
nannten Hochlohnland habe keine Perspektive.

Angesichts der immensen Uberkapazititen reicht jedoch eine
ausschlieflich auf Schiffsneubau und -reparatur ausgerichtete
Strategie nicht aus, um die bestehenden Standorte zu erhalten und
die Arbeitsplitze zu sichern. Die Erweiterung der traditionellen
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Produktion um zukunftsorientierte alternative Fertigungen trifft
in kaum einem anderen Industriezweig auf so gute Voraussetzun-
gen wie in der Werftindustrie. Uber 60% der Beschiftigten sind
Facharbeiter, eine Vielfalt von Berufen existiert hier. Mit der vor-
handenen Technologie ist relativ kurzfristig eine Verbreiterung der
Produktionspalette méglich.

. Die Betriebsriite der AG Weser und des Bremer Vulkan und der
gewerkschaftliche Arbeitskreis Alternative Fertigung bei der
Blohm und Voff AG haben wiederholt dargelegt, welche Produkte
auf den Werften herstellbar sind und in welche Richtung eine Er-
weiterung der Werftproduktion erfolgen kann. Auch ein von der
niedersichsischen Landesregierung in Aufirag gegebenes Gutach-
ten der Unternehmensberatungsfirma Kienbaum zeigt eine Fiille
von Produkten, die ohne grofle Umstellungen auf den Werften
produziert werden kénnen.

Die Betriebsrite der Bremer Groflwerften verdeutlichen, welche
Produktionsfelder sie als sinnvoll und moglich ansehen:

»— Schiffe und Anlagen im Bereich der Meerestechnologie und -for-
schung (z.B. Tiefseebohrschiff).

— Meerwasserentsalzungsanlagen (z B. im Schiff) fiir die norddeutschen
Kiisten und Linder der Dritten Welt.

- Absaugschiffe, die in der Lage sind, verschmutzte Fliisse zu reinigen.
Zugleich sind die Unternehmen verstirkt zum Einbau von Kliranlagen zu
verpflichten, die auf den Werften hergestellt werden konnen.

- Produktbezogene Entwicklungshilfe der Werften mit der Auflage, zu-
gleich in entsprechender Anzahl Facharbeiter aus Lindern der 3. Welt fiir
die Bedienung der bestellten Schiffe, Maschinen usw. auszubilden.«

Uber den Schiffbau hinaus schlagen sie vor:

»— Ein alternatives Energiekonzept fiir den regionalen Bedarf zu erar-
beiten, um Wohnungen und Industrie verstirkt auf energiesparende Fern-
wirme umzuriisten. Die Werften sind mit ihren hochqualifizierten Arbeits-
kriften und Technologien sehr wohl in der Lage, Fernwirmekraftwerke zu
entwickeln und herzustellen.

~ Konzepte aus der vorhandenen Produktpalette, wie z. B. Miillverbren-
nungsanlagen, Ausnutzung der Windenergie fir die Stromproduktion
usw., stirker als bisher umzusetzen.

- Die Entwicklung und Realisierung zukunftsorientierter Produkte
wiirde den Techniker- und Ingenieurapparat bei den Werften auslasten und
Arbeitsplitze in der Produktion sichern.«
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Gerade die Verwirklichung einer Strategie qualitativen Wachs-
tums stellt eine wichtige Bedingung und Maéglichkeit fir die Er-
weiterung der Produktionsstruktur der Werften dar. Andererseits
ist aber gerade auf den Werften das produktive Potential vorhan-
den, das auch kurzfristig die Verbindung von qualitativem Wachs-
tum und aktiver Beschiftigungspolitik erméglicht.

4. Ausweitung der Mitbestimmung

Vergesellschaftung der Produktion bedeutet mehr als blofle Ver-
staatlichung und den Wechsel von Eigentumstiteln. Die in den
letzten Jahren immer wieder von gewerkschaftlichen Arbeitskrei-
sen, von Belegschaften und Betriebsriten entwickelten Ideen zu-
kiinftiger Produktionsfelder zeigen, welches Innovationspotential
in den Betrieben vorhanden ist. Die Orientierung an maximalen
Profiten und die Abhingigkeit von ibergeordneten Konzerninter-
essen haben eine in diesem Sinn zukunftsorientierte Umstrukturie-
rung der Produktion bisher verhindert. Vergesellschaftung der
Produktion bei Ausweitung der Mitbestimmung stellt dazu eine
Alternative dar. Gegeniiber konservativen, marktorientierten Ideo-
logien erscheint dies gewiff als Bruch mit lange Zeit als selbstver-
stindlich und naturgegeben empfundenen Prinzipien des Wirt-
schaftens. Arbeiter und Angestellte, die als Produzenten selbst
iiber neue Produkte nachdenken und mitentscheiden, stellen damit
traditionelle betriebliche Machtstrukturen infrage.

In den besonders von Wirtschaftskrise und Stagnation betroffe-
nen Branchen erdffnen sich damit jedoch neue Perspektiven der
Arbeitsplatzerhaltung und der Bekidmpfung regionaler Struktur-
krisen.

5. Nationale Schiffabrts- und Schiffbaupolitik
Die Vergesellschaftung der Grofiwerften ist in ein Gesamtkonzept
einer koordinierten Schiffahrts- und Schiffbaupolitik des Bundes
und der Linder einzubetten. Mit dem schiffahrtspolitischen Pro-
gramm hat die Gewerkschaft OTV hierzu Perspektiven vorgelegt.
Im Rahmen eines Schiffahrtsprogrammes sind Aufgaben und
Grofle einer nationalen Handelsflotte festzuschreiben und Maf3-
nahmen gegen die Ausflaggung von Schiffen zu Billig-Flaggen-
Lindern einzuleiten.
Eine Verbesserung der Schiffssicherheit und verschirfte Um-
weltschutzauflagen erhalten Arbeitsplitze auf den Werften und
verringern die Verschmutzung von Kiistenregionen und Meeren.
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Dazu gehort z.B. die Begrenzung der Grofle von Tankschiffen,
der Einbau doppelter Winde in Chemikalientankern, separate Bal-
lasttanks. Eine intensivere Kontrolle der Schiffe, die westeuropiii-
sche Hifen anlaufen, auf die Einhaltung der Umweltschutz- und
Sicherheitsbestimmungen ist erforderlich. Staatliche Subventionen
an Reeder sind daran zu binden, daf} die dem erreichten techni-
schen Niveau entsprechenden Sicherheits- und Umweltschutzbe-
stimmungen eingehalten werden.

Die Durchsetzung eines Schiffahrts- und Schiffbauprogramms
darf dabei nicht bis zur Realisierung internationaler Abkommen
innerhalb der OECD oder Westeuropas hinausgeschoben werden.
Angesichts der groflen Bedeutung der deutschen Seehifen, Reeder
und Werften kann auch ein nationales Programm eine wichtige
Pionierfunktion erfiillen.

Es ist ein integriertes Forschungs- und Entwicklungsprogramm
zu erarbeiten, das Innovationen férdert, die Qualitit der Arbeit in
Schiffahrt und Schiffbau verbessert und erhshten Umweltschutz
gewihrleistet.

4.4.3.5 Einzelaspekte der Vergesellschaftung der Groffwerften und
der Ausweitung zukunftsorientierter Produktionsfelder

Einwdinde gegen die Vergesellschaftung

Gegen die Vergesellschaftung als Instrument gezielter Kriseniiber-
windung werden vor allem zwei Einwinde geltend gemacht. Einer-
seits konne auch ein verstaatlichtes Unternehmen nicht mehr
Nachfrage schaffen und andererseits zeige die Erfahrung mit
staatlichen Unternehmen, im Schiffbau besonders HDW, daf die
Beschiftigungssicherheit dort keineswegs grofler ist als in anderen
Unternehmen. ’

Richtig ist, dafl durch die Vergesellschaftung allein die Ursa-
chen der Schiffbaukrise, die weltweite Uberakkumulation und die
zu geringe Nachfrage, nicht beseitigt werden kénnen. Jedoch ist
die Vergesellschaftung zunichst einmal ein Mittel, um kurzfristig
die bestehenden Arbeitsplitze zu sichern und eine Umstrukturie-
rung und Ausweitung der Produktion zu alternativen Fertigungen
zu ermoglichen, die aufgrund mangelnder privatwirtschaftlicher
Rentabilitit gegenwirtig auf den Werften unterbleiben. Langfri-
stig ist die Bedingung fiir den Erfolg der Vergesellschaftung die
Einbettung in eine gesamtstaatliche Schiffahrts- und Schiffbaupo-
litik und die Realisierung einer Strategie qualitativen Wachstums.
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Deren Verwirklichung vermag aber sehr wohl auch die Ursachen
der anhaltenden Stagnation beeinflussen. Vor allem, wenn eine
Politik qualitativen Wachstums nicht nur auf wenige Linder be-
schrinkt bleibt, hat diese auch eine Belebung des Welthandels und
damit der Nachfrage nach Schiffen zur Folge.

Unternehmensstrategie und Beschiftigungspolitik der staatsei-
genen Howaldtswerke Deutsche Werft AG in Kiel und Hamburg
bestitigen alle Bedenken und Einwinde gegen eine Verstaatli-
chung. Denn schon in der Vergangenheit hatten Fusions- und
Konzentrationsprozesse, die zur Herausbildung der gréften deut-
schen Werften fiihrten, eine massenhafte Vernichtung von Arbeits-
plitzen zur Folge. Unmittelbar nach den Wahlen hat die Unter-
nehmensleitung weitere Massenentlassungen, Betriebsschlieflun-
gen und eine Standortkonzentration angekiindigt. Pauschale
Lohnkiirzungen, sowie Streichungen von Zulagen und Fahrgelder
fiir die noch Beschiftigten sind ebenfalls vorgesehen. Diese Form
der Verstaatlichung ist ausschliefflich kapitalorientiert und an ein-
zelwirtschaftlichen Rentabilititskriterien orientiert.

Schon im Memorandum ’81 haben wir darauf hingewiesen, daf}
eine Verstaatlichung allein keine aktive Beschiftigungspolitik ga-
rantiert. Dies gilt besonders dann, wenn die Einbindung in eine
gesamtwirtschaftliche Alternative fehlt und die Verstaatlichung
ohne Ausweitung der Mitbestimmung und demokratische Steue-
rung der Produktion erfolgt (siche dazu Memorandum ’81, S.
27311). ,

Wo die privatwirtschaftliche Steuerung der Produktion versagt
und Uberkapazititen und Massenarbeitslosigkeit bewirkt, bietet
auch eine kapitalorientierte Verstaatlichung keine Alternative.
Letztlich bedeutet dies nur eine noch stirkere Sozialisierung der
Verluste und eine Krisenbewiltigung zu Lasten der Beschiftigten.

Mit der Vergesellschaftung der Produktion soll die Sicherheit
der Arbeitsplitze, die Qualitit der Arbeitsbedingungen und die
Produktion niitzlicher Produkte fiir den gesellschaftlichen Bedarf
zum Unternehmensziel gemacht werden. Dies setzt eine umfas-
sende und gegeniiber der gesetzlichen Regelung erweiterte Mitbe-
stimmung von Betriebsriten und Belegschaften voraus. Sowohl
zur privatwirtschaftlichen Steuerung der Produktion wie auch zur
bloflen Verstaatlichung, die die vorgegebenen Machtstrukturen
und profitorientierten Unternehmensziele nicht in Frage stellt, ist
die Vergesellschaftung eine Alternative.
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Alternative Fertigung obne Mirkte?

Auf Skepsis stoflen auch die Forderungen nach alternativen Ferti-
gungen. Zwar ist mittlerweile kaum bestreitbar, daf} ein weites
Feld gesellschaftlich sinnvoller Produkte existiert, die vom techni-
schen Stand in vielen Betrieben produziert werden kénnen, die vor
der Schliefung stehen oder Massenentlassungen zu befiirchten ha-
ben.

Doch - so wird eingewandt — fehlen fiir ihre Herstellung die Fi-
nanzierungsmoglichkeiten oder die Mirkte. Gibe es die Mirkte,
so wiren auch private Unternehmen zur Produktion bereit.

Diese Argumente gelten aber nur fiir eine ausschlieflich an pri-
vatwirtschaftlichen Rentabilititskriterien orientierte Produktion.
Alternative Fertigung unterbleibt mangels ausreichender Profitaus-
sichten. Hinzu kommt, dafl gerade die hohe Abhingigkeit der
Grofiwerften von iibergeordneten Stahl- und Maschinenbaukon-
zernen eine zukunftsorientierte Diversifizierung oft behindert.

Eine gesamtwirtschaftliche Strategie, die die gesellschaftlichen
Kosten zum Maflstab hat, die der Finanzierung alternativer Ferti-
gung die Finanzierung der Arbeitslosigkeit und die Kosten zuneh-
mender Umweltbelastung gegeniiberstellt, kommt zu anderen
Rentabilititskriterien. Die Realisierung der Strategie qualitativen
Wachstums durch ein 6ffentliches Investitionsprogramm, wie es in
diesem Memorandum wieder vorgeschlagen wird, schafft auch
Mirkte und private und 6ffentliche Nachfrage fiir alternative Pro-
dukte.

Einerseits erméglicht eine gezielte Innovationspolitik, daf ver-
gesellschaftete Unternehmen kostendeckend und rentabel produ-
zieren konnen. Sie sind nur nicht an einen maximal hohen Profit
ausgerichtet. Mit der Realisierung des vorgeschlagenen offentli-
chen Investitionsprogramms wird die Nachfrage nach Werftpro-
dukten steigen. Wo eine kostendeckende Produktion nicht mog-
lich ist, ist allerdings die Subventionierung der Unternehmen der
Vernichtung von Arbeitsplitzen vorzuziehen.

Andererseits stirkt ein solches Programm auch die private
Nachfrage und erméglicht durchaus eine privatwirtschaftlich ren-
table Produktion in vielen Bereichen.

Eine 1979 fertiggestellte Untersuchung tiber die Moglichkeit ei-
ner Programmerginzung der niedersichsischen Seeschiffswerften
durch nichtschiffbauspezifische Produkte/Dienstleistungen nennt
als expandierende Mdrkte, auf denen die Werften titig werden kon-
nen u.a. den Umweltschutz, die Energieeinsparung, Fernheizsy-
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steme und Recycling. Zukunfismdrkte liegen in der Meerestechnik,
im Bau schwimmender Produktionsanlagen und der Fischzucht.

Der Ausbau der Fernwirmeversorgung, der Bau von kleinen
Blockheizkraftwerken mit Kraft-Wirme-Kopplung bietet die
Moglichkeit zu einer rationelleren Energieverwendung mit hohen
Einspareffekten. Dafl kleinere Kraftwerksblocke erheblich wirt-
schaftlicher arbeiten konnen als Grofkraftwerke, zeigt das Bei-
spiel der Energieversorgung der Stadt Flensburg. _

Blockheizkraftwerke kénnen, auch als Erginzung zur Fernwir-
meversorgung, auf den Energiebedarf kleinerer Einheiten ausge-
richtet werden, so fiir einzelne Wohnblscke, Sportanlagen oder
Betriebe. In Heidenheim, wo das erste Blockheizkraftwerk der
Bundesrepublik errichtet wurde, haben Berechnungen ergeben,
dafl zusitzlich zur Beheizung einer Siedlung von 283 Wohnungen
noch 2,1 Millionen Kilowattstunden Strom jihrlich produziert
werden. In einem normalen Kraftwerk brauchte man fir die Er-
zeugung der gleichen Strommenge dagegen mehr als das Achtfa-
che. In den vergangenen Jahren wurden dort selbst bei steigenden
Energiepreisen Kostensenkungen fir Warmwasser und Heizung
der Haushalte moglich.

Die Entwicklung 6rtlicher und regionaler Energieversorgungs-
konzepte, die den Fernwirmeausbau, die effektivere Nutzung von
Abwirme und den Einsatz von Blockheizkraftwerken zum Ziel
hat, trigt zur gezielten Energieeinsparung und Kostensenkung
bei. Damit werden aber zugleich neue Mirkte geschaffen oder be-
stehende Mirkte erweitert.

Auf den Werften sind solche Heizkraftwerke bereits hergestellt
worden. Sie verfigen im Kesselbau und in der Herstellung von
Turbinen iiber lange Erfahrungen. Blockheizkraftwerke konnen
auch fiir den Strombedarf von Industriebetrieben eingesetzt wer-
den. Berechnungen der MAN kommen zu dem Ergebnis, daf sich
solche Anlagen innerhalb von vier Jahren amortisieren.

Nach der Fernwirmestudie der Bundesregierung hitte der Bau
eines Fernwirmesystems, das etwa ein Viertel des Heizenergiebe-
darfs decken konnte, in den nichsten fiinfzehn Jahren allein beim
Bau einen unmittelbaren Effekt von 35000 bis 60000 Arbeitsplit-
zen. Fir den Betrieb der zugehorigen Heizkraftwerke und des
Fernwirmenetzes entstiinden langfristig etwa 10000 bis 20000 Ar-
beitsplitze (siehe IAB-Mitteilungen 1/1980).

Im Bereich des Umweltschutzes und der Umweltsanierung be-
steht ein breiter Bedarf an Produkten, wo auch die Werften sich
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engagieren konnen, etwa in der Erstellung von Wasserreinigungs-
und Wasserwiederaufbereitungsanlagen. Die Erhohung der Aufla-
gen zur Luftreinhaltung und die Verpflichtung zum Einbau von
Filtern in Schornsteinen der Industrie, méglicherweise aber auch
den Wohnhiusern, erfordert die Ausweitung dieser Produktion.
Auch hier kénnen die Werften mittelfristig vitig werden.

Eine gesellschaftliche Strategie qualitativen Wachstums schafft
somit gerade die Mirkte fiir zukunftsorientierte Produkte, die
auch die Arbeitsplitze auf den Werften sichern. Im Bereich der
Energieeinsparung und der rationellen Energieverwendung, des
Umweltschutzes und des Wohnungsbaus liegt ein hoher gesell-
schaftlicher Bedarf. Daf diese Mirkte bislang nur eine geringe Be-
deutung haben, liegt vielfach an der zu geringen oder nicht vor-
handenen privatwirtschaftlichen Rentabilitit, bei der volkswirt-
schaftliche Kosten und Ertrige ausgeblendet bleiben.

Auch die Werften haben in der Vergangenheit kaum Anstren-
gungen unternommen, um thre Fertigungsstruktur auch auf solche
zukunftsorientierten Mirkte auszurichten. Exemplarisch dafir ist
die HDW-Werft, die vor einigen Jahren Uberlegungen zum Auf-
bau eines Arbeitskriftepools zunichst unterstiitzte, in dem von
Entlassung bedrohte Mitarbeiter fiir neue Aufgaben qualifiziert
und das Innovationspotential des Betriebs vergrofiert werden
sollte. Noch vor Beginn der Modellphase wurde das staatlich fi-
nanzierte Projekt Ende 1981 jedoch abgebrochen. Statt Innova-
tion der Produktion und Verbesserung der Qualifikation der Be-
legschaft stehen nun Massenentlassungen an. :

Der gesellschaftliche Bedarf fir zukunftsorientierte Produkter-
weiterung der Werften ist schon da. Und auch die Finanzierung ei-
ner Strategie in diese Richtung gelenkten qualitativen Wachstums
ist kein uniiberwindbares Problem, bedenkt man nur, daf die von
den Grofiwerften aktuell geplanten Massenentlassungen (weit
tiber 5000 Beschiftigte, und gewifl noch einmal eine gleich grofle
Zahl im Zulieferbereich) gesellschaftliche Kosten und Steueraus-
fille von 300~500 Millionen DM pro Jahr zur Folge haben und die
rationellere Energieverwendung hohe Kostenersparnisse ermog-
licht. ‘

Die privatwirtschaftliche Struktur der Grofiwerften ist in der.
Vergangenheit das entscheidende Hindernis fiir eine zukunftsori-
entierte Produktionserweiterung gewesen. Vergesellschaftete Be-
tricbe kénnen andere Kriterien als den ausschliefilichen Mafistab
einzelwirtschaftlicher Rentabilitit beriicksichtigen. Die Vergesell-
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schaftung der Groflwerften, eingebettet in eine staatliche Strategie
qualitativen Wachstums, ist daher eine wichtige Voraussetzung fiir
die Erweiterung der Werftproduktion um zukunftsorientierte Fer-
tigungen.

Ein Organisationsvorschlag

Bei der Vergesellschaftung der Grofiwerften ist zu beriicksichti-
gen, daf angesichts der Vielfalt der Produkte und der zukiinftigen
Produktionsfelder die Produktionsstruktur und Fertigungspro-
gramme sehr stark variieren. Dies erfordert eine groffle Entschei-
dungskompetenz auf dezentraler Ebene. Andererseits ist eine lang-
fristige Abstimmung der Produktionskapazititen und der Investi-
tionen unverzichtbar.

Aus diesem Grund schlagen wir die Bildung einer nationalen
Werft AG vor, an der die Bundesregierung einerseits und die vier
norddeutschen Kiistenlinder andererseits jeweils zur Hilfte betei-
ligt sind. Diese Werft AG gliedert sich in fiinf Betriebsfithrungsge-
sellschaften, die den jetzigen Unternehmen entsprechen.

Die Betriebsfithrungsgesellschaften stellen Produktions-, Inve-
stitions- und Personalbedarfspline auf. Diese werden vom Werft-
Rat zur kurz- und langfristigen Kapazitits- und Investitionspla-
nung zusammengefafit. Besondere Bedeutung kommt der Koordi-
nation und Konzentration der Forschungs- und Entwicklungsakti-
vititen zu.

Im Rahmen der norddeutschen Kiistenkonferenz ist die Ent-
wicklung der Werften in eine regionale Entwicklungsstrategie ein-
zubetten. Dabei sind auch die Belange der privaten Werften zu be-
riicksichtigen. Ein Verdringungswettbewerb der privaten durch
die staatlichen Betriebe findet nicht statt.

Sowohl fiirr die Werft AG wie die Betriebsfithrungsgesellschaf-
ten gilt die qualifizierte Mitbestimmung nach dem Montanmitbe-
stimmungsgesetz.

Neben einer zentralen Férderung der Forschungs- und Entwick-
lungstitigkeiten im Rahmen der Werft AG ist das heute schon in
den Betrieben und bei den Belegschaften vorhandene Innovations-
potential gezielt zu stirken.

Die Bildung von Arbeitskreisen >Alternative Fertigung« in den
Betrieben und wihrend der Arbeitszeit wird unterstiitzt. Dariiber
hinaus sind die Uberlegungen zur Bildung eines Arbeitskrifte-
und Qualifizierungspools aufzugreifen, in dem Teile der Beleg-
schaften im Rahmen eines Innovationskonzepts an Umschulungs-
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und Weiterbildungsmafinahmen bei voller Bezahlung teilnehmen
konnen. Dadurch wird die Qualifikationsstruktur der Werftbeleg-
schaften gerade im Hinblick auf die Erweiterung der Schiffbau-
produktion um zukunftsorientierte Produktionsfelder verbessert.
Dies stellt eine sinnvolle Alternative zu Entlassungen und Kurzar-
beit dar.

ORGANISAT IONSMODELL DER “WERFT-AG"

HDW
BFG 1
—‘ AG Weser }— Bund ng;ggiutscne
BFG 2
-
g 50 % 50 %
g
] BFG 3
B Werft AG*
™NSW montanmitbestimmt
=
g BG4
Blohm und |
VoB
BFG 5 GL25% 554
3R 25 %
Iam 25 % Werft-Rat Beratung norddeutsche
istenkonferenz

3eschiul

Kapazitats- und
Investitionsplan
Produktions-
abstimmung

die Prozentanteile sind Sitzanteile an dem jewsiligen Gremium

Als besonderes Problem erweist sich die Werftsituation in Bre-
merhaven. Hier konnte die Schichau AG nur durch massive Sub-
vention und Kapitalbeteiligungen des Landes Bremen (38 %) bis-
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lang vor dem Konkurs bewahrt werden. Die ungiinstige Lage
macht eine Betriebsverlegung und eine Fusion mit der Rickmers
Werft notig. Bei Ausweitung zukunftsorientierter Produktion ist
diese Fusion auch bei Erhalt aller Arbeitsplatze moglich. Es ist zu
tiberlegen, ob ein solcher neuer Betrieb als weitere Betriebsfith-
rungsgesellschaft in die Werft AG eingegliedert wird.

Die Werft AG wird entsprechend diesem Vorschlag mit ihren
Betrieben aus den Stahlkonzernen ausgegliedert. Als einziges Un-
ternehmen gehort die Vulkan Werft nicht zu Stahlkonzernen. Hier
erfolgt die Ubernahme der noch verbleibenden Anteile des Thys-
sen-Bornemisza-Konzerns durch die Werft AG. Subventionen und
Kredite des Landes und des Bundes sind in Beteiligungen umzu-
wandeln. Bei dem danach noch verbleibenden geringen Anteil von
Thyssen-Bornemisza — schon jetzt liegt der Anteil unter 75% — er-
folgt eine Entschidigung entsprechend unserem Vorschlag zur
Vergesellschaftung der Stahlindustrie.
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Exkurs:

Auflenwirtschaftliche Risiken einer alternativen
Wirtschaftspolitik: Das Beispiel Frankreich

Gegen die Alternativvorstellungen des Memorandums wird hiufig
eingewandt, dafl die starke internationale Wirtschaftsverflechtung
der BRD einer solchen binnenorientierten Strategie entgegen-
stiinde. Eine binnenwirtschaftliche Nachfragebelebung verpuffe
zu einem erheblichen Teil in Importsteigerungen, die internatio-
nale Wettbewerbsfihigkeit der BRD wiirde unter den Kostenbela-
stungen einer Alternativstrategie leiden und u. U. bestiinde die Ge-
fahr einer Kapitalflucht aus der BRD. Gegen diese Vermutungen
lassen sich zwar plausible Gegeniiberlegungen anstellen (vgl.
hierzu Memorandum ’82, S. 135ff.), die Gefahr einer auflenwirt-
schaftlichen Konterkarierung einer binnenwirtschaftlichen Alter-
nativstrategie ist jedoch nicht von der Hand zu weisen. Am Bei-
spiel Frankreichs besteht nun die Moglichkeit, die auflenwirt-
schaftlichen Risiken einer nachfrageorientierten, expansiven Wirt-
schaftspolitik einzuschitzen und die Wirksamkeit von Schutzmafi-
nahmen zu beobachten. Allerdings ist eine undifferenzierte Uber-
tragung der franzosischen Erfahrung auf die westdeutschen
Verhiltnisse nicht méglich. Denn erstens verfigt Frankreich tiber
einen relevanten nationalisierten Sektor (incl. Banken), iiber den
auch auflenwirtschaftliche Einfliisse zumindest teilweise gesteuert
werden kénnen. Zum zweiten setzte die franzdsische Regierung in
starkem Mafle auf die Ankurbelung des privaten Verbrauchs, ins-
besondere bei unteren Einkommensschichten. In diesem Bereich
bestand in Frankreich ungleich mehr noch als in der BRD ein er-
heblicher Nachholbedarf. Dagegen liegt ein Schwergewicht der
Alternativstrategie des Memorandums in der Férderung eines qua-
litativen Wachstums mit Investitionen in gesellschaftlichen Defizit-
bereichen, die iiberwiegend nur binnenwirtschaftlich bedient wer-
den konnen. Und schlieflich diirfte die internationale Wettbe-
werbsfihigkeit der BRD-Unternehmen insgesamt hoher sein als
jene der franzésischen Wirtschaft. Unter Beriicksichtigung dieser
und weiterer Unterschiede erscheint es sinnvoll, die auflenwirt-
schaftlichen Erfahrungen Frankreichs auszuwerten, zumal auch
die franzssische Wirtschaft in hohem Mafle mit der Weltwirtschaft
verflochten ist.
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Binnen- und auflenwirtschaftliche Mafinahmen der
franzosischen Linksregierung

Ein Schwerpunkt der ersten wirtschaftspolitischen Mafinahmen
der franzosischen Wirtschaftspolitik seit dem Amtsantritt Mitte-
rands im Mai 1981 lag zunichst auf der Stirkung der konsumtiven
Nachfrage: Mehrfach wurde der staatlich garantierte Mindestlohn
(SMIC) erhoht, eine Mafinahme, die z. B. fiir die betroffenen Ein-
kommensgruppen 1982 eine reale Kaufkraftsteigerung von 3,2%
bewirkte. In die gleiche Richtung wirkte eine 20 %-Erhshung der
Familien- und Wohnungsbeihilfen. Hinzu kommt ein staatliches
Beschiftigungsprogramm, das insbesondere Anreize zur Neuein-
stellung arbeitsloser Jugendlicher und anderer sogenannter Pro-
blemgruppen auf dem Arbeitsmarkt bietet und eine iiber die
39 Stundenwoche hinausgehende Arbeitszeitverkiirzung fordert.
Als Beispiele hierfiir seien angefiihrt:

— Bei Unternehmen, die Arbeitnehmer unter 26 Jahren, allein-
stehende Frauen oder Dauerarbeitslose tiber 45 Jahre einstellen,
wird der Arbeitgebersozialversicherungsbeitrag vom Staat zu 50%
iibernommen. Méglicher Beschiftigungseffekt: 280000 Personen

— Bei Einstellung von Jugendlichen unter 20 Jahren wird der
Beitrag zur Sozialversicherung vollstindig vom Staat iibernom-
men. Méglicher Beschiftigungseffekt: 120000 Personen

— Kiirzt eine Firma die regulire Arbeitszeit von 39 Stunden um
zwei bis drei Stunden und stellt hierfiir neue Arbeitskrifte ein, so
bezahlt der Staat fiir jede Neueinstellung fiir ein Jahr 75 % und fiir
ein weiteres Jahr 25% der Sozialbeitrige.

Zusitzlich zu diesen Mafinahmen fordert die franzésische Re-
gierung auch die investive Komponente der Gesamtnachfrage, ins-
besondere mit Blick auf die Stirkung der internationalen Wettbe-
werbsfahigkeit der franzésischen Industrie. Ein 20,2 Mrd FF
Programm soll der Modernisierung des verstaatlichten Sektors
dienen und fortgeschrittene Technologien fordern. Schliefilich
wurde der Etat fiir Forschung und wissenschaftliche Ausbildung
1982 um 30% erhsht und ein Zuwachs von Stellen fiir Wissen-
schaftler in der 6ffentlichen Forschung um jihrlich 4,5% beschlos-
sen.

Die auflenwirtschaftliche Absicherung der versuchten binnen-
wirtschaftlichen Mafinahmen konzentriert sich auf Regelungen,
die spekulativen Kapitalbewegungen und der Kapitalflucht Einhalt
gebieten sollen:
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~ Einschrinkung der Frist fiir Devisenterminkiufe von 2 auf
1 Monat, d.h. franzésische Importeure kénnen erst 1 Monat vor
dem festgelegten Zahlungstermin die benstigte Fremdwihrung am
Marke beschaffen.

— Fremdwihrung, die zu kurzfristigen Zahlungen benétigt
wird, darf frithestens 2 Tage vorher gekauft werden.

- Fremdwihrung, die Exporteure erhalten, soll innerhalb eines
Monats in FF konvertiert werden.

- 75% franzésischer Auslandsdirektinvestitionen mit einem Be-
trag von iiber 1 Mio FF miissen in fremder Wihrung getitigt wer-
den, d.h. kénnen nicht durch Kapitalexport finanziert werden.

- Kiufe von in Fremdwihrung denominierten Wertpapieren
miissen mit Erlosen aus Verkidufen auslindischer Wertpapiere, die
in Frankreich gehalten werden, getitigt werden.

Im Bereich des Waren- und Dienstleistungsverkehrs werden vor-
erst keine entscheidenden Reglementierungen vorgenommen. Die
Propagierung der Maxime »Zuriickeroberung des franzosischen
Marktes« sowie »Kauft franzésische Produkte« sollen das Inter-
esse der Nachfrager von Investitions- und Konsumwaren verstirkt
auf inlindische Erzeugnisse lenken. :

Das wirtschaftliche Alternativprogramm der franzésischen Re-
gierung kann sich auf einen bedeutenden, nach dem Wahlsieg
noch erheblich erweiterten staatlichen Sektor stiitzen. Die zusitz-
liche Verstaatlichung wichtiger Industriekonzerne, Banken und Fi-
nanzgesellschaften war u. a. eine Antwort auf die sich zuspitzende
Krise, denn die Vergangenheit zeigte, daf der offentliche Sektor
ein wichtiges Element der wirtschaftlichen Entwicklung darstellt.
So war das Investitionsniveau der nationalisierten Unternehmen
erheblich hoher, als das der privaten. In den Jahren 1974-1980
steigerten die offentlichen Unternehmen ihr Investitionsvolumen
um 91%, wogegen das Volumen der privaten Unternehmen um 5%
absank. Der offentliche Sektor entwickelte sich so zu einer ent-
scheidenden Triebkraft technologischer Innovationen. Mit seiner
Ausweitung strebt die Regierung eine Verbesserung der Lenkungs-
moglichkeiten der wirtschaftlichen Entwicklung an, um iber die
Erhshung der industriellen Dynamik die Krise bewiltigen zu kon-
nen. Die staatliche Ubernahme von fiinf Industriekonzernen sowie
bedeutender Unternehmen der Riistungs- und Stahlindustrie soll
durch die fast vollstindige Nationalisierung des Bankensektors so-
wie zweier grofler Finanzgesellschaften Unterstiitzung finden.
Dem Bankensektor obliegt die Aufgabe, die fortschrittlichen Ziel-
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setzungen der neuen Politik stirker als in der Vergangenheit durch
eine entsprechende Kreditpolitik zu unterstiitzen. Durch diese
Mafinahmen konnte das Gewicht des 6ffentlichen Sektors in eini-
gen Industriezweigen wesentlich gesteigert werden. In Tabelle 1 ist
der prozentuale Anteil der &ffentlichen Unternehmen wichtiger
Branchen am jeweiligen Branchenumsatz vor und nach den Natio-
nalisierungen wiedergegeben.

Tabelle 1 : ‘
Die Bedeutung der ¢ffentlichen Unternebmen in Frankreich
(in % des jeweiligen Branchenumsatzes)

Branche ‘ vor nach
der Nationalisierung
1981
Eisenindustrie 1 80
Stahlhiittenwesen 1 58
Metallgewinnung und -verarbeitung 13 63
Chemische Grundstoffindustrie 23 54
Textilfaserindustrie 0 75
Kunststoffverarbeitung 4 15
Pharmacie 9 28
Glas 0 35
Gieflereien 4 22
Werkzeugmaschinen 6 12
Rustungsindustrie 58 75
Biiromaschinen u. EDV 0 36
Elektrische Gerite 0 26
Elektronische Haushalts- und Ausriistungsgerite 1 44
Haushaltsausstattung 0 25
Schiffsbau 0 17
Flugzeugbau 50 84

Quelle: La Vie Frangaise, in: Economie & Politique, Nr. 62, Juni 1982, S.73

Die auflenwirtschaftliche Bedeutung des verstaatlichten Bereichs
ist dabei in den verschiedenen Branchen recht unterschiedlich (Ta-
belle 2). Insgesamt wickeln 6ffentliche Unternehmen bei den Im-
porten 19% und bei den Exporten 13% der Umsitze ab. Im Ener-
gie- sowie Straflen- und Schienenfahrzeugbereich hat der sffentli-
che Sektor einen relativ hohen Anteil.

Bei der Beurteilung des Ausmafles der Nationalisierungen ist
aber zu beriicksichtigen, daf} es hinter den Forderungen des ge-
meinsamen Regierungsprogramms der Franzésischen Kommuni-
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stischen Partei und der Sozialistischen Partei vom Juni 1972 zu-
riickgeblieben ist.

Tabelle 2
Anteil Gffentlicher Unternebmen am Auﬁenbandel
Branche off. Importe 8ff. Exporte
in % der in % der
Gesamtim-  Gesamtex-
porte porte
Nahrungsmittel 2,9 0,3
Energie 52,0 24,2
Industrie insgesamt 16,6 17,5
davon:
Halb- und Vorfabrikate 20,2 22,2
Ausriistungsgiiter . Unternehmenssektor 20,2 9,9
Straflen- und Schienenfahrzeuge 29,4 34,2
Gebrauchsgiiter (langl. Verbrauch) 16,7 11,3
Verbrauchsgiiter (kurzl. Verbrauch) 2,3 0
Grofihandel, industriell. 3,1 0

Quelle: siehe Tabelle 1

Erfolge und Probleme der franzosischen Alternativpolitik
im Vergleich zu den wichtigsten Handelspartnern

Aus Tabelle 3 ist zu ersehen, dafl die wirtschaftliche Entwicklung
Frankreichs im Vergleich zu seinen Haupthandelspartnern sich
1982 relativ giinstig gestaltete. Die Arbeitslosigkeit stieg in Frank-
reich 1982 erheblich langsamer als in den anderen wichtigen Indu-
strielindern. In den letzten drei Monaten ist die Arbeitslosigkeit
sogar leicht gesunken, ein Erfolg, der gegen den vorherrschenden
internationalen Trend erzielt wurde.

Und zugleich ist es erstmals seit Jahren gelungen, die Inflations-
rate wieder unter die 10% zu driicken, und dies bei einer expansi-
ven staatlichen Wirtschaftspolitik. Die Dauerhaftigkeit solcher er-
ster Erfolge kann hier nicht abgeschitzt werden, denn es bleibt
unsicher, inwieweit der einmal eingeschlagene expansive Kurs
konsequent fortgefiithrt wird. So zeigt der Haushalt 1983 nicht
mehr die gleiche expansive Dynamik wie zuvor und die Regierung
setzt bei der Konjunkturankurbelung zunehmend auf die Forde-
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Tabelle 3 :
Indikatoren der 6konomischen Lage Frankreichs und seiner wichtig-
sten Handelspartner (Ende 1982)

Land BIP/BSP  Industrie- Arbeits-  Verinderung

real produktion losenquote der
Arbeits-

losenquote*
USA -1,3 -7,3 10,6 + 30
BRD -1 — 5,6 7,2 + 50
Italien 0 ~ 5,5 8,6 + 14
Grofibritannien + 0,7 — 1,4 12,9 + 18
Belgien - 2,0 — 4,2 13,5 + 22
Frankreich + 1,7 —2,3 8,3 + 6

* 1982 gegeniiber dem Vorjahr in %

Quelle: OECD, Main Economic Indicators, Paris, Januar 1983; Danset, D., Vers
une quatriéme année de recession dans le monde capitaliste, in: Economie & Poli-
tique, Nr. 69, S. 7 ff; SVR 1982/83, Tab. 1

rung der Investitionen. Dies kann sich insofern als problematisch
erweisen, als bereits 1982 trotz realer Einkommenssteigerung der
unteren Einkommensschichten bei vielen Arbeiterhaushalten eine
reale Kaufkraftschwichung um ca. 2,5% feststellbar war. Dies
diirfte u. a. eine Folge einer Arbeitszeitverkiirzung auf 39 Stunden
sein, die nur fiir die unteren Einkommensschichten einen vollen
Lohnausgleich vorschrieb. Ein zunehmendes Problem diirfte lin-
gerfristig auch die wachsende Auslandsverschuldung Frankreichs
werden, die auf eine ernste Gefihrdung des franzosischen Ver-
suchs durch die auflenwirtschaftliche Flanke verweist.

Auﬁenwirtséhafdiche Gefahren fiir die franzésische
Wirtschaftspolitik

Die franzosische Wirtschaftspolitik sieht sich einem internationa-
len Umfeld ausgesetzt, in dem die wichtigsten Konkurrenzlinder
Frankreichs auf eine Stirkung der internationalen Wettbewerbspo-
litik mittels eines Lohn-Sozial- und Spardumpings setzen, mit dem
Ziel, den dadurch im Innern verursachten Nachfrageausfall iiber
den Export zu kompensieren. Der expandierende franzosische
Marke bildet unter diesen Umstinden eine Oase in der Wiiste sta-
gnierender Mirkte, auf den sich die Exportanstrengungen der Kon-
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kurrenten konzentrieren. In dem Umfang, wie die franzésische
Nachfragebelebung in mehr Importe wandert, wird jedoch die in-
nere Produktionsbelebung , und Beschiftigungsausweitung ge-
bremst und Arbeitslosigkeit importiert. Dies gilt insbesondere,
wenn strukturelle Schwichen der franzosischen Industrie und
stagnierende Auslandsmirkte eine kompen51erende Exportsteige-
rung nicht zulassen.

Die Bedeutung der verschiedenen Linder bzw. Regionen fiir
den franzssischen Auflenhandel lassen sich anhand folgender An-
gaben verdeutlichen:

Tabelle 4
Prozentualer Anteil verschiedener Linder/Regionen am franzo-
sischen Auflenbandel im Jabre 1981

Import  Export

EG insgesamt 45,3 48,2
darunter:
BRD ' 16,0 14,8
Ttalien 9,0 11,4
Niederlande 5,8 4,4
Belgien/Luxemburg 7,5 8,3
Groflbritannien 5,4 7,1
USA 8,2 5,5
Japan : 2,3 1,0
OPEC 18,1 10,2

Quelle: INSEE, Rapport sur les comptes de la Nation de I'année 1981, Tome II,
S. 207

Die Exporte werden annihernd zu 50% mit der EG abgewik-
kelt, wobei die BRD mit ca. 15% den ersten Platz einnimmt. Ca.
45% der Importe bezieht Frankreich aus den Lindern der EG, die
deutschen Einfuhren haben einen Anteil von 16%. Die BRD
konnte ihre Ausfuhren nach Frankreich insbesondere seit dem In-
krafttreten des Europiischen Wihrungssystems (EWS) erheblich
steigern.

So erhohten sich die franzésischen Einfuhren aus der BRD von
1979 bis 1981 um ca. 26 % (zu laufenden Preisen), wihrend sich
dié deutschen Beziige aus Frankreich im gleichen Zeitraum ledig- -
lich um 13,4 % erhohten. Im Jahre 1982 erhohte sich das Defizit in
der gesamten Handelsbilanz um ca. 50% (1981: ca. 104 Mrd FF;
1982: itber 150 Mrd FF).
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Tabelle 5
Salden der franzésischen Handelshilanz mit wichtigen Regionen
und Handelspartnern (in Mrd FF)

1981 1. Halbjahr 1982
1982

Defizit insgesamt — 104,134 — 63,140 — 150,000
davon: EG - 31,370 —28,160 -
darunter:

BRD — 23,019 -17,500 — 44,600

Italien + 3,609 - 1,040 -

Niederlande — 13,503 — 8,320 -

Belgien/Luxemburg — 3,384 - 2,950 -

Grofbritannien + 3,271 + 0,640 -
USA - 22,932 — 13,760 — 25,000
Japan — 9,340 - 6,010  — 13,000
OPEC — 62,285 —23,760 —

Quelle: INSEE, Rapport sur les comptes de la Nation de Pannée 1981, Tome.II,
S. 206; Banque de France, Bulletin Trimestriel de la Banque de France No. 44,
September 1982, Tableau 44; FR vom 20. 1. 83 und eigene Berechnungen

Wie Tabelle 5 zeigt, wird das Defizit der franzésischen Han-
delsbilanz wesentlich durch den Austausch mit der BRD, den USA
sowie den OPEC-Staaten bestimmt, aber auch zunehmend durch
den Handel mit Japan. Offensichtlich gelang es vor allem der Ex-
portindustrie der BRD im Jahre 1982, die Marktbelebung in
Frankreich zu nutzen und »erfolgreich« Arbeitslosigkeit nach
Frankreich zu exportieren.

Ein Beispiel fir die Abschopfung neugeschaffener Nachfrage
durch die auslindische Konkurrenz bietet der franzésische Auto-
mobilmarke: Dieser wuchs 1982 im internationalen Vergleich iiber-
durchschnittlich mit einer Wachstumsrate von 12,1%. Die franzé6-
sischen Autohersteller mufiten sich jedoch mit einem Zuwachs von
8 % begniigen, wihrend der Import von Fahrzeugen um 22 % stieg.

Unter beschiftigungspolitischen Aspekten stellen fiir Frankreich

- weniger die Defizite mit den OPEC-Lindern, als vielmehr jene
mit den fihrenden Industrielindern ein Problem dar. Wihrend die
Arbeitsteilung mit der OPEC namlich tiberwiegend komplementi-
rer Natur ist, hat der Austausch mit der BRD, den USA und Japan
iiberwiegend substitutiven Charakter, d.h. die von dort importier-
ten Produkte kénnen auch im Inland erstellt werden und somit
dort Arbeitsplitze schaffen.
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Auch der Saldo des langfristigen Kapitalverkehrs entwickelte
sich insgesamt negativ fiir Frankreich. Die Nettokapitalexporte
des Jahres 1980 in Hohe von 4,536 Mrd FF erhshten sich im Jahre
1981 auf 11,388 Mrd FF, wobei besondere Steigerungsraten bei
den Direktinvestitionen des Banken- und privaten Sektors — der
Nettokapitalimport im Jahre 1980 in Hohe von 801 Mio FF ver-
wandelte sich im Jahre 1981 zu einem Nettokapitalexport von
3900 Mio FF - sowie den Portfolioinvestitionen — hier die Net-
toexporte von 1,138 Mrd FF (1980) auf 5,675 Mrd FF (1981) — zu
verzeichnen waren. Insbesondere in den ersten 4 Monaten des Jah-
res 1981, also vor dem Regierungswechsel und vor dem Inkrafttre-
ten der Devisenkontrollen flossen hohe Betrige ins Ausland.

Diese Entwicklung setzte sich aber auch im Jahre 1982 fort.
Nach der Einfihrung der Devisenkontrollen versuchte das Kapital
verstirke, auf illegalen Wegen ins Ausland zu gelangen. Das Volu-
men des aufler Landes geschaffter: Kapitals wird fiir den Zeitraum
Mitte 1981 bis Mitte 1982 auf ca. 33 Mrd FF geschitzt.

Eine der bevorzugten Methoden des Kapitalexports findet im
Rahmen der Geschiftsbeziehungen zwischen Mutter- und Toch-
tergesellschaften Anwendung.

Durch die Manipulierung sog. Verrechnungspreise wird die Kapi-
talflucht in grofem Ausmaf betrieben. So konnte am Beispiel von
Zollstatistiken nachgewiesen werden, daff Chemie-Unternehmen
Penicillin zum Preis von FF 661 je Kilo importierten, wihrend sie
gleichzeitig das gleiche Produkt zum Preise von FF 103 exportierten.
Uberfakturierung der Importe und Unterfakturierung der Exporte
gewihrleisten so eine »legale« Kapitalausfuhr und tragen zugleich
zur weiteren Verschlechterung der Handelsbilanz bei. Hinzu
kommt, dafl durch dieses Verfahren Gewinne ins Ausland transfe-
riertund damit dem Staat Gewinnsteuern entzogen werden.

Eine weitere Quelle der Steigerung des Kapitalexports findet
sich im Bereich des internationalen Dienstleistungsverkehrs. Nach-
dem franzosische Firmen Tochtergesellschaften im Ausland ge-
griindet haben, erwerben sie von diesen Lizenzen und Patente, fiir
deren Verwertung entsprechende Gebiihren an die auslindische
Tochter gezahlt werden. Diese Praxis verinderte die franzésische
Dienstleistungsbilanz, die in der Vergangenheit stets im Uber-
schufl war und dadurch das Defizit der Handelsbilanz ausgleichen
half, entscheidend. Der Uberschuff des Jahres 1980 in Hohe von
37 Mrd FF verringerte sich im Jahr 1981 auf 32 Mrd FF und
schrumpfte 1982 gar auf 8 Mrd FF.
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Im Rahmen des kurzfristigen Kapitalverkehrs stand die Eindidm-
mung spekulativer Transaktionen im Mittelpunkt. Diese traten vor
allem im Zusammenhang mit den Parititsanpassungen im EWS
auf. Nach dem Regierungswechsel wurden drei Anpassungen, de-
ren Notwendigkeit sich u.a. aus den stark divergierenden Infla-
tionsraten der am System beteiligten Linder, insbesondere zwi-
schen der BRD und Frankreich ergab, vorgenommen. Mit den
Anpassungen waren immer mehr oder weniger starke Spekulatio-
nen gegen den Franc verbunden. Die Spekulation ist im Rahmen
eines Festkurssystems fiir liquide multinationale Unternehmen,
insbesondere unter den Bedingungen verspiteter und/oder unzu-
reichender Anderungen, eine sichere Quelle der Profitumvertei-
lung zu ihren Gunsten. Befindet sich eine abwertungsverdichtige
Wihrung, in diesem Fall der Franc, einmal am unteren Interven-
tionspunkt, bleibt der Zentralbank — will sie nicht abwerten — nur
die Moglichkeit zu intervenieren und so den Franc zu stiitzen. Der
franzosische Spekulant erwirbt in dieser Situation auslindische
Wihrungen zu einem giinstigen Kurs. Wird der Franc schliefflich
doch abgewertet, tauscht er die so erworbenen Devisen wieder in
Franc zuriick. Da der Wert des Franc nun gefallen ist, erhile der
Spekulant durch diese Operation mehr Franc zuriick, als er vor-
mals zum Erwerb der Devisen verausgaben mufite. Die Spekula-
tion verstirkt den Abwertungsdruck, da durch sie das Angebot an
Franc auf den Devisenmirkten bei schwacher Nachfrage steigt
und somit der Preis des Franc (Kurs) nach unten tendiert. Je mehr
also gegen den Franc spekuliert wird, um so wahrscheinlicher wird
der Erfolg der Spekulanten. Getitigt werden diese Spekulationen
zunehmend von »iiberliquiden« multinationalen Unternehmen, die
die ihnen aus Profitsteigerungen zufliefenden Mittel dazu nutzen,
durch internationale Finanztransaktionen Wechselkursgewinne zu
erzielen.

Das Ausmafl solcher Kapitalbewegungen veranschaulicht das
Beispiel des Monats Dezember 1982. Das hohe franzésische Han-
delsbilanzdefizit, insbesondere gegeniiber der BRD, fiihrte zu ei-
nem starken Druck auf den Franc. Durch massive Interventionen
am Devisenmarkt verlor die franzésische Zentralbank innerhalb
von 5 Wochen ca. 13 Mrd Franc. Zur Realisierung dieser Transak-
tiogen wurden umfangreiche Kredite im Ausland aufgenommen.
Die Reduzierung des Devisenbestandes im Jahre 1982 belduft sich
insgesamt auf ca. 26 Mrd FF.
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Schluffolgerungen

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dafl es der neuen Po-
litik trotz massiv destabilisierend wirkenden auflenwirtschaftlichen
Einflussen gelang, erste effiziente Mafinahmen zur Bekimpfung
der Arbeitslosigkeit zu ergreifen. Die rasche Verschlechterung der
* Handelsbilanz und die umfangreiche Kapitalflucht miissen sich
aber mittel- und langfristig konterkarierend auf die neue Wirt-
schaftspolitik auswirken. Kapitalflucht wie Handelsbilanzdefizit
induzieren eine hohe Auslandsverschuldung, die — wie andere Bei-
spiele zeigen — die nationale Autonomie entscheidend einschrin-
ken konnen. Aus diesem Grunde wichst die Notwendigkeit einer
raschen Beendigung dieser fiir die Durchsetzung einer alternativen
Wirtschaftspolitik sehr negativen Entwicklung.

Als Reaktion auf die ungleichgewichtigen auflenwirtschaftlichen
Beziehungen werden folgende Mafinahmen diskutiert. Fiir den Be-
reich des Warenverkebrs:

— staatlich subventionierte Kredite fiir Importeure nur noch fiir
im Land nicht selbst herstellbare Waren;

— Substitution der Importe durch staatlich unterstiitzte inlindi-
sche Produktionsaufnahme;

— verstirkte Orientierung der Beschaffungspolitik nationalisier-
ter Unternehmen auf franzésische Waren;

— verstirkte staatliche Kontrolle des Umstrukturierungsprozes-
ses im Interesse einer auf Befriedigung der inlindischen Bediirf-
nisse ausgerichteten Industriestruktur;

- Revision und Uberpriifung der Technologie- und Handelsab-
kommen (Vereinbarungen), die von den jetzt nationalisierten Un-
ternehmen in der Vergangenheit mit Firmen im Ausland abge-
schlossen wurden;

— Uberpriifung und Korrektur der Funktion auslindischer
Tochterunternehmen nationalisierter Unternehmen;

~ verstirkte Uberpriifung der Importwaren im Hinblick auf die
Erfillung franzosischer Normvorschriften (insbesondere gilt dies
fir die EG [BRD] Importe).

Fiir den Bereich des Kapitalverkebrs:

— stirkere Kontrolle von Kapitalexporten, deren Verbote dann
vorzunehmen sind, wenn damit die Verlagerung von Produktions-
anlagen verbunden ist. Auswirkungen auf Beschiftigung, techno-
logische Entwicklung und Produktionsstruktur in Frankreich miis-
sen beriicksichtigt werden.
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Die zentrale Frage einer alternativen Auflenwirtschaftspolitik
wird aber in der entscheidenden Ausweitung der Einflufnahme
der Beschiftigten auf alle Ebenen der Unternehmen gesehen. So-
lange die Unternehmensleitungen, insbesondere das Finanzmana-
gement, unkontrolliert Transaktionen und Manipulationen vor-
nehmen kénnen, solange wird eine Kapitalflucht via sogenannter
Verrechnungspreise etc. nicht verhindert werden kénnen. Die Aus-
weitung der Kontrolle der auflenwirtschafilichen Beziehungen der
Unternehmen kann zuerst in den verstaatlichten Unternehmen
realisiert und spiter auf den privaten Sektor iibertragen werden.
Inwieweit die diskutierten Moglichkeiten zur besseren Absiche-
rung der auflenwirtschaftlichen Flanke realisiert werden, hingt
weniger von institutionellen und gesetzlichen Grenzen als viel-
mehr von der Weiterentwicklung der politischen Diskussion und
den Aktionen der franzosischen Arbeitnehmer ab. Als Erfahrung
fiir Uberlegungen einer alternativen Wirtschaftspolitik in der BRD
laft sich zunichst festhalten, daf trotz aufenwirtschaftlicher Ge- .
fahrdungen eine expansive Wirtschaftspolitik Beschaftigungser-
folge zu verzeichnen hat und das hiufig prophezeite Wirtschafts-
chaos ausgeblieben ist. Das grofie Gewicht, das im Memorandum
auf ein qualitatives Wachstum in gesellschaftlichen Defizitberei-
chen und in Bereichen des kollektiven Konsums gelegt wurde,
stirkt im Zusammenhang mit der auf einem hohen Qualifikations-
niveau und einem hohen technologischen Standard basierenden
hohen westdeutschen Wettbewerbsfihigkeit dariiber hinaus die
Vermutung, dafl eine alternative Wirtschaftspolitik in der BRD re-
lativ geringeren auflenwirtschaftlichen Gefihrdungen ausgesetzt
wire. Auf der anderen Seite zeigen die franzésischen Erfahrun-
gen, dafl frithzeitig Mafinahmen zur aufenwirtschaftlichen Absi-
cherung diskutiert — hier besteht in der BRD sicherlich noch ein
Defizit — und ergriffen werden miissen. Das Fehlen eines groflen,
die Schliisselbereiche umfassenden, verstaatlichten Sektors in der
BRD konnte sich bei der aulenwirtschaftlichen Absicherung einer
alternativen Politik in der BRD als ein wesentliches institutionelles
Erschwernis erweisen.
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Teil B

Schwerpunktthemen 1983



I. 35 Stunden sind genug!

Abbau der Massenarbeitslosigkeit und
Verbesserung der Arbeits- und
Lebensbedingungen durch Arbeitszeitverkiirzung



1. Die Begriindungen fiir eine
Arbeitszeitverkiirzung

1.1 Ohne forcierte Arbeitszeitverkiirzung droht eine
beschiftigungspolitische Katastrophe

1.1.1 Die mittelfristige Beschdftigungsperspektive: Steiler
Anstieg der Massenarbeitslosigkeit

Vor dem Hintergrund der beschiftigungspolitischen Erfahrungen
der vergangenen Jahre hat sich mittlerweile auch in der breiten Of-
fentlichkeit die Einsicht durchgesetzt, daff es sich bei der Massen-
arbeitslosigkeit um ein lingerfristiges Problem handelt, das durch
die vielbeschworenen »Selbstheilungskrifte« des Marktes nicht ge-
lost werden kann. So ist es auch unstrittig, dafl eine mogliche
kurzfristige konjunkturelle Belebung auf die Beschiftigungslage
keinen wesentlichen Einflufl ausiiben wird.

Auf die gegenwirtige Situation von 2,5 Millionen registrierten
Arbeitslosen wurde mehrfach bereits vor Jahren warnend hinge-
wiesen; die reale Entwicklung hat dabei die Befiirchtungen sogar
noch iibertroffen. Wihrend damals diese Befiirchtungen von der
offiziellen Politik ignoriert oder als Schwarzmalerei abgetan wur-
den und nach auflen hin der stereotype Hinweis auf die Beschifti-
gungswirksamkeit der eingeschlagenen marktradikalen Politik ver-
treten wurde, hat sich inzwischen die Argumentationslinie umge-
kehrt: Massenarbeitslosigkeit wird als unvermeidlicher Dauerzu-
stand bis zum Ende der 80er Jahre angesehen. Erst der demogra-
phisch bedingte Riickgang des Erwerbspersonenpotentials in den
90er Jahren begriinde Hoffnungen auf eine Verbesserung. Bis da-
hin gelte es jedoch, sich in das Unvermeidliche zu fiigen und mit
dem Zustand der Arbeitslosigkeit so gut wie méglich zu leben.

Eine solche Strategie des Akzeptierens der Massenarbeitslosig-
keit und des beschiftigungspolitischen Nichtstuns ist im héchsten
Mafle verantwortungslos. Fiir die Arbeitslosen entsteht eine aus-
weglose finanzielle, psychische und soziale Situation. Es droht
eine Verarmung breiter Bevlkerungsschichten und ganzer Regio-
nen. Die Spaltung und Differenzierung der Arbeitnehmer schreitet
fort, die schwichsten Gruppen — so Auslinder, Jugendliche,
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Frauen — werden abgedringt und diffamiert. Aber auch diejenigen,
die (noch) in Beschiftigung stehen, werden existenziell getroffen:
Die Realeinkommensentwicklung weist weiter nach unten, die Ar-
beitsbedingungen verschlechtern sich, in den Betrieben herrschen
Einschiichterung und Angst. Gewerkschaftliche Interessendurch-
setzung wird zunehmend erschwert. Arbeitslosigkeit fuhrt zudem
in der Sozialversicherung und den &ffentlichen Haushalten zu
Steuer- und Beitragsausfillen einerseits sowie zu krisenbedingten
Mehrausgaben andererseits und lift dadurch die Finanzierungsde-
fizite weiter wachsen. Weitere Schritte des Leistungsabbaus und
der sozialen Demontage sind damit vorprogrammiert. Diese Situa-
tion schafft die Voraussetzungen, um im Interesse des privaten Ka-
“pitals eine autoritire Gesellschaft zu errichten, in der sozialstaatli-
che Grundrechte sowie politische Schutz- und Freiheitsrechte
abgebaut sind.

Es wire ein gefihrlicher Trugschluf, der konservativen Behaup-
tung Glauben zu schenken, mit dem gegenwirtigen Niveau von
Arbeitslosigkeit bis zum Ende der 80er Jahre leben, quasi »iiber-
wintern« zu konnen. Alle Anzeichen weisen darauf hin, dafl wir
schon in den nichsten Jahren auf eine beschiftigungspolitische
Katastrophe zusteuern. Selbst unter vergleichsweise giinstigen
Wachstumsaussichten (2,0-2,5 vH) wird Ende der 80er Jahre die
Gesamtzahl der unbeschiftigten Personen bei nahezu 4 Millionen
liegen. Diese Perspektive stellt kein Horrorgemilde dar, das die
um sich greifende Resignation nur noch verstirken konnte, son-
dern beruht auf abschitzbaren Entwicklungen, die im einzelnen
zunichst zu erliutern sind.

Arbeitslosigkeit, und zwar sowohl die registrierte, monatlich ge-
meldete als auch die nicht registrierte (Stille Reserve), errechnet
sich aus der Differenz zwischen der Zahl derjenigen, die bereit
sind, eine Erwerbstitigkeit aufzunehmen (Erwerbspersonenpoten-
tial) und der Zahl der angebotenen Arbeitsplitze. Fir die Hohe
und Entwicklung des Arbeitsplatzangebotes ist das (in Stunden ge-
rechnete) effektive Arbeitsvolumen entscheidend; teilt man das ef-
fektive Arbeitsvolumen durch die gegebene Jahresarbeitszeit, er-
rechnet sich die Zahl der besetzten Arbeitsplitze. Bei unverinder-
ter (Jahres)arbeitszeit entwickeln sich Arbeitsvolumen und Arbejts-
plitze also im Gleichschritt. Ein Zuwachs von Arbeitsvolumen und
Arbeitsplitzen wird durch das Wachstum des Sozialproduktes,
d.h. das Wachstum der Produktion und Bereitstellung von Dien-
sten ausgelost; in die gegenldufige Richtung weist aber zugleich der
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Anstieg der Arbeits(stunden)produktivitit, denn derselbe Output
kann mit einem verringerten Arbeitsinput hergestellt werden.
Ubersteigt nun durch die forcierte Einfithrung von technologisch-
organisatorischen RationalisierungsmafSinahmen die Arbeitspro-
duktivitat das Wachstum der Produktion, verringern sich Arbeits-
volumen und Arbeitsplitze in der Groflenordnung dieser negati-
ven Schere. In Depressionsphasen, in denen — wie 1981 und 1982 -
wachsende Arbeitsproduktivitit und sinkende gesamtwirtschaftli-
che Produktion zusammentreffen, verdoppeln sich beide Effekte
und fithren zu einer drastischen Vernichtung von Arbeitsplitzen.

1.1.2  Die Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials und
des Arbeitsvolumens

In mittelfristiger Perspektive etwa bis 1990 muf nach den Berech-
nungen des Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB)* fur das Erwerbspersonenpotential noch ein starker Anstieg
angenommen werden. Dafiir ist einerseits der Zugang der stark
besetzten Geburtenjahrginge der 60er Jahre auf dem Arbeitsmarkt
verantwortlich, der das Ausscheiden ilterer Arbeitnehmer in den
Ruhestand bei weitem iibersteigt. Zum anderen diirfte auch die
Zah] der auslindischen Beschiftigten weiter zunehmen, so daf§ zu-
sammengerechnet das Potential an Arbeitskriften im Jahr 1990 um
900000 bis 1,3 Millionen Personen grofler sein wird als 1982. Frii-
hestens um die Jahrtausendwende wird sich diese Entwicklung um-
kehren, wenn nimlich durch die Auswirkungen des Geburtenriick-
gangs das Erwerbspersonenpotential dann wieder auf das Niveau
von 1980 absinkt. Schon allein von daher ist es vollig absurd, wenn
derzeit von manchen Kreisen die Befiirchtung eines in wenigen
Jahren zu erwartenden, demographisch bedingten Arbeitskrifte-
mangels an die Wand gemalt wird.

Weit schwieriger als die Zahl der Arbeit suchenden Erwerbsper-
sonen 488t sich die mittelfristige Entwicklung des Arbeitsplatzan-
gebotes abschitzen, weil Wirtschaftswachstum wie Arbeitsproduk-
tivitdit einen ungewissen Verlauf nehmen. Hier lifit sich in
Anlehnung an die Berechnungen des Instituts fiir Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) sinnvoll nur mit Alternativrechnungen,
sogen. Szenarien arbeiten. Wir beziehen uns dabei auf die untere
Entwicklungsvariante des Szenarios, die ein jihrliches Wirtschafts-
wachstum von 2,0 bis 2,5 vH ausweist (vgl. Tabelle 1). Aber schon
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Tabelle 1

Arbeitsmarktbilanz 1965-2000 (in 1000 Personen)

Effektivwerte Erwerbspersonenpotential Arbeitskriftebedarf
1965 26916 26769
1970 26719 26570
1975 26820 25266
1980 27217 25741
Projektionswerte bei konstant bei jahrlichem bei jihrlichem Wirtschaftswachstum

2,5 Mio auslin- Wanderungssaldo der 1980/2000

dischen Er- auslindischen
werbspersonen Bevolkerung 2,0-2,5% l 3,0-35% I 4,0-4,5%
ab 1981
+0 +55000 und jihrlichem Produktivititsfortschritt
(je Erwerbst.)
2,2-29% 3,0-35% 3,5-4,0%

1985 27 800 28020 28170 25120 25740 26240
1990 28070 28490. 28 880 24640 25740 26870
1995 27 400 27940 28620 24270 25740 27520
2000 26370 26930 27 880 24040 25740 28180




diese Rate ist optimistisch gewihlt, wenn man an die riickliufige
Entwicklung des Sozialproduktes in den letzten beiden Jahren.
denkt und beriicksichtigt, daff es sich um einen mittelfristigen
Durchschnittswert handelt, der erneute konjunkturelle Einbriiche
bereits beinhaltet.

Bei der Abschitzung der Entwicklung der Arbeitsproduktivitit
wiirde eine Fortschreibung der geringen Produktivititszuwachsra-
ten der letzten drei Jahre zu falschen Ergebnissen fithren, da durch
Investitionsriickgang, Unterauslastung, Kurzarbeit die Arbeitspro-
duktivitit auf ein statistisch niedriges Maff gesenkt worden ist.
Wenn eine bereits leichte konjunkturelle Belebung eintritt, wird
hingegen ein deutlicher Anstieg zu erwarten sein. Unter den Be-
dingungen eines mittelfristigen Wachstums von 2,0 bis 2,5 vH wird
sich der Produktdivititsfortschritt durch den Einsatz eines breiten
Spektrums von technisch-organisatorischen Rationalisierungsmaf3-
nahmen noch weiter beschleunigen. Vor allem die auf der Mikro-
elektronik basierenden Technologien sind anwendungsreif encwik-
kelt und werden sowohl im industriellen Produktionsprozef als
auch im Dienstleistungs-, Biiro- und Verwaltungsbereich im hohen
Tempo umgesetzt. Aus diesen Griinden ist es plausibel, eine Erho-
hung der Produktivitit (je Erwerbstitigen) von 2,2 bis 2,9 vH an-
zunehmen. Die Arbeitsproduktivitit tibersteigt demnach dauerhaft
das Wachstum um mindestens 0,2 und maximal 0,9 Prozent-
punkte. Im Ausmafl dieser Spanne wird jihrlich der Gesamtbe-
stand an Arbeitsplitzen abgebaut, im Zeitraum von 1980 bis 1990
entspricht dies einem Verlust von mindestens 1,1 Millionen Arbeits-
plitzen.

In Verbindung mit dem Anstieg des Erwerbspersonenpotentials
und dem bereits vorhandenen Arbeitslosenniveau heifit dies, daf§
bis 1990 die registrierte und nicht registrierte (Stille Reserve) Arbeits-
losigkeit auf nabezu 4 Millionen Personen ansteigen wird. Exst wenn
es gelinge, den oberen Entwicklungskorridor des Szenarios zu er-
reichen, bei dem das durchschnittliche jihrliche Wachstum bei 4
bis 4,5 vH liegt, konnte die bestehende Arbeitslosigkeit abgebaut
werden. 1995 wiirde dann das Arbeitsplatzangebot ausreichen, um -
alle Arbeitssuchenden unterzubringen. Aber derart hohe Wachs-
tumsraten sind unrealistisch (vgl. Schaubild).
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Arbeitsmarktbilanz 1965 - 2000

Nio . Nio
2 | /von + 55,000 p.&" 4 2
bei Auslinderwanderungssaldo
3 ’ \ 4
28 4 28
Potential
2k \ 4 27
o -4 2
26 \ /
Bedart p
25 | 4 2
*{zuziiglich + 30,000 p.a, 1988 - 1992)
1965 190 1975 1980 1985 1990 1935 2000

Quelle: W. Klauder, P. Schnur, M. Thon:
Perspektiven 1980-2000, Neue Alternativrechnungen zur Arbeitsmarktentwicklung.
2. Nachtrag zu Quint AB 1 — Niirnberg 1982

1.1.3  Arbeitsmarktentlastung durch Arbeitszeitverkiirzung

Soll das Ziel, die Arbeitslosigkeit abzubauen, nicht nur eine retho-
rische Floskel bleiben, sondern alles daran gesetzt werden, um mdg-
lichst schnell méglichst vielen Arbeitssuchenden einen Arbeitsplatz zu
verschaffen, ergibt sich die zwingende Notwendigkeit, die Arbeits-
zeit zu verkiirzen. Da in den nichsten Jahren das Angebot an Ar-
beitsplitzen allemal begrenzt sein wird, muf) durch Arbeitszeitver-
kiirzung das Arbeitsvolumen umverteilt werden, um mebr Men-
schen eine Beschiftigungsmoglichkeit zu verschaffen. Angesichts
der Dramatik der Arbeitsmarktentwicklung miissen die Arbeits-
zeitverkiirzungen so umfassend und massiv wie moglich sein und
in jedem Jahr erneut greifen, um gesamtwirtschaftlich spiirbar
durchzuschlagen. Die Beschiftigungswirksamkeit stellt das zen-
trale Kriterium bei der Bewertung der unterschiedlichen Formen
der Arbeitszeitverkiirzung dar.
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Mafinahmen, die nur fiir (kleinere) Teile von Beschiftigten gel-
ten, sind aus vielen anderen Griinden sinnvoll und notwendig,
bleiben in ihrem Volumen aber begrenzt. Wird Arbeitszeitpolitik
auf solche Sondermafinahmen (z.B. Freischichten fiir tiber 58jih-
rige dltere Arbeitnehmer) beschrinkt und werden damit zugleich
global wirkende Mafinahmen ausgeschlossen (indem wie z.B. in
der Chemischen Industrie die Wochenarbeitszeit fir alle Beschif-
tigten bis Anfang 1988 weiter festgeschrieben wird), bleibt die Be-
schiftigungslage faktisch unberiihrt.

Bei der Beschiftigungswirksamkeit von Arbeitszeitverkiirzun-
gen missen drei Ebenen unterschieden werden: Es geht erstens um
die Sicherung des vorhandenen Arbeitsplatzbestandes. Dafiir be-
diirfte es nach den oben skizzierten Annahmen einer Arbeitszeit-
verkiirzung, die die Spanne zwischen Produktivitit und Wachstum
schliefit. In absoluten Zahlen bedeutet dies, durch Arbeitszeitver-
kiirzung jihrlich zwischen 60000 und 90000 Arbeitsplitze frei zu
machen, damit zumindest das gegenwirtige Arbeitsplatzniveau ge-
halten wird. Es geht zweitens darum, daf§ durch Arbeitszeitverkiir-
zung der jihrliche Erwerbspersonenanstieg von (im Minimum)
durchschnittlich 120000 eingegliedert wird. Erst dann wird ein
weiteres Ansteigen der Arbeitslosigkeit vermieden. Und es geht
drittens darum, den bestehenden Arbeitslosensockel so schnell wie
moglich abzubauen. Zusammengefafit miifite also durch Arbeits-
zeitverkiirzung jahrlich ein Beschiftigungseffeke von iberschligig
mindestens 440000 Personen erreicht werden, um mittelfristig die
Zahl der registrierten und nicht registrierten Arbeitslosen deutlich
unter das 2 Millionen Niveau zu driicken. ‘

Bei der Verkiirzung der Arbeitszeit werden die Betriebe versu-
chen, den entsprechenden Beschiftigungseffekt, z. B. Notwendig-
keit von Neueinstellungen, zu umgehen oder zu verringern. Als
Gegenreaktionen stehen dabei vor allem zusdtzliche technische und
organisatorische Rationalisierungsmafinahmen und eine weitere
Intensivierung der Arbeitsleistung zur Verfiigung. Es stellt sich
also das Problem, inwieweit die verkiirzte Arbeitszeit tatsichlich
durch Personen ersetzt wird, oder anders herum formuliert, in
welchem Mafle durch Arbeitszeitverkiirzung die Zahl der Beschif-
tigten grofler wird, als sie es ansonsten gewesen wire. Dies soll im
spdteren bei den einzelnen Formen der Arbeitszeitverkiirzung un-
tersucht werden.

Das Plidoyer fiir eine forcierte Arbeitszeitverkiirzung schliefit
die Notwendigkeit einer Politik des qualitativen Wachstums nicht

)
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aus. Im Gegenteil, beide Strategien bedingen einander. Denn Ar-
beitslosigkeit kann ebenso wenig allein durch 6ffentliche Investi-
tions- und Beschiftigungsprogramme wie allein durch Arbeitszeit-
verkiirzung abgebaut werden. Es ist deshalb verfehlt, hier einen
Gegensatz zu konstruieren oder die Arbeitszeitverkiirzung als All-
heilmitte! hochzustilisieren.2 Ohne wirtschaftliches Wachstum, in
einer Situation der Stagnation, kommt es ja bereits durch den An-
stieg der Arbeitsproduktivitit zu einer umfassenden Vernichtung
von Arbeitsplitzen. Bei einem Schrumpfen des Sozialproduktes
schlidgt der Riickgang der Produktion noch zusitzlich auf den Ar-
beitsplatzabbau durch. In einer solchen dramatischen Situation
kénnen durch Arbeitszeitverkiirzung gar nicht so viele Beschifti-
gungseffekte bewirkt werden, wie auf der anderen Seite durch die
wirtschaftliche Talfahrt, d.h. durch Konkurse, Betriebsstillegun-
gen, Massenentlassungen, Arbeitsplidtze vernichtet und Arbeitslose
produziert werden. Zur Sicherung der Beschiftigung und zur
Schaffung neuer Arbeitsplitze ist deshalb eine Beschiftigungspoli-
tik durch Gewihrleistung eines gualitativen Wachstums unverzicht-
bar. Abgezielt wird ja gerade darauf, brachliegende Produktions-
kapazititen zu nutzen und Arbeitsplitze in Bereichen gesellschaft-
lichen Mangels und der umwelt- und energiepolitischen Zukunfts-
vorsorge zu schaffen. Verantwortlich fiir eine derartige, aktive
Beschiftigungspolitik ist vornehmlich die Bundesregierung; sie
kann und darf mit der Forderung nach Arbeitszeitverkiirzung
nicht aus ihrer Verantwortung entlassen werden.

Der enge Zusammenhang zwischen Beschiftigungspolitik und
Arbeitszeitverkiirzung weist auch auf die Notwendigkeit hin, Ar-
beitszeitverkiirzung durch Lohnausgleich finanziell abzusichern,
so daf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage erhalten bleibt. Bei
den vielfsltigen Appellen zum Lohnverzicht wird diese gesamtwirt-
schaftliche Wechselwirkung regelmifig iibersehen. Ohne Lohn-
ausgleich wirden Arbeitsplitze nimlich wieder vernichtet, da
durch den Nachfrageriickgang die Produktion abfillt.

Die Notwendigkeit einer forcierten Arbeitszeitverkiirzung leitet
sich aus einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung der Arbeitsmarkt-
lage und -entwicklung ab, bei der aus der Summe der einzelbe-
trieblichen Bewegungen ein globales, aggregiertes Bild entsteht.
Auch Arbeitslosigkeit ist ein gesamtwirtschaftliches und -gesell-
schaftliches Problem, das sich durch die Vielzahl von Entlassun-
gen und Nicht-Einstellungen (auch von neu in den Arbeitsmarkt
eintretenden Arbeitnehmeérn) zusammensetzt. Bei einer isolierten
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betrieblichen oder branchenbezogenen Betrachtung bleibt dieser
Blick auf die Gesamtzusammenhinge jedoch verdeckt, wenn nur
von den Besonderheiten der spezifischen Situation ausgegangen
wird. So ist es nicht ungewohnlich, daff auch in Zeiten einer ge-
samtwirtschaftlichen Krise Betriebe und Branchen mit expandie-
render, konstanter und riickliufiger Produktions- und Beschiifti-
gungsentwicklung nebeneinander bestehen. Ebenso gibt es Unter-
schiede in der Entwicklung der Rationalisierung und der Arbeits-
produktivitit. Die strukturelle Gliederung und Verschiebung des
Produktionsprozesses kommt hier zum Ausdruck. Daraus liflt
sich jedoch keine unterschiedliche Notwendigkeit von Arbeitszeit-
verkiirzungen herleiten: Arbeitszeitverkiirzungen in Betrieben und
Branchen mit konstanten oder gar expandierenden Beschiftigten-
zahlen tragen dazu bei, dafl durch Neueinstellungen der Bestand
an Arbeitslosen verringert wird und dafl Schulabginger eingeglie-
dert werden. In Betrieben und Branchen mit riickliufiger Beschif-
tigtenzahl werden durch Arbeitszeitverkiirzung Arbeitsplitze si-
cherer gemacht, d.h. anstehende Entlassungen werden vermieden
oder gegeniiber den urspriinglichen Absichten verringert. Erst in
der Zusammenfassung dieser jeweiligen Bewegungen errechnet
sich der Gesamteffekt auf dem Arbeitsmarkt. Es ist deshalb falsch,
schon dann von einem Miferfolg der Arbeitszeitverkiirzung zu re-
den, wenn in einem Betrieb keine Neueinstellungen erfolgen oder
sogar der Personalbestand weiter abgebaut wird. Und es wire be-
schifrigungspolitisch fatal, wenn in Betrieben und Branchen mit
glinstiger Sonderentwicklung auf Arbeitszeitverkiirzung mit dem
Hinweis auf Nichtbetroffenheit verzichtet wiirde.

1.2 Arbeitszeitverkiirzung ist ein Bestandteil der
Humanisierung der Arbeit

Wenngleich in der aktuellen arbeitszeitpolitischen Diskussion die
beschiftigungspolitischen Motive dominieren, so reduziert sich
die Begriindung der Forderung doch keineswegs auf diesen
Aspekt. Die Verkiirzung der Arbeitszeit ist immerhin eines der il-
testen Ziele der Gewerkschaften; tiber alle Arbeitsmarktlagen hin-
weg wurde dafiir gefochten. So wurde der historische Kampf um
den 8-Stunden-Tag zu einem Kristallisationspunkt fir die Solida-
risierung der Beschiftigten. Vor allem die unmenschlichen Arbeits-
bedingungen und die iiberlangen Arbeitszeiten waren die Ursache
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fir diese Bewegung, und den Gewerkschaften gelang es, in zihen
Auseinandersetzungen und Streiks Erfolge durchzusetzen.

Trotz aller Erfolge jedoch, die bei der Verkiirzung der Arbeits-
zeit errungen worden sind, und trotz der Fortschritte auf dem Ge-
biet der Arbeitsbedingungen und des Gesundheitsschutzes: Auch
heute herrschen in weiten Bereichen stark belastende und gesund-
heitsgefihrdende Arbeitsbedingungen vor, und nach wie vor ist
Arbeitszeitverkiirzung ein Mittel, um die zeitliche Dauer der Bela-
stung zu verringern und Raum zu geben fiir die Regeneration und
Erholung der Arbeitskraft in einer verlingerten arbeitsfreien Zeit.
Arbeitszeitverkiirzung stellt also einen zentralen Bestandteil einer
Politik der Humanisierung der Arbeit dar.

Ein Blick auf die Arbeitsbedingungen lifit dabei erkennen, daf}
von einer generellen Verringerung der Belastungen und Beanspru-
chungen durch die Arbeit keine Rede sein kann. Im Gegenteil: Be-
lastende Arbeitszeitformen (Schicht- und Nachtarbeir) haben
ebenso stark zugenommen wie die Belastungen durch gesundheits-
gefihrdende Arbeitsumgebungseinfliissse (Lirm, Hitze, Staub
usw.). In der industriellen Produktion dominieren hiufig einsei-
tige, monotone oder kurzzyklische Arbeitsvollziige. Die sich ver-
schirfende Rationalisierung mit Hilfe neuer Technologien fiihrt
zudem auch zu neuen Belastungen (z.B. nervlich-psychische An-
spannung durch Bildschirmarbeit), die zunehmend auch den Ange-
stelltenbereich beriihren. Schlielich wurden gerade in den letzten
Jahren unter dem Druck der Wirtschafts- und Arbeitsmarktkrise
die Leistungsanforderungen in den Betrieben deutlich erhsht.
Tempo und Dichte der Arbeitstitigkeit haben hiufig ein unertrig-
liches Mafl erreicht und forcieren den Prozefl des frithzeitigen
Verschleifles der Arbeitskraft. Die sprunghaft angestiegenen Frith-
invalidititszahlen (bei den minnlichen Arbeitern betrigt der Anteil
der Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfihigkeit an allen Ren-
tenneuzugingen mittlerweile 57 vH), die zunehmende Rate von
arbeitsbedingten Erkrankungen und Berufskrankheiten sowie die
hohe Zahl der Schwerbehinderten sind nur einige Indikatoren fiir
die Folgen dieser Entwicklung der Arbeitsbelastungen.

Die Forderung nach Verkiirzung der Arbeitszeit stellt in diesem
Zusammenhang eine Antwort auf die zunehmende Rationalisie-
rung und Arbeitsintensivierung dar und zielt darauf ab, — im Rah-
men der allgemeinen Humanisierungspolitik — den langfristigen Er-
halt der Arbeitskraft so zu sichern, daf} nach einem vollen Arbeits-
leben die Altersgrenze in Gesundheit erreicht wird. Die Verlinge-
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rung des Urlaubs und die Verkiirzung der tiglichen und wochent-
lichen Arbeitszeit wirken in diese Richtung. Allerdings ist auch
hier die Realisierung des Lohnausgleichs von entscheidender Be-
deutung, denn es mufl verhindert werden, dafl die Verkiirzung der
regelmifligen Arbeitszeit durch Mehrarbeit, die dann zur Siche-
rung des Einkommens notwendig ist, konterkariert wird. Einen er-
ginzenden Ansatzpunkt bieten Arbeitszeitverkiirzungen, bei de-
nen zwar die (tigliche) betriebliche Anwesenheitsdauer nicht
verringert wird, die aber durch die Einfuhrung von Pausen und
Erholzeiten die tigliche Arbeitszeit »entdichten« und somit die Ar-
beitsbelastungen zeitlich reduzieren (vgl. dazu den Lohnrahmenta-
rifvertrag II im Tarifgebiet Nordwiirttemberg-Nordbaden der IG-
Metall von 1973).

1.3 Durch Arbeitszeitverkiirzung lassen sich
Lebensbediirfnisse besser erfiillen

1.3.1 Teéilhabe am sozialen, kulturellen und politischen Leben

Die umfassende Dimension der Forderung nach Arbeitszeitverkiir-
zung wird verkannt, wenn sie ausschliefllich als Reaktion auf die
belastenden Arbeitsbedingungen und auf die katastrophale Be-
schiftigungslage verstanden wiirde. Sicherlich gibt gerade die
hohe Arbeitslosigkeit einen wichtigen Anstof8 fir die Mobilisie-
rung der Beschiftigten, vor allem derjenigen, deren gefihrdete Ar-
beitsplitze durch Arbeitszeitverkiirzung gesichert wiirden. Aber
die Bereitschaft der Gesamtheit der Beschiftigten, fir die Durch-
setzung der Forderung notfalls auch in einen lingeren Streik zu
treten, beruht auf einer weiterreichenden Perspektive. Denn Ar-
beitszeitverkiirzung ist keine Art solidarisches »Opfer« der Be-
schiftigten gegeniiber den Arbeitslosen, sondern der Zuwachs an
arbeitsfreier Zeit eroffnet allen die positive Chance, die individuel-
len Lebensinteressen und -bediirfnisse besser erfiillen zu kénnen.
Durch Arbeitszeitverkiirzung 1afit sich die wachsende Arbeitspro-
duktivitit sinnvoll nutzen, um auflerhalb der Erwerbsarbeit eine
Fiille von Aktivititen zu entfalten. Ausgedehnte Freizeit dient also
nicht lediglich zur Erholung und Wiederherstellung der Arbeits-
kraft, sie schafft dariiber hinaus auch Voraussetzungen fiir eine
umfassende Beteiligung der Beschiftigten und ihrer Familien am
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sozialen, kulturellen und gesellschaftlichen Leben. Diese weitrei-
chende Perspektive stellt sich nicht erst heute. Allein die immer
noch bekannten und gingigen Parolen aus den 60er Jahren »40
Stunden sind genug« oder »Samstags gehort Vati mir« lassen er-
kennen, welche Breitenwirkung und politische Schubkraft diesem
Aspekt auch in der Vergangenheit zugekommen ist.

Arbeitszeitverkiirzung steht deshalb im Zentrum einer Politik
zur Schaffung qualitativer Lebensverhiltnisse und ist Ausdruck fir
die Einsicht, dafl sich menschliche Lebensbediirfnisse nicht auf das
Wochenende oder gar auf die Zeit des Ruhestandes verschieben
lassen, sondern tagtiglich eingelést werden sollen und miissen.
Ein erweitertes Maf} an freier Zeit neben der Erwerbsarbeit 148t es
zu, berufliche Qualifikation und allgemeine Bildung zu intensivie-
ren, persdnliche Beziehungen und Bindungen zu entfalten sowie
soziale und politische Aktivititen zu entwickeln. Die Forderungen
und Vorstellungen der neuen sozialen Bewegungen beweisen ein-
drucksvoll, wie stark gerade junge Menschen bemiiht sind, die ar-
beitsfreie Zeit schépferisch zu gestalten und zur persénlichen Ent-
faltung und Selbstverwirklichung zu nutzen. Die zunehmende
Bereitschaft zum sozialen Engagement in Selbsthilfe- und Nach-
barschaftsgruppen und zur »Eigenarbeit« in informellen Projekten
und Initiativen sind insofern mit der Forderung nach Arbeitszeit-
verkiirzung eng verkniipft. Sie zeigen, dafl es hier iiber die Arbeits-
marktberechnungen hinaus um das umfassende Ziel einer sozialen
und demokratischen Entwicklung der Gesellschaft geht.

Nun kann jedoch kein Zweifel daran bestehen, dafl im Gegen-
satz zu dieser emanzipatorischen Perspektive die kapitalistische
Freizeit- und Medienindustrie nichts unversucht lassen wird, um
die erweiterte Freizeit fiir ihre profitwirtschaftlichen Interessen zu
vereinnahmen. Zu erinnern ist nur an die Pline zur Verkabelung
und zur Errichtung des Privatfernsehens, bei deren Verwirkli-
chung politische und soziale Aktivititen austrocknen und ein ma-
nipulierter Freizeitkonsument geschaffen wird. Nicht linger zu
iibersehen ist auch der Versuch, den rigorosen Abbau von sozialen
Dienstleistungen mit dem gestiegenen Engagement der Bevolke-
rung in Selbsthilfe- und Nachbarschaftsgruppen noch inhaldich zu
legitimieren. An die Arbeitszeitverkiirzung wird sogar die Erwar-
tung gekniipft, dafl durch die erweiterte arbeitsfreie Zeit der Biir-
ger bislang hauptamtliche, professionelle soziale Dienste ersetzt
und damit 6ffentliche Aufwendungen eingespart werden konnen.
Selbsthilfebewegung und Arbeitszeitverkiirzung werden also kur-
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zerhand zur Reprivatisierung sozialer Risiken und zur Riickverla-
gerung sozialer Aufgaben auf die Familie, konkret auf die Frauen,
instrumentalisiert. Wenn dieser Instrumentalisierung nicht Wider-
stand entgegengebracht wird, entstiinde fur die Beschiftigungs-
lage eine geradezu absurde Konsequenz: Die durch Arbeitszeitver-

irzung erweiterte Freizeit wiirde dazu eingesetzt, qualifizierte
und gesellschaftlich notwendige Arbeitsplitze bei den sozialen
Diensten durch unbezahlte Titigkeiten abzubauen mit der Folge
einer wachsenden Arbeitslosigkeit von Angehérigen sozialer Be-
rufe. '

Bei allen positiven Aspekten, die den Selbsthilfeaktivititen und
Initiativen zukommen, darf jedoch auch nicht in den Fehler verfal-
len werden, Arbeitszeitverkiirzungen als Mittel anzusehen, sich
aus der Erwerbsarbeit zu »verabschieden« und Sinnerfiillung in in-
sularen Bereichen zu suchen. Die von Teilen der Alternativbewe-
gung gehegten Hoffnungen, im Sinne einer Dualwirtschaft aus
dem formellen, erwerbswirtschaftlichen Sektor Schritt fiir Schritt
auszuscheiden und daneben Nischen oder Korridore eines infor-
mellen Sektors aufzubauen, wird keinen Erfolg haben, weil eben
die Produktionsverhiltnisse des formellen Sektors die Arbeits-,
Lebens- und Umweltverhiltnisse insgesamt beriihren und ihrer
profitwirtschaftlichen Dynamik auch den informellen Sektor ein-
holen werden. Solche Riickzugs- und Ausgliederungsstrategien,
die in der aktuellen soziologischen Diskussion als »Abschied von
der Arbeitsgesellschaft«, von »der Gesellschaft, der die Arbeit aus-
geht« theoretisch tiberhsht werden, heben die materielle Abhin-
gigkeit der iiberwiegenden Mehrheit der Menschen von der Lohn-
arbeit nicht auf und gehen an dem eigentlichen Problem vorbei,
nimlich dafl ein kapitalistisches, unter dem Diktat gewinnwirt-
schaftlicher Anforderungen stehendes Wirtschaftssystem den
Menschen Arbeitsmoglichkeiten verweigert, obgleich eine Fille
von privaten und gesellschaftlichen Bediirfnissen ungedeckt sind.

Sicherlich ist die Erwerbsarbeit nicht der einzige sinngebende
Mittelpunkt des Lebens; sie bleibt aber gerade bei den zunehmen-
den Anforderungen.an die Qualifikation und Verantwortung ein
Kernbereich menschlicher Identititsfindung und Selbstverwirkli-
chung. Deshalb ist es notwendig, im Interesse der Arbeitenden
diese Arbeit menschlicher zu gestalten und die Produktion insge-
samt einer demokratischen Kontrolle und Planung zu unterwer-
fen, mit dem Ziel, die profitwirtschaftlichen Strukturen zu uber-
winden. So lassen sich beide Erfahrungsbereiche sinnvoll kombi-
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nieren — die Teilhabe am gesellschaftlichen Arbeitsprozeff und der
eigene, durch Arbeitszeitverkiirzung erweiterte Gestaltungsbereich
fiir private, soziale und andere gesellschaftliche Interessen.

1.3.2  Vereinbarkeit von Beruf und Familie

Wenn von Lebensbediirfnissen und Eigenarbeit die Rede ist, dann
mufl zuvorderst der familisre und hiusliche Bereich betrachtet
werden, denn er macht den Hauptanteil der nichterwerbswirt-
schaftlichen Titigkeiten aus. Und dabei darf nicht vergessen wer-
den, dafl Hausarbeit nach wie vor weit tiberwiegend von Frauen
gemacht wird. Diese aus der ungebrochenen Rollenverteilung zwi-
schen Mann und Frau abgeleitete einseitige Aufgabenzuweisung
trifft erst recht fiir die Pflege und Erziehung der Kinder zu. Wol-
len Frauen und Miitter trotz der traditionellen Rollenverteilung
erwerbstitig sein, bzw. miissen sie es aus finanziellen Griinden
sein, so geraten sie zwangslidufig unter eine Doppel- und Mehr-
fachbelastung. Da die arbeitsgebundene Zeit fur Vollbeschiftigte
kaum Raum liflt, gleichzeitig noch eine Familie mit Kindern zu
versorgen, sind viele Frauen gezwungen, insbesondere nach der
Geburt von Kindern, aus der Erwerbsarbeit auszuscheiden. Nur so
kénnen sie der unertriglichen Doppelbelastung entgehen. Gesell-
schaftliche Unterstiitzung gibt es kaum, da familienerginzende
Dienste und Einrichtungen (z. B. Kinderkrippen, Kindertagesstit-
ten, Gesamtschulen usw.) véllig unzureichend angeboten werden
und im Zuge des Sozialabbaus der letzten Jahre sogar noch unter
besonderem Druck stehen.

Der durch die Famlhenorlennerung bedingte Riickzug der
Frauen aus dem Erwerbsleben — und wenn es nur zeitweilig ist —
bietet Anlafl fiir die Arbeitgeber, die Frauen ein Leben lang beruf-
lich zu diskriminieren. Arbeitszeitverkiirzung kann deshalb ganz

“ wesentlich dazu beitragen, die zeitlichen Voraussetzungen fiir eine
Vereinbarkeit von Beruf und Familie fiir die Frauen zu verbessern.
Die Haushalts- und Erziehungsaufgaben fallen tiglich an, deshalb
schafft vor allem die Verkiirzung der tiglichen Arbeitszeit mehr

. zeitliche Spielriume.

Allerdings wire wenig gewonnen, wenn die durch Arbeitszeit-
verkiirzungen gewonnenen Erleichterungen allein auf die Frauen
bezogen wiirden und die alten Rollenstrukturen ansonsten erhal-
ten blieben. Diese Gefahr besteht, denn es sind hiufig gerade die
Minner, die ein verlingertes Wochenende einer tiglichen Arbeits-
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zeitverkiirzung vorziehen, wohl aus der Erwartung dann in Ruhe
Freizeit zu »geniefien«, wihrend den Frauen die hauslichen All-
tagsaufgaben und -probleme zugewiesen werden. Es muf} aber,
wenn von Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau ernsthaft
die Rede ist, um eine echte partnerschaftliche Erfullung von haus-
haltlichen und erzicherischen Titigkeiten gehen. Arbeitszeitver-
kiirzung bietet also nicht nur den Frauen, sondern gleichermaflen
auch den Minnern die Chance, Beruf und Familie zu verbinden
und trotz der Kinderversorgung eine qualifizierte Titgkeit aus-
zuiiben. Natiirlich setzt die Wahrnehmung dieser durch Arbeits-
zeitverkiirzung erweiterten Chance durch die Minner auch einen
Bewufitseinswandel voraus. Je eher aber auch den Minnern klar
wird, dafl es sich bei der Kindererzichung nicht um eine lastige
Pflichtaufgabe handelt, sondern auch um eine Moglichkeit, die ei-
gene Erfahrung zu erweitern und in der Erwerbsarbeit verkiim-
merte soziale Fihigkeiten zu entfalten, umso eher hat sich der Be-
wufltseinswandel durchgesetzt.

Die Sicherung eines ausreichenden Einkommens ist jedoch Vor-
aussetzung, um die angestrebte Teilnahme von Minnern und
Frauen am sozialen, politischen und familiiren Leben auch tat-
sichlich umsetzen zu kénnen. Bei einer Arbeitszeitverkiirzung
ohne Lohnausgleich bleibt die individuelle Gestaltung von Lebens-
interessen und -bediirfnissen fiir die breite Mehrheit der Beschif-
tigten dagegen ein Traum, denn es fehlen die finanziellen Mog-
lichkeiten, sich z.B. intensiver der Familie zu widmen. Unter
diesen Voraussetzungen wiirde aus dem verbreiteten Wunsch, ne-
ben der Erwerbsarbeit sinnerfillende Aktivititen zu entfalten, der
Zwang zur Schwarzarbeit und zur subsistenzsichernden Eigenar-
beit.
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2. Formen und Trends der
Arbeitszeitverkiirzung

2.1 Mogliche Formen der Arbeitszeitverkiirzung

Arbeitszeitverkiirzung ist in verschiedenen Varianten durchsetz-
bar, und auch die historische Entwicklung der Arbeitszeitpolitik
lifit ein breites Spektrum von Formen erkennen. Zur Systematisie-
rung sollen einzelne Dimensionen unterschieden werden:

Ansatzpunkt

Das gegebene Arbeitsvolumen kann umverteilt werden, indem die
Zeit, in der jihrlich gearbeitet wird (Jahresarbeitsstunden) ver-
kiirzt wird, so dal mehr Menschen Beschiftigung finden (= Ar-
beitszeitverkiirzung im eigentlichen Sinne). ‘

Es 148t sich aber auch die Zahl der Personen, die arbeiten, bzw.
Arbeit suchen, durch Ausgliederung aus dem Arbeitsleben verrin-
gern; die Arbeitszeit und die Zahl der Beschiftigten bleiben dabei
unverindert. Die Ausgliederung kann u.a. durch eine Verkiirzung
der Lebensarbeitszeit (Verlingerung der Ausbildungszeit oder
Vorverlegung des Ruhestandsalters = Arbeitszeitverkiirzung im
weiteren Sinne) erreicht werden. Bei diesen Ausgliederungsstrate-
gien ist aber genau zu priifen, ob sie freiwillig erfolgen und im In-
teresse der Betroffenen liegen. Die Grenze zur erzwungenen Aus-
gliederung (»Auslinder raus«, »Doppelverdiener raus«) ist oftmals
gefihrlich eng gesteckt.

Zeitebene

Bei der wdchentlichen Arbeitszeitverkiirzung verringern sich die
wochentlichen Arbeitsstunden (z.B. 35-Stunden-Woche). Dabei
ist unbestimmt, ob sich die Arbeitszeit an jedem Tag gleichmiflig
verringert (7-Stunden-Tag = tdgliche Arbeitszeitverkiirzung) oder
ob z.B. ein »kurzer Freitag« oder (bei Schichtbetrieben) eine zu-
sitzliche Freischicht eingelegt wird. Bei der jabrlichen Arbeitszeit-
verkiirzung verringert sich die Zahl der Jahresarbeitstage. Bei-
spiele dafiir sind die Urlaubsverlingerung, der Bildungsurlaub, der
Mutterschaftsurlaud.

Regelungsform
Die tarifvertragliche Regelung der Arbeitszeit bezieht sich insbe-
sondere auf die Wochenarbeitszeit und den Urlaub, wihrenddes-
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sen die gesetzliche Regelung vor allem die schulische Ausbildungs-
zeit, die Grenze des Rentenalters sowie den Bildungs- und Mutter-
schaftsurlaub betrifft. Auf der Ebene des Einzelarbeitsvertrages
werden individuelle Arbeitszeitformen, wie Teilzeitarbeit, gere-
gelt.

Betroffener Personenkreis

Gerade unter dem Gesichtspunkt der Beschiftigungswirksamkeit
von Arbeitszeitverkiirzungen muf nach dem Grad der personellen
Betroffenheit unterschieden werden. Globale Mafinahmen umfas-
sen flichendeckend eine grofle Masse von Beschiftigten und sind
insofern sehr beschiftigungswirksam. Vor allem gesetzliche Rege-
lungen konnen global greifen (z. B. Verlingerung der Schulpflicht
fir alle Jugendlichen, Herabsetzung des Rentenalters fiir alle an-
spruchsberechtigten ilteren Arbeitnehmer), wihrend demgegen-
wber tarifliche Regelungen nur fiir die betroffenen Beschiftigten
des mehr oder weniger begrenzten Tarifbereiches Geltung haben.
Eine flichenbedeckende Wirkung stellt sich erst ein, wenn meh-
rere Gewerkschaften in ihren verschiedenen Tarifbereichen ent-
sprechende Regelungen durchsetzen kénnen. Noch begrenzter in
ihren Beschiftigungseffekten sind tarifvertragliche Regelungen fiir
spezifische, kleinere Gruppen von Arbeitnehmern. Arbeitszeitver-
kiirzungen (z.B. Wochenarbeitszeitverkiirzungen, Urlaubsverlin-
gerungen, zusitzliche Freischichten) werden hier nur unter beson-
deren, eingegrenzten Voraussetzungen gewihrt. Voraussetzungen
sind z. B. das Alter, die Dauer der Betriebszugehérigkeit, Titigkeit
in Nacht- und/oder Schichtarbeit. Daran ist erkennbar, daf diese
spezifischen Regelungen besonderen Arbeitsbedingungen und -be-
lastungen Rechnung tragen und insofern primir aus humanisie-
rungs- und erst nachrangig aus beschiftigungspolitischen Uberle-
gungen zu wiirdigen sind.

Als Formen der Arbeitszeitverkiirzung sind auch der Abbau von
Mebrarbeit und Uberstunden und der Verzicht auf Nebenerwerbsti-
tigkeiten anzusehen. Kurzarbeit ist eine (nach dem Arbeitsforde-
rungsgesetz) institutionalisierte Form der Wochenarbeitszeitver-
kiirzung, die durch partiellen Einkommensausgleich (Kurzarbei-
tergeld) abgesichert ist. Schlieflich muf auch die Arbeitslosigkeit
als eine unfreiwillige, brutale Art der Arbeitszeitverkiirzung be-
griffen werden. Sie ist Ausdruck einer profitwirtschaftlichen Ra-
tionierung von Arbeitsplitzen: Wihrend 85 vH der Beschiftigten
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Tabelle 2

Entwicklung der jabrl, Arbeitszeit und ihrer Bestimmungsgrifien fiir alle beschiftigten Arbeitnebmer (1960-82)

Tarifliche Vorgaben Mehr- Ausfallstunden durch

arbeit

Jahre Tatsichli-| Wochen | Wochen Jahresurlaub Jihrliche | Stunden | Kurz- |Schlecht- | Teilzeitef-
che jahrli-| AZ AZim |inTagen | inStd. [AZin Std.} proJahr | arbeit | wetter fekt
che AZin| inStd. |[Jahrsum- in Stunden
Stunden miert in
Std.

1960 2081 44,56 122499 | 15,52 | 125,7 |2124,2 94,8 0,09 5,18 20,5
1965 1976 | 42,81 |2154,1 | 18,36 | 149,7 | 2004,4 | 118,94 0,03 | 14,79 33,75
1970 1888 | 41,47 | 2083,4 1 21,20 | 175,8 | 1907,6 | 160,54 0,22 | 15,74 45,91
1975 1739 | 40,32 |2025,7 | 24,27 | 195,7 | 1830,0 | 102,90 | 19,17 5,02 54,03
1980t 1698 | 40,12 | 2015,6 § 27,33 | 219,3 | 1796,3 | 95,02 3,34 92,89 62,76
19811 1673 | 40,11 }2015,1 | 28,20 | 226,2 | 1788,9 | 83,48 | 10,00 ; 11,00 63,26
19822 1664 | 40,08 |2013,6 | 29,10 | 233,3 (1780,3 | 80,24 | 14,60 | 11,00 64,76
1960 bis 1982
—in Arbeitsstunden —417 | —4,48 | —236,3 ~107,6|—343,9| ! Vorliufig; 2 Schitzung;
—jahresdurchschnietel. invH | — 0,9] ~0,5 |— 0,5 — 0,7| Quelle: Reyher, L., u.a., Arbeitzeit und

Arbeitsmarkt, in: Kutsch, T., Vilmar, F.
1960 bis 1975 (Hrsg.), Arbeitszeitverkiirzung, Opla-
—in Arbeitsstunden —342 | —4,24 | —224,2 — 70 [—294,2 den 1983, Seite 90f. und 94f{. und eigene
—jahresdurchschnitl. invH | — 1,11 —=0,7 |— 0,7 — 0,9 Berechnungen
1975 bis 1982
—in Arbeitsstunden - 75 | =024 |— 121 -~ 37,61— 49,7
—jahresdurchschnittl. invH | — 0,6] —=0,1 |[— 0,1 - 0,4



hiufig bis zur Erschopfung arbeiten, ist der ausgegrenzte Rest
zum Nichtstun verdammt.

2.2 Trends der Arbeitszeitverkiirzung in den vergangenen

Jahren

All die skizzierten Formen der Arbeitszeitverkiirzung sind in un-
terschiedlichen, sich erginzenden Kombinationen in den vergan-
genen Jahren praktiziert worden. Konzentriert man sich in der Be-
trachtung auf die Arbeitszeitverkiirzungen im eigentlichen Sinne
(laBt also die das Erwerbspersonenpotential senkende Lebensar-
beitszeitverkiirzung unberiicksichtigt), so zeigt sich (vgl. Tabelle
2), daf die tatsichliche Jahresarbeitszeit je Erwerbstitigen stindig
verringert worden ist. Allein von 1960 bis 1982 hat sich die durch-
schnittliche Zahl der je Erwerbstitigen im Jahr geleisteten Arbeits-
stunden um 417 auf 1664 Stunden vermindert. Jahresdurchschnitt-
lich entspricht dies einem Riickgang von 0,9 vH. Durch diese
Entwicklung ist ganz wesentlich dazu beigetragen worden, dafi die
Phase der andauernden Arbeitslosigkeit nicht schon vor 1975 ein-
getreten ist und dafl die Arbeitslosigkeit heute nicht noch héher
liegt. Ohne Arbeitszeitverkiirzung, also mit der 1960 noch tibli-
chen jihrlichen Arbeitszeit von 2081 Stunden je Erwerbstitigen,
wire bei der heutigen Produktion und Arbeitsproduktivitit die
Zahl der Arbeitslosen um rechnerisch 1,1 Millionen Personen gré-
Ber. Allerdings 148t sich auch feststellen, dafl das Tempo der Ar-
beitszeitverkiirzung sich deutlich verlangsamt hat. Wihrend nim-
lich von 1960 bis 1975 jahresdurchschnittlich die Arbeitszeit um
1,1 vH reduziert wurde, ist von 1975 bis 1982 die Rate auf 0,6 vH
gesunken. Also gerade seit Beginn des Ansteigens der Arbeitslosig-
keit ist der Prozef dsr Arbeitszeitverkiirzung ins Stocken gekom-
men.

Ausschlaggebend fiir das schleppende Tempo der Arbeitszeitver-
kiirzung ist der Trend der tariflich bestimmten jihrlichen Arbeits-
zeit. Die tarifliche Wochenarbeitszeitverkiirzung und die Verlin-
gerung des Urlaubs machen dabei den Kern der Entwicklung aus,
wobei der Wochenarbeitszeit hierbei die grofite Bedeutung zu-
kommt. Sie sank von 1960 bis 1975 jahresdurchschnittlich um
0,7 vH. In den folgenden Jahren hat es aber eine erhebliche Abfla-
chung gegeben, so betrug zwischen 1975 und 1982 die jahres-
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durchschnittliche Verkiirzung nur noch weniger als 0,1 vH. Ur-
sichlich fiir diesen Stillstand ist, dafl die 40-Stunden-Woche be-
reits gegen Anfang der 70er Jahre von der Mehrheit der Beschif-
tigten erreicht worden ist (1982 liegt die tarifliche Wochenarbeits-
zeit nur noch fir 3,2 vH der Beschiftigten iiber 40 Stunden in der
Woche)?, und dafl diese Stundenmarke von den Arbeitgebern zu
einer ehernen Grenze erklirt worden ist. Immer wieder wurde
diese Stundenzahl in den Tarifvertrigen festgeschrieben. Da bis
zum Ende des Jahres 1983 jedoch die tarifliche Wochenarbeitszeit
in fast 70 vH aller Manteltarifvertrige und Arbeitszeitabkommen
kiindbar ist, besteht die Chance, hier einen historischen Durch-
bruch zu erzielen.

Den Urlaubsverlingerungen kommt ein geringeres Gewicht zu
als der Wochenarbeitszeitverkiirzung; der Urlaub erhshte sich von
1960 bis 1982 um 107,6 Arbeitsstunden, das sind ungefihr 14 Tage
mehr. Prozentual entspricht dies einer Verkiirzung der Jahresar-
beitszeit von durchschnittlich 0,3 vH. Vor allem in den letzten Jah-
ren konnten beachtliche Urlaubsverlingerungen erreicht werden.
Die Tendenz zum 6-Wochen-Urlaub fiir alle setzt sich immer
mehr durch: 1982 hatten 28 vH aller Arbeitnehmer Anspruch auf
30 Urlaubstage und die durchschnittliche Urlaubsdauer lag bei
28 Tagen.* Doch konnte auch diese Urlaubsverlingerung die
durch’ den faktischen Stopp der Wochenarbeitszeitverkiirzung be-
dingte Abflachung der tariflichen Arbeitszeitverkiirzung insgesamt
nicht kompensieren. Von 1975 bis 1982 verringerte sich die jahrli-
che tarifliche Arbeitszeit jahresdurchschnittlich nur noch um
0,4 vH.

Nicht unwichtig fiir die effektive Arbeitszeitentwicklung sind
die konjunkturellen Arbeitszeitkomponenten, d. h. die Kurzarbeit,
das Schlechtwettergeld und der Abbau von Uberstunden. Wie die
Tabelle zeigt, hat sich die Kurzarbeit in wirtschaftlichen Krisen-
phasen stark erhoht, wihrend die Zahl der Mehrarbeitsstunden
nach unten gegangen ist. Aber immer noch werden rund 80 Uber-
stunden pro Arbeitnehmer im Jahr geleistet. Dies entspricht bei
22,2 Mio abhingig Beschiftigten einem Mehrarbeitsvolumen von
etwa 1,76 Milliarden Arbeitsstunden oder einer rechnerischen
Mehrbeschiftigung von rund 1 Million abhingig Beschiftigten.
Ein derartiges Ausmafl von Mehrarbeit bei iiber 2 Millionen Ar-
beitslosen und 1 Million Kurzarbeitern ist arbeitsmarktpolitisch
untragbar. Schlieflich ist noch der Anstieg der Teilzeitarbeit zu
beachten. Der Teilzeiteffekt hat sich von 1960 bis 1982 verdrei-
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facht. In absoluten Zahlen bleibt dieser Effekt aber recht gering,
denn es haben sich z.B. von 1973 bis 1979 dadurch nur rd. 67000
zusitzliche Arbeitsverhiltnisse ergeben.® Jedoch weisen neuere
Zahlen darauf hin, dafl in den letzten Jahren die Teilzeitarbeitsver-
hiltnisse rapide ausgeweitet worden sind. Wir werden dies im fol-
genden Kapitel behandeln.

Der Uberblick iiber die Trends der Arbeitszeitverkiirzung wire
unvollstindig, wenn die durch die Lebensarbeitszeitverkiirzung in-
duzierte Verringerung der Erwerbspersonen aufier Acht bliebe,
denn die Effekte sind erheblich:

~ Zum einen ist an die Verlingerung der durchschnittlichen
Ausbildungszeit zu denken, die sowoh! durch die Einfiithrung wei-
terer (Pflicht)Schuljahre (z.B. 10. Schuljahr) bewirkt worden ist,
als auch durch die Tatsache, daf} ein immer groferer Teil der Ju-
gendlichen weiterfihrende, d.h. auch lingere Bildungswege (z.B.
Studium) einschligt. Obne die gegen Ende der 60er Jahre durchge-
setzten Ansitze einer Bildungsreform wire heute die Jugendar-
beitslosigkeit noch weit hoher. So besuchten von den 18-19jihri-
gen Jugendlichen 1979 rd. 70 vH eine allgemeinbildende oder
berufliche (Vollzeit) Schule, sie waren also im Bildungssystem und
noch nicht auf dem Arbeitsmarkt. 1965 und 1975 lagen die ent-
sprechenden Quoten mit 39,0 vH und 59,3 vH erheblich niedri-
ger. Das konservative Argument, die Bildungsreform habe ar-
beitslose Abiturienten und Akademiker produziert, ist insofern
schon allein aus arbeitsmarktpolitischen Uberlegungen vollig ab-
surd. :

— Zum anderen ist aber auch daran zu denken, daff in den letz-
ten Jahren immer mehr Arbeitnehmer frithzeitig in den Ruhestand
gegangen sind. Lingst nicht mehr markiert die Altersgrenze von
65 Jahren oder von 63 Jahren den Schnittpunkt vom Arbeitsleben
in den Ruhestand. Hinter der Oberfliche der gesetzlichen Regelal-
tersgrenze hat sich, ohne dafl wesentliche gesetzliche Anderungen
erfolgt wiren, eine faktische Absenkung der Altersgrenze durch-
gesetzt. Fiir die Mehrheit der Beschiftigten liegt die Altersgrenze
bereits bei unter 60 Jahren: In der Arbeiterrentenversicherung be-
tragt das durchschnittliche Rentenzugangsalter 57,9 Jahre (Min-
ner) bzw. 60,0 Jahre (Frauen), in der Angestelltenversicherung
60,5 Jahre (Minner) bzw. 59,5 Jahre (Frauen). Diese Entwicklung,
deren Hintergriinde und Ursachen bei der Diskussion tber die
weitere Vorverlegung der Altersgrenze noch weiter untersucht
werden, schligt sich naturgemifl auch in der altersspezifischen Er-
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werbsquote nieder: Die Erwerbsbeteiligung der 60-65jihrigen
Minner fiel von 68,5 vH im Jahre 1972 auf 39,5 vH im Jahre
1979.7

Zusammenfassend 14t sich festhalten, dafl die Verkiirzung der
Lebensarbeitszeit bisher ganz wesentlich mit dazu beigetragen hat,
den Arbeitsmarkt zu entlasten. Ohne die skizzierten Mafinahmen
und Entwicklungen ligen das gegenwirtige wnd zukiinftige Er-
werbspersonenpotential und damit die Arbeitslosigkeit noch deut-
lich hoher.

Angesichts der dramatischen Arbeitsmarktlage kommt es aber
gerade darauf an, den insgesamt abgeschwichten Trend der Arbeits-
zeitverkiirzung zu brechen und das Tempo der Arbeitszeitpolitik erbeb-
lich zu beschleunigen. Soll nicht nur ein weiteres Ansteigen der Ar-
beitslosigkeit verhindert, sondern auch ein merkbarer Abbau des
gegenwirtigen Niveaus der Massenarbeitslosigkeit durchgesetzt
werden, miifiten die jihrlich geleisteten Arbeitsstunden um nahezu
2 vH in jedem Jahr vermindert werden. Das Tempo der tariflichen
Arbeitszeitverkiirzung miifite sich unter dieser Vorgabe dann ge-
geniiber der Entwicklung in der Zeitspanne von 1975 bis 1982
mehr als ‘vervierfachen.

Dies ist die entscheidende Aufgabe. Okonomisch-finanziell ste-
hen dem keine Hindernisse entgegen, wie die Berechnungen tiber
die Finanzierung einer Wochenarbeitszeitverkiirzung von jibrlich
mehr als 1 Stunde zeigen (s.u.). Die politische Umsetzung ist aber
deswegen schwierig, weil die Arbeitslosigkeit selbst das zentrale
Mittel zu ihrer Bekdmpfung, nimlich die Arbeitszeitpolitik, zu
ladhmen droht. Der Widerstand der Arbeitgeber gegen jede fli-
chendeckende, beschiftigungswirksame Arbeitszeitverkiirzung ist
massiv, die Aussperrungen anlifllich des Stahlstreiks 1978/79 be-
weisen dies ebenso wie der sogenannte Tabu-Katalog aller Arbeit-
geberverbinde, in dem Arbeitszeitverkiirzungen rigoros abgelehnt
werden. Zugleich erschweren Arbeitslosigkeit und Wirtschafts-
krise die gewerkschaftlichen Widerstands- und Durchsetzungs-
krifte. Aus diesen Bedingungen folgt jedoch keine ausweglose Di-
lemmasituation. Die intensiven Diskussionen in der Offentlichkeit
wie in den Gewerkschaften iiber die Notwendigkeit einer forcier-
ten Arbeitszeitverkiirzung beweisen ja gerade, wie stark die
politische Bewegung zur Durchsetzung dieser Forderung bereits
ist. ‘

Entsprechend den Schwerpunkten dieser aktuellen Diskussion
konzentrieren wir uns in der Darstellung und Bewertung der di-
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versen Vorschlige und Modelle der Arbeitszeitverkiirzung auf die
drei wesentlichen Formen:

- individuelle Arbeitszeitflexibilisierung,

- Lebensarbeitszeitverkiirzung durch Herabsetzung der Alters-
grenze,

- Wochenarbeitszeitverkiirzung.

Die Beurteilungskriterien leiten sich aus den mit der Arbeitszeit-

‘verkiirzung verbundenen Zielvorstellungen ab: Beschiftigungsef-
fekt, Humanisierungseffekt, Erfiillung von Lebensbediirfnissen
und -interessen. Wichtig ist schliefllich auch die Frage nach der
Konsens- und Mobilisierungsfihigkeit der Forderung.
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3. Flexibilisierung der Arbeitszeit als Mittel zur
Arbeitsmarktentlastung?

3.1 Mehr Zeitsouverinitit und mehr Arbeitsplitze durch
Arbeitszeitflexibilisierung?

Seit einigen Jahren stoflen verschiedene Vorschlige zur Flexibili-
sierung der Arbeitszeit auf zunehmendes Interesse und auf wach-
sende Zustimmung in der Offentlichkeit. Der einzelne Arbeitneh-
mer soll, so die Grundidee, in viel stirkerem Umfang als bisher die
Moglichkeit erhalten, seine Arbeitszeit individuell flexibel zu ge-
stalten. Wihrend das bisherige Arbeitszeitgefiige einen relativ star-
ren Rahmen darstellte, soll in Zukunft durch die individuelle Ar-
beitszeitflexibilisierung eine weitestgehend freie, selbstbestimmte
und den eigenen Wiinschen und Interessen entsprechende Wahl
von Dauer und Lage der Arbeitszeit moglich sein. Fine Vielzahl
von Modellen wird gehandelt, die ~ wenn man den Versffentli-
chungen Glauben schenken darf - vor allem in den USA bereits
eine gewisse Verbreitung gefunden haben. Dazu gehért das mitt-
lerweile bekannt gewordene Job-Sharing. Andere Modelle tragen
so klangvolle Namen wie Sabattical, Job Tandem, Swing-time,
work-sharing, open-end usw.

Interessant an diesen und anderen Flexibilisierungsmodellen ist -
vor allem die Tatsache, dafl es sich bei ihnen um die einzigen Mo-
delle zur Verkiirzung der Arbeitszeit handelt, der sich auch die Ar-
beitgeber nicht verschliefen wollen. So suflerte Otto Esser, Prisi-
dent der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbinde
auf dem SPD-Forum Arbeitszeitverkiirzung: »Es ist eben nicht
moglich, die Arbeitszeitverkiirzung in ein Instrument der Beschiif-
tigungspolitik umzufunktionieren. (...) Dies gilt jedenfalls fiir
kollektiv orientierte Handlungsstrategien. Etwas anders zu beur-
teilen diirften Konzepte sein, die auf eine grofiere Flexibilisierung
der Arbeitszeiten abstellen, entsprechend den organisatorischen
Maoglichkeiten der Betriebe und den individuellen Wiinschen der
Arbeitnehmer«.® Auch die Bundesregierung (und dabei insbeson-
dere Arbeitsminister Bliim) verweist immer wieder auf die Arbeits-
zeitflexibilisierung, wenn von Arbeitszeitverkiirzung die Rede ist,
und erhofft sich davon - im Unterschied zur als untauglich
und  wirtschaftspolitisch  gefihrlich abgelehnten tariflichen
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Wochenarbeitszeitverkiirzung ~ Entlastungseffekte auf dem
Arbeitsmarkt.®

Auch von wissenschaftlicher Seite werden in letzter Zeit ver-
starkt die positiven Seiten flexibler Arbeitszeitgestaltung hervorge-
hoben. So handelt es sich nach Auffassung von Mertens um Kon-
zepte, »die fiir keinen der Beteiligten mit Opfern verbunden sind,
sondern fiir alle mit Wohlfahrtsgewinnen«.?® Teriet ~ einer der
fihrenden Protagonisten einer »neuen Arbeitszeitpolitik« ver-
spricht sich eine »Arbeitszeit nach Mafl«, die »Wiedergewinnung
von Zeitsouverinitit«, die »Wahlfreiheit« zwischen Arbeitszeit,
Einkommen und Freizeit mit der Folge einer »selbstgestalteten Ar-
beits- und Lebensplanung«.!* Er sieht dariiber hinaus die »Stofi-
richtung des Flexibilisierungsanliegens (. ..) weitgehend in einer
Abkehr und Uberwindung starrer, standardisierter und unifor-
mierter, fremdbestimmter und tabuisierter Arbeitszeiteckwerte«2,
wie sie durch die tarifvertraglichen Bestimmungen gesetzt werden.
Auf diese Weise soll nicht lediglich ein Beitrag zur humaneren Ge-
staltung der Arbeitszeit geleistet werden, zugleich erhoffen sich
die Befiirworter der neuen Arbeitszeitpolitik auch einen spiirbaren
Entlastungseffekt auf dem Arbeitsmarkt durch Aufteilung des Ar-
beitsvolumens auf mehr Kopfe. Abgerundet wird die Argumenta-
tion in aller Regel mit dem Hinweis auf Umfrageergebnisse, wo-
nach ein beachtlicher Teil der Arbeitnehmer auch um den Preis
eines reduzierten Einkommens an (stark) verkiirzten, differenzier-
ten Arbeitszeiten interessiert sei. Dies signalisiere einen Wertewan-
del in der Bevolkerung, dem durch eine individuelle Arbeitszeitfle-
xibilisierung Rechnung getragen werden miisse. Im folgenden ist
zu priifen, in welchem Mafle die angestrebten Zielsetzungen, ins-
besondere der Beschiftigungseffekt, tatsichlich erreicht werden
kénnen.

3.2 Anspruch und Realitit

3.2.1 Praktizierte flexible Arbeitszeitregelungen

Zunichst zeigt bereits ein kurzer Blick auf die derzeit existieren-
den Arbeitszeitstrukturen, dafl hier von Starrbeit, Rigiditit und
Uniformiertheit in keiner Weise die Rede sein kann. Im Gegenteil

finden sich in der betrieblichen Praxis auf der Basis geltender ge-
setzlicher und tariflicher Arbeitszeitbestimmungen vielfiltige For-
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men flexibler Arbeitszeitgestaltung, die in der aktuellen Diskus-
sion zum Teil systematisch aus der Betrachtung ausgeblendet wer-
den. Dies ist umso problematlscher als die praktizierten flexiblen
Arbeitszeitregelungen kaum ein Mehr an Zeitsouverinitit, Wahl-
freiheit, Liberalitit und Individualisierung zulassen, sondern oft-
mals genau das Gegenteil bewirken.

Die derzeit betriebene Arbeitszeitflexibilisierung bildet vielmehr
einen integrierten Bestandteil unternehmerischer Strategien zur
umfassenden Flexibilisierung des Personaleinsatzes.

— Im Rahmen der geltenden Arbeitszeitordnung sind Wochen—
arbeitszeiten bis zu 72 Stunden zulissig. Tatsichlich leisteten die
abhingig Beschiftigten 1982 durchschnittlich 1,92 Stunden/Wo-
che und 80,24 Stunden/Jahr Mebrarbeit. Rechnerisch entspricht
die Gesamtzahl der geleisteten Uberstunden einer Zahl von rund
1 Mio abhiingig Beschiftigten.t

- In Abhingigkeit von der wirtschaftlichen Enthcklung kommt
auch dem Instrument der Kurzarbeit eine hohe Bedeutung hin-
sichtlich der flexiblen Gestaltung des Personaleinsatzes zu. So be-
trug im Jahr 1982 die Zahl der Kurzarbeiter durchschnittlich
601100. In den ersten Monaten dieses Jahres kletterte die Zahl der
Kurzarbeit leistenden Arbeitnehmer sogar auf iiber 1,2 Mio.t*

~ Auch alle Formen von Nacht- und Schichtarbeit weichen von
der Normalarbeitszeit ab und dienen der flexiblen Anpassung des
Personaleinsatzes an die Betriebs- und Produktionserfordernisse.
In den vergangenen Jahrzehnten ist die Zahl der Schichtarbeiter
stindig angestiegen Heute liegt sie bei rund 3,5 Mio.!

— Insbesondere im Bereich des Einzelhandels stellt die kapazi-
titsorientierte variable Arbeitszeit (Kapovaz) eine weitverbreitete
Form der flexiblen Arbeitszeitgestaltung dar. In z.T. hochperfek-
tionierter Art und Weise wird der Personaleinsatz an die Kunden-
frequenz und den Arbeitsanfall insgesamt angepaft.

— Eine vor allem im Hotel- und Gastgewerbe weit verbreitete
Form der Arbeitszeitflexibilisierung stellt der Teilschichtdienst dar.
Der Personaleinsatz wird auf die Spitzenbedarfszeiten konzen-
triert, indem die Beschiftigten z.B. nach der Haupigeschiftszeit
am Mittag ihre Arbeit fiir mehrere Stunden unterbrechen, um
dann vom spiten Nachmittag bis in die spiten Abendstunden hin-
ein zu arbeiten.

— Auch die traditionelle Form der Heimarbeit ist mit flexiblen
Arbeitszeiten untrennbar verbunden. Sowohl die Lage als auch die
Dauer der Arbeitszeit ist hierbei variabel. Immerhin weist die Sta-
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tistik fiir 1981 noch rund 140000 Heimarbeiter aus, die vor allem
in der Spielwaren- und Schmuckherstellung beschiftigt sind.2¢

~ Schliefilich ist auf die gleitende Arbeitszeit zu verweisen, die in
begrenztem Umfang die flexible Gestaltung der Arbeitszeit er-
laubt. Erhebungen zufolge haben rund 12 Prozent der abhingig
Beschiftigten weitaus {iberwiegend im Angestelltenbereich heutzu-
tage Gleitzeit.V?

— Die quantitativ bet weitem bedeutsamste Form der flexiblen
Arbeitszeitgestaltung ist die Teilzeitarbeit. Teilzeitarbeit kann dabei
mit Frauenarbeit gleichgesetzt werden, denn die Quote teilzeitar-
beitender Minner ist sehr gering (4 vH aller Teilzeitarbeitsverh:lt-
nisse) und beschrinkt sich weitgehend auf gesundheitsbeeintrich-
tigte Arbeitnehmer sowie auf Schiiler und Studenten. Insgesamt ist
die Teilzeitarbeit in den vergangenen Jahren rapide angestiegen.
1981 arbeiteten rund 31 vH aller abhingig beschiftigten Frauen in
Teilzeitarbeit.?®

Dieser knappe Uberblick zeigt bereits, daf} die oft und nachdriick-
lich vorgetragene Behauptung, die derzeit geltenden gesetzlichen
und tarifvertraglichen Normen prefiten die Arbeitnehmer in ein
Zwangskorsett starrer, unverinderbarer Arbeitszeiten, nicht auf-
recht erhalten werden kann. Im Gegenteil hat die Entwicklung in
der Vergangenheit dazu gefithrt, dafl die Zahl der Arbeitsplitze,
deren Strukturen in Dauer und Lage der Arbeitszeit erheblich von
der Normalarbeitszeit abweichen, beachtlich zugenommen hat.
Die fiir die betroffenen Arbeitnehmer iiberwiegend nachteiligen
oder zwiespiltigen Folgen werden besonders deutlich im Bereich
der Teilzeitarbeit.

3.2.2 Das Beispiel Téilzeitarbeit

Als Teilzeitarbeit werden generell all die Arbeitsverhiltnisse mit
kiirzerer als der regelmifigen, branchen- bzw. allgemeiniiblichen
Arbeitszeit bezeichnet. Hinter dieser allgemeinen Bezeichnung
verbergen sich aber durchaus unterschiedliche Arbeitszeitformen,
die auseinandergehalten werden miissen, wenn man zu einer trag-
fihigen Bewertung kommen will. Eine Auseinandersetzung iiber
Teilzeitarbeit schlechthin fithrt nicht weiter, weil je spezifische Be-
dingungen und Ausprigungen vorliegen konnen, die zu unter-
scheiden sind.

Teilzeitarbeitsverhiltnisse in der tiblichen »klassischen« Form

271



sind Halbragstitigkeiten, die entweder vor- oder nachmittags erle-
digt werden, und bei denen der Arbeitsplatz auf zwei Personen
aufgeteilt ist. Diese Form ist weitverbreitet. Sie wird heute auch
oft als Job-Sharing bezeichnet, allerdings filschlicherweise, weil
die Teilzeitbeschiftigten in keinem besonderen rechtlichen Ver-
hilwnis zueinander stehen, wihrend das Job-Sharing Konzept ge-
rade die gegenseitige Verantwortlichkeit der Partner als Charakte-
ristikum aufweist. Ebenfalls weit verbreitet sind Teilzeitarbeitsver-
hiltnisse, bei denen der Arbeitsplatz nur zeitweilig, also nicht
wihrend der gesamten Betriebszeit, besetzt ist. Hierbei handelt es
sich um Arbeitspliitze, bei denen der Arbeitsanfall nur zu gewissen
Zeiten anfillt oder zu gering ist, um vollzeitig erledigt zu werden.
Zu den Strukturen dieser beiden Teilzeitarbeitsplatztypen l4flt sich
feststellen, daf§ es sich mehrheitlich um kérperlich wie psychisch
belastende Arbeitsplitze handelt, die zudem kaum Aufstiegschan-
cen bieten. Die erreichten Lohne und Gehilter sind gering, sie lie-
gen durchweg am unteren Ende der Verdiensthierarchie, oftmals
noch unterhalb des Sozialhilfeniveaus. Die Folge sind unzurei-
chende Sozialleistungen, d.h. Arbeitslosengeld und auch die spi-
tere Rente liegen ebenfalls hiufig unter dem Sozialhilfesatz. Be-
sonders problematisch sind die Teilzeitarbeitsverhiltnisse mit der
sog. »geringfiigigen Beschiftigung«. Hier entfallen die Versiche-
rungspflicht zur Arbeitslosenversicherung (bei Beschiftigungen
von weniger als 15 Wochenstunden und einem monatlichen Ein-
kommen unter 390 DM) sowie die Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall (bei Beschiftigung von weniger als 10 Wochenstunden),
so dafl die Frauen z.B. am Ende ihres Arbeitslebens noch nicht
einmal einen eigenstindigen Anspruch auf Rente haben.

Im Vergleich zu diesem ausschlieBlich auf Frauen bezogenen
und mehrfach benachteiligten Teilarbeitsmarkt der »klassischen«
Teilzeitarbeit fallen Teilzeitarbeitsplitze in attraktiven, qualifizier-
ten Titigkeitsbereichen quantitativ kaum ins Gewicht. Hier sind
die Unternehmer weitaus zuriickhaltender, nicht, weil sich Teil-
zeitarbeitsplitze aus technischen oder organisatorischen Griinden
gar nicht einrichten liefen, sondern vielmehr deswegen, weil die
mit Teilzeitarbeit angestrebten Kosten- und Produktivititsvorteile
bei den qualifizierten Berufen weit geringer ausfallen. Aus Unter-
nehmersicht sind hier Vollzeitarbeitsverhiltnisse »rentabler«. Die
Frauen, die an solchen Arbeitsplitzen arbeiten, aber auf Teilzeit
gehen wollen, bzw. miissen, werden durch diese Ausrichtung der
unternehmerischen Personalpolitik dazu gezwungen, ihren erlern-
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ten bzw, ausgeubten Beruf aufzugeben und eine der oben skizzier-
ten, unterwemgen Teilzeitstellen anzunehmen.

Einige der wenigen positiven Ausnahmen sind die Tellzeltmog—
lichkeiten fiir Beamte und insbesondere fiir Lehrer. Je nach landes-
rechtlicher Regelung haben Lehrer einen Rechtsanspruch darauf, an
ibrem Arbeitsplatz fiir eine bestimmte Zeit teilzeitig (bei entspre-
chender Mmderung des Bruttogehaltes) zu arbeiten und auf An-
trag dann wieder in die normale Arbeitszeit zuriickzukehren.
Wihrend frither noch die Kindererziehung Voraussetzung fiir die
Inanspruchnahme der Regelung war, bedarf es heute eines speziel-
len Grundes nicht mehr. Entscheidender Vorteil dabei ist also, daf§
die Beschiftigten selbst tatsichlich die Wablfreibeit behalten und
insofern das Angebotsmonopol des Arbeitgebers eingeschrankt 1st.

In die genau gegenteilige Richtung zielt dagegen der seit einigen
Jahren zunehmende Trend, den Beschaftlgten auch gegen ihren
Willen Teilzeitarbeit aufzuzwmgen So ist es in einigen Bereichen
der Privatwirtschaft, wie z.B. im Einzelhandel, mittlerweile fiir
Frauen nur noch méglich, eine Teilzeitstelle zu bekommen. Es
mehren sich auch die Fille, in denen die Beschiftigten von den Ar-
beitgebern vor die Wahl gestellt werden, entweder von einem Voll-
zeit- auf ein Teilzeitarbeitsverhiltnis iiberzuwechseln oder aber die
eigene Entlassung bzw. die anderer Beschiftigter in Kauf zu neh-
men. Der offentliche Dienst spielt bei diesem Trend zum Zwang
zur Téilzeitarbeit, oder priziser gesagt zur unbezahlten Kurzarbeit
derzeit die Vorreiterrolle. Bei der Bundesbahn beispielsweise wer-
den Auszubildende nur iibernommen, wenn sie Teilzeitarbeit ak-
zeptieren, und in nahezu allen Bundeslindern hat sich die Praxis
eingebiirgert, angehenden Lehrern nach ihrer Referendarzeit aus-
schliefflich Teilzeitstellen anzubieten. Weil andere Arbeitsmoglich-
keiten den Betroffenen nicht geboten werden bzw. nicht offenste-
hen, degeneriert ihr Anspruch auf einen qualifikationsgerechten
vollzeitigen Arbeitsplatz gunsugenfalls zu einem Recht auf Teil-
zeitarbeit.

3.2.3  Zur Situation und Interessenlage teilzeitarbeitender
Frauven

Zwar sind die derzeit bestehenden flexiblen Arbeitszeitstrukturen

das Ergebnis unternehmerischer Rationalisierungs- und Personal-
einsatzstrategien, dennoch liflt sich daraus nicht umstandslos der
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Schluf} ziehen, daf sie immer und in jedem Fall in uniiberbriickba-
rem Gegensatz zu den Wiinschen und Bediirfnissen der Arbeitneh-
mer stehen. Am Beispiel der Teilzeitarbeit wird deutlich, daf} ge-
rade angesichts der bestehenden und kurzfristig nicht beliebig
verinderbaren sozialen und 6konomischen Rahmenbedingungen
ein solches Arbeitsverhiltnis hiufig eine der wenigen, wenn nicht
die einzige Moglichkeit zur Erwerbstitigkeit von Frauen mit
Haushalts- und Erziehungsaufgaben darstellt. Die Statistiken wei-
sen aus, dafl die Erwerbsbeteiligung vor allem von verheirateten
Frauen und Miittern — trotz der Krise — kontinuierlich angestiegen
ist. Dies ist das Ergebnis eines vielschichtigen Einstellungs- und
Bewufltseinswandels der Frauen selbst; sie wollen beides, sowoh}
erwerbstitig sein als auch zugleich Kinder erziehen. Der Anspruch
der Frauen, durch eigene dauerhafte Erwerbstitigkeit ihren Le-
bensunterhalt zu sichern und so die materielle Grundlage fiir eine
eigenstindige Gestaltung ihres Lebens zu schaffen, stofit aller-
dings auf die noch weithin vorherrschende traditionelle Arbeitstei-
lung zwischen Mann und Frau im Haushalt und bei der Kinderer-
zichung. Die daraus entstehende Doppelbelastung der Frauen,
(die im iibrigen bei alleinerziehenden Miittern noch stirker ausge-
prigt ist) und die auch durch das vollig unzureichende 6ffentliche
Angebot an familienerginzenden und -unterstiitzenden sozialen
Diensten und Einrichtungen nur wenig gemildert wird, Iifit vielen
Frauen hiufig keine andere Moglichkeit, als ein Teilzeitarbeitsver-
hiltnis zu suchen, weil eine vollzeitige Arbeit von 40 Stunden nicht
verkraftet werden kann oder nicht gewiinscht wird. Allerdings
mufl die Einkommenslage der Familie, d. h. vor allem das Einkom-
men des Ehemannes diese Moglichkeit auch tatsichlich zulassen.
In all den Fallen, wo die Einkommenslage recht giinstig ist, gibt es
dariiber hinaus sicherlich eine gewisse Zahl von Frauen (und Min-
nern), die Teilzeitarbeit wiinschen, bzw. praktizieren auch ohne,
daf} die Notlage der unertriglichen Doppelbelastung von Beruf
und Familie direkt dazu zwingt.

Den Hintergrund der Interessen- und Bediirfnislage von Frauen
gilt es im Auge zu behalten, wenn Teilzeitarbeit bewertet werden
mufl. Da der Hinweis auf den Hintergrund die konkreten, aktuell
anstehenden Probleme aber nicht l6st, (denn die Minner werden
ihr Rollenverhalten nicht so schnell aufgeben und die Kindertages-
stitten sind nicht vorhanden!), kann es nicht darum geben, Téilzeit-
arbeit von Frauen generell abzulehnen. Eine solche undifferenzierte
Ablehnung wird der komplizierten Lage nicht gerecht. Vielmehr
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mufl nach Wegen gesucht werden, um die negativen Bedingungen
dieser Arbeitsverhiltnisse durch den Ausbau tarifvertraglicher und
gesetzlicher Schutzregelungen zu unterbinden.

Allerdings ist dabei ein Dilemma nicht zu iibersehen: Die ge-
schlechtsspezifische Aufgabenzuteilung bei den Haushalts- und
Erziehungsaufgaben bleibt unberiihrt, weil eben die Frau nur teil-
zeitig erwerbstitig ist. Nicht von ungefihr sind es ja auch die
Minner, die sich am vehementesten fiir Teilzeitarbeit (von Frauen)
einsetzen. Und unproblematisiert bleibt auch das Defizit an fami-
lienerginzenden Einrichtungen, denn wenn die Miitter nur teilzei-
tig arbeiten, gibt es auch keinen Bedarf an Tagesstitten und Ganz-
* tagsschulen. Die im Rahmen des Sozialabbaus vollzogene Ein-
schrinkung von Diensten und von Einrichtungen wird gerechtfer-
tigt durch die erzwungenen Reaktionen der Miitter, die sich ganz
oder teilweise aus dem Arbeitsleben zuriickziehen miissen.

3.3 Das Verhiltnis von individueller und kollektiver
Arbeitszeitgestaltung

Die Konfrontation der weitreichenden Zielvorstellungen, die mit
individueller Flexibilisierung der Arbeitszeit verbunden werden,
mit den in der Realitit vorfindbaren Arbeitszeitstrukturen und ih-
ren sozialen Konsequenzen lifft deutlich werden, dafl zumindest
bei einem Teil der Befiirworter einer neuen Arbeitszeitpolitik eine
grundfalsche Auffassung iiber das Verhiltnis von individueller und
kollektiver Arbeitszeitgestaltung vorherrsche. Typisch ist in diesem
Zusammenhang die Auffassung von Teriet, »daf der einzelne im-
mer noch am besten selbst und ohne Bevormundung beurteilen
kann, welche Wahl er zur optimalen Ausschopfung seiner Lebens-
chancen treffen mufl und wie er mit einem seiner kostbarsten Gii-
ter, der Lebenszeit, umgehen will«.® Hier liegen alte liberalistische
Vorstellungen zugrunde, wonach gesetzliche und tarifvertragliche
Regelungen der Arbeitszeit Einschrinkungen der individuellen
Vertragsfreiheit darstellen, welche die autonomen und gleichbe-
rechtigten Wirtschaftssubjekte (in diesem Fall die Arbeitnehmer)
daran hindern, ihre Vorstellungen einer optimalen Giiterkombina-
tion (hier Arbeitszeit, Einkommen, Freizeit) zu realisieren.
Ausgeblendet bleibt bei diesem durchaus wohlklingenden Denk-
muster die schlichte, aber elementare Frage nach den objektiv ge-
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gebenen Handlungs- und Wahlmoglichkeiten eines auf Lohnarbeit
angewiesenen Beschiftigten, der letztlich nur durch den Verkauf
seiner Arbeitskraft seine materielle Existenz sichern kann und der
nicht in der Lage ist, sein Arbeitskraftangebot raumlich oder zeit-
lich beliebig zu variieren oder woméglich ganz zuriickzuhalten.
Auf dem Arbeitsmarkt herrscht aus diesem Grunde ein systemati-
sches Machtungleichgewicht zugunsten der Unternehmer, die Ar-
beitskrifte im wesentlichen nach ihrem Kosten-Nutzenkalkiil re-
krutieren. Sie sind demnach auch im Besitz der Definitionsmacht
tber die Arbeitsbedingungen, so daf insbesondere bei Zeiten chro-
nischer Massenarbeitslosigkeit hochstens einige wenige Arbeits-
krifte mit starker Verhandlungsposition in der Lage sind, indivi-
duelle Arbeitszeitwiinsche zu realisieren.

Fiir die Masse der Beschiftigten bringt erst der solidarische Zu-
sammenschluff in Gewerkschaften die Moglichkeit, auf der
Grundlage des Lohnarbeitsverhiltnisses die grundlegenden Ar-
beitsbedingungen wie z.B. die Entlohnung, Lage und Dauer der
Arbeitszeit, Gesundheitsschutz usw. kollektiv so zu regeln, dafl
iiberhaupt erst die Voraussetzungen fiir die Gestaltung individuel-
ler Freiheitsspielriume geschaffen werden. Wenn nun kritisiert
wird, dafl die derzeitigen kollektiven Arbeitszeitregelungen nur
unzureichende individuelle Wahl- und Gestaltungsméglichkeiten
von Dauer und Lage der Arbeitszeit fiir den Arbeitnehmer ersff-
nen, und dieser Vorwurf gilt sicherlich zu Recht, dann muf} be-
riicksichtigt werden, dafl die wenigen tarifvertraglich abgesicher-
ten individuellen Moglichkeiten (z.B. Anspruch auf Bildungsur-
laub, auf kiirzere Arbeitszeiten fiir besonders belastete oder iltere
Arbeitnehmer, auf Elternurlaub), erst kollektiv gegen den Wider-
stand der Arbeitgeber durchgesetzt werden mufiten.

3.4 Zukﬁnftige Formen der individuellen Flexibilisierung
der Arbeitszeit

Fiir die nihere Zukunft ist keinerlei grundlegende Anderung der
Machtstruktur auf dem Arbeitsmarke, bei der das Arbeitsplatzan-
gebot nach den Rentabilititskalkiilen der Unternehmen bestimmt
wird, abzusehen. Eher verstirkt die Massenarbeitslosigkeit noch
die dominante Position der Unternehmen. Arbeitsplitze mit einer
von der Normalarbeitszeit abweichenden Zeitstruktur werden da-

276



her auch weiterhin vorrangig in solchen Titigkeitsbereichen einge-
richtet, die bei einer Aufspaltung z.B. in zwei oder mehr Teilzeit-
arbeitsplitze keine grofleren technisch-organisatorischen und be-
triebspolitischen Probleme aufwerfen. Uberall da, wo es sich um
iiberschaubare, begrenzte, einfache und sich hiufig wiederholbare
Arbeitsvollziige mit nur geringen Qualifikationsanforderungen
handelt, ist am ehesten mit einer Ausweitung flexibler Arbeitszeit-
strukturen zu rechnen. Giinstige Voraussetzungen sind fiir das
Unternehmen zusitzlich auch dann gegeben, wenn der Arbeitsan-
fall im Zeitablauf sehr stark variiert, aber zugleich weitgehend vor-
aussehbar ist. Durch den zeitlich exakten Einsatz von Teilzeitar-
beitskriften kann hierdurch die Beschiftigung einer Vollzeitar-
beitskraft, bei deren Anwesenheit auch »unproduktive Leerzeiten«
anfallen, vermieden werden. Immer dann jedoch, wenn die Auftei-
lung von Arbeitsvollziigen und -plitzen potentielle Reibungsverlu-
ste durch zusitzlichen Informations- und Abstimmungsbedarf, die
Klirung von Zustindigkeiten usw. hervorruft, wie dies bei kom-
plexeren, qualifizierteren T4tigkeiten wahrscheinlich ist, erscheint
aus betriebswirtschaftlicher Sicht eine flexible Arbeitszeitgestal-
tung wenig sinnvoll. In dem Mafle, wie die Einfithrung neuer
Technologien zur Standardisierung und Routinisierung auch von
bislang qualifizierten Titigkeiten fithrt, kann indes auch hier mit
einer Ausweitung flexibler Arbeitszeitgestaltung gerechnet wer-
den. \

Demnach ergeben sich folgende Schwerpunktbereiche:

1. Ein zentraler Bereich fiir (flexible) Teilzeitarbeit werden die
Biiro- und Verwaltungstatigkeiten bleiben. Der Einsatz computerge-
stiitzter Biiro- und Kommunikationstechnologien fordert hier die
Ausweitung der Teilzeitarbeit geradezu heraus, weil auf diese
Weise eine bessere Auslastung der aufwendigen EDV-Systeme und
damit erhebliche Rationalisierungseffekte erzielt werden kénnen.
Schutzvorschriften z.B. zur Pausenregelung und zur Einrichtung
von Mischarbeitsplitzen bei Bildschirmarbeit kénnen auf diese
Weise umgangen werden. Zugleich ist auch mit einer Ausweitung
von Schichtarbeit in Verbindung mit Teilzeitarbeit zu rechnen.

2. Ein starker Rationalisierungsschub erfafit derzeit den gesam-
ten Bereich des Einzelhandels. Hier geht es den groflen Warenhiu-
sern, den Filialketten, aber auch dem Facheinzelhandel um das ra-
sche und méglichst dauerhafte Absenken des umsatzbezogenen
Personalkostenanteils, indem die Personaldecke mdglichst diinn
gehalten wird und der Personaleinsatz weitestgehend der Kunden-
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frequenz und dem sonstigen Arbeitsanfall angepafit wird. Zentra-
les Instrument ist die Flexibilisierung der Arbeitszeiten durch ver-
schiedene Kapovaz-Systeme und durch eine perfektionierte, z.T.
computergestiitzte Personaleinsatzplanung. Auch im Dienstlei-
stungsbereich ist mit einem weiter wachsenden Anteil flexibler Ar-
beitszeiten zu rechnen.

3. Eine zunehmende Flexibilisierung der Arbeitszeit und des
Arbeitseinsatzes ist speziell im Bereich des ¢ffentlichen Dienstes zu
beobachten. Bei dauerhaft knappen Finanzmitteln und kontinuier-
licher Verringerung der Planstellen in vielen Bereichen nimmt der
Anteil der Zeitarbeits-, Werk- und Honorarvertrige stindig zu.
Von weitreichender Bedeutung ist auch der bereits erwihnte
Trend, in einigen Titigkeitsbereichen vor allem fiir Berufsanfinger
ausschliefllich Teilzeitarbeit anzubieten, wie z. B. bei der Bahn und
im Lehrerbereich. Abzuwarten bleibt, ob und in welchem Umfang
die positive Moglichkeit der Beschiftigten, nach eigenem Wunsch
an ihrem Arbeitsplatz fiir begrenzte Zeit oder dauerhaft auf Teil-
zeitarbeit zu gehen, verbessert und ausgeweitet wird.

4. Vollig neue Moglichkeiten der Flexibilisierung der Arbeits-
zeit werden sich zukiinftig durch die sogenannte »elektronische
Heimarbeit« ergeben. In dem Mafe, wie die geplante Breitbandver-
kabelung in der Bundesrepublik fortschreitet, ist die Auslagerung
zahlreicher Schreib- und Sachbearbeitertitigkeiten in allen Wirt-
schaftszweigen auf die Haushalte technisch iiberhaupt kein Pro-
blem mehr. Bereits heute gibt es Studien zu den Einsatzmoglich-
keiten elektronischer Heimarbeit und laufen praktische Modell-
versuche zur Heimarbeit unter Nutzung des Teletex-Systems der
Bundespost.

5. Nachdem bereits erfolgreiche Versuche zur Einfiithrung von
Gleitzeit im Produktionsbereich durchgefithrt wurden, nehmen jetzt
auch Bestrebungen zu, eine weitergehende Flexibilisierung der Ar-
beitszeit in diesem Bereich zu realisieren. In Baden-Wiirttemberg
werden in mehreren Betrieben 6ffentlich geférderte Modellversu-
che zur Planung und Einfiithrung flexibler Arbeitszeitmodelle z. B.
in der Montage, in der Teilefertigung, in der Kunststoffspritzerei,
in technischen Biiros usw. durchgefithrt. Beim VW-Konzern wer-
den derzeit Uberlegungen angestellt, den Arbeitnehmer Jahresar-
beitsvertrige anzubieten, wobei das fest vereinbarte Arbeitspen-
sum je nach Arbeitsanfall iiber das Jahr verteilt wird.
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3.5 Betriebliche Strategien und die Beschiftigungseffekte

Die Flexibilisierung der Arbeitszeit, und hierbei insbesondere die
Ausweitung der Teilzeitarbeit, erweist sich fiir die Zukunft als ein
Instrument in der umfassenden Strategie der Unternehmen, Pro-
duktion und Personaleinsatz insgesamt flexibler zu gestalten. Wie
die Beispiele gezeigt haben, hat diese Strategie mit dem weitrei-
chenden Anspruch der proklamierten »Zeitsouverinitit« wenig ge-
mein. Unter beschiftigungspolitischen Gesichtspunkten ist dar-
iiber hinaus zu hinterfragen, ob die Flexibilisierungsstrategie
entsprechend ihrem Anspruch tatsichlich merklich dazu beitrigt,
den Arbeitsmarkt zu entlasten und durch Umverteilung des Ar-
beitsvolumens mehr Menschen einen Arbeitsplatz zu geben. Zur
Beantwortung der Frage miissen die Motive und Bedingungen der
betrieblichen Personalpolitik niher betrachtet werden. Dabei ist
zu erkennen, daf} gerade die Arbeitszeitflexibilisierung ein wesent-
liches Instrument zur Rationalisierung und Leistungsintensivierung
darstellt, um durch eine hohere Arbeitsproduktivitit das betriebli-
che Arbeitsvolumen zu reduzieren. Folgende Faktoren weisen in
diese Richtung:

— Flexible Arbeitszeiten fithren zu einer hoheren Arbeitspro-
duktivitit, da Krankheits-, Fehl- und Unfallzeiten geringer sind.

— Auflerdem sind flexible Arbeitszeiten mit einer weiteren Ar-
beitsintensivierung verbunden, weil der biologische Rhythmus des
Menschen mit seinen Leistungshochs und -tiefs voll ausgenutzt
wird. Untersuchungen haben z.B. ergeben, daf} Teilzeitkrifte bis
zu einem Drittel hohere Leistungen pro Zeiteinheit bringen als
Vollzeitkrifte.

- Der wichtigste Vorteil der Arbeitszeit-Flexibilisierung liegt in
der exakten Anpassung der Arbeitszeit an den Arbeitsanfall, weil
auf diese Weise der Personalbedarf z.T. drastisch gesenkt werden
kann.

— Aufgrund der vorliegenden praktischen Erfahrungen muf da-
her damit gerechnet werden, daff aufgrund dieser produktivitits-
steigernden Effekte lingst nicht in allen Fillen bei der Aufteilung
eines Vollzeitarbeitsplatzes zwei Teilzeitarbeitsplitze mit je
20 Stunden eingerichtet werden, sondern, dafl von den 40 Wo-
chenstunden z. B. insgesamt nur 30 iibrig bleiben.

— Der Leistungsdruck nimmt aber auch fiir die Vollzeitbeschaf-
tigten langfristig zu, weil die Gefahr besteht, dal Unternehmen
die flexible Arbeitszeitgestaltung zu einer Anhebung des allgemei-
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nen Leistungsniveaus nutzen werden, indem z.B. das Leistungsni-
veau bei einer vierstiindigen Teilzeitarbeit als allgemeine Norm an-
gesetzt wird. Inhumane Arbeitsbedingungen werden durch die ver-
mehrte Einrichtung von (variablen) Teilzeitarbeitsplitzen tenden-
ziell zementiert, weil durch die verringerte Arbeitszeit die Tole-
ranzschwelle fiir gesundheitsgefihrdende Belastungen nach oben
verschoben wird und so Mafinahmen zur Humanisierung der Ar-
beit unterlaufen werden.

- Insbesondere beim Job-Sharing, das derzeit im Mittelpunke
der Diskussion steht, ohne daf§ es bislang nennenswerte praktische
Bedeutung hat, treten weitere erhebliche Produktivititsvorteile fiir
das Unternehmen hinzu: Bei dieser modifizierten Form der Teil-
zeitarbeit wird dadurch, dafl die Job-Sharing-Partner fiir eine
ganztigige Besetzung des Arbeitsplatzes gemeinsam verantwort-
lich sind und sich im Abwesenheitsfall gegenseitig ersetzen miis-
sen, das gesamte Krankheits- und Fehlzeitenrisiko vom Arbeitge-
ber auf die betroffenen Arbeitnehmer abgewilzt. Selbst bei der
zunehmend geforderten Freiwilligkeit der Vertretungsregelung
wird rasch ein informeller Druck entstehen, der auch zu erhebli-
chen Konflikten der Arbeitskrifte untereinander fithren wird. Der
Abstimmungsbedarf, der beim Job-Sharing unweigerlich entsteht,
wird in die unbezahlte Freizeit verlagert.

Zusammenfassend lifit sich also festhalten, daf beim Einsatz flexi-
bler Arbeitszeiten die zusdtzlichen Produkuvititsreserven sebr boch
sind und der Beschiftigungseffekt dementsprechend gering bleibt.
Eine Quantifizierung 148t sich aber kaum vornehmen, da nach ein-
zelnen Titigkeitsbereichen differenziert werden mufite. Sicherlich
ist aber auch richtig, daf} durch die Aufteilung von Vollzeitarbeits-
plitzen (insbesondere bei zeitgebundenen Titigkeiten, die sich
nicht ohne weiteres intensivieren lassen) die Zahl der zur Verfi-
gung stehenden Arbeitsplitze auf dem Arbeitsmarke steigt. Gleich-
wohl stellt eine massenhafte Ausweitung von Teilzeitarbeitsplit-
zen keinen wirksamen Beitrag zur Wiederherstellung der Vollbe-
schiftigung dar: Der Beschiftigungseffekt bleibt aufgrund der
iiberdurchschnittlich hohen Produktivititsreserven weit hinter
dem einer Verkiirzung der Wochen- oder Lebensarbeitszeit zu-
riick. Sodann steht einer Verringerung der Zahl der Teilzeitarbeits-
losen bei Realisierung einer solchen Strategie eine stagnierende, im
ungiinstigsten Fall sogar steigende Zahl von Vollzeitarbeitslosen
gegeniiber. Ein grofler Teil der Arbeitnehmer bliebe schon auf-
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grund seiner Einkommensverhiltnisse von jeder Moglichkeit der
Teilzeitarbeit ausgeschlossen. In dem Mafle, wie eine solche Stra-
tegie der Arbeitszeitverkiirzung zugleich auch Einkommensredu-
zierung in erheblichem Umfang bedeutet und dadurch nur von
den oberen Einkommensgruppen genutzt werden kann, bleibt sie
in ihren quantiativen Beschiftigungswirkungen von vornherein be-
grenzt. Eine forcierte Ausweitung der Teilzeitarbeit kann schlief-
lich auch nicht mit der besonderen Betroffenheit der Teilzeitbe-
schiftigten vom Risiko der Arbeitslosigkeit begriindet werden, da
sich die Arbeitslosenquoten von Vollzeit- und Teilzeitbeschiftig-
ten weitgehend aneinander angenihert haben. Sie lagen im Fe-
bruar 1983 iibereinstimmend bei je 10,4 vH. Auch das Verhilinis
von Arbeitslosen zu offenen Stellen fillt bei den beiden Gruppen
mit 1 zu 37 und 1 zu 42 nicht mehr wesentlich auseinander.?

3.6 Wiinschen die Arbeitnehmer die individuelle
+ Arbeitszeitflexibilisierung?

Die Protagonisten der individuellen, flexiblen Arbeitszeitgestal-
tung begriinden die Notwendigkeit einer neuen Arbeitszeitpolitik
regelmiflig auch mit dem Hinweis, dafl Umfrageergebnissen?! zu-
folge ein grofier Teil der Arbeitnehmer, Frauen wie Minner, Be-
schiftigte wie Arbeitslose, wochentliche Arbeitszeiten unter
40 Stunden wiinschen und auch bereit sei, entsprechende Einkom-
menseinbuflen hinzunehmen. In Teilbereichen der Bevolkerung sei
ein tiefgreifender Sinn- und Wertewandel zu beobachten, der zu
einer verinderten Einstellung insbesondere gegeniiber der her-
kémmlichen Erwerbsarbeit fithre. Individuelle Arbeitszeitflexibili-
sierung sei deswegen ein geeignetes Instrument diesen z.T. neu
entstandenen Bediirfnissen Rechnung zu tragen.

Unzweifethaft an dieser Argumentation — wie aussagefihig und
reprisentativ die Umfragen im einzelnen auch immer sein moégen —
ist der Tatbestand, daf§ trotz vorangegangener Mafinahmen zur
Arbeitszeitverkiirzung z.B. durch Urlaubsverlingerung, Vorverle-
gung der Altersgrenze, Arbeitszeitverkiirzung fiir besondere Per-
sonengruppen usw. ein starkes Bediirfnis nach einer weiteren Ver-
kiirzung insbesondere der wochentlichen Arbeitszeit besteht. Ur-
sichlich dafiir ist ein ganzes Biindel sehr verschiedenartiger
Faktoren:
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~ Zunichst verbirgt sich dahinter ganz einfach der Wunsch
nach mehr arbeitsfreier Zeit, um stirker als dies bisher méglich ist
den eigenen Interessen und (Freizeit-)Wiinschen nachgehen zu
konnen. Die Arbeitszeitwiinsche konzentrieren sich dabei auf die
Zeitspanne zwischen 30 und 36 Stunden und lassen sich als Pli-
doyer fiir eine 35- oder gar 30-Stunden-Woche interpretieren.

- Rationalisierungsmafinahmen, Einfithrung neuer Technolo-
gien, Leistungsverdichtung und -intensivierung haben in vielen Be-
reichen die Belastungen und Beanspruchungen durch den Arbeits-
prozef} in den vergangenen Jahren deutlich ansteigen lassen. Die
zunehmende Sensibilisierung der Arbeitnehmer hinsichtlich der
Qualitit und der Bedingungen ihrer Arbeit hat ihrerseits dazu bei-
getragen, daf} die Forderung nach einer kiirzeren Arbeitszeit an
Gewicht gewonnen hat.

- Das Erwerbsverhalten der Frauen hat sich in der Vergangen-
heit ebenfalls stark gewandelt. Die trotz der hohen Arbeitslosig-
keit gestiegenen Erwerbsquoten der Frauen belegen die zuneh-
mend stirkere Erwerbsorientierung der Frauen, die sich — wenn
auch unterschiedlich ausgeprigt — in allen Altergruppen zeigt. Am
Beispiel der Teilzeitarbeit hatten wir bereits darauf hingewiesen,
dafl dieser Wunsch, erwerbstitig zu sein und zugleich Kinder zu
bekommen und aufzuziehen, angesichts der gegebenen Bedingun-
gen vielfach nur dadurch zu realisieren ist, wenn eine andere Ar-
beitszeit als die 40-Stunden Vollzeit angeboten wird. Dabei
kommt es nicht nur auf die verkiirzte Dauer der Arbeitszeit, son-
dern zusitzlich auch auf eine den hiuslichen und familiiren Be-
dingungen besser entsprechende Lage der Arbeitszeit an.

— Schliefllich gibt es auch eine ~ allerdings zahlenmifig sehr be-
grenzte — Gruppe von liberwiegend hoch qualifizierten und weit
iberdurchschnittlich verdienenden Arbeitnehmern (z.B. Lehrer,
Professoren — und insbesondere wenn in diesen Fillen beide Ehe-
partner gut verdienen), die auch um den Preis einer spiirbaren Ein-
kommensreduzierung an einer deutlichen Verkiirzung ihrer Ar-
beitszeit interessiert sind.

Aus diesen Faktoren und Tatbestinden auf eine weitverbreitete Be-
reitschaft zum Einkommensverzicht bei individuell-flexiblen Ar-
beitszeitregelungen zu schlieflen, ist aber unzulissig: Die Einkom-
mensverhiltnisse der groflen Mehrheit der Arbeitnehmer lassen
eine Arbeitszeitverkiirzung bei Verzicht auf einen Lohnausgleich
nicht zu. Insbesondere der seit drei Jahren anhaltende Reallohnab-
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bau und die Kiirzung zahlreicher Sozialleistungen und :transfers
haben die Einkommenssituation aller Arbeitnehmerfamilien z.T.
drastisch verschlechtert. Aber auch schon die Zahlen von 1980 ma-
chen nachdenklich: 1980 verfiigten 40 vH der Arbeiterbaushalte
iiber ein Haushaltseinkommen von unter 2000 DM; bei den Ange-
stelltenhaushalten lag dieses Einkommen bei 2300 DM und bei
den Beamtenhaushalten bei 2700 DM.?? Die Nettoeinkommen der
Erwerbstitigen lagen 1981 bei den Minnern zu 68,4 vH (Arbei-
ter), 30,1 vH (Angestellte), 35,2 vH (Beamte) unter 1800 DM. Bei
den Frauen betragen diese Quoten 98,6 vH (!) (Arbeiterinnen),
98,2 vH (Angestellte), 86,6 vH (Beamtinnen).?

Vor dem Hintergrund dieser Daten miissen die in der Presse
hochgespielten Beispiele der Gruppe von Lehrern oder Universi-
titsprofessoren, die durch Arbeitszeitverkiirzung ohne Lohnaus-
gleich zusitzliche Stellen erméglichen wollen, als gefihrlich einge-
schitzt werden. Sie sind zwar gut gemeint, bleiben aber fiir die
Bekimpfung der Massenarbeitslosigkeit ohne Bedeutung, da sie
suggerieren, es mangele nur an der Opferbereitschaft der Beschif-
tigten, um durch die Verringerung der Arbeitszeit #nd des Ein-
kommens Arbeitslose zu beschiftigen.

Die Entwicklung des Erwerbsverhaltens der Frauen zeigt, daf§
hier eine quantitativ bedeutsame Gruppierung auch stirker an
Vollzeitarbeit interessiert ist. Nicht zuletzt die Tatsache, daf} etwa
drei Viertel der arbeitslosen Frauen einen Vollzeit- und keinen
Teilzeitarbeitsplatz suchen, ist dafiir ein Beleg. Zum Teil ist die
Vollzeitarbeit der Frauen auch aus 8konomischen Griinden eine
schlichte Notwendigkeit. Dies zeigt die Differenzierung der Er-
werbsbeteiligung nach Einkommen des Haushaltsvorstandes und
der Kinderzahl. Je geringer das Familieneinkommen und je hoher
die Zahl der Kinder (auch in jiingerem Alter) um so héher der An-
teil der vollzeitig erwerbstitigen Miitter. Umgekehrt nimmt der
Anteil der teilzeitarbeitenden oder gar nicht erwerbstitigen Frauen
in dem Mafle zu, wie das Einkommen des Ehemannes zunimmt
und die Kinderzahl zuriickgeht.¢

Der immer noch sehr hohe Anteil der geleisteten Mehrarbeit
und auch die nach wie vor beachtlich hohe subjektive Bereitschaft
zu Nacht- und Schichtarbeit sind — wie Untersuchungen belegen?
— zum groflen Teil Ausdruck materieller Notwendigkeit. Die ge-
werkschaftlichen Schwierigkeiten mit einer wirkungsvollen Politik
zur Eindimmung und Begrenzung von Mehrarbeit, Nacht- und
Schichtarbeit haben ihren Grund nicht zuletzt darin, dafl die da-
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durch erzielten zusitzlichen Einkommensbestandteile fest in das
Haushaltsbudget der Arbeitnehmer eingerechnet und die Arbeit-
nehmer darauf nicht zu verzichten bereit sind. So kann es auch
nicht verwundern, daf} in einer Reihe von Befragungen ein grofier
Teil der Beschiftigten den Wunsch duflert, linger zu arbeiten.2¢

3.7 Die Perspektive: Gesetzliche und tarifliche
Absicherung von flexiblen Arbeitszeiten nach den
Bediirfnissen der Arbeitnehmer

Wenngleich viele Befiirworter in der individuellen Flexibilisierung
der Arbeitszeit kein Patentrezept zur Losung aller Arbeitsmarkt-
probleme sehen, so halten sie die flexible Arbeitszeitgestaltung
doch fiir ein unabdingbares Element in einem ganzen Biindel von
Mafinahmen, zu denen auch die kollektive, tarifvertraglich verein-
barte Arbeitszeitverkiirzung zihlt.”” Durch eine solche Kombina-
tion verschiedener arbeitszeitpolitischer Optionen konne ein Ma-
ximum an Wohlfahrtssteigerung (Beschiftigungseffekt, »Zeitsou-
verinitit« usw.) erreicht werden. Eine solche Auffassung verkennt
aber in mehrfacher Weise sowohl die Konsequenzen der angeziel-
ten neuen Arbeitszeitpolitik als auch die objektiven Handlungs-
und Gestaltungsmoglichkeiten gewerkschaftlicher Betriebs- und
Tarifpolitik.

Zunichst liegt auf der Hand, dafl in dem Mafle, wie eine Auffi-
cherung der Normalarbeitszeit sich durchsetzt, damit eine Parzel-
lierung und Spaltung der Belegschaften einhergeht, die nur noch
im begrenzten Umfang gemeinsame und einheitliche arbeitszeitpo-
litische Interessen haben. Auch in den tiglichen betrieblichen Aus-
einandersetzungen wirkt sich eine Aufspaltung und Aufsplitterung
der Arbeitszeiten negativ aus: So sehen teilzeitbeschiftigte Frauen
ihre Arbeit vielfach als Ubergangslosung an, leisten nur wenig Wi-
derstand gegen unternehmerische Rationalisierungsmafinahmen
und lassen sich auch nur schwer gewerkschaftlich organisieren.
Fir die betriebliche Interessenvertretung wird die Arbeit unver-
meidlich schwerer, weil die Interessenunterschiede zwischen den
Beschiftigten zunehmen und die Regelungs- und Vertretungsfunk-
tion der Betriebs- und Personalrite gegeniiber dem Arbeitgeber
immer stirker beschnitten wird. Eine Politik der forcierten Ar-
beitszeitflexibilisierung auf individueller, einzelvertraglicher Ebene
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untergribt auf diese Weise systematisch die Erfolgsvoraussetzun-
gen fiir eine erfolgreiche, die Gesamtheit der Beschiftigten umfas-
sende Arbeitszeitpolitik. Sie tut dies auch insofern, als jede Form
von Teilzeitarbeit faktisch eine Art von Arbeitszeitverkiirzung
ohne Lohnausgleich darstellt. Wenn gerade die Arbeitgeber die in-
dividuelle Arbeitszeitflexibilisierung so stark favorisieren, verbirgt
sich dahinter eben dieser politisch-strategische Angriff nicht nur
auf die Forderung nach der 35-Stunden-Woche, sondern allge-
mein auf solidarische, kollektivvertragliche Arbeitszeitregelungen.
Zugespitzt geht es um das Kalkiil, Tarifvertrige auszuhohlen und
aufzuweichen, indem immer mehr Beschiftigte aus dem Rege-
lungsbereich der tariflichen Normalarbeitszeit herausgenommen
werden. .

Bei der Benennung dieser Gefahren und der Ablehnung der Fle-
xibilisierungsstrategien darf es jedoch nicht bleiben. Dadurch wird
weder die weitere Ausbreitung dieser Arbeitszeitform verhindert
noch dem Tatbestand Rechnung getragen, dafl kollektivvertragli-
che Regelungen fir flexiblere Arbeitszeiten fast vollig fehlen. Die-
ses Regelungsdefizit hat namlich erst mit dazu beigetragen, dafl
die negativen Auswirkungen verschiedener flexibler Arbeitszeitfor-
men sich weitgehend ungehindert haben durchsetzen kénnen. Die
unzureichende tarifvertragliche Absicherung z.B. der Teilzeitar-
beit ist mittlerweile unbestritten; dafl sich aber hier jahrelang we-
nig getan hat, ist nicht unabhingig von dem Charakteristikum der
Teilzeitarbeit zu sehen: sie ist »lediglich« reine Frauenarbeit und
hat deswegen nicht den politischen Stellenwert, der ihr entspre-
chend der Problemlage zukommen miifite.

Zur Beseitigung der zahlreichen Benachteiligungen bei den ver-
schiedenen Teilzeitformen liegen seit einiger Zeit detaillierte Vor-
stellungen vor. Sie beziehen sich z.B. auf die sozial- und tarif-
rechtliche Gleichstellung der Teilzeitbeschiftigten mit den Voll-
zeitarbeitskriften hinsichtlich der Leistungen, der Bezahlung und
Eingruppierung, der Aufstiegs- und Weiterbildungsméglichkeiten.
Weiterhin wird gefordert, daf Arbeitsverhiltnisse nur oberhalb
der Grenze der »geringfiigigen Beschiftigung« abgeschlossen wer-
den diirfen, dafl die Arbeitszeiten im voraus festgelegt werden und
nicht mehr unter eine tigliche Mindestdauer fallen und dafl Teil-
zeitbeschiftigte bevorzugten Zugang zu Vollzeitarbeitsplitzen ha-
ben.?® Die Beseitigung der negativen Konsequenzen flexibler Ar-
beitszeitpolitik z.B. durch tarifliche Regelungen setzt allerdings
besondere Anstrengungen voraus, weil die Unternehmen auf die
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spezifischen personalpolitischen Vorteile und die Rationalisie-
rungseffekte dieser Arbeitsformen nicht freiwillig verzichten wer-
den und andererseits gerade bei Teilzeitbeschiftigten die Bereit-
schaft zur aktiven Vertretung der eigenen Interessen im Betrieb
und zum gewerkschaftllchen Engagement hiufig nur schwach ent-
wickelt ist.

Auch wenn bereits der Schutz vor den negativen Folgen von
Teilzeitarbeit und anderen flexiblen Arbeitszeitformen erhebliche
Durchsetzungsprobleme aufwirft, bei dieser eher defensiven Stra-
tegie darf nicht stehen geblieben werden. Denn es steht aufler
Zweife!, dafl ein weit verbreiteter Wunsch nach Arbeitszeiten be-
steht, die sich stirker den individuellen Bedingungen und Interes-
sen des einzelnen Arbeitnehmers anpassen. Vor allem die Beschif-
tigtengruppen in besonderen sozialen Situationen haben hiufig
den Wunsch nach einer Arbeitsunterbrechung oder nach einer in
Dauer (und Lage) ihren spezifischen Bediirfnissen entgegenkom-
menden Arbeitszeit. Dies betrifft z.B. Eltern mit Kindern, Be-
schiftigte mit schweren gesundheitlichen Beeintrichtigungen, Ar-
beitnehmer in der letzten Phase vor dem Ruhestand, Beschiftigte,
die eine Weiterbildung absolvieren wollen usw. Warum sollte in
diesen und weiteren Fillen nicht eine Teilzeitarbeitsmoglichkeit
wie bei den Lehrern geschaffen werden? Erforderlich wire nim-
lich ein fiir alle Betroffenen giiltiger Rechtsanspruch auf freiwil-
lige (zeitlich begrenzte) Teilzeitarbeit am angestammten Arbeits-
platz mit dem Ruickkehrrecht in ein Vollzeitarbeitsverhiltnis. Mit
einer derartigen Regelung wire die Macht der Arbeitgeber durch-
brochen, iiber die Quantitit und Qualitit von Teilzeitarbeitsplit-
zen allein nach ihren Rentabilititskalkiilen zu entscheiden.

Natiirlich stellt sich bei solchen weitreichenden Forderungen
das Durchsetzungsproblem erst recht. Deshalb ergibt sich die
Frage nach der Gewichtung von tariflicher oder gesetzlicher Rege-
lung. Da es sich hierbei eher um die sozialpolitisch begriindete
Verbesserung der Lage einzelner Arbeitnehmergruppen handelt,
wire eine gesetzliche Regelung dieser Méglichkeiten sinnvoll.
Zum einen, um staatliche Sozialpolitik und den Gesetzgeber nicht
aus der Verantwortung fiir den sozialen Schutz besonders belaste-
ter Bevolkerungsgruppen zu entlassen und zum anderen, um nicht
zu einer Uberfrachtung der Tarifpolitik mit immer mehr, z. T. sehr
speziellen Aufgaben zu kommen. Denn angesichts der aktuellen
Lage, wie sie sich vor dem Hintergrund chronischer und anstei-
gender Massenarbeitslosigkeit darstellt, bestehen fiir die gewerk-
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schaftlichen, tarifpolitischen Anstrengungen zur Arbeitszeitver-
kiirzung wohl nur dann realistische Erfolgsaussichten, wenn eine
klare Priorititensetzung und eine Konzentration auf die wichtig-
sten und erfolgversprechendsten Forderungen stattfindet. Eine
gleichzeitige Durchsetzung einer Reihe von verschiedenen arbeits-
zeitpolitischen Forderungen diirfte angesichts des Widerstandes
der Arbeitgeberverbinde gegen jegliche Form der kollektiven Ar-
beitszeitverkiirzung dagegen kaum Realisierungschancen besitzen.
Die Moglichkeiten zur gesetzlichen Regelung sind breit ge-
steckt. Zur Verbesserung der Situation von erwerbstitigen Miit-
tern und Vitern bieten sich u.a. folgende Mafinahmen an, die in
verschiedenen Nachbarlindern z.T. schon seit langem realisiert
sind:
~ Elternurlaub (wahlweise fir Miitter und Viter) bei Arbeitsplatz-
garantie und Einkommensersatzleistungen,
— Ausweitung des bezahlten Urlaubs bei der Pflege von erkrank-
ten Kindern und Angehérigen,
- zeitweilige Verkiirzung der tiglichen Arbeitszeit am angestamm-
ten Arbeitsplatz mit Einkommensersatzleistungen durch den Ar-
beitgeber oder durch den Staat, wie dies ja z.B. fiir iltere Arbeit-
nehmer in der Zigarettenindustrie seit Jahren moglich ist.
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4. Die Verkiirzung der Lebensarbeitszeit durch
Herabsetzung der Altersgrenze

In der arbeitszeitpolitischen Diskussion der letzten Jahre kommt
der Forderung nach einer Herabsetzung der Altersgrenze ein be-
sonders hoher Stellenwert zu. Der Grundgedanke dieser Form der
Lebensarbeitszeitverkiirzung besteht darin, durch ein um mehrere
Jahre vorgezogenes Ausscheiden ilterer Arbeitnehmer den Arbeits-
markt zu entlasten: Die Zahl der Erwerbspersonen wird durch ein
friihzeitiges Uberwechseln ilterer Arbeitnehmer in den Ruhestand
reduziert, so daf} sich die weit auseinanderklaffende Spanne zwi-
schen den Arbeitnehmern, die arbeiten bzw. Arbeit suchen einer-
seits, und den allemal begrenzten Arbeitsplitzen andererseits ver-
ringert. Populir gewendet heifit dies: »Die Alteren machen den
Jungeren Platz«. Anders als bei der Teilzeitarbeit oder der Wo-
chenarbeitszeitverkiirzung bleibt bei der Strategie der Altersgren-
zenabsenkung also die Zeit, in der gearbeitet wird, unverinderrt,
nur die Zahl der Personen wird durch Ausgliederung in den Ruhe-
stand verkleinert.

4.1 Die Beschiftigungseffekte einer Vorverlegung des
Ruhestandsalters

4.1.1 Der Trend zur Friihverrentung

Zunichst interessieren die Beschiftigungseffekte dieser arbeits-
zeitpolitischen Strategie. Wieviele iltere Arbeitnehmer werden
dem Arbeitsmarkt entzogen? Hier fillt als erstes auf, dafl der Be-
schiftigungseffekt im Verhiltnis zur Wochenarbeitszeitverkiir-
zung (35-Stunden-Woche) begrenzt ist, denn die Zahl der (versi-
cherungspflichtig beschiftigten) alteren Arbeitnehmer ist lingst
nicht mehr so grof}, wie dies gemeinhin angenommen wird. Die
vorne skizzierte Ausgliederung ilterer Beschiftigter aus dem Ar-
beitsprozefl in den letzten Jahren hat ja bereits unter den gegebe-
nen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen dazu gefiihrt, daf§
die faktische Altersgrenze auf durchschnittlich unter 60 Jahre her-
abgedriickt worden ist. Es gibt Branchen (so insbesondere Stahl,
Metallverarbeitung, Chemie, Bau u.a.) und Titigkeitsbereiche
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(insbesondere Arbeiter), in denen Beschiftigte tiber 60 Jahre nicht
mehr und iiber 57/58 Jahre kaum noch zu finden sind. Die Daten
der Rentenversicherung spiegeln diese Entwicklung, bezogen auf
die Rentenneuzuginge im Jahr 1981 wider?:

— Nur noch 9,5 vH (10,6 vH) der minnlichen (weiblichen) Ren-
tenneuzuginge in der Arbeiterrentenversicherung (ARV) und
16,8 vH (11,9 vH) in der Angestelltenversicherung (AnV) entfallen
auf die Altersgrenze mit 65 Jahren. Dies betrifft iiberwiegend die-
jenigen Minner und Frauen, die die 15jihrige Wartezeit fiir den
Anspruch auf eine Rente noch nicht erfiillt haben.

— Die flexible Altersgrenze mit 63 Jahren macht nur noch
9,8 vH (Minner) der Neuzuginge in der ARV und 15,7 vl (Miin-
ner) in der AnV aus.

— Bei allen anderen Rentenregelungen setzen die Altersgrenzen
bereits 60 Jahren an, so bei

— der vorgezogenen Altersgrenze fiir Frauen (28,4 vH bei der

ARV und 39,1 vH bei der AnV),

— der vorgezogenen Altersgrenze nach mindestens einem Jahr

Arbeitslosigkeit (7,8 vH [1,4 vH] der Minner [Frauen] in der

ARV und 9,9 vH [2,3 vH] der Minner [Frauen] in der AnV),

— der vorgezogenen Altersgrenze wegen Schwerbehinderung

(14,7 vH [0,3 vH] der Minner [Frauen] in der ARV und 24,0

vH [2,2 vH] der Minner [Frauen] in der AnV).

— Sprunghaft angestiegen sind die Bezugsquoten der Erwerbs-
unfihigkeitsrente. Die EU-Rente ist fiir die Arbeiter heute sogar
zur Regel-Verrentungsreform geworden; auf sie entfallen von den
Neuzugingen in der Arbeiterrentenversicherung 50,3 vH der
Minner bzw. 57,3 vH der Frauen. 1973 betrugen die entsprechen-
den Quoten 30,7 vH bzw. 40,8 vH. In der Angestelltenversiche-
rung belaufen sich die EU-Quoten an den Neuzugingen bei
20,1 vH (Minner) bzw. 41,7 vH (Frauen); 1973 dazu im Vergleich
17,5 vH bzw. 24,8 vH. Nun werden nicht alle EU-Renten spite-
stens mit Vollendung des 60. Lebensjahres bezogen. Jedoch sind
(Rentenbeginn im Jahre 1980) insgesamt nur 24,9 vH. (d. h. diffe-
renziert bei den Minnern nur 17 vH [ArV] bzw. 20,3 vH [Anv]
und bei den Frauen 35,3 vH [ArV] bzw 20,7 vH [Anv]), der EU-
Rentner ilter als 60 Jahre.

Schlieflich muf§ auch die betriebliche Praxis der vorzeitigen Pen-
sionierung genannt werden, durch die iltere Beschiftigte ausge-
gliedert und arbeitslos werden, aber durch Sozialplan eine Auf-
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stockung des Arbeitslosengeldes oder der Arbeitslosenhilfe bis
nahe an das letzte Nettoeinkommen erhalten. Derartige Regelun-
gen, die z.T. — wie etwa in der Stahlindustrie — bereits bei 55jihri-
gen eingesetzt werden, laufen bis zum 60. Lebensjahr, weil dann
die vorgezogene Rente nach einem Jahr Arbeitslosigkeit bezogen |
werden kann. Sie sind Ausdruck der betrieblichen Instrumentali-
sierung der 59er Regelung und werden hiufig nicht nur dazu ein-
gesetzt, um einen betrieblichen Personalabbau flexibel und sozial
akzeptabel zu gestalten, sondern auch, um durch Umschichtung
den Personalbestand zu verjiingen. Durch Anderung des Arbeits-
forderungsgesetzes ab 1. 1. 1982 sind dieser miflbriuchlichen In-
strumentalisierung allerdings gewisse Grenzen gesetzt.

Alle diese Faktoren haben zu einer »schleichenden« Absenkung
der Altersgrenze gefithrt, mit der Folge, daff die Zahl der versiche-
rungspflichtigen Beschiftigten in den hoheren Altersgruppen nur
noch gering ist®;

~ Zwischen 60 und 65 Jahren waren (Stand 1. 7. 1981) noch
291740 Minner und 117578 Frauen beschiftigt;

- = zwischen 58 und 60 Jahren liegt die Beschiftigtenzahl hoher,
sie belief sich auf 308 880 Minner und 216 494 Frauen.

4.1.2  Entlastungs- und Beschiftigungswirkungen

Wenn nun die Altersgrenze auf 60 Jahre oder auf 58 Jahre gesenkt
wiirde, kann man nicht damit rechnen, daf 409318 oder 934692
Minner und Frauen ihren Arbeitsplatz »frei« machen. Diese Zah-
len diirfen mit dem Entzugseffekt nicht vorschnell gleichgesetzt
werden, denn anders als bei der obligatorisch wirkenden Wochen-
arbeitszeitverkiirzung ist die Inanspruchnahme vorgezogener Al-
tersgrenzen erstens in der Regel an gewisse Voraussetzungen (tarif-
vertraglicher oder versicherungsrechtlicher Art) gekniipft und soll
zweitens, so zumindest das allgemein proklamierte Ziel, freiwillig
erfolgen. Entscheidend fiir den Entzugseffekt ist also die tatsdchli-
che Inanspruchnahme der Regelung. Die Quote der Inanspruch-
nahme diirfte dabei umso geringer sein, je schlechter die finan-
zielle Unterstiitzung der Rentner ausfillt, denn fiir jeden ilteren
Arbeitnehmer stellt sich die Frage, ob er sich ein frithzeitiges Aus-
scheiden auch finanziell leisten kann oder will. Wiirde etwa das
Ausscheiden bereits mit 58 Jahren erméglicht, beliefe sich dabei
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die Rente beispielsweise aber nur auf etwa 60 vH des letzten Net-
toeinkommens, so wird die (freiwillige!) Inanspruchnahmequote
u. E. hochstens bei 40 vH liegen. Die derzeit vorliegenden Modelle
und Uberlegungen zur Altersgrenzenabsenkung miissen in ihrer
Beschiftigungswirksamkeit also unter dem Kriterium der tatsdchli-
chen Inanspruchnahme iiberpriift werden.

Schlieflich hingt die Beschiftigungswirksamkeit einer Absen-
kung der Altersgrenze auch mafigeblich davon ab, ob und in wel-
chem Ausmaf} die freigewordenen Arbeitsplitze auch wieder be-
setzt werden. Denn wie bei jeder Form der Arbeitszeitverkiirzung
so werden die Arbeitgeber auch bei der Lebensarbeitszeitverkiir-
zung zweifelsohne versuchen, notwendig werdende Wiederbeset-
zungen bzw. Neueinstellungen so weit wie moglich zu vermeiden.
Bei gleichbleibendem Produktionsvolumen bzw. (Dienst)Lei-
stungsangebot stehen den Betrieben dabei drei Reaktionsparame-
ter zur Verfiigung: Leistungsintensivierung, arbeitsorganisatori-
sche Rationalisierung, technische Rationalisierung. Da diese Stra-
tegien im betrieblichen Prozefl ohnedies stindig praktiziert wer-
den, ist zu priifen, ob durch die Absenkung der Altersgrenze ein
zusdtzlicher Schub erfolgt, der ansonsten ausgeblieben wire.

Prinzipiell ist die Entscheidung, ob freiwerdende Stellen wieder
besetzt werden, ein normaler Vorgang in der betrieblichen Perso-
nalpolitik, der durch das regelmifige, fluktuations- und altersbe-
dingte Ausscheiden von Beschiftigten erforderlich wird. Die Be-
triebe nutzen in einem gewissen Mafle diesen Vorgang zu einer —
ohne das Freiwerden der Stellen nicht méglichen bzw. geplanten —
Erhshung der Arbeitsproduktivitit. Im Anstieg der gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitsproduktivitit ist dieser Effekt bereits enthal-
ten. Bei der Herabsetzung der Altersgrenze etwa auf 60 oder
58 Jahre ergibt sich jedoch als Unterschied, dafl schlagartig gleich -
mebrere Altersjahrginge aus dem Betrieb ausscheiden, so daf in
diesem Fall besondere betriebliche Reaktionen wahrscheinlich
werden. Die Ausdiinnung der Belegschaft diirfte sowohl Anlafl ge-
ben zu zusitzlichen Rationalisierungsmafinahmen als auch Mog-
lichkeiten erdffnen zu einer weiteren Verdichtung der Leistungs-
verausgabung.

Produktivititssteigerung durch Leistungsintensivierung wird
den Betrieben dadurch ermoglicht, dafl die ilteren, im Regelfall
gerade leistungsschwicheren Arbeitnehmer den Betrieb verlassen,
sich der Personalstamm mehr und mehr verjiingt und die Aufga-
ben der ausgeschiedenen ilteren Arbeitnehmer teilweise von ande-
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ren Beschiftigten mit tibernommen werden konnen. Dies diirfte
vornehmlich im Biiro-, Verwaltungs- und Dienstleistungsbereich,
weniger aber bei zeitgebundenen Titigkeiten in der Produktion
der Fall sein. Betriebsbefragungen haben erkennen lassen, daf§
diese durch Lebensarbeitszeitverkiirzung induzierten zusdtzlichen
Produktivititseffekte gesamtwirtschaftlich bei rund 30 vH lie-
gen*; d.h. die Herabsetzung der Altersgrenze lifft aufgrund der
durch die betrieblichen Gegenreaktionen hervorgerufenen Sicker-
effekte nur eine Wiederbesetzung von 70 vH der freigewordenen
Arbeitsplitze erwarten.

4.2 Die Interessen der dlteren Arbeitnehmer

Zwar steht die Frage nach dem Beschiftigungseffekt im Mittel-
punkt der Bewertung unterschiedlicher Formen der Arbeitszeitver-
kiirzung, jedoch miissen auch die sozial- und gesellschaftspoliti-
schen Aspekte mitbeachtet werden, denn die Forderung nach
Absenkung der Altersgrenze kann nicht allein aus beschiftigungs-
politischen Uberlegungen Rechtfertigung finden. Entscheidend ist
vielmehr, ob auch sozial- und gesellschaftspolitische Griinde fiir
eine weitere Absenkung der Altersgrenze sprechen. Erst dann wire
eine solche Strategie verantwortlich und kénnte auch auf Zustim-
mung der Beschiftigten stofien, die ja auch fir die Durchsetzung
eintreten miissen.

Nun kann es keinen Zweifel geben, dafl die Lebensarbeitszeit-
verkiirzung gerade von den dlteren Arbeitnehmern durchweg posi-
tiv eingeschitzt wird. Die langjihrige gewerkschaftliche Forde-
rung nach einer Herabsetzung der Altersgrenze entspricht den
Wiinschen vieler Betroffener, gemif} ihren Neigungen und Wiin-
schen und ihrer gesundheitlichen Konstitution den Zeitpunke des
Ausscheidens aus dem Arbeitsleben selbst zu bestimmen, also auch
* frithzeitig das Arbeitsleben zu beendigen und die Phase des »wohl-
erworbenen« Ruhestandes méglichst in Gesundheit zu erleben.

Es wire jedoch verkiirzt, diese manifesten Wiinsche nach einem
vorgezogenen Ruhestand so zu interpretieren, als bestiinde bei den
Beschiftigten von vornherein ein Interesse an einem méglichst frii-
hen Lebensabend ohne Arbeit. Vielmehr kommt es darauf an, die
fur die Praferenzen ausschlaggebenden betrieblichen und auflerbe-
trieblichen Bedingungen der Erwerbstitigkeit ilterer Arbeitneh-
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mer ins Blickfeld zu bekommen. So kann festgestellt werden, daf§
vor allem der im Alter verschlechterte Gesundheitszustand, d.h.
der vorzeitige physische und psychische Verschleiff, der sich u.a.
in der hohen Friihinvaliditit, der hohen Schwerbehindertenquote
und der hohen Krankheitsrate widerspiegelt, den Wunsch be-
stimmt, den Arbeitsplatz zu verlassen. Die Belastungen bzw. Uber-
belastungen im gesamten Arbeitsleben und der steigende Arbeits-
druck im Betrieb gerade unter krisenhaften Wirtschaftsbedingun-
gen treffen hierbei zusammen mit einer nachlassenden korperli-
chen und geistigen Beanspruchbarkeit. Alters- und leistungsge-
rechte qualifizierte Arbeitsplitze fehlen vollig.

Diese durch die Verhiltnisse dergestalt aufgezwungene »Flucht«
aus der Arbeit signalisiert also eine Reaktion auf unmenschliche
Arbeitsbedingungen und wird noch dadurch forciert, daf} — insbe-
sondere im Arbeiterbereich — die letzte Berufsphase immer noch
hiufig mit Abstufungen und Einkommensminderungen verbunden
ist. Ganz entscheidend fiir die Interessenlage ist schliefllich auch
der Druck, der von der Arbeitsmarktsituation ausgeht: Der frii-
hestmégliche Ruhestand wird auf jeden Fall einer drohenden,
bzw. eingetretenen Arbeitslosigkeit vorgezogen, denn arbeitslose
iltere Arbeitnehmer haben so gut wie keine Wiedereinstellungs-
chancen mehr, und die Lebenssituation des Ruhestandes wird auf
jeden Fall positiver als der diskriminierte und stigmatisierte Status
der Arbeitslosigkeit eingeschitzt.

4.3 Sozial- und gesellschaftspolitische Gefahren

Die Inanspruchnahme einer herabgesetzten Altersgrenze soll frei-
willig erfolgen. So zumindest lesen sich alle entsprechenden Aufle-
rungen. Es besteht jedoch aller Grund zu der Befuirchtung, daf§ ge-
rade unter dem Druck der gegenwirtigen Arbeitsmarktlage eine
Grof8zahl auch solcher ilterer Arbeitnehmer aus dem Betrieb ge-
dringt wird, die aufgrund ihrer gesundheitlichen Konstitution, ih-
rer Interessen und auch ihrer Einkommensverhiltisse eigentlich
noch berufstitig bleiben wollten. Ein derartiger »stummer Zwang«
zum frithestmoglichen Eintritt in den Ruhestand fiihrt nicht nur
die proklamierte Wahlfreiheit ab absurdum, sondern verletzt auch
das Recht auf Arbeit, das auch ilteren Beschiftigten ungeschmi-
lert zusteht. Altere Arbeitnehmer werden moralisch unter Druck
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gesetzt und aufgefordert, ihren Platz fiir jiingere frei zu machen,
und die Mehrzahl der Betroffenen wird sich dem nicht entziehen
kénnen.

Unter dem Deckmantel eines auf individuellen Verzicht umge-
bogenen Solidarititsbegriffes entsteht so ein gefahrhches Ausglie-
derungsdenken, das die schwichsten Gruppen — seien es Altere,
Frauen oder Auslinder — vom Arbeitsmarkt verdringt. Nicht alle
dlteren Arbeitnehmer sind kérperlich verschlissen, und fiir viele il-
tere Menschen ist die Arbeit trotz aller Belastungen auch eine
Mboglichkeit zur Lebenserfillung. Je tiefer die Altersgrenze anset-
zen soll, umso grofler diirfte diese Gruppe sein. Grundsitzlich
stellt sich daher die Frage, wie (bei immer noch steigender Lebens-
erwartung) im letzten Lebensdrittel eine befriedigende Lebensfiih-
rung erreicht werden kann, und ob es nicht ein falscher Weg ist,
moglichst frith aus dem Arbeitsleben auszuscheiden, aber inner-
halb dieser immer kiirzeren Spanne der Lebensarbeitszeit minde-
stens so intensiv und belastend wie bisher zu arbeiten. Lebensbe-
diirfnisse, wie z.B. Familienleben, Kindererziehung, Freizeitge-
staltung bestehen wihrend des gesamten Arbeitslebens und kon-
nen nicht auf den »Ruhestand« vertagt werden.

Die personalpolitischen Strategien der Betriebe forcieren den
»stummen Zwang« zur Ausgliederung ilterer Arbeitnehmer gera-
dezu, denn die Lebensarbeitszeitverkiirzung entspricht vielfach
den unternehmerischen Vorstellungen. Schon die bisherige Praxis
der Frithverrentung, die ja als personalpolitisches Instrument ein-
gesetzt wird, zeugt von den betrieblichen Interessen. Ganz gene-
rell lifit sich feststellen, daf fiir den Betrieb immer dann Vorteile
entstehen, wenn
— durch das Ausscheiden ilterer, hiufig eingeschrinkt leistungsfi-
higer Arbeitnehmer eine Umschichtung und Verjingung der Be- .
legschaft erfolgt;
~ sich die Bereitstellung von altersgerechten Arbeitsplitzen eriib-
rigt;

— die tarifvertraglichen Kiindigungs- und Bestandsschutzregelun-
gen fur iltere Arbeitnehmer unterlaufen werden kénnen und

- damit eine weitere Steigerung der Arbeitsintensitit ermoglicht
wird.

Dies heifit aber, dafl damit die inhumanen Arbeitsbedingungen,
die den Verschleifl der Gesundheit ja erst hervorrufen, nicht nur
festgeschrieben, sondern geradezu noch verschlechtert werden.
Durch eine Herabsetzung der Altersgrenze wiirden also die ei-
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gentlichen Ursachen fiir die Probleme ilterer Arbeitnehmer nicht
gelost.

Es ergeben sich also eine Reihe von Bedenken, die Altersgren-
zenabsenkung als wesentliches Mittel der Arbeitszeitverkiirzung
einzusetzen. Die Bedenken werden dabei umso grofer, je frithzei-
tiger der Zeitpunkt des Ubergangs in den Ruhestand festgelegt
wird. Trotzdem muf} auf den Tatbestand reagiert werden, daf ak-
tuell viele iltere Arbeitnehmer gesundheitlich so stark beeintrich-
tigt sind, daf} fiir sie ein friihzeitiger Ruhestand als der einzige
Ausweg offen bleibt. Der Hinweis auf die struktwurellen Bedin-
gungsfaktoren ihrer Situation befreit sie ebensowenig aus ihrer
Notlage wie die Forderung, zur Gesundheitssicherung eine pri-
ventive Politik des Arbeitsschutzes und der Humanisierung der
Arbeit zu praktizieren. Dafl eine solche priventive Strategie not-
wendig ist, um die Arbeitsbedingungen so zu verbessern, dafl der
Gesundheitszustand auch im hoheren Erwerbsalter gesichert
bleibt, diirfte unbestritten sein; diese Strategie wirkt jedoch nur
langfristig und muf nicht im Gegensatz zur Absenkung der Alters-
grenze stehen.

4.4 Die Herabsetzung der gesetzlichen Altersgrenze auf
. 60 Jahre

Die gegenwirtigen Beschiftigungsbedingungen der ilteren Arbeit-
nehmer machen eine Herabsetzung der Altersgrenze auf 60 Jahre
sozialpolitisch notwendig. Voraussetzung fiir eine solche Regelung
ist allerdings, daf} die Inanspruchnahme freiwillig erfolgt und die
Rente so hoch ist, dafl ein angemessener Lebensstandard beibehal-
ten werden kann. Auf die aktuellen Uberlegungen, die Hohe der
gesetzlichen Altersrente durch wversicherungsmathematische Ab-
schlige zu kiirzen, wenn die flexible Altersgrenze auf 60 Jahre vor-
gezogen wird, treffen genau diese Voraussetzungen jedoch nicht
zu. Hintergrund dieser Uberlegung ist der Tatbestand, dafl bei ei-
nem fritheren Rentenbeginn sich die Rentenbezugsdauer (bis zum
Tod) entsprechend erhoht und zusitzliche Ausgaben der Renten-
versicherung anfallen. Versicherungsmathematisch liflt sich nun
ein Abschlag von der monatlichen Rente errechnen, durch den
trotz des verlingerten Rentenbezugs die tber die Jahre kumulier-
ten Ausgaben unverindert gehalten werden. Dies klingt, gerade im
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Hinblick auf die Finanzknappheit bei der Rentenversicherung, lo-
gisch und einleuchtend. Doch welche finanziellen Folgen ergeben
sich konkret fiir den Rentner?

Zunichst mufl beriicksichtigt werden, dafl bereits nach gelten-
der Rentenberechnung ein vorgezogener Ruhestand zu einer Ren-
tenminderung fiihrt, da sich die Zahl der angerechneten Versiche-
rungsjahre, die fir die Rentenhohe wichtig ist, entsprechend
verringert. Ein Abschlag, der auch die lingere Laufzeit der vorge-
zogenen Rente ausgleichen soll, wiirde also noch zusitzlich grei-
fen und die Rentenhohe weiter herabdriicken. Vorliegende Mo-
dellberechnungen gehen — wenn die Rente von 63 auf 60 Jahre
vorgezogen wird - von einem jihrlichen Abschlag von rd. 6,25 vH
aus. Tabelle 3 zeigt die finanziellen Konsequenzen an zwei Bei-
spielen auf*?: Die Ausgangszahlbetrige der Renten mit 63 Jahren
entsprechen dabei den durchschnittlichen flexiblen Altersruhegel-
dern (1982) in der Arbeiterrentenversicherung (1440,— DM) bzw.
in der Angestelltenversicherung (1834,70 DM). Wie man sieht,
kommt es insgesamt zu einer Rentenminderung von 24,2 vH bzw.
in absoluten Betrigen zu einem Verlust von 346 DM und 440 DM.

Tabelle 3 /
Rentenkiirzung durch versicherungsmathematische Abschlige
Rente mit Rente mit
63 Jahren 60 Jahren
Rentenminde- Rentenmin- Rente
rung durch  derung durch
verringerte versiche-
Zahl der Ver-  rungsmathe-
sicherungs- matischen
jahre Abschlag
in vH in vH in DM
Arbeiter 1440,— 5,45 18,75 1091,38
Angestellter 1834,70 5,45 18,75 1390,22

Durch derartige Einbuflen wire die Masse der Versicherten von
der Inanspruchnahme der Altersgrenze mit 60 Jahren ausgeschlos-
sen. Ohnedies sind die Renten in den letzten Jahren im Realwert
stindig gefallen. Lediglich die wenigen »privilegierten« Rentner
mit hohen zusitzlichen Betriebsrenten oder sonstigen Einkiinften
hitten die Chance, das Angebot der vorgezogenen Altersgrenze
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auch tatsichlich wahrzunehmen. Der Arbeitsmarkeeffeke bliebe in-
sofern bei nahezu Null. Entsteht jedoch ein informeller Zwang
zum Ausscheiden fiir groflere Gruppen von Rentnern, so wird we-
gen der geringen Rente Nebenerwerbstitigkeit oder sogar der Be-
zug von Sozialhilfe notwendig. '

Versicherungsmathematische Abschlige miissen deshalb allein
aus arbeitsmarktpolitischen Grinden als vollig untauglich abge-
lehnt werden. Sie sind aber auch sozialpolitisch gefihrlich, weil sie
den Solidarcharakter der Rentenversicherung aushohlen und zu
der weitreichenden Konsequenz fithren miifiten, alle vorzeitigen
Renten (an Arbeitslose, Frauen, Schwerbehinderte, Erwerbsunfi-
hige) mit entsprechenden Kiirzungen zu belegen.

Eine Altersgrenzenabsenkung ohne Abschlige wiirde zu Be-
schiftigungseffekten fiihren, die hoher liegen, aber natiirlich ins- -
gesamt begrenzt bleiben: Betroffen sind lediglich die 60 bis 63jih-
rigen Minner, denn die Minner, die iber 63 Jahre hinaus
arbeiten, machen ja noch nicht einmal von der flexiblen Alters-
grenze mit 63 Jahren Gebrauch. Die Frauen werden nicht beriihrt,
denn sie sind bereits jetzt (unter bestimmten Voraussetzungen) mit
60 Jahren rentenanspruchsberechtigt. Von den 256 000 betroffenen
Minnern (1981) diirfren 80 vH die versicherungsrechtlichen Vor-
aussetzungen (35 Versicherungsjahre) erfiillen, so dafl die Zah! der
Anspruchsberechtigten bei 212000 liegt. Wenn die tatsichliche In-
anspruchnahme bei 70 vH angesetzt wird, dann l4ft sich der Ent-
zugseffekt auf 148400 Personen beziffern. Unter der Vorausset-
zung eines produktivititsbedingten Sickereffekes von 30 vH lige
schliellich die Beschiftigungswirkung bei 103 800 Personen. Dies
reicht zur Bekidmpfung der Arbeitslosigkeit zwar nicht aus, kann
aber eine wichtige Erginzung zu anderen Mafinahmen der Ar-
beitszeitverkiirzung darstellen, da durch eine allgemein geltende,
gesetzliche Regelung dieser Effekt umfassend und schnell zu errei-
chen ist.

4.5 Das Modell der Tarifrente

Im Unterschied zu der skizzierten gesetzlichen Losung wird von
der Gewerkschaft Nahrung-Genuf3-Gaststitten ein Modell zur ta-
rifvertraglichen Herabsetzung der Altersgrenze (Tarifrente) vertre-
ten, das mittlerweile nicht nur von der SPD, sondern auch vom
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Arbeitsministerium stark unterstiitzt wird. Dieses Modell sieht
vor, daff die Beschiftigten bereits ab 58 Jahren ausscheiden kén-
nen. Bis zum Erreichen des jeweiligen gesetzlichen Rentenan-
spruchs sollen sie 75 vH des letzten Nettoeinkommens als Vorru-
hestandsgeld erhalten. Beitrige zur Sozialversicherung werden
auf der Basis des bisherigen Bruttoeinkommens weiterbezahlt. Fiir
jeden ausscheidenden ilteren Arbeitnehmer soll ein Arbeitsloser
eingestellt werden. Wird diese Wiederbesetzung des Arbeitsplatzes
durch den Betriebsrat bestitigt, erhilt der Arbeitgeber % des Vor-
ruhestandsgeldes durch die Bundesanstalt fiir Arbeit erstattet. Das
restliche Drittel der Kosten soll in den Tarifverhandlungen als Ab-
zug von der ansonsten vereinbarten Lohnsteigerung angerechnet
werden. Die bisher vom Arbeitsministerium versffentlichten Vor-
schlige weichen von diesem Modell in entscheidenden Punkten
ab: Das Vorruhestandsgeld soll in Entsprechung zur Hohe des Ar-
beitslosengeldes nur 68 vH betragen, und die Bundesanstalt fiir
Arbeit soll nur die Hilfte der Kosten erstatten.

Schon ein Vorruhestandsgeld in Hohe von 75 vH des Nettoein-
kommens bedeutet Einkommensverluste, die jedoch im Schnitt
auch beim Bezug der gesetzlichen Rente anfallen wiirden. Die
Vorstellungen aber, die Leistungen am Niveau des Arbeitslosengel-
des zu bemessen, sind sozial véllig untragbar, da das Arbeitslosen-
geld faktisch nur noch 62 vH des Nettoeinkommens ausmacht.
(Nach dem AFG ist das mafgebliche Einkommen, auf das die
68 vH des Arbeitslosengeldes angelegt werden, um Zuschlige, Zu-
wendungen, Weihnachtsgeld usw. gekiirzt!) Dariiber hinaus ist
noch nicht einmal sichergestellt, ob das Vorruhestandsgeld steuer-
frei bleibt, denn dafiir miifite ein neuer Steuerbefreiungstatbestand
im Steuerrecht geschaffen werden. Diese Regelung wire deshalb
gleichbedeutend mit einer Arbeitszeitverkiirzung mit massivem
Lohnabbau auf dem Riicken der Rentner.

Wiirde die Tarifrente generell eingefiihrt, also fir alle Tarifge-
biete gelten, so wiren gesamtwirtschaftlich 934692 Minner und
Frauen (zwischen 58 und 65 Jahren) betroffen. Da die Anspruchs-
berechnung an eine gewisse Betriebszugehorigkeit gekniipft sein
diirfte (etwa 10 Jahre), liegt die Zahl der Anspruchsberechtigten
tatsichlich niedriger. Die Quote der (freiwilligen!) Inanspruch-
nahme hiingt nun entscheidend von der Hohe des Vorruhestands-
geldes ab. Die NGG geht davon aus, daf§ bei ihrem Konzept, die
60 bis 65jihrigen zu 70 vH, die 58 bis 60jihrigen zu 50 vH von
dem Angebot Gebrauch machen. Unter diesen Voraussetzungen
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wiirden 515000 Personen ihren Arbeitsplatz verlassen und den Ar-
beitsmarkt entlasten.

Beschifrigungspolitisch  richtungsweisend ist nun die ange-
strebte Wiederbesetzungspflicht, mit der Sickereffekte vermieden
und Neueinstellungen von Arbeitslosen zu 100 vH erreicht werden
sollen. Die Bundesanstalt fiir Arbeit zahlt nach dem Konzept ja
nur dann dem Arbeitgeber einen Zuschufl zum Vorruhestandsgeld,
wenn vom Betriebsrat bestitigt wird, daf fiir den Ausscheidenden
ein Arbeitsloser eingestellt worden ist. Um also die betrieblichen
Gegenreaktionen, die den Beschiftigungseffekt verhindern, zu un-
terbinden, wird auf die unternehmerische Personalplanung und
letztlich auf die unbegrenzte Verfiigungsgewalt der Unternehmen
iiber Arbeitsplitze abgezielt. Voraussetzung fiir eine »wasser-
dichte« Wiederbesetzungspflicht sind deshalb umfassende Mitbe-
stimmungs- und Kontrollrechte des Betriebsrates, deren Durchset-
zung auf hirtesten Widerstand stoflen wird. Aber es ergeben sich
auch eine Fiille von praktischen Problemen, denn in vielen Betrie-
ben gibt es tiberhaupt keinen Betriebsrat, und oftmals sind
Betriebsrite (vor allem die Nichtorganisierten) weder fihig
noch willens, den Personaleinsatz des Arbeitgebers zu kontrol-
lieren. Auch stellt sich die Frage, wie gerade bei groferen Be-
trieben, in denen aufgrund grofler Fluktuation hiufig Einstel-
lungen und innerbetriebliche Personalumbesetzungen vorge-
nommen werden, zu beurteilen ist, ob tatsichlich die Neuein-
stellungen in Reaktion auf das Ausscheiden des Vorruhestandler
erfolgen.

Da nicht damit zu rechnen ist, daf8 all diese Voraussetzungen
fur eine effektive erderbesetzungspfhcht erreicht werden kén-
nen, mufl auch bei der Tarifrente mit einem Sickerverlust bei den
tatsichlichen Beschiftigungseffekten von rd. 20.vH gerechnet
werden. Summa summarum ergibt sich damit gesamtwirtschaftlich
eine Beschiftigungswirksamkeit von etwa 412000 Personen. Hinter
den Mdglichkeiten einer Wochenarbeitszeitverkiirzung (der tatsichli-
che Beschiftigungseffekt bei der 35-Stunden-Woche liegt zwi-
schen 1430000 und 1857000 Personen) fillt die Tarifrente damit
deutlich zuriick. Die Beschaftigungswirkungen der Tarifrente erho-
hen sich im ibrigen in den Jahren nach der Einfithrung der Tarif-
rente nicht. Zwar wachsen immer wieder neue ]ahrgange in die
vorgezogene Ruhestandsregelung hinein, aber dies ist ein norma-
ler Vorgang, der auch bei der gegenwirtigen Altersgrenzenrege-
lung auftritt.
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Das Modell der Tarifrente wird in der Offentlichkeit mittler-
weile mehr und mehr als der Schwerpunkt tarifvertraglicher Ar-
beitszeitverkiirzung und als Alternative bzw. Gegenstrategie zur
Wochenarbeitszeitverkiirzung aufgefafit. So L:iflt auch die Bundes-
regierung keinen Zweifel daran, daf fiir sie — neben der Arbeits-
zeitflexibilisierung — Lebensarbeitszeitverkiirzungen in Frage kom-
men. Die angekiindigte Vorlage des Rahmengesetzes zur Flankie-
rung der Tarifrente verfolgt ausdriicklich die Absicht, die gewerk-
schaftliche Tarifpolitik in diese Richtung festzulegen. Und in der
Tat stehen in der derzeitigen 6konomischen Situation tarifpoliti-
sche Forderungen zur Arbeitszeitverkiirzung nicht in einem idea-
len komplementiren Verhiltnis, sondern in Konkurrenz zueinan-
der. Es ist deshalb nicht auszuschlieflen, daff die Durchsetzung der
Tarifrente sich nur um den Preis einer weiteren Festschreibung der
Wochenarbeitszeit (so z.B. bei der Verkiirzung der Arbeitszeit fiir

"[den kleinen Kreis] ilterer Arbeitnehmer in der Chemischen Indu-
strie) erreichen liefle. Vor allem aus beschiftigungspolitischen Ge-
sichtspunkten erscheint dieser Preis zu hoch:

- Die Entlastungswirkungen auf dem Arbeitsmarkt bleiben bei
einer Tarifrente im Verhiltnis zur 35-Stunden-Woche begrenzt.

— Die Tarifrente begiinstigt nur einen Teil der Beschiftigten.
Fir die Mehrheit der Arbeitnehmer in jiingerem und mittlerem Al-
ter wird sich dieser unmittelbare Nutzen aber noch nicht einmal in
Jahrzehnten ergeben, da die Regelung (bis etwa 1990) zeitlich be-
grenzt werden soll. Die fiir die Durchsetzung einer tarifvertragli-
chen Arbeitszeitverkiirzung so zentrale Mobilisierungsfihigkeit
der Gesamtheit der Beschiftigten diirfte deshalb schwer zu errei-
chen sein. .

— Die Tarifrente wiirde je nach ihrer Durchsetzung in bestimm-
ten Tarifgebieten zu unterschiedlichen Altersgrenzen fithren und
damit einen sozialpolitischen Regelungsbereich, der bislang ge-
setzlich normiert war, um die Einheitlichkeit der Lebensbedingun-
gen und Ruhestandsmoglichkeiten aller ilteren Arbeitnehmer zu
sichern, auf die tarifvertragliche Ebene verlagern. Dies ist ein
Schritt mehr in Richtung der herrschenden Politik, staatliche Re-
formdefizite (iiber die Sozialpolitik bis hin zur Bildungspolitik)
den Gewerkschaften zu iiberantworten. Tarifpolitik wird dadurch
iberfordert, wihrend der Staat sich seiner Verantwortung ent-
zieht.

Insgesamt erscheint deshalb die immer stirker zu beobachtende
Konzentration der Tarifpolitik auf die Wochenarbeitszeitverkiir-
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zung als folgerichtig und sinnvoll. Die Lebensarbeitszeitverkiir-
zung sollte gesetzlich geregelt werden, und die seit langen Jahren
von den Gewerkschaften geforderte Herabsetzung der flexiblen
Altersgrenze auf 60 Jahre ohne Abschlige ist dazu ein Weg.
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5. Wochenarbeitszeitverkiirzung: Die
35-Stunden-Woche ist notwendig und machbar!

5.1 Die Griinde: Abbau der Arbeitslosigkeit und
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen durch
die 35-Stunden-Woche

Wir konnten feststellen, daf8 die Konzeptionen und Modelle zur
individuellen Flexibilisierung der Arbeitszeit nicht zum Abbau der
Arbeitslosigkeit beitragen, sondern ganz im Gegenteil sogar iiber-
wiegend negative Wirkungen auf das Beschiftigungsniveau, die
Arbeitsbedingungen und die Stellung der Arbeitnehmer ausiiben.
Durch die Herabsetzung der gesetzlichen Altersgrenze auf
60 Jahre lassen sich zwar 104000 freiwerdende Arbeitsplitze ef-
fektiv neu besetzen, aber angesichts der Dramatik der gegenwirti-
gen und zukiinftigen Arbeitsmarktlage reichen diese Beschifti-
gungseffekte bei weitem nicht aus. Um sicherzustellen, daf} die
Arbeitslosigkeit bei steigender Arbeitsproduktivitit und wachsen-
dem Erwerbspersonenpotential nicht noch weiter zunimmt, son-
dern in den nichsten Jahren deutlich abgebaut wird, bedarf es ei-
ner massiven Arbeitszeitverkiirzung. Selbst unter relativ glinstige-
ren gesamtwirtschaftlichen Wachstumsbedingungen miissen durch
Arbeitszeitverkiirzungen jihrlich mindestens 440000 Arbeitsmog-
lichkeiten geschaffen werden, damit bis 1990 ein wesentlicher
Schritt zur Wiedererlangung der Vollbeschiftigung getan ist.

Wir plidieren daher fiir eine moglichst umfassende und schnelle
Verkiirzung der wochentlichen Arbeitszeit fiir alle Beschiftigten
bei vollem Lohnausgleich. Andere, vor allem gesetzliche Mafnah-
men zur Arbeitszeitverkiirzung kénnen und miissen im Kampf ge-
gen die Arbeitslosigkeit erginzend wirken. Entscheidend ist je-
doch die Schwerpunktsetzung der Arbeitszeitpolitik auf die Wo-
chenarbeitszeitverkiirzung. Die Durchsetzung der 35-Stunden-Wo-
che fiir alle ist die zentrale Aufgabe. Dafiir sprechen im wesentlichen
dret Griinde:

Erstens hat die Wochenarbeitszeitverkiirzung auf 35 Stunden
mit der Schaffung von 1,43 bis 1,86 Mio Arbeitsplitzen den weit-
aus grofiten Beschiftigungseffekt. Nur sie bietet die Chance, dafl
in Verbindung mit einer beschiftigungsorientierten Politik des
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qualitativen Wachstums sich die Arbeitslosigkeit erheblich vermin-
dert und nicht Massenarbeitslosigkeit in Millionenhshe als Dauer-
zustand akzeptiert wird.

Zweitens werden gerade durch die Wochenarbeitszeitverkiir-
zung fiir alle Beschiftigten ~ und nicht nur fiir kleinere Gruppen -
die Arbeitsbelastungen reduziert und die Arbeitsbedingungen ver-
bessert. Sie entspricht der Forderung nach einem vorbeugenden
Arbeits- und Gesundheitsschutz und ist damit ein wichtiger Be-
standteil einer Politik zur Humanisierung der Arbeit. Die Grund-
lagen fir Gesundheitsverschleiff und Frithinvaliditit werden in den
belastungsintensivsten Berufsphasen zwischen dem 25sten und
dem 45sten Lebensjahr gelegt, und die 35-Stunden-Woche fiir alle
trigt ganz wesentlich zu deren Abbau bei.

Drittens schafft die Wochenarbeitszeitverkiirzung ein grofleres
Maf an Freizeit und damit die Voraussetzung zur besseren Gestal-
tung der individuellen Lebensbediirfnisse und -interessen. Diese
Bediirfnisse fallen nicht erst im Urlaub oder im Ruhestand an,
sondern in jeder Arbeitswoche, an jedem Arbeitstag. Die 35-Stun-
den-Woche verbessert deshalb insbesondere die Voraussetzungen
fiir eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie und ersffnet Frauen
und Minnern die Chance, die Aufgaben der Kindererziehung und
Familienversorgung besser zu erfiillen und gleichmifliger zu ver-
teilen. Damit erhohen sich vor allem die Moglichkeiten vieler
Frauen, erwerbstitig zu sein und zu bleiben und nicht nach der
Geburt von Kindern ganz den Beruf aufgeben zu miissen bzw. auf
unterwertige, instabile Teilzeitarbeitsverhiltnisse ausweichen zu
miissen.

Es laf8t sich zusammenfassen: Die 35-Stunden-Woche ist ein er-
folgversprechender Weg zum Abbau der Arbeitslosigkeit und sie
erdffnet zugleich allen Arbeitnehmern die positive Chance, quali-
tativ bessere Arbeits- und Lebensbedingungen zu erreichen.

Wihrend bei anderen Formen der Arbeitszeitverkiirzung Unter-
nehmer und Regierung durchaus Konzessionsbereitschaft erken-
nen lassen, stofit die 35-Stunden-Woche auf den hirtesten Wider-
stand. Dies gilt dabei nur fiir die Bundesrepublik, denn in allen
anderen westeuropdischen Lindern ist die Verkiirzung der Wo-
chenarbeitszeit kein Tabu, sondern gingige Praxis. In der politi-
schen Auseinandersetzung in der Bundesrepublik werden jedoch
immer aufs neue Gegenargumente gegen die Wochenarbeitszeit-
verkiirzung angefithrt. Die wichtigsten Gegenargumente lauten,
— die 35-Stunden-Woche bewirke keine Mehrbeschiftigung,
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~ sie koste zu viel und
— sie sei betrieblich nicht umsetzbar.

Im folgenden werden wir darlegen, dafl die Gegenargumente
sich nicht halten lassen. Die 35-Stunden- Woche ist beschiftigungspo-
litisch wirksam und lifit sich bei vollem Lobnausgleich finanzieren.
Uber die konkrete Form éiner Wochenarbeitszeitverkiirzung wird
auf betrieblicher und vor allem tarifvertraglicher Ebene entschie-
den; dabei wird es von den jeweiligen Interessen, Bedingungen
und Besonderheiten abhingig sein, ob z.B. die Arbeitszeit tiglich
verkiirzt wird, ob das Wochenende verlingert wird oder ob Frei-
schichten eingefiihrt werden. Diese Frage 148t sich hier nicht be-
antworten. .

5.2 Hat die Wochenarbeitszeitverkiirzung
Beschiftigungseffekte?

5.2.1  Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen

Rein rechnerisch wiirde die Verkiirzung der Wochenarbeitszeit auf
35 Stunden zu einem Mehrbedarf von 2,858 Mio Arbeitskriften
fishren. Die Beschiftigungswirkung von einer Stunde Arbeitszeit-
verkiirzung steigt mit abnehmender Wochenarbeitszeit, da das
ausgefallene Arbeitszeitvolumen durch eine verringerte Wochenar-
beitszeit geteilt werden mufl. Die Verkiirzung von 40 auf 39 Wo-
chenstunden hat einen rechnerischen Effekt von 513 000 Beschifti-
gungsverhiltnissen, wihrend die von 36 auf 35 Stunden bereits
einen von 635000 hat (vgl. Tabelle 4).

Nun ist bekannt, daff der rechnerische Beschiftigungseffekt von
Arbeitszeitverkiirzung in der betrieblichen Praxis nicht voll reali-
siert’ wird, sondern durch zusitzliche betriebliche Rationalisie-
rungsmafinahmen, die erst durch Arbeitszeitverkiirzung bewirkt
werden, zumindest zum Teil aufgefangen wird.

Die Gegner einer aktiven Beschiftigungspolitik und dabei allen
voran die Arbeitgeberverbinde gehen soweit, allen kollektiv ver-
einbarten Arbeitszeitverkiirzungen jegliche Beschiftigungswirkun-
gen abzusprechen. So riumte der Arbeitgeberprisident Esser bei-
spielsweise auf dem »SPD-Forum Arbeitszeitverkiirzung« (am 5.
11. 1982) ein, dafl die Arbeitszeitverkiirzungen der 50er und 6Cer
Jahre zwar zu zusitzlichen Einstellungen gefiihrt hitten. Er be-
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hauptet dann allerdings, daf8 sich heute aufgrund der gestiegenen
Personalkosten die Situation geindert habe. »Wegen der verinder-
ten dkonomischen Bedingungen haben die Unternehmen schon in
den vergangenen Jahren auf Arbeitszeitverkiirzungen kaum noch
mit der Einstellung zusitzlicher Arbeitskrifte reagiert. Im Vorder-
grund standen vielmehr verstirkte Rationalisierungsanstrengun-
gen. Dies wire — sofern die technologischen und betriebsorganisa--
torischen Moglichkeiten hierfiir bestehen — am ehesten mit Hilfe
von Rationalisierungsmafinahmen erreichbar. Dagegen haben die
Befiirworter von Arbeitszeitverkiirzungen die Erwartung, daf die

Tabelle 4
Beschiftigungswirkungen der Wochenarbeitszeitverkiirzung
Anzahl der Reduzie- Rechne- Tatsichlicher (Netto-)
abhingig rung der rischer Beschiiftigungseffeke
Beschiftigten Wochen- (Brutto-)

arbeitszeit Beschif-

von 40 Std. tigungs- '

auf effekt? Variante 2 Variante IT?

200004 39 513 257 333
20513% 38 540 270 351
213345 37 569 284 369
216225 36 601 301 391
22223 35 635 318 413
Summe 2858 1430 1857

1 Der rechnerische Beschiftigungseffekt ergibt sich aus folgender Formel

ausgefallene Arbeitszeit X abhingig Beschiftigte Mehrbedarf L
= Arl .
Arbeitszeit je Erwerbstitiger nach der Verkiirzung ehrbedarf an Arbeitskrifien

2 Die Arbeitszeitverkiirzung wird zu 50 vH durch zusitzliche Produktivitit auf-
gefangen.

3 Die Arbeitszeitverkiirzung wird zu 35 vH durch zusitzliche Produktivitit auf-
gefangen. 1

4 1983 gibt es nach der WSI-Prognose ca. 22085 Mio abhingige Beschifuigte.
Davon werden ca. 11 vH Teilzeitbeschiftigte abgezogen, die weniger als 30 Stun-
den die Woche arbeiten und fiir die die Wochenarbeitszeitverkiirzung vermutlich
nicht unmittelbar wirksam wird. Aus rechnerischen Griinden wird dann von einer
aufgerundeten Zahl von 20 Mio abhingig Beschiftigten ausgegangen.

5 Die rechnerische Mehrbeschiftigung der vorherigen Arbeitszeitverkiirzung
wird zu der Zahl der abhingig Beschiftigten hinzuaddiert. Falls hier die tatsichli-
che Mehrbeschiftigung hinzuaddiert wiirde, wire bei einer Arbeitszeitverkiirzung
in mehreren Stufen die Summe niedriger als bei einer einstufigen Arbeitszeitver-
kiirzung. Die Differenz ist jedoch gering.
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Unternehmen zum Ausgleich von Arbeitszeitverkiirzungen den
Weg mit den vergleichsweise grofiten Kosteneffekten beschreiten,
nimlich den Weg von Neueinstellungen. Diese Erwartung ist je-
doch — von Teilbereichen abgesehen — unter den gegebenen ko-
nomischen Bedingungen nicht realistisch.«

Zunichst ist die Behauptung in sich selbst widerspriichlich.
Wenn es den Unternehmern tatsichlich gelinge, die Arbeitszeit-
verkiirzung aufzufangen, dann wiirden durch die 35-Stunden-Wo-
che auch keine Kosten entstehen. Die Behauptungen, die 35-Stun-
den-Woche bringe keine Beschiftigungseffekte wund sie koste
zuviel, sind nicht miteinander vereinbar. Zumindest unter logi-
schen Gesichtspunkten miifiten sich die Unternehmer fiir ein Ar-
gument entscheiden.

Irrefithrend ist weiterhin, da Beschiftigungseffekte mit der
Zahl von Einstellungen gleichgesetzt werden. Gerade in einer
Wirtschaftskrise wird ein Grofiteil der Beschiftigungswirkungen
aber in einer Vermeidung oder Verringerung von Entlassungen
bzw. der Absicherung von Kurzarbeiten bestehen. Denn der Anteil
von schrumpfenden Betrieben, in denen ohne Arbeitszeitverkiir-
zungen Entlassungen anstehen, ist gegenwirtig sehr hoch. Die
Zahl der Arbeitslosen wird daher nicht nur durch den Eintritt bis-
her nicht Erwerbstitiger ins Erwerbsleben (vor allem Jugendlicher
und Hausfrauen), sondern in quantitativ hsherem Mafle durch
den Zustrom bereits Erwerbstitiger in die Arbeitslosigkeit be-
stimmt. Allein 1982 wurden ca. 3 Mio Arbeitskrifte durch Entlas-
sungen, Stillegungen etc. arbeitsios. Wihrend in der Hochkon-
junktur bei ausgelasteten betrieblichen Kapazititen die Wirkungen
der Arbeitszeitverkiirzungen sich vor allem in Neueinstellungen
ausdriicken, wird in der Krise das Niveau der Arbeitslosigkeit in
besonderem Mafle durch die Stabilisierung bestehender Beschiifti-
gungsverhiltnisse vermindert. Vernachlissigt man diesen Effekt,
unterschitzt man in der Krise zwangsliufig die Wirkungen von
Arbeitszeitverkiirzungen auf den Arbeitsmarkt.

Wie hoch sind nun die tatsichlichen Beschiftigungseffekte einer
Wochenarbeitszeitverkiirzung einzuschitzen? Wissenschaftliche
Untersuchungen aus den letzten Jahren kommen dabei zu folgen-
den zum Teil unterschiedlichen Ergebnissen:

(1) Eine Befragung von 2241 Industrieunternehmen durch das
Institut fiir Arbeitsmarke und Berufsforschung sowie das Ifo-Insti-
tut Miinchen Ende 1976 ergab, dafl bei einer Arbeitszeitverkiir-
zung von 5 vH ohne Lohnausgleich ca. 50 vH der ausgefallenen
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Arbeitsstunden durch eine Erhohung der Beschiftigtenzahl ausge-
glichen wiirde. Der Beschiftigungseffekt in der Produktion wurde
dabei mit 60 bis 92 vH erheblich hoher als im Verwaltungsbereich
(ca. 20 bis 26 vH) eingeschitzt.

Auf der Grundlage dieser und weiterer Untersuchungen geht
das IAB heute davon aus, daf} bei einer Wochenarbeitszeitverktir-
zung mit einem Sickerverlust von maximal 50 vH zu rechnen ist.
Diese Annahme wird als eher »pessimistisch« eingeschitzt, denn es

\

Tabelle 5
Beschiftigungseffekte arbeitsmarktpolitischer Mafinabmen
Verkiirzung Lohnkosten- und
der Arbeitszeit? Einarbeitungszuschiisse
Industriegruppen/ Bei einer Arbeitszeit- Lohnkosten- | Einarbeitungs-
Bauhauptgewerbe verkiirzung um 5% zuschiisse . .. | zuschiisse. ..
wiirden die Unternehmen| . . . wiirden . . . % der Unterneh-
die Beschiftigtenzahl | men veranlassen (ja) oder nicht
um. .. % erhshen (nein), ihre Beschiftigtenzahl
zu erhshen
im im
IProduk- Verwal-
tions- tungs- Insge-
bereich bereich samt! ja nein ja nein
Grundstoff- und
Produktionsgiiter- !
industrie 3,2 1,3 2,6 4 96 7 93
Investitionsgiiter-
industrie 3,0 1,0 2,4 7 93 10 90
Verbrauchsgiiter-
industrie 3,8 1,2 3,3 8 92 12 88
Nahrungs- und :
Genufimittelindustrie 3,4 1,3 2,7 2 98 4 96
Verarbeitende
Industrie insgesamt 3,1 1,1 2,5 7 93 9 91
Bauhauptgewerbe 4,6 1,0 4,2 11 89 6 94

* Gewichtet mit den Anteilen der Angestellten und Arbeiter der Industrie- bzw. Bau-
berichterstattung im November 1976 (Statistisches Bundesamt: Fachserie D 1/1. bzw.
Fachserie E 1).

2 Wortlaut der Frage: Angenommen, es kime zu einer derartigen Arbeitszeitverkiir-
zung um etwa 5%, und es wiirden per saldo keine hoheren Lohnkosten anfallen: Um
wieviel Prozent wiirden Sie dann Ihre Beschiftigtenzahl erhshen, um die ausgefallenen
Arbeitsstunden oder -tage auszugleichen?

Quelle: Nerb, G., Reyher, L., Spitznagel, E., Struktur, Entwicklung und Bestimmungs-
grofien der Beschiftigung der Industrie und Bauwirtschaft auf mittlere Sicht. Ergebnisse
einer Unternehmensbefragung, in: »MittAB« 2/1977, S. 300.
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sei »grundsitzlich fragwiirdig, inwieweit die in der Vergangenheit
beobachtete laufende Produktivititssteigerung ursichlich vorwie-
gend auf die Arbeitszeitverkiirzung zuriickgefithrt werden kann.
Wahrscheinlicher erscheint, daf technischer Fortschritt und Kapi-
talintensivierung sich weitgehend unabhingig von der Arbeitszeit-
entwicklung aus betriebswirtschaftlicher >Ratio, geférdert noch
durch den zwischenbetrieblichen und internationalen Wettbewerb,
vollziehen und dafl Einsparungen von Arbeitsvolumen eber die
Folge denn die Ursache dieses Prozesses sind.«3?

(2) 1977 fishrte das Ifo-Institut zusammen mit der Bundesverei-
nigung der Arbeitgeberverbinde eine weitere Befragung von iiber
4000 Betrieben durch. Danach wiirden auf eine Arbeitszeitverkiir-
zung von 2 Wochenstunden ohne Lohnausgleich auf mittlere Sicht
(drei bis fiinf Jahre) zusitzliche Arbeitskrifte (Voll-, Teilzeit- und
Aushilfskrifte) wie folgt eingestellt:

Tabelle 6
Einstellungen infolge der Arbeitszeitverkiirzung in vH der
befragten Betriebe

davon (Teilzeit- und

Einstellungen Aushilfsbeschiftigte)
Industrie Produktionsbereich 44 vH (13 vH)
Industrie Verwaltungsbereich 32vH (17 vH)
Bau Produktionsbereich 47 vH (14 vH)
Bau Verwaltungsbereich 25 vH (15 vH)
Einzelhandel Verkauf/Lager 42vH (35vH)
Einzelhandel Verwaltung 20 vH (16 vH)
Grofihandel Verkauf/Lager 36 vH (22 vH)
Groflhandel Verwaltung 27 vH (18 vH)

Quelle: Nerb, G., Verminderung des Arbeitskrifteangebots als Mittel zum Abbau
der Arbeitslosigkeit, Ifo-Schnelldienst 26/1977, S. 12

Insbesondere im Handel wiire der Anteil von Teilzeit- und Aus-
hilfskriften an diesen Einstellungen besonders hoch. Aufierdem
wiirden die Handelsbetriebe zu fast 40 bis 50 vH die Arbeitssy-
steme dndern (Anderung der freien Tage, anderer Beginn der Ar-
beitszeit, Anderung der Pausenregelung etc.), wihrend dies in der
Industrie kaum eine Rolle spielt. Die Ifo/BDA-Befragung gibt in-
sofern interessante Aufschliisse iiber Branchenunterschiede und
die verschiedenen betrieblichen Probleme, mit denen sich Gewerk-
schaften in ihren Bereichen auseinanderzusetzen haben. Der Be-
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schiftigungseffekt wird allerdings erheblich unterschitzt, da nur
nach Einstellungen ~ die immerhin trotz der Krise beachtlich sind
~ und nicht nach einem Mehrbedarf von Arbeitskriften, der auch
durch Verringerung von geplanten oder absehbaren Entlassungen
besteht, gefragt wurde. Die Untersuchung zeigt die Grenzen von
Unternehmerbefragungen sehr deutlich auf. In den Antworten
tiberwiegen interessenpolitische Aussagen. Der verstirkten ge-
werkschaftlichen Forderung nach der 35-Stunden-Woche sollte
durch diese Untersuchung begegnet werden.

(3) Eine neuere Untersuchung der langfristigen statistischen
Zusammenhinge von Produktionswachstum, Arbeitszeit und Ar-
beitsvolumen schitzt den Beschiftigungseffekt in ausgewihlten
Industriezweigen (Chemie, Automobil, Elektroindustrie) auf ca.
70 vH und stellt ebenfalls erhebliche Unterschiede zwischen den
einzelnen Wirtschaftszweigen fest, was mit den verwendeten Tech-
nologien, Arbeitszeitsystemen und Titigkeitsanforderungen zu-
sammenhingt. Vieles deutet »darauf hin, daff bei gegebener Tech-
nologie betriebsorganisatorische Umstellungen und Mafinahmen
zur Erhohung der Arbeitsproduktivitit kurzfristig umso eher
moglich sind, je stirker die Titigkeiten von der unmittelbaren
Produktion entfernt sind. Anders formuliert: es ist zu erwarten,
dafl die Beschiftigungswirkungen von Arbeitszeitverkiirzungen
mit zunehmender Entfernung von dem Bereich unmitteibarer Pro-
duktion abnehmen. Dies hingt auch mit der Entlohnungsform zu-
sammen (Akkordlohn, Zeitlohn), die wiederum mit den Titig-
keitsanforderungen korrelieren.«*

(4) Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut der
Gewerkschaften kommt aufgrund eigener Fallstudien und der
Auswertung bisheriger Untersuchungen zu dem Ergebnis, dafl der
Beschiftigungseffekt heute etwa zwei Drittel der rechnerischen
Wirkung betrigt und damit hoher als in der Vergangenheit liegt.
Dabei wird auf die zunehmende Ausschopfung betrieblicher Lei-
stungspotentiale in den letzten Jahren und eine knapper geplante
Personaldecke in den meisten Betrieben hingewiesen, wodurch
eine Arbeitszeitverkiirzung in geringerem Mafle durch Arbeitsver-
dichtung und arbeitsorganisatorische Mafinahmen aufgefangen
werden kann. Fine durch Arbeitsverkiirzungen forcierte Einfiih-
rung neuer Technologien wird fiir unwahrscheinlich gehalten, da
das Innovationstempo vorrangig durch die Verbilligung neuer
Technologien und durch Wettbewerbsgesichtspunkte bestimmt
wird.?
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Diese kurz skizzierten Untersuchungen zeigen, daff die Beschifti-
gungseffekte in verschiedenen Branchen und Titigkeitsbereichen
sehr unterschiedlich sind. Die grofiten Rationalisierungsreserven
liegen gegenwirtig noch im Verwaltungs- und Dienstleistungsbe-
reich. Sehr hohe Wirkungen erzielen Arbeitszeitverkiirzungen in
der unmittelbaren Produktion, in der der Personalbedarf bereits
sehr knapp kalkuliert ist. Im Unterschied zu Verwaltungen kénnen
hier die Arbeiten auch zeitlich nicht gestreckt werden. Personal-
ausfille miissen sofort ersetzt werden, da ansonsten der Fortlauf
des Betriebes gefihrdet ist.”

Es spricht einiges fiir die These, dafl die Beschiftigungswirkun-
gen der Arbeitszeitverkiirzungen in den letzten Jahren gestiegen
sind und weiter steigen werden. Durch die Intensivierung der Ar-
beit und arbeitsorganisatorische Anderungen in den letzten Jahren
sind vorhandene Leistungsreserven in der Produktion schon weit-
gehend reduziert worden. Gegenwirtig konzentrieren sich die Ra-
tionalisierungsbemithungen der Unternehmen vorwiegend auf den
Dienstleistungs- und Verwaltungssektor, so dafl auch hier in weni-
gen Jahren mit einer dhnlichen Verdichtung der Arbeit wie in der
Produktion zu rechnen ist.

Aus diesem Grunde gehen wir davon aus, daf} die Beschiftigungs-
wirkungen der 35-Stunden-Woche beute bereits iiber 50 vH liegen.
Beriicksichtigt man alle Rationalisierungsmafinahmen, die speziell
in Reaktion auf die 35-Stunden-Woche durchgefithrt werden,
konnte sich gesamtwirtschaftlich ein Beschiftigungseffekt von ca.
50~65% ergeben. Dies bedeutet: Durch die 35-Stunden-Woche
werden etwa zwischen 1,430 und 1,857 Mio zusitzliche Arbeits-
plitze geschaffen. Es handelt sich hier um eine gesamtwirtschaftli-
che Rechnung, die voraussetzt, dafl die Arbeitszeit tatsichlich
auch fiir alle abhingig Beschiftigten, also in allen Tarifvertragsbe-
reichen durchgefithrt wird. Der Effekt wire entsprechend niedri-
ger, wenn in wesentlichen Bereichen der Wirtschaft (etwa bis 1988
Chemie) die Arbeitszeit nicht oder nur unwesentlich verkiirzt
wird.

Mehr als eine Marge der moglichen Beschiftigungswirkungen
kann nicht angegeben werden. Denn der Beschiftigungseffekt
wird nicht allein durch prostognizierbare »objektive« Groflen, wie
Verbreitung systematischer Personalbedarfs- und -einsatzplanung,
eingesetzte Technologien und Titigkeitsanforderungen bestimme,
sondern auch
— durch die Geschwindigkeit der Arbeitszeitverkiirzung: Falls die
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35-Stunden-Woche in wenigen Etappen realisiert werden
kénnte, wire zumindestens fiir einen mittelfristigen Zeitraum -
der Effekt hoher, als wenn die Verkiirzung in vielen kleinen
Etappen erfolgte. Bei einer grofleren Anzahl von Stufen verfii-
gen die Unternehmer iber einen wesentlich lingeren Zeitraum,
in dem sie sich auf die Arbeitszeitverkiirzung vorbereiten kon-
nen. Es wird ihnen moglich sein, auch ihre lingerfristige Investi-
tionsplanung und die arbeitsorganisatorische Ausgestaltung der
neuen Technologien auf verinderte Arbeitszeitbedingungen ein-
zustellen. Der Rationalisierungseffekt wiirde bei einer auf meh-
rere Jahre gestreckten Verkiirzung gleichzeitig mit der Verkiir-
zung eintreten. Kurzfristig hingegen sind technologische und
organisatorische Strukturen der Betriebe nur in begrenzterem
Mafle variierbar. Die Unternehmen werden natiirlich ihre Ratio-
nalisierungspolitik auch bei einer raschen Arbeitszeitverkiirzung
langfristig auf die neue Arbeitszeit einstellen. Ungewifl bleibt
daher, ob der langfristige Beschifrigungseffekrt einer Arbeitszeit-
verkiirzung in ein oder zwei Stufen hoher ist als der einer mehr-
stufigeren; fiir einen Zeitraum von mehreren Jahren wird er je-
doch hoher liegen und dies ist von zentraler Bedeutung, da ja
die grofiten Beschiftigungsprobleme gerade in den nichsten
Jahren zu erwarten sind.

durch die konkrete tarifvertragliche Ausgestaltung der Arbeits-
zeitverkiirzung und ihre betriebliche Umsetzung: Je nach gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen und Krifteverhiltnissen bei
den tariflichen und betrieblichen Auseinandersetzungen ist den
Unternehmern groflerer oder geringerer Spielraum bei ihren
Strategien zur Kompensation der Wirkungen gegeben. Die Ifo/
BDA-Befragung zeigte — trotz ihrer erheblichen Mingel — schon
einige der potentiellen Konfliktpunkte auf betrieblicher Ebene
auf; je nachdem, wie der Mehrbedarf auf Vollzeit-, Teilzeit-
oder Aushilfskrifte verteilt wird, variiert z.B. der Beschifti-
gungseffekt.

5.2.2  Betriebliche Reaktionsmoglichkeiten

Die globalen, gesamtwirtschaftlichen Beschiftigungswirkungen
werden hiufig auch durch Verweis auf betriebliche Beispiele be-
stritten. Durch einen solchen Wechsel der Argumentationsebene
kann eine gewisse Beliebigkeit in die Diskussion kommen. Denn
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angesichts der unterschiedlichen und vielfiltigen betrieblichen Be-
dingungen lassen sich fiir jede Behauptung Beispiele finden. Je
nach Beispielen liegt der Beschiftigungseffekt zwischen 0 und
100 vH. In Einzelfillen wird er sogar negativ sein oder die
100 Prozent iiberschreiten.

Damit die Diskussion eine solche unergiebige Beliebigkeit ver-
lift und gesamtwirtschaftliche und betriebliche Betrachtungsweise
sich erginzen, ist es notwendig, die Bedingungen betrieblichen
Handelns zu untersuchen. Dabei wird sich herausstellen, dafl die
Betriebe nicht beliebig die Arbeit intensivieren, Uberstunden erho-
hen oder Dienstleistungen abbauen kénnen. Denn die jeweiligen
betrieblichen Bedingungskonstellationen engen den Handlungs-
spielraum der Unternehmensleitungen ein, unterwerfen sie be-
stimmten Zwingen.

Im folgenden soll nun durch eine Einschitzung solcher betrieb-
licher Bedingungskonstellation auch von der betrieblichen Seite
her unsere These fundiert werden, daff heute die Beschiftigungs-
wirkungen einer Wochenarbeitszeitverkiirzung hoher als in der
Vergangenheit und vermutlich iiber 50 vH liegen.

Fir die Betriebe gibt es folgende Moglichkeiten, die Beschafti-
gungswirkungen der Arbeitszeitverkiirzung einzuschrinken:

a) Intensivierung der Arbeit und arbeitsorganisatorische Mafinah-
men,

b) Rationalisierungsinvestitionen,

¢) Verzicht auf die Produktion bestimmter Giiter oder Dienstlei-
stungen,

d) Ausdehnung von Uberstunden.

Diese Reaktionsweisen sind nicht spezifisch fiir Arbeitszeitver-
kiirzungen, sondern werden zur Verbesserung der betrieblichen
Rentabilitit unabhingig von Arbeitszeitverkiirzungen eingesetzt
und zwar in quantitativ erheblicherem Mafle. Wir gehen davon
aus, dafl die langfristige Produktivititsentwicklung, die gesamt-
wirtschaftlich in den nichsten Jahren bei mindestens 2,2 bis 2,9 vH
liegt, sich auch dann fortsetzen wird, wenn die 35-Stunden-Woche
nicht eingefishrt wird. Einer Arbeitszeitverkiirzung kénnen also
nur die zusdtzlich induzierten Produktivititssteigerungen zugerech-
net werden. Die Moglichkeiten solcher Produktivititssteigerungen
sollen nun knapp skizziert werden:
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a) Intensivierung der Arbeit und arbeitsorganisatorische Mafinabmen

Eine Intensivierung der Arbeit ist die geradezu klassische betriebli-
che Reaktion auf Arbeitszeitverkiirzungen. Denn bekanntlich
nimmt mit zunehmender Dauer der tiglichen Arbeitszeit die Fr-
miidung der Arbeitskrifte zu und es kommt zu einem Leistungsab-
fall; wenn nun die letzten unproduktiven Stunden wegfallen, kann
in der restlichen kiirzeren Arbeitszeit noch intensiver gearbeitet
werden. »Aufgeklirte« Kapitalisten haben diesen Zusammenhang
fruhzeitig erkannt und zum Teil schon vor dem ersten Weltkrieg
den 8-Stunden-Tag eingefithrt (zum Beispiel Firma Bosch und
Firma Carl Zeiss Jena). Der 8-Stunden-Tag wurde zu einer Vor-
aussetzung des Taylorismus: Komplizierte Titigkeiten wurden in
einfache, monotone und repetitive Arbeiten aufgeteilt. Hochstlei-
stungen konnten unter den neu gestalteten arbeitsorganisatori-
schen Bedingungen (knappe Akkordzeiten, taktgebundene Arbeit
usw.) nur bei einer Begrenzung der Arbeitszeit erzielt werden.
Auch heute bestehen zum Teil noch Maglichkeiten der Arbeitsin-
tensivierung bei einer Verkiirzung der Arbeitszeit. Diese zeigen
sich z. B. darin, daf} Teilzeitbeschiftigte in vier oder finf Stunden,
gerade bei monotonen Titigkeiten ~ etwa Schreibarbeiten —~ ho-
here Stundenleistungen erzielen kénnen als Vollzeitbeschiftigte.
Auflerdem sind gegenwiirtig viele Arbeitskrifte »unterbeschiftigt«
und arbeiten weniger intensiv als bei voller Kapazititsauslastung.
Die Riickkehr zum alten Arbeitstempo erméglicht also eine kurz-
fristige Produktivititssteigerung, die die Unternehmer sogar ohne
arbeitsorganisatorische Mafinahmen erzielen kénnen.

Allerdings sind die Intensivierungsméglichkeiten bei einer Re-
duzierung der tiglichen Arbeitszeit von 8 auf 7 Stunden nicht
mehr die gleichen wie bei einer Reduzierung von 16, 14, 12 oder
10 auf 8 Stunden. Denn: »Die Moglichkeiten zur Steigerung der
Intensitit der Arbeit durch Arbeitszeitverkiirzungen werden im
wesentlichen auf das Abschneiden leistungsschwicherer Stunden,
auf Verkiirzung der Ausfallzeiten, Verminderung des Kranken-
standes und &hnliches zuriickgefithrt. Sie werden allerdings mit
abnehmender Arbeitszeit immer geringer, auch ist eine Intensivie-
rung der Arbeit nicht bei jeder Art von Beschiftigung moglich«.?
Hinzu kommt, dafi die betrieblichen Leistungspotentiale in den
letzten Jahren durch ausgekliigeltere Systeme von Zeitstudien,
Vorgabezeiten, Personalbedarf und Personaleinsatzplanungen
vielfach schon weitgehend ausgeschopft worden sind.
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Die hochsten Beschiftigungseffekte von Arbeitszeitverkiirzun-
gen lassen sich heute in der unmittelbaren Produktion und ange-
gliederten Nebenbetrieben sowie in groflen Teilen des Dienstlei-
stungsbereiches nachweisen, in denen die geringsten Leistungsre-
serven bestehen: Einige Beispiele konnen dies illustrieren:

— In Mefiwarten der chemischen Industrie mufl zum Beispiel auch
unabhingig vom Auslastungsgrad der Anlagen jede Ausfallzeit
zu 100 Prozent ersetzt werden. Ahnliches gilt fiir fast alle konti-
nuierlich arbeitenden Anlagen, die nur noch von einer in den
vergangenen Jahren schon ausgediinnten Mindestbesetzung ge-
fahren werden (Kraftwerke, Walzwerke, Hochofen, etc.).

— Die meisten Montagetitigkeiten etwa in der Automobil- oder
Elektroindustrie mit streng kalkulierten Vorgabezeiten enthal-
ten nur noch geringe Intensivierungsméglichkeiten. Dies wird
beispielsweise daran sichtbar, daff die tarifvertraglich vereinbar-
ten-Pausen voll durch den Einsatz zusitzlicher Springer abge-
deckt werden miissen.”’

— In 6ffentlichen und privaten Verkehrsbetrieben muf§ der Ausfall
infolge einer Arbeitszeitverkiirzung ebenfalls vollstindig ersetzt
werden, da Straflenbahnen und andere Verkehrsmittel nur von
einem Fahrer bedient werden und die Fahrgeschwindigkeit nicht
von der Arbeitsleistung, sondern von technischen und Verkehrs-
bedingungen abhingig ist.

— In anderen Dienstleistungsbereichen, wie zum Beispiel in Kran-
kenhiusern und bei der Post, sind in den letzten Jahren durch
Zeitstudien und Personalbemessungssysteme vorhandene Ratio-
nalisierungsreserven ausgenutzt worden. Nicht zuletzt der Ein-
fihrung des Personalbemessungssystems bei der Post ist es zum
Beispiel zuzuschreiben, dafl — wie der ehemalige Postminister
Gscheidle 1981 anfithrte — in den letzten 10 Jahren die Beschaf-
tigtenzahl nur um 8,5 vH gestiegen ist, obwohl der Verkehrsan-
stieg im gleichen Zeitraum bei 63 vH lag.® Die Post rechnet da- -
her selber in einer internen Studie damit, dafl die 35-Stunden-
Woche ca. 67 vH beschiftigungswirksam wird, wihrend die
Wirkung der Verkiirzung der Wochenarbeitszeit von 42 auf
40 Stunden 1974 noch erheblich unter 60 vH lag.*

Wie knapp in den dargestellten Bereichen der Personalbedarf in
der Regel kalkuliert ist, 148t sich daran erkennen, dafl zur Auf-
rechterhaltung der Produktion und der Dienstleistung ausrei-
chende Reserven fiir Stérungen und Personalausfille eingeplant
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werden miissen. Urlaub, Fluktuation, Krankheit und andere Fehl-
zeiten werden in sogenannten Reservequoten beriicksichtigt, die
heute zwischen 20 und 30 vH des gesamten Personalbedarfs aus-
machen. In diesen Bereichen kann die »Akkordschraube« nicht be-
liebig angezogen werden. Zusitzliche Arbeitsintensivierungen
wiirden sich zum Teil betriebswirtschaftlich kontraproduktiv aus-
wirken und sich in hoheren Krankenstinden, Qualititsmingeln
oder steigender Fluktuation duflern.

Intensivierungspotentiale bestehen hingegen noch in den Ver-
waltungsbereichen. Hier ist der Belastungsgrad der Arbeitskrifte
zum Teil noch erheblich geringer; anders als in der Produktion
und bei den Dienstleistungen miissen die Arbeiten auch nicht so-
fort erledigt werden, sondern konnen zeitlich gestreckt und in
Phasen niedriger Belastung verlagert werden. Fiir die nahe Zu-
kunft ist allerdings damit zu rechnen, daf sich die Kompensations-
moglichkeiten der Betriebe auch im Verwaltungsbereich reduzie-
ren werden. Die Einfilhrung neuer Technologien, etwa vom
Textautomaten oder Bildschirmarbeit, fithrt fiir die Masse der Be-
schiftigten zu einer Standardisierung ihrer Titigkeiten, die mit
Leistungsvorgaben und Leistungskontrollen verbunden sind.

Angesichts dieser Entwicklungen kommen auch die Arbeitgeber
zu dem Schlufi, daf sich »eine ins Gewicht fallende Produktivitits-
steigerung . . . deshalb heute nur noch itber den Weg der Kapital-
intensivierung erzielen lassen«* diirfte.

b) Rationalisierungsinvestitionen

Zahlreiche befragte Betriebe geben an, im Falle von Arbeitszeitver-
kiirzungen Arbeit durch Kapital ersetzen zu wollen. Der Haupt-
grund dafiir wird in den durch die Arbeitszeitverkiirzungen be-
wirkten hoheren Lohnen gesehen, die zu einer Rentabilititsver-
schlechterung von Arbeit gegeniiber Kapital fiihrten. Diese Argu-
mentation legt nahe, dafl die Einfiilhrung neuer Technologien im
wesentlichen durch steigende Lohne verursacht wiirde.

Zunichst einmal ist darauf hinzuweisen, dafl in den letzten Jah-
ren die Lohnsteigerungen unterhalb der Inflationsrate lagen; die
Produktivititssteigerungen wurden iberhaupt nicht beriicksich-
tigt. Damit sanken die realen Lohnstiickkosten und die Unterneh-
men wurden auf der Lohnkostenseite entlastet. Es gibt allerdings
keine Anhaltspunkte, dafl sich deshalb das Innovationstempo ver-
ringert hitte.
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Neue Technologien wurden und werden vor allem aufgrund ih-
rer enormen Verbilligung (Mikrochips) eingefithrt. Sie bewirken
Kosteneinsparungen und zugleich erhebliche Effizienzsteigerun-
gen. Thre Einfithrung kénnte noch nicht einmal durch das Absin-
ken der Lohne unter das Existenzminimum verhindert werden. Al-
lenfalls in Grenzbetrieben kénnte eine Arbeitszeitverkiirzung ein
Vorziehen geplanter Investitionen bewirken. Dies diirfte selbst in
diesen Betrieben allerdmgs nur bei kleineren Investitionsvorhaben
kurzfristig realisierbar sein. Gréflere Investitionsvorhaben miissen
hingegen langfristig geplant und sorgfiltig realisiert werden, wie
zum Beispiel die Einfithrung computergestiitzten Konstruierens,
des »papierlosen« Biiros usw.

Arbeitssparende Rationalisierungsinvestitionen konnen also, bis
auf geringe Vorzieheffekte nicht als spezifisch fiir Arbeitszeitver-
kiirzungen eingestuft werden. Falls es aber — entgegen bisheriger
empirischer Analysen — tatsichlich zu einer von Unternehmens-
seite »angedrohten« Beschleunigung von Investitionen kommen
wiirde, miisse sich das gesamtwirtschaftliche Investitionsvolumen
erhohen, wodurch zusitzliche Beschiftigung entstinde. Neue
Technologien scheinen sich heute aber eher im Rahmen von ohne-
hin notwendigen Ersatzinvestitionen fiir verbrauchte Anlagen
durchzusetzen.

¢) Verzicht auf die Produktion bestimmter Giiter
oder Dienstleistungen

Empirische Untersuchungen geben kaum Anhaltspunkte, daf} in-
folge von Arbeitszeitverkiirzungen die Produktion bestimmter Gii-
ter oder Dienstleistungen eingeschrinkt wurde. Dagegen sprlcht
schon das 6konomische Eigeninteresse der Unternehmen, denn sie
wiirden sich auf diese Weise auch aus ihren eigenen Mirkten her-
ausdrangen Produktlonsemschrankungen und Stillegungen sind
im wesentlichen auf eine Uberproduktion im Verhiltnis zur zah-
lungsfihigen Nachfrage und die konkurrenz- und krisenbedingten
Rationalisierungsstrategien der Unternehmen zuriickzufiihren.
Falls einzelne Betriebe dennoch ihre Leistung einschrinken soll-
ten, wiirde sich die Nachfrage, die ja in diesem Fall stabil bleibt,
auf andere Betriebe verlagern und dort entsprechende Beschifti-
gungseffekte auslosen. Dies wire beispielsweise der Fall, wenn
Kaufhiuser ihren mit dem Verkauf bestimmter Waren verbunde-
nen Kundendienst einschrinken wiirden (zum Beispiel Verlegen
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von Teppichbsden, Installierung von Elektrogeriten). Die Nach-
frage wiirde auf kleinere Handwerksbetriebe abwandern und dort
unter Umstinden sogar héhere Wirkungen erzielen.

Anders sieht es bei den offentlichen Dienstleistungen aus. Hier
konnen Arbeitszeitverkiirzungen zum Anlaf zu Leistungsein-
schrinkungen genommen werden. Streckenstillegungen bei der
Bahn oder die verzogerte Bearbeitung von Arbeitslosenantrigen
wiirden mit steigendem Kostendruck legitimiert. Wenn die sffent-
liche Hand Alleinanbieter ist, stof sie bei einer Verminderung des
Leistungsangebots kaum auf &konomische Barrieren. Letztlich
spielen politische Entscheidungen eine ausschlaggebende Rolle,
was aus der Kontroverse iiber die Privatisierung &ffentlicher
Dienstleistungen zur Genlige bekannt ist.

d) Uberstunden

Selbst Unternehmensbefragungen zeigen, dafl in der Ausweitung
von Uberstunden allenfalls eine kurzfristige Reaktionsmoglichkeit
auf Arbeitszeitverkiirzungen gesehen wird und zwar insbesondere
in der Industrie- und dem Baugewerbe. Mittelfristig ist nur ein
kleiner Teil der Unternehmen daran interessiert, die Uberstunden
auszuweiten.*! Die Betriebe haben zwar ein steigendes Interesse an
einer grofleren Variabilitit ihres Arbeitszeitvolumens, das nach
Lage und Dauer moglichst flexibel handhabbar sein soll. Dabei
stofic die Verlingerung der Mehrarbeitszeit insbesondere bei per-
soneller Unterdeckung jedoch auf betriebsékonomische Grenzen.
Ein dauerbaft hoher Sockel von Uberstunden kann zu einem er-
hshten Krankenstand und mangelnder Arbeitsqualitic fithren.
Denn eine Ausdehnung der Arbeitszeit widerspricht in bestimmten
Wirtschaftsbereichen auflerdem den betrieblichen Strategien eines
Abschneidens unproduktiver Stunden und intensivierter Arbeit in
einer insgesamt kiirzeren Arbeitszeit; denn in der Mehrarbeitszeit
ist mit einem erheblichen Leistungsabfall zu rechnen. Auflerdem
wird bei einem iiberdurchschnittlich hohen Niveau langfristig die
Bereitschaft der Belegschaft zur Mehrarbeit sinken, so daf sich
die Personaleinsatzprobleme vermehren. Diese Probleme kénnen
schliefilich zum Abbau von Uberstunden fithren. Ein solcher
Trend kann durch entsprechende Initiativen der Gewerkschaften
und Betriebsrite verstirkt werden. Lingsschnittuntersuchungen
bestitigen, daf die effektive Arbeitszeit im wesentlichen auch
durch die tariflich vereinbarte Arbeitszeit gesteuert wird.2 Auf
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konjunkturelle Entwicklungen hingegen reagiert das Uberstunden-
volumen kurzfristig: Im kon)unkturellen Abschwung wird ein ra-
scher Abbau von Uberstunden wie auch ein Riickgang der effekti-
ven Arbeitszeit durch Kurzarbeit erkennbar. Die Betriebsleitungen
sind vor allem an ihrem qualifizierten Stammpersonal, die Beleg-
schaften an ihren Arbeitsplitzen interessiert. Derartige betriebli-
che Interessenkoalitionen erleichtern die betriebliche Umsetzung
von tariflichen Arbeitszeitverkiirzungen, die zum Abbau von
Uberstunden und Sonderschichten genutzt werden kénnen. Um-
gekehrt verhilt es sich im Aufschwung, der eine Ausweitung der
Uberstunden mit sich bringt, die Betriebe sparen an Rekrutie-
rungs- und Qualifizierungskosten, ohne personalpolitische Flexi-
bilitit einzubiiflen; die Belegschaften haben nach einer Phase nied-
rigen Einkommens einen Nachholbedarf an steigenden Effektiv-
verdiensten. Insofern gibt es durchaus konjunkturbedingte An-
satzpunkte fiir begrenzt iibereinstimmende Interessenlagen, die
sich branchenspezifisch nach den jeweiligen 6konomischen und
technischen Bedingungen unterschiedlich auswirken.

5.2.3  Arbeitszeitverkiirzung als Gegenstand tariflicher und
betrieblicher Auseinandersetzungen

Da erst der Verlauf tariflicher und betrieblicher Auseinanderset-
zungen bei der Durchsetzung von Arbeitszeitverkiirzungen iiber
den genauen Beschiftigungseffekt entscheidet und das Ergebnis
dieser Auseinandersetzungen hochstens in groben Konturen abge-
schitzt werden kann, konnen gesamtwirtschaftliche Prognosen
nur Bandbreiten eines moglichen Beschiftigungseffekts angeben.
Wesentliche Konflikifelder in den kiinftigen Auseinandersetzun-
gen bestehen unseres Erachtens in
a) der Ausweitung von Uberstunden anstelle von Neueinstellun-
gen;
b) der Ausweitung instabiler Teilzeit-, Aushilfs- oder Leiharbeits-
anstelle von Vollzeitarbeitsverhiltnissen;
¢} dem Abbau 6ffentlicher Dienstleistungen;
d) der Ausweitung von Schichtarbeit und
e) der Intensivierung der Arbeit mit einer entsprechenden Uberbe-
lastung der Arbeitskrifte.

Im folgenden sollen einige Probleme und mégliche Lésungsan-
sitze in diesen Konfliktbereichen dargestellt werden. Angesichts
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der Vielfalt der unterschiedlichen betrieblichen Handlungskonstel-
lationen kann eine solche Darstellung nur exemplarisch sein.

a) Das Uberstundenproblem

Falls die 35-Stunden-Woche in wenigen Etappen eingefiihrt wiirde
und die Betriebe erhebliche Neueinstellungen vornehmen miften,
ist damit zu rechnen, dafl sie die Uberstundenzahl auszuweiten
versuchen. Denn Neueinstellungen verursachen Kosten (Rekrutie- |
rungs- und Qualifizierungskosten) und schrinken die personalpo-
liische »Flexibilitit« u.U. ein. Zwar gibt es — wie bereits darge-
stellt — aus unternehmerischer Sicht betriebswirtschaftliche Gren-
zen einer Ausweitung von Uberstunden. Von einer solchen
Obergrenze aus betriebswirtschaftlicher Sicht sind wir allerdings
weit entfernt. Denn wihrend 1970 zur Zeit der Hochkonjunktur
pro Erwerbstitigem 178 Uberstunden pro Jahr im Durchschnitt
geleistet wurden, waren es 1982 nur noch 86 Stunden. Allein durch
ein Aufstocken der Uberstunden um 20 Stunden pro Jahr wiirde
bei ca. 22 Millionen Beschiftigten der tatsichliche Beschiftigungs-
effekt der 35-Stunden-Woche um ca. 250000 Arbeitsplitze verrin-
gert. Aus diesen Griinden ist die Begrenzung von Mehrarbeit oder
ihre vollstindige Abgeltung einschlieflich eines Mehrarbeitzu-
schlags durch Freizeit ein wichtiger Bestandteil gewerkschaftlicher
Forderungen zur Tarifpolitik und zu Betriebsvereinbarungen ge-
worden. In verstirktem Mafle haben Betriebsrite auch Uberstun-
den nicht zugestimmt und damit unter Nutzung ihres Mitbestim-
mungsrechts (§ 87 Abs. 3 BetrVG) das Niveau der Uberstunden
verringert. Bereits heute enthalten ca. 16% der Tarifvertrige Be-
stimmungen zur Begrenzung der Mehrarbeit auf 6-10 Stunden pro
Woche, und fast 46% aller Tarifvertrige sehen die Moglichkeit
vor, dafl Mehrarbeit durch Freizeit abgegolten wird.** In der Pra-
xis wird Mehrarbeit allerdings noch zum grofiten Teil finanziell
abgegolten. Nur in ganz wenigen Ausnahmefillen wird bereits der
Freizeitausgleich zwingend vorgeschrieben. Durch eine zwingende
Festlegung eines Arbeitszeitausgleichs in Tarifvertrigen oder Be-
triebsvereinbarungen, vermehrte Widerspriiche der Betriebsrite
gegen Uberstunden und/oder die vermehrte Praktizierung bereits
bestehender Regelungen zum Freizeitausgleich kénnten die Be-
schaftigungswirkung der 35-Stunden-Woche gesichert und u.U.
durch den Abbau des bestehenden Uberstundensockels sogar zu-
satzliche Arbeitsplitze geschaffen werden.
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b) Flexible Beschdftigungsverbdltnisse

Die Ausweitung flexibler Beschiftigungsverhiltnisse bei einer Ver-
kiirzung der Wochenarbeitszeit enthilt eine Reihe von zusitzli-
chen Rationalisierungsmoglichkeiten fiir die Unternehmen:

— Die Ausweitung von Teilzeitarbeit vor allem im Bereich monoto-
ner repetitiver Titigkeiten ist (wie wir sahen vor allem im Be-
reich des Handels) fiir die Unternehmen profitabel, denn
— die Arbeitskrifte sind meist billiger;
~ sie arbeiten schneller, da sie die geforderte Leistung nur we-
nige Stunden am Tag erbringen miissen;

— ihre Arbeitszeit kann besser an den Arbeitsanfall angepafit

werden; iiber sie ist leichter verfiigbar.

~ Durch einen wachsenden Teil von Aushilfs- und Leiharbeits-
kriften kann die Beschiftigung kurzfristig ausgedehnt und ein-
geschrinkt werden, ohne dafl das Unternehmen auf die iiblichen
Kiindigungsfristen Riicksicht nehmen muf}. Der gesamte Perso-
nalbestand wird damit im Durchschnitt gesenkt.

Der Effekt einer solchen Flexibilisierung von Beschiftigungs-
verhiltnissen ist eine Einsparung von Vollzeitarbeitsplitzen und
eine Verminderung des zusitzlichen Beschiftigungsvolumens bei
einer Arbeitszeitverkiirzung. Es ist daher notwendig, fiir Teilzeit-
arbeitskrifte Mindestarbeitshedingungen auf gesetzlicher, tariflicher
und/oder betrieblicher Ebene durchzusetzen. Dazu gehoren:

— ausdriickliche Einbeziehung der Teilzeitbeschiftigten in alle ta-
rifvertraglichen Leistungen (wie z.B. Urlaubsgeld, Kranken-
geld, Bildungsurlaub, Freischichtenregelung bei Nachtschichtar-
beit, Kurgeld)

- Mindestarbeitszeiten pro Tag von z.B. 4 Stunden und maximale
Beschiftigung an 4 oder 5 Tagen, damit die Arbeitszeit nicht ex-
trem zerstiickelt wird.

— Mindestarbeitszeiten von 20 Stunden pro Woche, damit die Be-
schiftigten auch vollen Sozialversicherungsschutz genieflen.
Durch solche Regelungen, wie sie von den Gewerkschaften vor-

geschlagen werden und zum Teil in kleineren Tarifbereichen be-

reits durchgesetzt wurden, kann der mit der Teilzeitarbeit verbun-
dene »Spareffekt« und das Unterlaufen der bisherigen sozialen

Sicherung eingeschrinkt bzw. verhindert werden. Leiharbeit hin-

gegen sollte, wie es auch der DGB seit langem fordert, verboten

werden. Denn bisherige Versuche, den Abbau von Arbeitsplitzen
und die Auflockerung des Kiindigungsschutzes durch gesetzliche
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Einzelregelungen zu unterbinden, sind gescheitert. Das Arbeitneh-
meriiberlassungsgesetz sieht beispielsweise vor, daf} ein Leiharbei-
ter maximal 3 Monate in einem Betrieb beschiftigt werden darf,
um zu verhindern, dafl ein Dauerarbeitsplatz mit Leihkriften be-
setzt wird. In der Praxis wird diese Vorschrift jedoch meistens um-
gangen und stattdessen »Scheinwerkvertrige« abgeschlossen.

¢) Abbau von Dienstleistungen

Es wurde bereits festgestellt, dafl die Unternehmen infolge der Ar-
beitszeitverkiirzung nicht auf die Produktion bestimmter Giiter .
oder Dienstleistungen verzichten. Sie wiirden sich auf diese Weise
auch selbst aus ihrem Marke dringen. Solche Einschrinkungen
sind allerdings im Bereich der 6ffentlichen Dienstleistungen zu be-
furchten, vor allem wenn der Staat Alleinanbieter ist. So wire bei-
spielsweise die Vergroflerung von Klassenfrequenzen in den Schu-
len, die Einschrinkung der Sprechstundenzeiten in den Amtern,
die Aufgabe der Samstagszustellung bei der Post etc. denkbar. An-
ders als private Unternehmen, die aus dkonomischen Griinden ih-
ren Marke nicht aufgeben werden, kann der Abbau &ffentlicher
und insbesondere der sozialen Dienstleistungen nur durch poli-
tisch-soziale Grenzen verhindert werden. Von konservativer Seite
wird versucht, wie im Teil A des Memorandum ’83 ausfithrlich
dargestellt, diese Grenze durch Biirokratievorwiirfe und Privatisie-
rungspline zu verschieben. Damit ein Personalabbau im &ffentli-
chen Dienst verhindert und durch Arbeitszeitverkiirzungen auch
" dort  Arbeitsplitze geschaffen werden, miifiten parallel zur
35-Stunden-Woche der Offentlichkeit die Notwendigkeit und Be-
deutung staatlicher Dienstleistungen deutlich gemacht werden, wie
dies bereits gegenwirtig bei der Abwehr von Privatisierungsplinen
oder in den Begriindungen zur Schaffung zusitzlicher Arbeits-
plitze im Rahmen staatlicher Beschiftigungsprogramme ge-
schieht.

d) Ausweitung von Schichtarbeit

Eine Wochenarbeitszeitverkiirzung konnte zu einer Einschrin-
kung der Betriebszeiten fithren. Durch eine Entkopplung von Be-
triebs- und Arbeitszeiten verfiigen die Unternehmen jedoch iiber
eine Reihe von Méglichkeiten, ihre Betriebszeiten aufrecht zu er-
halten. Die zusitzliche Freizeit kann zum Beispiel durch Frei-

321



schichten abgegolten werden, die von den einzelnen Beschiftigten
in einem rollierenden System wahrgenommen werden. Dies ist
heute schon wblich im Handel und anderen Dienstleistungsberei-
chen, in denen die wéchentliche Betriebszeit linger als 40 Stunden
ist oder in Kontischichtbetrieben (wochentliche Arbeitszeit
42 Stunden bei einer 40-Stunden-Woche). Voraussetzung fiir sol-
che Systeme ist die Austauschbarkeit der Arbeitskrifte, da jeder
Arbeitsplatz von mehreren Arbeitskriften besetzt wird. Die Vertei-
lung der Freischichten und ihre Abstimmung mit personlichen Be-
diirfnissen der Arbeitskrifte wird damit verstirkter Konfliktpunke
werden. Wenn es den Unternehmen gelingt, die Freischichten in
Zeiten geringer Aufirige (vor allem in Betrieben mit saisonal
schwankender Auftragslage) zu biindeln bzw. die Lage der Frei-
schichten sehr kurzfristig durch eigene Ankiindigung festlegen zu
konnen, wird der Mehrbedarf an Arbeitskriften geringer ausfal-
len, als wenn die Freischichten gleichmifig (einzeln oder in Frei-
zeitblocke gebiindelt) iibers Jahr verteilt genommen werden. Bei
voll kontinuierlicher Produktion, die bislang mit vier Schichtbeset-
zungen gefahren wird, wire bei der 35-Stunden-Woche die Ein-
fithrung einer finften Schicht notwendig, ebenso wie bei der Re-
duzierung der 48-Stunden-Woche die vierte Schicht eingefithrt
wurde.

In den bisherigen Normalschichtbetrieben besteht gegenwirtig
schon die Tendenz, Schichtarbeit auszuweiten. Von 1960 bis 1975
hat die Zahl der Schichtarbeiter um 28% zugenommen. Gegen-
wirtig arbeiten ca. 3,85 Millionen abhingig Beschiftigte in
Schicht.#* Ursache dafiir ist eine steigende Kapitalintensitit sowie
ein rascherer technologischer Wandel, der eine Amortisation von
Anlagen in kiirzeren Fristen erfordert. Die Verkiirzung der Wo-
chenarbeitszeit kann zum Anlafl genommen werden, die Gewerk-
schaften in Tarifverhandlungen — sozusagen im Koppelgeschift —
zu einer Zustimmung zur Schichtarbeit, also einer Ausweitung der
Betriebszeiten, zu bewegen. Angesichts der gesundheitlichen und
seelischen Schiden, die durch Schichtarbeit — und dabei vor allem
durch Nacht- und Kontischicht — bewirkt werden, ist einer solchen
Ausweitung entgegenzuwirken.

e) Intensivierung der Arbeit — Einflufinabme auf die Arbeits-
bedingungen

Je geringer die Steigerung der Arbeitsproduktivitit ist, desto gerin-
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ger ist auch die dadurch induzierte Arbeitsplatzvernichtung, desto
mehr Arbeitsplitze konnen durch Wirtschaftswachstum und Ar-
beitszeitverkiirzung geschaffen werden. Die Steigerung der Ar-
beitsproduktivitit hat nur z. T. ihren Hintergrund in einem Ersatz
menschlicher Arbeit durch Maschinen. Die Arbeitsproduktivitit
(und ihre Steigerung) ist die statistische Grofle, die das Verhiltnis
von Arbeitsergebnis (output) zum Arbeitsinput (Beschiftigte, Ar-
beitsstunden) angibt. Verinderungen dieser Kennziffer kénnen
auf technologische Neuerungen und/oder auf eine tatsichliche
Entwicklung menschlicher Produktivkrifte durch Ausstattung der
Arbeitskraft mit mehr oder besseren Produktionsmitteln zuriick-
zufiihren sein. Sie konnen aber auch Ergebnis steigender Lei-
stungsverdichtung, zunehmender Monotonie und stirkerer Zerle-
gung von Arbeitsgingen sein. Die Grenzen einer weiteren Intensi-
vierung konnen durch eine Uberbelastung der Arbeitskrifte
verschoben werden und zwar insbesondere dann, wenn die Gegen-
wehr der Beschiftigten aufgrund ihrer Arbeitsplatzangst nur ge-
ring ist. Das Produktivititswachstum fithrt dann nicht nur zu einer
Vergroflerung des gesellschaftlichen Produktionsvolumens bei
gleichem Arbeitsvolumen (was anstelle von Arbeitslosigkeit positiv
durch Arbeitszeitverkiirzung zu nutzen wire), sondern beruht
auch auf einer Zunahme von unmenschlichen Arbeitsbedingungen,
Gesundheitsverschleiff etc., d.h. auf Arbeitsanforderungen, die
nur noch von »olympiareifen« Belegschaften zu bewiltigen sind
und immer groflere Teile von Beschiftigtengruppen als »ungeeig-
net« aussondern.

Der zunehmende Arbeitsstreff schligt sich in Befindensstsrun-
gen und -beschwerden bis hin zu Herz-Kreislauf-Krankheiten nie-
der. Mit der Zunahme psychisch-mentaler Belastungen verringern
sich jedoch nicht die Belastungen durch schwere und komplizierte
Arbeitsverrichtungen, gefihrliche Arbeitsstoffe oder Hitze, Staub
und Lirm. Dafiir sprechen der nach wie vor hohe Stand von Ar-
beitsunfillen, beruflichen Erkrankungen und Frithinvaliditit.

Diese Form der Steigerung der Arbeitsproduktivitit vergroBert
nicht gesellschaftlichen Reichtum, sondern zerstort ihn. Sie wider-
spricht deshalb unserer Vorstellung von qualitativem Wachstum.
Erforderlich sind folglich gesetzliche Auflagen, tarifvertragliche
und betriebliche Regelungen der Arbeitsbedingungen, die diese ne-
gativen Formen der Produktivititssteigerung ausschliefen. Dies ist
im Sinne gewerkschaftlicher Forderungen nach sozialer Beherr-
schung oder technischen Entwicklung, z.B. zu erreichen durch:
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— Bezahlte Erholungspausen wihrend der Arbeit;

— Verbot von Nachtarbeit aufler fiir technisch oder gesellschaft-
lich unabdingbare Arbeiten;

~ schirfere Auflagen fiir die Umweltgestaltung am Arbeitsplatz
~ (Larm, Staub, Temperatur, gefihrliche Stoffe usw.);

- tarifliche und betriebliche Regelungen zur Festlegung von
Hochstbelastungsgrenzen (z.B. Maschinenbesetzungsvorschrif-
ten, Mitbestimmung bei der Personalbesetzung, Festlegung von
Héchstleistung;

- Gestaltung der Arbeitsplitze, um Monotonie und einseitige Be-
lastung zu vermeiden (z.B. Mischarbeitsplitze, Festlegung von
Mindestarbeitsinhalten).

Diese und andere Forderungen — deren Verwirklichung die Stei-
gerung der statistischen Kennziffer fiir die Arbeitsproduktivitit
moglicherweise bremsen wiirde — haben nichts mit Technik — oder
Fortschrittsfeindlichkeit oder gar Maschinenstiirmerei, aber alles
mit der gesellschaftlichen Kontrolle iiber die Entwicklung der Pro-
duktivkrifte zu tun. Sie sind deshalb eine notwendige Ergiinzung
zu einer Strategie, die auf qualitatives Wachstum und Arbeitszeit-
verkiirzung setzt.

5.3 Lifitsich eine Wochenarbeitszeitverkiirzung
finanzieren?

5.3.1 Arbeitszeitverkiirzung mit vollem Lobnausgleich ist
maoglich

Bei einer Diskussion um die Arbeitszeitverkiirzung ist die Frage
des Lohnausgleichs in besonderer Weise umstritten. Weit iiber das
Arbeitgeberlager hinaus wird auch von verschiedenen Befiirwor-
tern einer Strategie der Arbeitszeitverkiirzung die Auffassung ver-
treten, das gewerkschaftliche Beharren auf der Forderung nach ei-
ner Arbeitszeitverkiirzung bei vollem Lohnausgleich sei aus 6ko-
nomischen wie politischen Griinden nicht sinnvoll oder zumindest
nicht opportun. Insofern damit vor allem auf die politische Durch-
setzbarkeit und damit auf das Krifteverhiltnis zwischen Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbinden abgehoben wird, soll dariiber
an dieser Stelle nicht spekuliert werden. Untersucht werden mufl
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jedoch, ob und inwieweit 6konomische Argumente gegen einen
vollen Lohnausgleich sprechen.

Von Arbeitgeberseite wird argumentiert, dafl Arbeitszeitverkiir-
zung generell zu einer steigenden Kostenbelastung der Unterneh-
men fiihren miisse, die auf doppelte Weise einen positiven Beschif-
tigungseffekt verhindere: Entweder seien die Unternehmen durch
die Verteuerung der Arbeitskosten itberhaupt nicht mehr konkur-
renz- und damit lebensfihig, so dafl ihre Existenz insgesamt auf
dem Spiel stehe oder aber sie reagierten auf die steigenden Lohn-
kosten mit verschirften Rationalisierungsmafinahmen, so dafl der
gewiinschte Beschaftigungseffekt nicht eintrete. Im iibrigen, so
wird hinzugefiigt, entziehen die Aufwendungen fiir die Arbeits-
zeitverkiirzung (bei vollem Lohnausgleich) den Unternehmen die
zur Finanzierung von beschiftigungs- und wachstumspolitisch er-
forderlichen Investitionen benotigten Mittel. Eine Entlastung bei
den Lohnkosten, méglichst durch einen vollstindigen Verzicht auf
jegliche kollektive Arbeitszeitverkiirzung sei daher langfristig
der wirksamste Weg zur Sicherung und Schaffung neuer Arbeits-
plitze.

Diese Argumentation ist in sich widerspriichlich und im Kern
nicht haltbar. Zunichst ist darauf hinzuweisen, daf} hier zwei mit-
einander nicht vereinbare Argumente (Kostenbelastung und man-
gelnder Beschiftigungseffekt) vorgetragen werden: Entweder es
gelingt den Unternehmen, die behaupteten zusitzlichen Kostenbe-
lastungen durch Rationalisierung vollstindig auszugleichen (dann
entsteht tatsichlich kein Beschiftigungseffekt) oder es gelingt ih-
nen nicht (dann sind die Zusatzkosten lediglich ein Spiegelbild des
zusitzlichen Personalbedarfs). Beides zugleich — Kostenbelastung
und kein Beschiftigungseffekt — ist nicht méglich. Dies ist der Ar-
beitgeberseite wohl auch nicht verborgen geblieben. In der 6ffent-
lichen Diskussion und politischen Auseinandersetzung ist jeden-
falls zu beobachten, dafl gegen eine Arbeitszeitverkiirzung —
insbesondere bei vollem Lohnausgleich — verstirke mit der angeb-
lich nicht tragbaren Kostenbelastung argumentiert wird.

Entgegen dieser Behauptung lifit sich unzweifelhaft nachwei-
sen, dafl Arbeitszeitverkiirzung mit vollem Lohnausgleich sehr
wohl beschiftigungswirksam und kostenneutral realisiert werden
kann. (Dabei sei an dieser Stelle zunzichst aufler acht gelassen, ob
das Kriterium der Kostenneutralitit skonomisch iiberhaupt sinn-
voll und zwingend ist). Unter vollem Lohnausgleich soll dabei ver-
standen werden, dafl das monatliche (Brutto)Einkommen des Be-
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schiftigten nach der Arbeitszeitverkiirzung unverindert bleibt.
Das mogliche Volumen einer Arbeitszeitverkiirzung mit vollem
Lohnausgleich wird unter diesen Bedingungen vom gesamtwirt-
schaftlichen Anstieg des Preisniveaus und der Produktivitit be-
stimmt. Erst wenn das Ausmafl der Arbeitszeitverkiirzung dariiber
hinausgeht, ist sie nicht mehr verteilungsneutral. Wollte man um-
gekehrt von den Gewerkschaften verlangen, auf die Ausschdpfung
des durch Preisniveauanstieg und Steigerung der Produktivitit be-
stimmten Volumens zu verzichten, so bedeutete dies eine gesamt-
wirtschaftliche Umverteilung zu Gunsten der Gewinneinkommen,
das heifit eine Verminderung der Lohnquote.

"In der tarifpolitischen Praxis ist eine Trennung von Lohn- und
Gehaltspolitik einerseits und Arbeitszeitverkiirzung andererseits
nicht denkbar, im Gegenteil ist ~ wie in der Vergangenheit - auch
fur die kommenden Tarifrunden davon auszugehen, daf} die ge-
werkschaftlichen Forderungen nach Lohn- und Gehaltssteigerun-
gen und Arbeitszeitverkiirzung gemeinsam — gewissermafien als
Paket — verhandelt werden.

Wenn eine Sicherung der Realeinkommen gewihrleistet werden
soll, dann vermindert sich das zur Arbeitszeitverkiirzung zur Ver-
figung stehende Volumen auf das Ausmaf§ des zu erwartenden
Anstiegs der durchschnittlichen gesamtwirtschaftlichen Produkti-
vitit. Die vielschichtige und verzweigte Diskussion iber die
Entwicklung der produktivititsbestimmenden Faktoren (Diffusion
neuer Technologien, gesamtwirtschaftliches Wachstum, arbeits-
und betriebsorganisatorische Rationalisierungsmafinahmen usw.)
kann hier nicht im einzelnen nachvollzogen werden. Es spricht je-
doch einiges dafiir, daf§ in den nichsten Jahren mit einem Anstieg
der Arbeitsproduktivitit (je Erwerbstitigen) zwischen 2,2-2,9 vH
zu rechnen ist. In diesem Umfang ist eine kosten- und verteilungs-
neutrale Arbeitszeitverkiirzung bei vollem Lohnausgleich maglich.
Allerdings bleibt erginzend zu beriicksichtigen, dafl Arbeitszeit-
- verkiirzung selbst eine zusitzliche Steigerung der Produktivitit
bewirkt. Auch diese Produktivitatssteigerung steht zur Verteilung
an und erweitert das kostenneutrale Verkiirzungsvolumen noch.
Das Ausmaf dieser arbeitszeitinduzierten Produktivititssteige-
rung ist allerdings nur sehr schwer abzuschitzen. Erfahrungen aus
der Vergangenheit und aus anderen Lindern belegen, daf§ die pro-
duktivititssteigernden Wirkungen je nach der konkreten Ausge-
staltung der relevanten Rahmenbedingungen stark streuen.
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Wir gehen davon aus (vgl. Punkt 5.1), daf zwischen 35 und
50 vH der Arbeitszeitverkiirzung durch verschiedene Rationalisie-
rungsmafinahmen und -effekte kompensiert werden und dadurch
»versickern«. Umgekehrt werden demnach zwischen 50 und 65 vH
tatsichlich beschiftigungswirksam. Fiir das Ausmaf verteilungs-
neutraler Arbeitszeitverkiirzung, die zugleich einen vollen Lohn-
ausgleich ermoglicht, bedeutet dies eine entsprechende Steigerung.
So ergibt sich folgende gesamtwirtschaftliche Modelirechnung:
© Es besteht nach unseren Annahmen ein Verteilungsspielraum
von 2,2-2,9 vH Produktivititsanstieg plus arbeitszeitinduzier-
ter Steigerung zwischen 0,8 und 1,5 vH. Er betrigt demnach
zwischen 2,5 und 3,9 vH.

©® 1 Std. Wochenarbeitszeit-Verkiirzung entspricht einer prozen-
tualen Verkiirzung von 2,5 vH (bei 40-Stunden-Woche). Bei
vollem Lohnausgleich ergibt sich eine Steigerung des Stunden-
lohnsatzes von 2,56 vH.

® Es zeigt sich, dafl der Verteilungsspielraum von 2,5 bis 3,9 vl
durch die Verkiirzung der Wochenarbeitszeit um 1 Stunde und
die dadurch entstehenden Kosten fiir den vollen Lohnausgleich
nicht voll ausgeschapft wird.

Eine volle Ausschopfung des umverteilungsneutralen Vertei-
lungsspielraums erlaubt also eine Verkiirzung der wochentlichen
Arbeitszeit um jihrlich 1,2 bis 1,7 Stunden. Auf diese Weise kénnte
in drei bis fiinf Jahren eine Einfiibrung der 35-Stunden-Woche bei
Kosten- und Verteilungsnentralitit und vollem Lobnausgleich reali-
siert werden. Dies ist jedoch als Modellrechnung und keineswegs
als politische Empfehlung zu verstehen. Unter beschiftigungs-
und arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten ist eine raschere,
z.B. in zwei Jahren erfolgende Einfithrung der 35-Stunden-Woche
ohne Zweifel wirksamer. Sie lifit sich allerdings unter der Bedin-
gung, dafl die Reallshne gesichert (Inflationsausgleich) und ein
voller Lohnausgleich gewihrleistet werden sollen, nicht vertei-
lungsneutral realisieren.

Neben dieser gesamtwirtschaftlichen Betrachtung interessieren
auch die einzelwirtschaftlichen Kosteneffekte.*¢ Hinsichtlich der
Personalkosten sind bei einer Wochenarbeitszeitverkiirzung ent-
sprechend der Produktivititsrate keine oder allenfalls sehr geringe
zusitzliche Kosten zu erwarten. Hinsichtlich der Kapitalkosten ist
zu differenzieren. Bleibt der Kapitalstock konstant, dann steigen
die Kapitalstiickkosten lediglich fiir den Fall, daf nicht dieselbe
Produktionsmenge erbracht wird wie zuvor, in deren Folge die
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Kapazititsauslastung zuriickgeht und die auslastungsunabhingi-
gen Kapitalkosten gleichbleiben. Der Anstieg wird jedoch um das
Ausmafl des arbeitszeitinduzierten Produktivititsanstiegs vermin-
dert. Bei Aufrechterhaltung des Produktionsvolumens bleiben die
Kapitalstiickkosten unverindert. Wenn hingegen die Arbeitszeit-
verkiirzung zu einer Ausweitung des Kapitalstocks durch arbeits-
zeitinduzierte Neuinvestitionen fihrt, ergibt sich folgendes Bild:
Wegen der gesamtwirtschaftlich niedrigen Auslastung des Produk-
tionspotentials ist nur in einigen wenigen Branchen mit der Not-
wendigkeit von kapazititserweiternden Investitionen zu rechnen.
Und dies auch nur in dem Mafe, wie die Arbeitszeitverkiirzung
nicht nur bestehende Arbeitsplitze sichert, sondern tatsichlich
neue, zusitzliche Arbeitsplitze erforderlich macht. Solche Investi-
tionen sind allerdings kein spezielles Problem der Arbeitszeitver-
kiirzung, sondern miissen in jeder Wachstumsphase getitigt wer-
den, ihre Kostenwirkung hingt letztlich von der Nachfrageent-
wicklung ab.

5.3.2  Die gesamtwirtschaftlichen Kosten und die
Einkommensverbdltnisse der Arbeitnebmer

Von 6konomischer Bedeutung ist auch die Frage nach den Auswir-
kungen der Arbeitszeitverkiirzung auf die 6ffentlichen Haushalte
und das soziale Sicherungssystem.

Hier ist zuniichst nachhaltig daran zu erinnern, welche unge-
heuren gesamtwirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kosten durch
die chronische Massenarbeitslosigkeit entstehen, die von der Ar-
beitgeberseite in ihrer einzelwirtschaftlichen, bornierten Betrach-
tungsweise systematisch ausgeblendet bzw. nicht zur Kenntnis ge-
nommen werden. So betragen die fiskalischen Kosten fiir jeden
registrierten Arbeitslosen, der Arbeitslosengeld bzw. -hilfe be-
kommt, rund 24000 DM pro Jahr; 1983 sind das Gesamtkosten
fir 2,5 Millionen Arbeitslose im Volumen von 60 Mrd DM.# Fiir
die Arbeitnehmer schligt sich dies u.a. in den hohen und steigen-
den Beitrigen nieder. Auf der Ausgabenseite ergeben sich also (zu-
mindest relative) Einsparungen, weil bei einem Verzicht auf Ar-
beitszeitverkiirzung zumindest mit einer Konstanz, sehr wahr-
scheinlich aber mit einem Anstieg der Ausgaben in fast allen
. Teilsystemen des sozialen Sicherungssystems und auch bei den &f-
fentlichen Haushalten zu rechnen ist.
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Ohne die finanziellen Effekte fiir die Sozial- und &ffentlichen
Haushalte im einzelnen zu analysieren, 14t sich sagen, daf§ sich
auf der Einnabmenseite kaum Verinderungen ergeben, weil bei ei-
ner verteilungsneutralen Arbeitszeitverkiirzung im Mafle des Pro-
duktivititsanstiegs die Lohnsumme, die ja gewissermaflen die »Be-
messungsgrundlage« fiir Steuern, Abgaben und Beitrige bildet, im
wesentlichen unverindert bleibt.

Bei einer normalen Lohnpolitik wird die Lohnsumme durch die
Steigerung der Lohne und Gehilter bestimmt. Bei einer Arbeits-
zeitverkiirzung steigen zwar die Lohne und Gehilter je Beschiftig-
ten weniger stark, aber die Zahl der Beschiftigten nimmt zu, so
dafl in beiden Fillen die gesamte Lohnsumme gleich bleibt. (Es
wird unterstellt, daff auch bei Verzicht auf Arbeitszeitverkiirzung
der Verteilungsspielraum voll ausgeschopft wird.)

Bei einem Verzicht auf den vollen Lohnausgleich kime es aller-
dings zu verminderten Einnahmen, wenn wiederum unterstellt
wird, dafl ohne Arbeitszeitverkiirzung eine volle Ausschépfung
des Verteilungsspielraums durch die Tarifpolitik gelingt. Auf der
Ausgabenseite wiirden sich die (relativen) Ersparnisse in dem
Mafle verringern, wie der Beschiftigungseffekt der Arbeitszeitver-
kirzung durch den (relativen) Nachfrageausfall kompensiert
wiirde. '

Als problematisch erweisen sich in diesem Zusammenhang jene
Uberlegungen, die einen Abbau der Arbeitslosigkeit dadurch for-
dern wollen, daff die Lohnkosten eines neu eingestellten, zuvor ar-
beitslosen Leistungsempfingers aus Mitteln der Bundesanstalt sub-
ventioniert werden. So sieht ein Vorschlag von Scharpf einen
Zuschufl in Hohe von bis zu 50 vH fiir einen Zeitraum von
3—4 Jahren (!) vor.#® Dieser Vorschlag it zunichst vollig aufler
acht, daff durch den jihrlichen Produktivititsanstieg der Vertei-
lungsspielraum sich ausweitet; und abgesehen davon, daf auf
diese Weise in erheblichem Ausmaf} eine faktische Gewinnsubven-
tionierung mit Sffentlichen Mitteln und Beitragsgeldern vorge-
nommen werden soll (ohne daff im iibrigen ein dauerhafter Erfolg
gesichert ist), werden zugleich die Defizite und Finanzierungspro-
bleme der BA auf Jahre hinaus festgeschrieben. Bezahlen miissen
dies die Arbeitnehmer mit ihren Beitrigen, die ansonsten bei einem
Abbau der Arbeitslosigkeit durch sinkende bzw. weniger stark stei-
" gende Beitriige entlastet worden wiren. Nicht zu ibersehen ist
auch die Gefahr, dafl die BA nur noch »teure« Arbeitslose vermit-
telt, um bei dieser Zuschufiregelung moglichst viel durch Neuein-
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stellungen an Ausgaben zu sparen. Vor allem Arbeitslosengeld-
empfinger, aber kaum noch Arbeitslosenhilfe-Empfinger und
bereits aus dem Leistungssystem ausgesteuerte langfristig Arbeits-
lose hitten dabei Einstellungs- und Beschiftigungschancen.

An dieser Stelle ist ganz allgemein auf eine weitere gesamtwirt-
schaftliche Wirkungsdimension der Arbeitszeitverkiirzung mit vol-
lem Lohnausgleich hinzuweisen. Sie trigt zur Stirkung der ge-
samtwirtschaftlichen Nachfrage bei und setzt damit bei einem fiir
die derzeitige Krisensituation zentralen Verursachungsfaktor an.
In unserer skonomischen Analyse des diesjihrigen Memorandums
haben wir nachgewiesen, daf} vor allem die anhaltende Nachfrage-
schwiche, wie sie aus dem real riickliufigen privaten Verbrauch
und dem stagnierenden Staatsverbrauch resultiert, iiberwunden
werden muf}, um eine wirtschaftliche Wachstumsphase einzuleiten.
Ein - wenn auch nur partieller - Verzicht auf Reallohnsicherung
und vollen Lohnausgleich wiirde hier in fataler Weise konterkarie-
rend wirken. Eine rasche, iiber das Ausmaf der Produktivititsstei-
gerung hinausgehende Verkiirzung der Arbeitszeit mit Lohnaus-
gleich wiirde dagegen in doppelter Weise (Nachfrage- plus
Beschiftigungseffekt) zu einer Entlastung des Arbeitsmarktes bei-
tragen.

Ein voller Lohnausgleich begriindet sich schlieflich auch aus
der aktuellen Einkommensentwicklung und -lage der abhingig Be-
schiftigten. Seit nunmehr drei Jahren entwickelt sich die Reallohn-
position der Beschiftigten negativ, hat sich der Lebensstandard
der iiberwiegenden Mehrheit der Arbeitnehmer und ihrer Familien
z.'T. drastisch verschlechtert. Ein weiteres Absenken der Einkom-
men wiirde zu einer sozial und wirtschaftlich unzumutbaren Bela-
stung fithren. Ubrigens hitte dies mit Sicherheit die beschifti-
gungspolitisch unerwiinschte Wirkung, daf viele Arbeitnehmer
zusitzlicher Arbeit (Uberstunden, Schwarzarbeit usw.) nachgehen
miifiten, um den Einkommensausfall auszugleichen. Betrachtet
man die Einkommensstruktur der abhingig Beschiftigten im ein-
zelnen, dann zeigt sich, daff Einkommensniveau und Streuung je
nach Branche und Beschiftigtengruppen sehr unterschiedliche
Werte aufweisen.#® Sehr gering ist beispielsweise das Einkommens-
niveau der weiblichen Arbeiterinnen (95 vH unter 2200 DM
brutto). Ein hoher Anteil (gering verdienender) Frauen findet sich
vor allem im Dienstleistungsbereich sowie im Nahrungs- und Ge-
nufimittel- und im Verbrauchsgiitergewerbe. Bei den weiblichen
Angestellten liegt ebenfalls die iiberwiegende Mehrheit (65 vH)
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unter der Einkommensgrenze von 2200 DM. Auch hier konzen-
triert sich diese Beschiftigtengruppe auf bestimmte Branchen. Bei
den minnlichen Arbeitern betrigt dieser Anteil immerhin rund
40 vH, bei den minnlichen Angestellten sind es noch 15 vH. Diese
Zahlen zeigen bereits, daf} auch die vielfach vorgeschlagene Lo-
sung, den Lohnausgleich auf die mittleren und unteren Einkom-
. mensgruppen zu beschrinken, offensichtlich fiir einige Branchen
keinerlei Konsequenzen hitte, weil die weitaus tiberwiegende
Mehrheit der Beschiftigten gerade den Durchschnitt dessen ver-
dient, -was zur Bestreitung des Lebensunterhalts einer durch-
schnittlichen Arbeitnehmerfamilie erforderlich ist. In solchen
Branchen, in denen der Anteil der Arbeitnehmer mit einem unter-
durchschnittlichen Einkommen sehr grof§ ist, stellt sich das Pro-
blem, ob ein differenzierter Lohnausgleich sinnvoll ist, iiberhaupt
nicht. '

Einkommensstrukturpolitische Uberlegungen (z.B. geringere
Einkommensdifferenzierung durch verstirkte Anhebung der unte-
ren Einkommensgruppen) miissen langfristig und nicht vermengt
mit der Frage des Lohnausgleichs bei Arbeitszeitverkiirzung ange-
gangen werden. Und ob der gestufte Lohnausgleich (in Abhingig-
keit von der Einkommenshohe) die politischen Durchsetzungs- "~
chancen der gewerkschaftlichen Forderungen nach Verkiirzung
der Arbeitszeit positiv beeinfluflt, diirfte angesichts der Haltung
der Arbeitgeberverbinde zur Arbeitszeitverkiirzung generell mehr
als zweifelhaft sein.

Schliefllich wire unabhingig von den angestellten dkonomi-
schen Uberlegungen eine Arbeitszeitverkiirzung ohne Lohnaus-
gleich auch schlicht unsinnig. Denn der Anstieg der Produktivitit
fithrt ja gerade dazu, daf8 die gleiche Giitermenge in weniger Zeit
erarbeitet werden kann, daf§ also der Lebensstandard bei kiirzerer
Arbeitszeit gleichbleiben kann. Wenn die Arbeitnehmer Arbeits-
zeitverkiirzungen auch noch mit niedrigerem Einkommen erkau-
fen miifiten, hiefle das nichts anderes, als daff allein die Arbeitge-
ber sich den Nutzen einer steigenden Arbeitsproduktivitit aneig-
nen kénnten. Dies erscheint auch angesichts der Reallohnsenkun-
gen der vergangenen Jahre unzumutbar.

Zusammenfassend zeigt sich: Selbst unter Beriicksichtigung des
Kriteriums der gesamtwirtschaftlichen Verteilungsneutralitit, der
Sicherung der (Brutto)Realeinkommen und des vollen Lohnaus-
gleichs lassen sich beachtliche Verkiirzungen der wochentlichen
Arbeitszeit mit erheblichen beschiftigungspolitischen Wirkungen
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realisieren. Eine tiber das Maf der Produktivititssteigerung hin-
ausgehende und damit umverteilende Arbeitszeitverkiirzung wire
nicht nur beschiftigungspolitisch wiinschbar, sondern auch 6ko-
nomisch (Nachfragestirkung) sinnvoll.

5.4 Zur betrieblichen Umsetzbarkeit

5.4.1 Verhindern Strukturprobleme des Arbeitsmarktes
Neueinstellungen?

Von Unternehmerseite wird behauptet, dafl trotz der hohen Ar-
beitslosigkeit heute in weiten Bereichen ein »nachhaltiger Fachar-
beitermangel« besteht. »Dieses Problem des Facharbeitermangels
miisse sich betrichtlich verschirfen, wenn in groferen Branchen
oder gar in der Gesamtwirtschaft die tarifliche Wochenarbeitszeit
verkiirzt wiirde. In vielen Fillen wiirden deshalb wahrscheinlich
viele Unternehmen, die im Falle einer Arbeitszeitverkiirzung an-
fangs eine Kompensation durch Einstellung von zusitzlichen Ar-
beitskriften erwigen wiirden, wegen der Unméglichkeit, den
Fachkriftebedarf zu decken, bald hiervon Abstand nehmen.«®

Dieser Facharbeitermangel wiirde auch bei einem von den Un-
ternehmen gewiinschten wirtschaftlichen Wachstum auftauchen.
In diesem Fall wird Qualifikationsengpissen offensichtlich keine
Bedeutung beigemessen, obwohl doch die gleichen Arbeitslosen ein-
gegliedert werden miissen. Hat diese VergeRlichkeit der Unterneh-
mer, das Argument auch fiir Wachstumsstrategien zu tiberpriifen,
vielleicht damit zu tun, daf sie es selbst nicht recht glauben wol-
len?

Die Behauptung eines Facharbeitermangels hat auflerdem mit
zunehmender Arbeitslosigkeit erheblich an Uberzeugungskraft
verloren. Wenn keine Nachfrage nach Arbeitskriften besteht,
kann es auch keinen solchen Mangel geben. Dies schitzen die Un-
ternehmen selbst auch so ein: Im Oktober 1982 haben erstmalig in
den 70er und 80er Jahren null Prozent der vom Ifo-Institut befrag-
ten Unternehmen des bearbeitenden Gewerbes und der Bauindu-
strie. keine Produktionsbehinderung durch Arbeitskriftemangel
gemeldet. 1970 hatten immerhin 40 vH aller Unternehmen einen
solchen Mangel angegeben®!, was sicherlich auch zur damals ho-
hen Uberstundenzahl beitrug. Der Grund dafiir ist, daf mit stei-
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gender Arbeitslosigkeit auch immer mehr beruflich qualifizierte
Beschiftigte arbeitslos werden. Die Arbeitslosenquote fiir Fachar-
beiter betrug schon 1982 ca. 6,5 vH und steigt stirker an als die
" durchschnittliche Arbeitslosenzahl. Der Arbeitsmarkt wird damit
fir Unternehmer immer »ergiebiger«<; nur in wenigen exotischen
Berufsbereichen (wie zum Beispiel »Spielerpersonlichkeiten« im
Profifufiball), die keinerlei Relevanz fiir das Arbeitsmarktgesche-
hen haben, bestehen noch Engpisse.

Dariiber hinaus verfiigen die Unternehmen iiber erhebliche in-
terne Qualifikationsreserven. Wir wiesen bereits darauf hin, daf§
ein Grofiteil der Beschiftigungswirkung einer Arbeitszeitverkiir-
zung in der Verhinderung oder Verringerung von Entlassungen
besteht. Es konnen also die Arbeitsplitze von eingearbeiteten
Fachkriften oder Auszubildenden gesichert bzw. ihr fachfremder
Einsatz verhindert werden.

Die Frage ist allerdings, ob mit einer raschen Arbeitszeitverkiir-
zung die externen und internen Qualifikationsreserven ausge-
schépft werden und dann Engpisse entstehen. In einem solchen
Fall verfiigen die Unternehmen allerdings iiber erhebliche Flexibi-
litdtsspielriume. Durch Umsetzungen kénnen sie die qualifizierten
Positionen aus internen Reserven besetzen und damit Einstiegposi-
tionen mit geringeren Anforderungen fiir die weniger oder noch
nicht betrieblich qualifizierten neu Eingestellten freimachen. Au-
ferdem konnen sie ihre Weiterbildungsaktivititen ausweiten. In
Zeiten der Vollbeschiftigung haben die Unternehmen eine hohe
Flexibilivit bewiesen. Sie haben Arbeitskrifte umgeschult, Arbeits-
bedingungen verbessert, um schwierige Arbeitsplitze attraktiver
zu machen. Die Kosten wollen sie heute nicht mehr selbst tragen,
sondern sie auf die Arbeitskrifte oder die 6ffentliche Hand tber-
wilzen. Facharbeitermangel ist also vor allem auch Ausdruck man-
gelnder Anpassungsbereitschaft der Unternehmer selbst.

Dem Argument von qualifikatorischen Profildiskrepanzen auf
dem Arbeitsmarkt ist also insgesamt gesehen keine grofle Bedeu-
tung beizumessen. Mit zunehmender Dauer der Arbeitslosigkeit
ist allerdings zu befirchten, daf die Integration der Langfristar-
beitslosen schwieriger wird und von der Mehrbeschiftigung in-
folge einer Arbeitszeitverkiirzung vorrangig die jiingeren und qua-
lifizierteren Arbeitskrifte profitieren, wihrend der Sockel der
»Unvermittelbaren« ansteigt. Denn Arbeitsiosigkeit fithrt zu einem
Verfall erworbener Qualifikationen. Dieser schleichende Qualifi-
kationsverfall wird wesentlich durch gesundheitliche und psychi-
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sche Schidigungen bei langandauernder Arbeitslosigkeit verstirkt,
zumal Gesundheit und bestimmte psychische Eigenschaften ele-
mentare Qualifikationsbestandteile sind. Diese Qualifikationspro-
bleme werden gegenwirtig durch Arbeitslosigkeit tiberdeckt, wiir-
den allerdings sichtbar, wenn die Arbeitslosen wieder eingegliedert
werden sollten. Es wire Aufgabe der Arbeitsmarkepolitik, die Inte-
gration der Langfristarbeitslosen bei einer Arbeitszeitverkiirzung
zu erleichtern. Notwendig dabei wire vor allem eine Ausweitung
von Fortbildungs- und Umschulungsmafinahmen speziell fiir diese
Gruppen. Die Finanzierung wire fiir die Bundesanstalt fiir Arbeit
kein Problem, da ja durch die Arbeitszeitverkiirzung die Zahl der
Leistungsbezieher abnehmen wird.

5.4.2  Das »Unteilbarkeitsproblem«

Gegen Arbeitszeitverkiirzung wird hiufig eingewendet, daf} sich
wegen eines starren (limitationalen) Einsatzverhiltnisses von Sach-
kapital und Arbeitskraft mogliche Beschiftigungseffekte nicht ent-
falten konnten. Zur Illustration werden dabei folgende Typen von
Beispielen verwendet:

- Wiirde man in einem kleinen Metallbetrieb mit vier Drehern
und vier Drehbinken die Arbeitszeit von 40 auf 35 Stunden ver-
kiirzen, wiirden zwanzig Arbeitsstunden ausfallen. Dies wiirde
nicht die Einstellung eines neuen Mitarbeiters rechtfertigen, fiir
den auflerdem auch keine Maschine vorhanden sei.

— Oder: der Bicker von nebenan beschiftigt zwei Gesellen. Hier
wiirden sogar nur 10 Arbeitsstunden ausfallen. Aufierdem kénnten
in der Backstube schon aus Platzgriinden nur maximal der Meister
und zwei Gesellen arbeiten,

Solche starren Einsatzverhaltnisse sollen fiir die ganze Industrie
und mindestens die Halfte aller Arbeitsplitze gelten.5? Spitestens
an diesem Punkt miifiten die Vertreter dieser These — meist enga-
gierte Vertreter der Marktwirtschaft — grofie Sorge iiber die Zu-
kunft beschleichen. Denn wie sollte angesichts solcher betriebli-
cher Rigiditaten ein kiinftiges Wachstum bewiiltigt werden, in dem
jau.U. die Nachfrage fir den Bicker oder den Metallbetrieb nicht
in Spriingen steigt, die genau der jeweils gliltigen Wochenarbeits-
zeit einer Arbeitskraft entsprechen.

Besteht also in der Praxis Rigiditit oder Flexibilitit der Einsatz-
verhiltnisse von Kapital und Arbeitskraft? Schon die Bewiltigung
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des Wachstums in der Vergangenheit spricht eher fiir eine Flexibi-
livit. Dies soll im folgenden niher belegt werden.

Zunichst einmal sind nur sehr wenige Betriebe zu genau 100%
ausgelastet. Gerade in einer wirtschaftlichen Krise wie gegenwir-
tig ist das Sachkapital unterausgelastet. Die Kapazititsauslastung
betrigt in der Industrie ca. 75 vH und in der Gesamtwirtschaft
94,5 vH. Das Sachkapital zur Absicherung von Kurzarbeitern vor
Entlassungen bzw. zur Einstellung zusitzlicher Arbeitskrifte ist
also vorhanden. Auch expandierende Betriebe kénnen dieses Pro-
blem bewiltigen. Sie arbeiten hiufig mit Uberstunden. Wenn z. B.
in dem genannten Metallbetrieb vor der Arbeitszeitverkiirzung
schon mit durchschnittlich 15 Uberstunden gearbeitet wurde, er-
gibe sich ein Ausfall von genau 35 Stunden. Falls dann die 5 Stun-
den Wochenarbeitszeitverkiirzung durch Freischichten abgegolten
wiirden, wiirde sich - beriicksichtigt man die weiteren Ausfallzei-
ten (Krankheit, Urlaubszeit) noch nicht einmal die Notwendigkeit
ergeben, eine neue Drehbank anzuschaffen oder Schichtarbeit ein-
zufithren. Die hohen konjunkturabhiingigen Variationen von
Kurzarbeit und Uberstunden sowie der betrieblichen Kapazitits-
auslastung belegen, tiber welche Puffer bei der Arbeitszeit die Un-
ternehmen in der Praxis verfiigen.

Falls nun eines unserer Beispielunternehmen aber tatsichlich
keine weitere Arbeitskraft einstellen kann, es zu 100 vH ausgela-
stet ist und keine Moglichkeit zu Uberstunden sieht, dann wird
sich die Nachfrage auf andere Betriebe verlagern. Der Bicker wird
sich einen Teil seiner Backwaren anliefern lassen, um die Nach-
frage zu befriedigen, oder die Kunden werden zu einem anderen
Bicker abwandern, da sie es leid sind, immer vergeblich nach fri-
schen Brotchen zu fragen. Die Starrheit des einzelbetrieblichen
Angebots kann in solchen Fillen also durch andere Betriebe ausge-
glichen werden, so dafl es auf gesamtwirtschaftlicher Ebene sehr
wohl zum gewtiinschten Kapazititseffekt kommt.

Schliefilich sei darauf verwiesen, daff auch auf der betrieblichen
Ebene selbst erhebliche Flexibilititen bestehen. Denn in der be-
trieblichen Realitit wird es weniger starre Einsatzverhiltnisse von
Arbeitskriften und Sachkapital, sondern eher von Arbeitsvolumen
und Sachkapital geben. D.h.: ein bestimmtes Arbeitsvolumen kann
durchaus durch den Einsatz mehrerer Arbeitskrifte bewiltigt wer-
den. Je nach Qualifikation der Beschiftigten, der Struktur der Ac-
beitsanforderungen und dem Entwicklungsstand der betrieblichen
Einsatzplanung koénnen Arbeitskrifte auf mehreren Arbeitsplitzen
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eingesetzt werden. Typisches Beispiel ist der Springer in der Auto-
industrie, der in Kurzpausen der Bandarbeiter etwa fiir verschie-
dene Montagetitigkeiten eingesetzt wird. Er konnte ebenso bei
der Einfithrung der 35-Stunden-Woche jeweils 5 Stunden an un-
terschiedlichen Arbeitsplitzen arbeiten. Gerade Klein- und Mittel-
betriebe praktizieren einen flexiblen Einsatz von Arbeitskriften.
Es ist bekannt, dafl das durchschnittliche Qualifikationsniveau der
Arbeitskrifte in kleinen Mittelbetrieben hoher als in Grofibetrie-
ben ist, da die Arbeitskrifte je nach Arbeitsanfall eine groflere
Bandbreite von Titigkeiten ausfiithren kénnen mussen. Nur in we-
nigen Funktionen kann ein Arbeitsplatz nur von einer bestimmten
Arbeitskraft wegen ihres spezifischen Wissens eingenommen wer-
den.

Es bleibt schliefflich ein einziges echtes, allerdings nur fiir we-
nige, vor allem kleinere Betriebe geltendes Problem (vgl. 5.2.2.b)
iibrig, dafl der Sachkapitalbestand erweitert werden muf}, ohne
dafl dem wie in Wachstumsphasen eine steigende Nachfrage ge-
geniibersteht. Da die Kapitalkosten insgesamt nur einen geringen
Anteil der gesamten Kosten ausmachen (vor allem die auslastungs-
bestimmten Kapitalkosten), diirften die Kapitalstiickkosten nur
geringfiigig ansteigen.
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II. Alternativender Kommunalpolitik

Sicherung von Finanzstirke gegen autoritire
Konsolidierungspolitik und Sozialabbau



1 Aktuelle Lage: Krisenverschirfende
Konsolidierungsstrategien in den Gemeinden

In den Kommunen herrscht der Rotstift. Entgegen den Forderun-
gen nach einer antizyklischen Politik aller 6ffentlichen Haushalte
werden Investitionen gestrichen oder gestrecks; stidtische Einrich-
tungen (Bider, Kindergirten, Volkshochschulen) geschlossen; Lei-
stungsangebote und Unterstiitzungen in der Alten- und Jugend-
hilfe, bei Sport und Freizeit gekappt. Entgegen den dringenden
Erfordernissen des Arbeitsmarktes verwirklichen die Gemeinden
zugleich umfangreiche Pline von Stellenkiirzungen und -sperren.
Diese konjunkturpolitisch und sozial bedenklichen Ausgabenkiir-
zungen der Kommunen stehen dabei im »Wettlauf« mit anhalten-
den und noch wachsenden Ausgabenbelastungen infolge der ho-
hen Dauerarbeitslosigkeit, weil hierdurch zwangsliufig Mehrko-
sten im Bereich der Sozialkosten entstehen. Bei einer durchschnitt-
lichen Wachstumsrate der Ausgaben fiir soziale Leistungen der
Kommunen von iiber 10% im Laufe der letzten Jahre werden 1983
schitzungsweise mehr als 20 Mrd DM aufzuwenden sein. Dies be-
deutet eine Verdoppelung seit 1975. Viele Stidte kénnen den
Haushalt niche ausgleichen.

Die Biirger werden von den Kommunen zugleich von einer an-
deren Seite in die Zange genommen. Der Verminderung des 6f-
fentlichen Leistungsangebots auf der einen Seite stehen drastische
Anhebungen der Gebithren auf der anderen Seite der Tagesord-
nung. Von 1976 bis Oktober 1980 erhohten sich die kommunalen
Gebiihren wie folgt: Gas: + 69%; Abwasserbeseitigung: + 55 %;
Nahverkehr: + 45%; Strom: + 38%; Wasser: + 33%; Miillab-
fuhr: + 29% (Zum Vergleich: die Lebenshaltungskosten stiegen
»nur« um + 32 %). Hiervon werden vor allem die unteren Einkom-
mensschichten, die Rentner und Sozialhilfeempfinger unsozial be-
wroffen. Trotz dieser fragwiirdigen Konsolidierungsstrategien kon-
nen viele Stidte ihren Haushalt nicht ausgleichen (in Hessen sind
es nahe zu 50%). Welche negativen Auswirkungen auf die Siche-
rung von Beschiftigung und qualitativen Wachstum von den Kom-
munen ausgehen, wird deutlich, wenn man beriicksichtigt, dafl die
Kommunen rund zwei Drittel der &ffentlichen Investitionen vor-
nehmen und der zweitgrofite offentliche Arbeitgeber sind.
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Um die notwendigen Handlungsspielriume wiederzugewinnen,
ist es nicht nur notwendig, in den Kommunen selbst Ausgaben-
strukturen durchzuforsten. Nach wie vor verfolgte Prestigeobjekte
(wie Parkhausbau, U-Bahnbau), Reprisentationsfonds, Mafinah-
men zur Straflenunterhaltung und Griinanlagenpflege, der »politi-
sche« Verzicht auf die Uberwilzung von Abwasserkosten auf die
Verursacher, die Uberlassung von kommunalen Grundstiicken und
die Versorgung mit Energie und Wasser zu Billigsttarifen an Be-
triebe geben geniigend Anlisse, vor Ort Mittel fiir alternative Poli-
tik frei zu machen. Dennoch werden in den meisten Fillen die Ge-
meinden aus eigener Kraft nicht in der Lage sein, aus ihrer
Finanzmisere herauszukommen. Es wird darauf ankommen, vor
allem die Bundesregierung unter Druck zu setzen, um konjunktur-
politisch unsinnige massive Steuerinderungen zu Lasten der Kom-
munen vor allem bei den Gewerbesteuern zuriickzunehmen.

Eine Politik, die darauf abzielt, Konsolidierungsmafinahmen
und Sozialabbau zuriickzunehmen, hat jedoch nicht nur die Bun-
desregierung zum Gegner. In den Gemeinden selbst — insbeson-
dere in den Verwaltungen - zeigt sich gegenwirtig eine general-
stabsmiflig vorgetragene Strategie eines rigorosen Abbaus von
Leistungen und Stellen. Initiatorfunktion nimmt dabei die »Kom-
munale  Gemeinschaftsstelle  fiir Verwaltungsvereinfachung
(KGSt)« mit Sitz in Ké&ln ein. Insbesondere in zwei Gutachten
(Mai/Juni 1982) gab die KGSt politische Richtlinien fiir die
Durchsetzung von Ausgabenkiirzungen und Stellenabbau. Um die
Biirger und auch die politischen Entscheidungsgremien der Kom-
munen von der Existenz der Finanzkrise und der unabdingbaren
Notwendigkeit harter Sparmafnahmen zu iiberzeugen, miissen
Rat und Kreistag und seine Fraktionen, die 6rtlichen Parteien, die
Bevolkerung, die Wirtschaft und nicht zuletzt die Presse durch
permanente Offentlichkeitsarbeit der Verwaltung beeinfluflt wer-
den. Um die Konsolidierung durchzusetzen, sollen die wichtigen
Vorentscheidungen jedoch nicht in breiter Offentlichkeit disku-
tiert werden. Eine der Vorbedingungen fir den Erfolg der Spar-
akte ist vielmehr die Zentralisierung der kommunalen Steuerung
und die Abkopplung der Verwaltungsspitze bei der Formulierung
der Konsolidierungsziele von den politischen Entscheidungsgre-
mien der Kommune. Zentral kommt es darauf an, »daf} sich eine
Handvoll (kritische Masse) einflufireicher Entscheidungstriger
zusammenfinden und den Prozef >durchziehen<« (KGSt 5/1982,
S. 9). Demokratische Partizipation gilt in diesem Konzept als
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Storvariable. Die Offentlichkeit und gewihlte politische Organe
gelten nicht als Beteiligte im Prozef der Entscheidungsfindung,
sondern als Adressat von Meinungsbeeinflussung. Dem dienen
auch Hinweise auf Verinderungen im Sprachgebrauch.

So empfiehlt die KGSt die Vermeidung bestimmter »Reizwor-
ter«: Statt »Reprivatisierung« soll der Begriff »Vergabe« verwendet
werden. Der Irritation dient auch ein Zweiphasenmodell der Kon-
solidierung. In der ersten Phase sind aus »psychologischen Griin-
den« nur pauschale Prozent- und Summenvorgaben anzugeben,
die den Anschein erwecken, daff jedes Ressort gleichermafien be-
troffen wird. Erst in der zweiten Runde wird dann — mehr oder
weniger intern, d.h. in der Verwaltung — ein differenziertes und
detailliertes Kiirzungsprogramm entworfen. Hierdurch kann in
der Offentlichkeit — zumal bei breiter Pressenotiz in der ersten
Phase — der Eindruck entstehen, dafl alle Beteiligten von schmerz-
lichen Opfern gleichermaflen betroffen sind.

Eine wichtige Rolle spielt auch die Einbindung der Personalver-
tretung — vor allem bei der Durchsetzung von Stellenkiirzungen.
Auch hierfiir werden Empfehlungen ausgegeben: Rechtzeitige um-
fassende Informationen sollen Einsicht in die »Sachgesetzlichkeit«
der unvermeidlichen Kiirzungen bewirken. Mit der Personalver-
tretung ist ein »Abkommen« iiber Leitlinien fiir Arbeitsplatzsicher-
heit als Grundlage aller Mafinahmen zu vereinbaren, »ohne zu-
sitzliche Verpflichtungen fiir die Gemeinde/den Kreis zu schaf-
fen« (KGSt 6/1982, S. 20). Gegebenenfalls sind Personalrite in
ortliche Sparkommlsswnen einzubeziehen.

Die Personalpolitik ist nicht nur durch Stellenabbau belastet,
»zusitzlich mufl mit weniger Personal mehr geleistet werden«
(KGSt 6/1982, S. 6). Um kommunale Leistungen in wichtigen Be-
reichen trotz Stellenkiirzungen aufrechtzuerhalten, miissen mehr
Arbeitsleistungen aus dem verbleibenden Personal herausgepresst
werden, um angesichts demotivierender schlechter Beforderungs-
aussichten und Entlassungsdrohungen dies zu erreichen, sind die
Personalchefs gefordert, besondere Geschicklichkeit in der Men-
schenfiithrung zu entwickeln. Sollte ein kooperativer Fithrungsstil
bei immateriellen Leistungsanreizen (Vermittlung des Gefiihls der
Eigenverantwortung / Gesprichsbereitschaft / Vorbild / Beteiligung
der Mitarbeiter bei Sparplinen) nicht ausreichen, wird ein um-
fangreiches Arsenal von autoritiren Kontrollen zur Durchsetzung
erhohter Leistung empfohlen (u.a. Hauskontrollen bei »vermeint-
licher« Krankheit, Einschaltung des Betriebsarztes »bei vermeint-
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licher Uberforderungx, Uberpriifung von Nebentitigkeiten, ge-
nauere Uberwachung der Probezeit, genaue Erfassung der Ar-
beitszeit) (KGSt 6/1982, S. 15). Vorgesetzten, die mit derartigen
Mafinahmen Schwierigkeiten haben, »sollten Fortbildungsmaf-
nahmen angeboten werden« (ebenda).

Mit dem Stellenabbau entstehende interne Arbeitsprobleme in
der Verwaltung gilt es durch vielfiltige arbeitsrechtliche und psy-
chologische Mafinahmen zugunsten hoher Flexibilitit des Perso-
nals zu bewiltigen. Eine wichtige Rolle spielt dabei die Rotation
des Arbeitseinsatzes. Fiir Spitzenbelastungen und Sonderbedarfe
kénnen ~ ohne Einrichtung neuer Planstellen — Leiharbeitskrifte
eingesetzt werden. Trotz der engen Grenzen des Arbeitnehmer-
tiberlassungsgesetzes sieht die KGSt hier ein weiteres Potential zur
Erweiterung des Handlungsspielraumes.

Da Stelleneinsparungen vordringlich durch Ausnutzung der
Fluktuation systematisch genutzt werden sollen, ergibt sich, dafl
Neueinstellungen nur noch in vermindertem Umfang vorgenom-
men werden und die Ausbildungskapazitit auf einen Mindestum-
fang beschrinkt wird (KGSt 6/1982, S. 7). Angesichts der Brisanz
der Jugendarbeitslosigkeit ist sich die KGSt jedoch zumindest der
Fragwiirdigkeit des Einstellungsstopps bewufit. Sollten daher ein-
zelne Verwaltungen aus Sorge um die Berufsaussichten der Jugend
ein hoheres Lehrstellenangebot dennoch durchsetzen, dann ist es
zumindest erforderlich, »keinerlei Zusage der Ubernahme in ein
festes Dienstverhiltnis« (KGSt 6/1982, S. 12) zu geben.

Dafl derartige Strategicanweisungen bei der Durchsetzung von
Konsolidierungsmafinahmen nicht nur Papier sind, zeigen die
praktischen Erfahrungen in der Mehrzahl der Kommunen. Viel-
fach bleibt angesichts solcher Offensiven den Betroffenen nur der
Versuch einer Verteidigung des schlechten status quo. Auf diese
Weise ist jedoch ein sozial verpflichtender, qualitativ und quanti-
tativ zureichender kommunaler Handlungsspielraum nicht mog-
lich. Es kommt daher nachhaltig darauf an, wesentliche Korrektu-
ren zugunsten des kommunalen Finanzsystems vorzunehmen.
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2 Perspektiven der kommunalen Sozialpolitik

2.1 Die dynamische Entwicklung der kommunalen
Sozialausgaben

Der Gemeindefinanzbericht von 1983 weist fiir den Zeitraum von
1970 bis 1983 bei den sozialen Leistungen einen Anstieg von insge-
samt ca. 450% aus, wihrend die Gesamtausgaben der Kommunen
im selben Zeitraum lediglich um ca. 250 % gestiegen sind. Der An-
teil der sozialen Leistungen an den Gesamtausgaben der Kommu-
nen ist von 7,8 % im Jahr 1970 auf 12,1% im Jahr 1982 ausgeweitet
worden. Seit 1980 driften die Zuwachsraten bei den sozialen Lei-
stungen und bei den Ausgaben des gesamten Verwaltungshaushal-
tes immer weiter auseinander. 1982 fiel der Anstieg bei den sozia-
len Leistungen mit 9% fast doppelt so hoch aus wie der des
gesamten Verwaltungshaushaltes (5,1%), wobei auch dieser Zu-
wachs im Bereich Soziales nur »durch massive Eingriffe in die ei-
genbestimmten Sozialleistungen« begrenzt werden konnte. Um die
Sprengkraft zu bremsen, die von diesem Ausgabenblock auf die
gesamten kommunalen Haushalte ausgeht, werden die Kommunen
1983 ihre Politik im sozialen Bereich noch restriktiver ansetzen.
So sollen die Ausgaben fiir soziale Leistungen nur um 4,3 % anstei-
gen, also etwas weniger als das Gesamtvolumen des Verwaltungs-
haushaltes (4,4%). Trotz dieses leicht unterproportionalen An-
stiegs der Sozialleistungen im Verwaltungshaushalt wird aber der
Anteil dieses Ausgabenblocks am Gesamtausgabevolumen auf den
bisherigen Hochstwert von 12,6 % ansteigen (Gemeindefinanzbe-
richt 1983, S. 861.).

Dieser Anstieg der kommunalen Ausgaben fiir die soziale Siche-
rung ist im wesentlichen vier Faktoren geschuldet:

— Ausbau des Sozialstaates auf der kommunalen Ebene

Beginnend mit der Rentenreform von 1957 sind in den 50er und
60er Jahren zunichst die grofien Sicherungssysteme in der Bundes-
republik reformiert und etwa durch die Dynamisierung der Lei-
stungen an die allgemeine Wohlstandsmehrung gekoppelt worden.
Das 1961 in Kraft getretene Bundessozialhilfegesetz (BSHG)
wurde insbesondere in den 70er Jahren — etwa durch die 3. Novelle
des BSHG -~ erheblich verbessert. Damit ist eine Politik eingeleitet
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worden, wonach auch soziale Risiken, die bislang nicht durch die .
Sozialversicherung geschiitzt sind, verstarke sffentlich abgesichert
werden sollen, insbesondere die Risiken Pflege und Behinderung.
Die Zuwachsraten bei den Leistungen des BSHG brachten in den
6Qer Jahren — auf einem niedrigen Niveau - einen Ausgleich fiir
den Kaufkraftschwund. Mit der Neufassung des »Warenkorbes«
im Jahr 1970 und mit den jihrlichen Anhebungen dieser Regel-
sitze in den nichsten Jahren — insbesondere 1972 bis 1977 — wurde
das Sozialhilfeniveau deutlich angehoben  (Hauser u.a. 1981,
S. 43). Und schliefilich: In den 60er Jahren, u. a. aus der Praxis der
konkreten Sozialarbeit und aus der Studentenbewegung heraus,
wurden bestehende und sich verschirfende Problemlagen in den
Stadten und Gemeinden neu bewertet. Zugleich wurde die Verant-
wortung der Gesellschaft gegeniiber diesen Entwicklungen unter-
strichen, so bei Obdachlosigkeit, bei Jugendproblemen, bei der Si-
tuation der ilteren Biirger, bei Gewalt gegen Frauen u.v.a.m. Die
Kommunen unterstiitzen freie Triger bei der Bewiltigung dieser
Aufgaben, teils iibernahmen sie entsprechende Reformprojekte
auch selber. Insoweit sind die beschriebenen Zuwachsraten bej den
kommunalen Sozialausgaben Ausdruck von tatsichlichen Lei-
stungsverbesserungen. Der Sozialstaat konnte auch auf der Ebene
der Kommunen ausgebaut werden.

~ Riickwirkungen von Kiirzungen bei Sozialleistungen auf die So-
zialhilfe

Die Politik des Ausbaus der allgemeinen Sozialversicherungssy-
steme wurde in der Bundesrepublik mit Beginn der Strukturkrise
der westdeutschen Wirtschaft ab Mitte der 70er Jahre abrupt been-
det, basierte sie doch auf dem Grundsatz, daf die Einnahmen
gleichsam automatisch einem stetig wachsenden Ausgabenvolumen
angepaflt wurden, ohne dafl die Risikoentstehung und die kosten-
treibenden Strukturprobleme des sozialen Leistungssystems in
Frage gestellt wurden. Konnten etwa mit der Einfihrung der
Rente nach Mindesteinkommen, mit der Offnung der Gesetzli-
chen Rentenversicherung fiir Hausfrauen, mit der Kindergeldre-
form, mit der Neufassung des Wohngeldgesetzes, mit der gesetz-
lich geregelten, zeitlich unbefristeten Ubernahme der Kranken-
hauskosten durch die Krankenversicherung, mit dem Bundesaus-
bildungsforderungsgesetz und mit zahlreichen sonstigen Regelun-
gen dazu beigetragen werden, daf} die Sozialhilfeabhingigkeit —
relativ — abnahm, so mufiten Abstriche bei eben diesen Leistungen
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dazu fiihren, dafl immer mehr Menschen von der Sozialhilfe ab-
hingig wurden. Beginnend mit dem 1. Haushaltsstrukturgesetz
(1975), mit den Novellen zum Arbeitsforderungsgesetz und mit
dem 21. Rentenanpassungsgesetz sind auf die Sozialhilfe als dem
Ausfallbiirgen, wenn keine sonstigen Leistungsanspriiche beste-
hen, und damit auf die Kommunen als den rtlichen Tragern der
Sozialhilfe immer grofere Unkosten abgewilzt worden. Die Ein-
sparungen des Bundes im Rahmen der sogenannten »Operation
’82« (insbesondere im Bereich des Arbeitsforderungsgesetzes
(AFG), des Kindergeldes und des Wohngeldes) haben nach Be-
rechnungen des Deutschen Stidterates bei den Kommunen Mehr-
aufwendungen bei der Sozialhilfe in Hohe von ca. 800 Mio DM
bewirkt (Weinberger 1982, S. 575ff.).

— Folgen der derzeitigen Wirtschafiskrise

Die wirtschaftliche Krisensituation seit Mitte der 70er Jahre bela-
stet nicht nur den Gesamtstaat und die Triger der Sozialversiche-
rung mit »fiskalischen Kosten« (Lohnersatzleistungen, fiktive Bei-
trige zur Sozialversicherung, Einnahmeverluste bei Steuern und
direkten Sozialabgaben). Weithin unbemerkt haben sich in vielfil-
tiger Weise bei den Kommunen Folgekosten eingestellt. Eine Stu-
die des Bremer Sozialsenators, Henning Scherf, belegt, dafl die
kommunalen Ausgaben fiir laufende Hilfen zum Lebensunterhalt
(HLU) in den 70er Jahren in einem hohen Ma8 infolge der arbeits-
marktbedingten Zunahme der Leistungsempfinger angestiegen
sind (Scherf 1983). Die derzeitige Lage auf dem Arbeitsmarkt
schafft dariiber hinaus bei Jugendlichen neue Probleme, wodurch
die Ausgaben der Kommunen im Bereich der Jugendhilfe expan-
dieren.

~ Abbingigkeiten der Kommunen von Bund, Lindern und freien Tri-
gern

Und schliefllich stehen die Kommunen in einer Fiille von Abhin-
gigkeiten, einmal zum Bund und zu den Lindern, zum anderen zu
den Trigern der freien Wohlfahrtspflege bzw. den freien Trigern
der Jugendhilfe. Die unten ausfihrlich analysierte finanzielle Si-
tuation der Kommunen - kurz: der Verfall des kommunalen
Steueraufkommens und der Riickgang der Finanzzuweisungen
(siehe Kapitel 3) — wird noch dadurch verstirke, dafl dieselben po-
litischen Instanzen, die diese prekire Finanzsituation herbeifiih-
ren, zugleich per Gesetz oder Verordnung — direkt oder indirekt —
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immer neue Belastungen fiir die Kommunen beschliefen. Die
Kommunen wirken zwar — zumindest dem Anspruch nach — iiber
die Lander an der Bundesgesetzgebung mit. Aber nicht zuletzt am
Beispiel der »Operation *82« zeigt sich, wie die politischen Krifte
in Bund und Lindern trotz programmatisch voneinander abwei-
chender Sozialstaatsvorstellungen gemeinsam ihre Finanzver-
pflichtungen auf die Kommunen abwilzen, wihrend umgekehrt
die Spitzenverbinde der Kommunen weder einen nennenswerten
Einflufl auf Regierung noch auf die Opposition geltend machen
konnen. Neben dem hier im weiteren ausfithrlich dargestellten Be-
reich der Sozialen Sicherung betrifft dies im tibrigen auch den Be-
reich der Krankenhausfinanzierung, der die Kommunen aufler-
halb der gesetzlichen Bestimmungen jihrlich mit ca. 700 Mio DM
belastet (Happe 1982, S. 505£.).

Entsprechend dem Subsidiarititsprinzip sind die Kommunen ge-
setzlich gehalten, mit den Verbinden der freien Wohlfahrtspflege
und den sonstigen freien Trigern zusammenzuarbeiten und einen
Teil ihrer sozialen Aufgaben an diese zu delegieren. Dies schafft
eine wechselseitige Abhingigkeit zwischen Kommunen und freien
Trigern: So unterliegt die Arbeit der freien Triger stindig der Un-
sicherheit iber Umfang und Laufzeit der Mittelgewihrung; von
dieser Ungewifheit sind insbesondere die nichtkonfessionellen
Verbinde betroffen, erst recht die sonstigen freien Triger, weil sie
im Gegensatz zu den Verbinden der Kirchen iiber keine nennens-
werten Eigenmittel verfugen. Auf der anderen Seite haben die
Kommunen nur einen geringen Einfluf} auf die Kostengestaltung
sowie auf Form und Inhalt der Leistungserstellung durch die
freien Triger; iiberdies gibt es seitens der Kommunen kaum In-
strumente, um das kostentreibende Neben- und teils Gegeneinan-
der der einzelnen Wohlfahrtsverbinde und der freien Triger in ein
abgestimmtes Verhalten umzugestalten.

Dies alles belegt, dafl der absolute und der relative Anstieg der
kommunalen Sozialausgaben nur zum Teil tatsichlichen Lei-
stungsverbesserungen geschuldet ist. Im wesentlichen ist der An-
stieg auf die negativen Folgen der aktuellen Wirtschaftskrise und
deren Rickwirkungen auf die aktuelle Sozialpolitik in Bund, Lin-
dern und Gemeinden sowie auf die mannigfachen Abhingigkeiten
der Kommunen zuriickzufithren.
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2.2 Der »Wettlauf mit dem Defizit« am Beispiel der
Kommunen

Der eingangs ausfithrlich vorgestellte Bericht der Kommunalen
Gemeinschaftsstelle fiir Verwaltungsvereinfachung (KGSt) zur
»Haushaltskonsolidierung durch Aufgabenkritik und Sparmaf-
nahmen« kann als »Drehbuch« fiir die derzeitige Sparpolitik auf
kommunaler Ebene bezeichnet werden. Mit dem Hinweis, Kiir-
zungen im Personal- und im Sachbereich seien die Voraussetzung
fur die Ruckgewinnung »kommunalpolitischer Handlungsspiel-
riume«, werden in diesem Berlcht u.a. folgende Konsolidierungs-
schritte vorgeschlagen:

auf der Ausgabenseite:

— Umschichtungen bei den Ausgaben des Verwaltungshaushaltes,
- Einsparungen bei den Personalausgaben,

~ Uberpriifung von Dienstleistungen und Einrichtungen,

— restriktive Handhabung freiwilliger Leistungen,

- Forderung von Eigeninitiative der Biirger als Ersatz fiir kommu-
nale Leistungen,

— Anpassung der Leistungen der Kommunen und der Kreise an
die vergleichbaren Leistungen anderer Kommunen/Kreise, sofern
letztere ein niedrigeres Niveau aufweisen;

auf der Einnabmeseite:

— Anpassungen der Gebithren und Entgelte fiir kommunale
Dienstleistungen.

Diese auf alle kommunalen Aufgabenbereiche abzielende Spar-
politik bedient sich durchaus >marktliberaler< Leistungsanreize:
»Bestehen Beforderungsmoglichkeiten, sollte bei sonst gleicher
Ausgangsposition Bediensteten, die in ihrem Bereich erfolgreich
gespart haben, der Vorzug gegeben werden.« (KGSt 1982, S. 19 u.
S. 15)

Berichte aus faktisch allen Kommunen belegen, daff Stidte und
Gemeinden seit 1982 rigoros entsprechend den vorstehenden Vor-
schligen verfahren. Die von der CDU und neuerdings von einer
Koalition aus CDU und FDP regierte Stadt Berlin beispielsweise
will in den Jahren 1983-1985 jihrlich mindestens 500 Planstellen
abbauen. Im SPD-regierten Hannover ist fiir den Zeitraum von
1982-1986 ein Sprozentiger Abstrich bei den Planstellen vorgese-
hen. Auch der Stadtstaat Bremen will in den Jahren 1982/83 zu-
nichst 1,4%, 1984 1% der Planstellen einsparen, zusammen 1000.
Allein im Bereich des Landesjugendamtes werden 13 Planstellen
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fir Sozialarbeiter wegfallen. Und schlieflich praktizieren die
Kommunen iberdies eine Bewirtschaftung der freigewordenen
Planstellen, wobei freiwerdende Stellen lingere Zeit unbesetzt
bleiben miissen, bevor eine Neubesetzung iiberhaupt begonnen
werden darf. Bei einer Wiederbesetzungssperre von 9 Monaten,
wie sie etwa in Frankfurt am Main besteht, bedeutet dies, daf} eine
freie Stelle faktisch 12-15 Monate nicht besetzt ist. Diese Stellen-
politik wird, so der ehemalige Biirgermeister der Stadt Frankfurt,
Martin Berg, »im Sozialbereich bisher rigoros durchgehalten«
(SGK, Fachtagung »Sozialpolitik« 1982, S. 12). Dabei macht Berg
deutlich, daf§ Planstellenabbau und Wiederbesetzungssperren des.
halb umso schwerer wiegen, weil allein schon eine Stagnation der
bisherigen Planstellen etwa im Sozialbereich faktisch eine Redu-
zierung bedeutet hitte, da die Aufgaben der Sozialverwaltung
stindig zunihmen. Aber auch im SPD-regierten Hannover bekla-
gen OTV-Vertrauensleute, dafl die Planstellen nicht nur nicht ent-
sprechend dem tatsichlichen Anstieg des Arbeitsanfalls ausgewei-
tet, sondern im Gegenteil gestrichen worden seien, zumindest nur
verzogert neu besetzt wiirden (OTV Hauptvorstand, Abt. Sozial-
arbeit [Hrsg.], 1982, S. 106).

Neben diesen, die Empfinger von sozialen Dienstleistungen,
aber auch die in den Sozialbehorden Arbeitenden erheblich bela-
stenden Planstellenabbau treten weitere drastische Kiirzungen bei
den finanziellen und bei den Sach- und Dienstleistungen (Real-
transfers). Dies soll im weiteren exemplarisch am Beispiel Frank-
furt gezeigt werden, doch liefe sich hier jede beliebige andere
Grofistadt anfithren. Wihrend der gesamte Haushalt 1983 gegen-
iber 1982 um nominal 5% zunimmt, steigt der Einzelplan 4: So-
ziale Sicherung nur um 1,4%. Dieser nominale Anstieg bei den So-
zialausgaben ist im wesentlichen dem Zuwachs bei der Sozialhilfe
zu verdanken, die insgesamt um 10 Mio DM von 156 auf 166 Mio
DM und damit um 6% angehoben wird. Hinter diesem Zuwachs
verbirgt sich jedoch, bei niherem Hinsehen, eine rigorose Kiir-
zungspolitik gerade im Bereich der Sozialhilfe. Denn lediglich die
Haushaltsstelle 7302: Laufende Hilfen zum Lebensunterhalt
(HLU) weist eine Erhshung um 19% aus. In Frankfurt am Main
ist die Zahl der HLU-Empfinger von Mirz 1981 bis Mirz 1982
um 15% angestiegen. Offensichtlich geht der Magistrat der Stadt
Frankfurt - realistischerweise — von einem weiteren sprunghaften
Anstieg der Sozialhilfeempfinger in diesem Jahr aus. D. h. der Zu-
wachs bei der Sozialhilfe geht im wesentlichen auf einen — arbeits-
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marktbedingten — Zuwachs an Sozialhilfeempfingern zuriick. Des
weiteren ist die — weit unter dem Inflationsausgleich liegende ~
Anhebung der Regelsitze ab 1. Juli 1983 um 2% finanziell zu be-
riicksichtigen. Dafl trotz der Anhebung der Mittel fiir den Bereich
der HLU um 19% die gesamten Sozialhilfeleistungen nur um 6%
und die gesamten Ausgaben fiir die Soziale Sicherung gar nur um
1,4 % steigen, ist darauf zuriickzufithren, daf die Stadt auferhalb
des Pflichtbereichs der Sozialhilfe rigoros bei den sogenannten
»freiwilligen Leistungen« kiirzt. Einige Beispiele:

Einmalige Hilfen in laufenden Fillen von 14 auf 13 Mio DM -7%
Einmalige Hilfen in nicht laufenden Fillen von 5 auf 4 Mio DM -20%
Erholungshilfe fir iltere Birger von 750000 auf 600000 DM -20%
Mobile ambulante Alten- und Behindertenhilfe von

1083000 auf 950000 DM -12%

Daneben werden Mittel zur Bauunterhaltung und fiir Erneue-
" rungsmafinahmen etwa bei Einrichten der Altenhilfe um Prozent-
sdtze zwischen 19 und 90 — je nach Projekt — gestrichen.

Mit den Kiirzungen der Regelsitze und der Mehrbedarfszu-
schlige im Rahmen des BSHG durch die »Operation ’82« sowie
mit der weiteren Kappung des Anpassungssatzes im Jahr 1983 ha-
ben die Sozialhilfeempfinger schon jetzt empfindliche Einbufen
bei der tiglichen Lebensfithrung hinzunehmen. Diese Schnitte im
Pflichtbereich zusammengenommen belaufen sich in den Jahren
von 1982-1984 bei Personen iiber 65 Jahren auf 17 %, bei Alleiner-
ziehenden mit Kindern unter 16 Jahren auf 13% (Armut und Un-
terversorgung, in: Frankfurter Rundschau vom 10. 2. 1983, S. 10).
Hinzu kommen nun noch Kiirzungen bei den »freiwilligen Lei-
stungen« der Kommunen. Die Lebensqualitit der an der untersten
Stufe der sozialen Hierarchie Lebenden verschlechtert sich da-
durch weiter.

Aber nicht nur die Sozialhilfe ist von diesen rigiden Schnitten
bei den »freiwilligen Leistungen« betroffen. Auch die Jugendhilfe
erfihrt nur dort eine Ausweitung, wo gesetzliche Bestimmungen
dazu zwingen, wihrend andere Positionen dafiir umso mehr zu-
riickgeschnitten werden. Erziehungsbeistandschaft, soziale Grup-
penarbeit und Schulsozialarbeit weisen zwar ein erhebliches Plus
auf (22 bzw. 29%), doch zeigt eine genauere Analyse, daf} diese
Zuwachsraten im wesentlichen auf Steigerungen bei den Miet-,
den Reinigungs- und den Energiekosten zuriickzufiihren sind,
wihrend die Mittel fiir die eigentliche Sozialarbeit gekiirzt wer-
den. Bei den Erziehungsbeistandsschaften werden so etwa die Aus-
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gaben fir Gruppenarbeit um 20%, fiir Honorarkrifte um 55%
und fiir Freizeiten um 45 % vermindert. Weitere Kiirzungen sind u. a.:

Schularbeitenhilfen und sonstige offene Hilfen (meist angesiedelt

in sog. Sozialen Brennpunkten) von 755000 auf 620000 DM - 18%
Familienerholung von 412530 auf 355000 DM -14%
Allgemeine Freizeiten fiir Kinder und Jugendliche von 517930 auf

420000 -19%
Verein »Haus der offenen Tiir« e.V. von 7,15 Mio auf 6,85

Mio DM , ~ 4%
Pro Familia von 355000 auf 287550 DM -19%
Zuschiisse an Initiativgruppen von 1,29 Mio auf 1,16 Mio DM ~10%

Zuschiisse an Triger der freien Jugendhilfe fiir Mafnahmen in
Stadtteilen mit unzureichender sozialer Infrastruktur von
1,44 Mio auf 1,3 Mio DM -10%

Die Stadt Frankfurt kiirzt 1983 die Zuschiisse fiir die freien Triger
der Jugendhilfe um 10%, die fiir die Triger der freien Wohlfahrts-
pflege um 19%. Ambulante Mafinahmen fiir psychisch Kranke bei-
spielsweise werden 1983 nur noch mit 240000 DM statt mit
300000 DM gefordert — und dies angesichts der hinlinglich be-
kannten und 6ffentlich immer wieder beklagten Misere in der psy-
chiatrischen Versorgung in der Bundesrepublik! Die Beratungs-
stelle fir nichtsefhafte, strafentlassene und gefihrdete Minner
mufl bei ihrem knappen Ansatz nochmals auf 5000 DM verzichten
und erhilt 1983 noch ganze 22000 DM (!). Und schlieflich: Wih-
rend die Zuschiisse an Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege
fir Mafinahmen zur Integration auslindischer Mitbiirger von
895000 auf 775000 DM, also um 13% zusammengestrichen wer-
den, weist ein anderer Posten eine stolze Zuwachsrate von 26 %
aus: Zuschiisse zur Durchfithrung der Jugendgerichtshilfe fiir aus-
lindische Jugendliche! Wihrend also die Mittel fiir eine priventive
Jugendarbeit in unverstindlicher Weise der kameralistischen Logik
zum Opfer fallen, schligt ein Teil der negativen Folgen dieses
Riickzuges der Stadt aus ihrer sozialen Verantwortung selbst wie-
der kostenmiflig auf der Ausgabenseite zu Buche — ein Beleg fiir
diesen »Wettlauf mit dem Defizit«.

Auch auf der Einnahmeseite sucht die Stadt Frankfurt ihren
»kommunalpolitischen Handlungsspielraum« auszuweiten. Die El-
ternbeitrige in den Kinderkrippen sollen um 40%, die Kostenbe-
teiligung bei den Kindertagsstitten um 15% bei Ganztags- und um
25% bei Halbtagsplitzen angehoben werden (alle Zahlenangaben:
Frankfurt am Main, Haushaltsplan 1983, Entwurf).
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Frankfurt am Main steht hier nur als Beispiel, wobei Besonder-
heiten sich sicher aufzeigen lassen, so etwa die Kiirzungen bei den
freien Initiativgruppen, bei Pro Familia oder etwa beim Stadtschii-
lerrat, dem simtliche Mittel gestrichen worden sind, offensichtlich
als Antwort auf dessen »unbotmifliges« Verhalten gegeniiber dem
Magistrat. Insgesamt aber zeigt eine Ubersicht des OTV-Haupt-
vorstandes, Abteilung Sozialarbeit, vom Herbst 1982, daf§ es

" gleichgerichtete Mafinahmen in allen Bundeslindern und in allen
Stadten und Landkreisen gibt. Diese »Uberparteilichkeit« beim
Zusammenstreichen von sozialen Leistungen erweckt den Ein-
druck, als handele es sich bei diesen Mafinahmen letztlich um ei-
serne Sachzwinge, zu denen Alternativen nicht méglich sind. Und
schliefllich zeigt die Befragung des Deutschen Stidtetages, dafl die
Kommunen entsprechend der vorliegenden Kiirzungspolitik wei-
ter zu verfahren gedenken (Gemeindefinanzbericht 1983, S. 108).
Dringender denn je bedarf es deshalb einer Strukturanalyse der
kommunalen Sozialpolitik, um auf diesem Hintergrund Vor-
schlige fiir eine alternative kommunale Sozialpolitik zu entwik-

keln.

2.3 Strukturanalyse der kommunalen Sozialausgaben

1980 haben die Kommunen insgesamt 24,533 Mrd DM netto fiir
die Soziale Sicherung aufgebracht. Diese Nettoausgaben sind ge-
geniiber den Bruttoausgaben um Doppelzihlungen und Erstattun-
gen aus dem 6ffentlichen Bereich vermindert, so dafl dieser Betrag
die tatsichlichen eigenen Belastungen der Kommunen darstellt. Im
einzelnen verteilen sich die Nettoausgaben wie folgt:

Im Bereich der Sozialhilfe nach dem BSHG sind nahezu 50 Pro-
zent der gesamten Sozialausgaben konzentriert: Nimmt man die
Verwaltungskosten der Sozialhilfe, die Zuschiisse an die Triger
der freien Wohlfahrtspflege und die diesem Kontext systematisch
zuzuordnenden Aufwendungen fiir die Einrichtungen der Sozial-
hilfe und der Kriegsopferfiirsorge sowie die Ausgaben fur die
Kriegsopferfiirsorge selbst hinzu, so kommt man auf einen Betrag
von 13,6 Mrd DM. Diese Fiirsorgeleistungen umfassen zwei Drit-
tel der gesamten kommunalen Ausgaben fiir Soziales. Die Jugend-
hilfe stellt den zweitgrofiten Ausgabenblock dar. Neben den Lei-
stungen nach dem Jugendwohlfahrtsgesetz und fiir Einrichtungen
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Tabelle 1
Nettoausgaben der Sozialen Sicherung

Titel Bezeichnung Betragin  Anteil am
1000 DM Sozialetat in
%

40 Verwaltung der sozialen Angelegenhei- 2335 11,37
ten

41 Soziathilfe nach dem BSHG 9892 48,18

43 Einrichtungen der Sozialhilfe und der 1345 6,55
Kriegsopferfirsorge

44 Kriegsopferfiirsorge und dhnliche Maf- 563 2,74
nahmen ’

45  Jugendhilfe nach dem Jugendwohl- 1914 9,32
fahrtsgesetz

46  Einrichtungen der Jugendhilfe 2211 10,77

47  Forderung von anderen Trigern der 1747 8,51
Wohlfahrtspflege und der Jugendhilfe

48 weitere soziale Bereiche 1 0,01

49 sonstige soziale Angelegenheiten 522 2,55
Summe 20533 100

Quelle: Zusammengestellt und berechnet nach: Statistisches Bundesamt, Rech-
nungsergebnisse der kommunalen Haushalte 1980, Fachserie 14, Reihe 3.3., Stutt-
gart und Mainz 1982

der Jugendhilfe sind hier Verwalungskosten sowie die Zuschusse
an die freien Triger anzusetzen. Mit dem Gesamtbetrag von 6,2
Mrd DM erreichen die gesamten Ausgaben fiir den Bereich der Ju-
gendhilfe einen Anteil von tiber 30%. Die Gesamtausgaben fiir So-
zialfiirsorge (Sozialhilfe und Kriegsopferfiirsorge) und fiir Ju-
gendhilfe zusammen, also direkte Geldleistungen, Verwaltungsko-
sten, Realtransfers und Zuschiisse an freie Triger, umfassen
96,5 % aller Ausgaben im Bereich soziale Sicherung. Die restlichen
Ausgaben fallen auf weitere soziale Bereiche. Da die Kriegsopfer-
firsorge allerdings im wesentlichen eine Auftragsangelegenheit
der Kommunen darstellt, die Hauptausgaben durch Erstattungen
vom Bund ersetzt werden, und da insofern die hier den Kommu-
nen zufallende Restfinanzierung vom Volumen her relativ gering
ist, wird sie im weiteren nicht mehr beriicksichtigt, ebenso wie die
restlichen sozialen Bereiche, bei denen es sich u.a. um weitere
Kriegsfolgelasten, um DDR-Besucher, Unterhaltsvorschuffkassen
u.4. handelt.
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Von den Gesamtausgaben fiir den Bereich der Sozialen Siche-
rung (Brutto) fallen 94,37 % in den Verwaltungs- und nur 5,82 % in
den Vermégenshaushalt. 1980 waren nur 1,9% der kommunalen
Investitionen dem Bereich Soziales zugeordnet. Im Bereich Sozia-
les wurden trotz dieses an sich schon geringen Anteils an den Ge-
samtinvestitionen weitere Abstriche vorgenommen. Der Deutsche
Stidtetag rechnet damit, dafl die Investitionen im Bereich soziale
Sicherung 1982 gegeniiber 1981 um 17 % und von einem Betrag in
Hohe von 155,8 Mio DM (1981) auf 129,3 Mio DM (1982) zu-
riickgegangen sind (Gemeindefinanzbericht 1983, S. 89).

Dieser Uberblick weist auf die Dominanz von Geldleistungen
bzw. mit 6ffentlichen Zuschiissen geforderter Realtransfers gegen-
iiber investiven Leistungen, zum anderen auf das Schwergewicht in
den umfassenden Bereichen der Sozial- und der Jugendhilfe. Eine
weitere Detailanalyse vermag Aufschluf} iiber die Binnenstruktur
dieser Ausgaben zu erbringen.

a) Kostentreibende Strukturen im Bereich der kommunalen
Sozialausgaben

Kosten fiir Heimpflege und Heimerziehung

Von den direkten Ausgaben fiir Sozialhilfe nach dem BSHG ent-
fallen ca. 60% der gesamten Aufwendungen auf die Hilfe zur
Pflege und die Eingliederungsbeihilfen fiir Behinderte im Rahmen
der Hilfen in besonderen Lebenslagen. Gerade im Bereich »Sozial-
hilfe in Einrichtungen« liegen angesichts der derzeitigen Pflege-
sdtze in Hohe von 2500 bis 3000 DM im Monat denn auch die we-
sentlichen Steigerungsfaktoren bei den Sozialhilfeausgaben. Wih-
rend die gesamten Ausgaben der Kommunen von 1970 bis 1981
etwa um das 2 Yfache zunahmen und wihrend die Mittel fiir die
gesamte Sozialhilfe in diesem Zeitraum fast doppelt so stark ge-
stiegen sind (etwa um das 4 %fache), liegen die Aufwendungen fiir
die Sozialhilfe in Einrichtungen, also fiir Pflegekosten in Heimen,
1981 etwa 5% mal so hoch wie 1970 (Gemeindefinanzbericht
1983, S. 86).

Auch im Bereich der Jugendhilfe dominieren die Ausgaben fiir
Heimunterbringung, die mit 2,2 Mrd DM fast 40% der gesamten
Jugendhilfeausgaben (hier: ohne Aufwendungen fiir Investitionen
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und fiir Verwaltung) auf sich konzentrieren. Betrug die Relation
zwischen Kindern und Jugendlichen, die im Rahmen der Hilfe zur
Erziehung entweder in Heimen oder in (Pflege-) Familien unter-
gebracht waren, 1970 noch 64:36, so hat sich dieses Verhiiltnis bis
1981 faktisch umgekehrt. Jetzt leben nur noch 40% dieser Kinder
und Jugendlichen in Heimen, dagegen 60% in (anderen) Familien.
Obwohl also die Zahl der Jugendlichen, die in Heimen unterge-
bracht werden, seit 1973 relativ und absolut abgenommen hat, sind
die Ausgaben fiir Heimunterbringung ungebrochen weiter gestie-
gen. Die Erziechung eines Kindes bzw. Jugendlichen in einem
Heim kostet derzeit ca. 3000, DM im Monat. - Die Faktoren
Heimpflege und Heimerziehung stellen nach wie vor die stirksten
dynamischen Elemente bei den Ausgaben dar, so daf ohne
grundlegende Reformen in diesem Bereich bis auf weiteres
die prekire Situation der Kommunalfinanzen nicht entschirft
werden diirfte.

Auswirkungen der derzeitigen wirtschaftlichen Lage

1970 stellten unzureichende Leistungen nach dem AFG nur bei
0,7% aller Empfinger von HLU im Rahmen der Sozialhilfe die
. Ursachen fir Sozialhilfebediirftigkeit dar; 1980 waren es schon
9,8 %. In Wirklichkeit ist der Anteil derer, die direkt oder indirekt
aufgrund der derzeitigen Massenarbeitslosigkeit »Stiitze« bezie-
hen, weit hoher anzusetzen. So ist etwa mit dem Fortfall der soge-
nannten »originiren Arbeitslosenhilfe«, d.h. der Msglichkeit,
ohne vorherige Beitragsleistungen Arbeitslosenhilfe direkt nach
dem Abschluff von Schul-, Hochschul- oder Berufsausbildung er-
halten zu kénnen, ein immer grofler werdender Personenkreis ge-
rade Jugendlicher auf Sozialhilfe angewiesen. 1980 waren schon
125000 der 1,2 Mio Bezieher von HLU Heranwachsende zwi-
schen 15 und 18 Jahren (zum Vergleich: 1973 26 000). Auch aus
dem Bereich der 25-65jihrigen (1980 knapp 500000) sind zahlrei-
che Personen aufgrund von Arbeitslosigkeit von der Sozialhilfe
abhingig geworden, da sie die notwendigen Anwartschaften nach
dem AFG nicht erfillt haben. Hierzu zihlen sehr viele Alleinerzie-
hende mit Kindern, die noch dazu hiufig auf Teilzeitarbeitsplitze
angewiesen sind und deshalb bei der derzeitigen angespannten
Lage auf dem Arbeitsmarkt kaum mehr Chancen auf Vermittlung
haben. Die offiziellen Zahlen iiber den Zusammenhang von Mas-
senarbeitslosigkeit und dem Anstieg der Sozialhilfebediirfrigkeit
geben in jedem Fall nur Mindestwerte wieder.

’
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Mit der dramatischen Zunahme der Massenarbeitslosigkeit seit
Anfang der 80er Jahre ist auch die Zahl der Sozialhilfeempfinger
enorm gestiegen. Bodo Richter, Oberstadtdirektor in Wuppertal, be-
ziffert den Anstieg der Fallzahlen bei der HLU, die durch Arbeitslo-
sigkeitbedingtist, fir den Zeitraum vom 1. Juli 1981 und 1. Juli 1982
auf 45,3 %. Wie oben dargestellt, ist auch in Frankfurt am Main ein
dhnlicher Trend zu verzeichnen (vergl. auch Weinberger 1982,
S. 575). Dies kann nicht erstaunen. 10 % aller Haushalte, in denen
langfristig Arbeitslose (mehr als vier Monate) leben, beziehen wih-
rend der Zeit der Arbeitslosigkeit ein Einkommen, das unter dem So-
zialhilferegelsatz liegt. Bis zu 50 % aller Arbeitslosenhaushalte liegen
mitihrem Haushaltseinkommen zumindest zeitweise nahe an dem im
Sozialhilfesatz ausgedriickten Existenzminimum. Damit wiichst aus
dem Kreis der derzeit Arbeitslosen ein Potential von Sozialhilfeemp-
fingern heran, das schon jetzt in der Groflenordnung zwischen
500000 und 1000000 anzusetzen ist. Es mag zwar sinnvoll sein, in
diesem Zusammenhang von einer »neuen Armut« zu reden, um die
verinderte Struktur der Sozialhilfeempfinger etwa gegeniiber den
60erund den 70er Jahren deutlich zu machen. Der Begriff der »neuen
Armut« darf aber nicht dariiber hinwegtiuschen, dafl Arbeitslosig-
keit und Armut durchgingig in der Geschichte eng beieinanderlagen
und daf} die derzeitige Entwicklung, betrachtet man die Weimarer
Republik oder die Anfangsphase der Bundesrepublik, keineswegs -
ein Novum darstellt.

Neben diesen direkten Folgen der Wirtschaftskrise treten wei-
tere indirekte auf. Sinkende Realeinkommen, der Abbau von Lei-
stungen etwa im Rentenbereich auf der einen, steigende Mieten
auf der anderen Seite fithren bei gleichzeitigen Kiirzungen im
Wohngeldbereich zu Riickstinden bei den Mietenzahlungen, Riu-
mungsklagen und in immer mehr Fillen zu Obdachlosigkeit. In
Bielefeld hat sich beispielsweise die Zahl der Riumungsklagen von
1980 bis 1982 auf 844 auf 1200 um fast 30% erhoht. Mit erhebli-
chen Mitteln konnte das Sozialamt lediglich 164 davon abwenden
(siehe Teil A, Abschnitt 1.2.2.). In der Stadt K&ln hat sich die Zahl
der Zwangsriumungen von 1981 bis 1982 fast verdoppelt. Ange-
sichts der auch hier wachsenden Flut von Riumungsklagen hat die
Stadt 1982 in 960 Fillen die Wohnung beschlagnahmt, »um die
Wohnungsversorgung iberhaupt zu sichern« (Sozialdezernent
Lothar Ruschmeier); d.h., die Stadt ist faktisch als Mieter einge-
sprungen und garantiert die Mietkosten. 600 Personen mufiten auf
Kosten der Stadt in Hotels eingewiesen werden, weil die vorhan-
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denen Obdachloseneinrichtungen nicht ausreichten. 120 Familien
schlieflich wurden in die Obdachlosenasyle eingewiesen (WDR 11,
22. 2. 1983). Das von der jetzigen Regierungskoalition verabschie-
dete neue Mietrecht, das Staffel-Mietsteigerungen nicht nur bei
Neubau-, sondern auch bei Altbauwohnungen bis zu 30% in 3 Jah-
ren zuliflt, wird die Obdachlosigkeit mit Sicherheit weiter anstei-
gen lassen. Die Kommunen werden hier als Ausfallbiirgen mit ho-
hen Finanzaufwendungen einspringen miissen.

Steigende Jugenddelinguenz

Gesellschaftspolitisch schligt ein weiteres Phinomen im Rahmen
der Jugendhilfe zu Buche, nimlich die Zunahme bei der Jugendge-
richtshilfe:

Tabelle 2
Jugendgerichtshilfe
Jahr Zuginge Minnlich Weiblich
im zusam-  Jugend- Heran- zusam- Jugend- Heran-
Berichts- men liche* wach- men liche? wach-
jahr sende? sende?

1970 192967 169278 83474 85804 23689 14150 9539
1975 228322 199361 98357 101004 28961 15876 13085
1976 249226 215457 109716 105741 33769 18861 14908
1977 275768 239432 124570 114862 36336 20340 1599
1978 296532 257183 136631 120552 39349 21984 17365
1979 309778 267736 142650 125086 42042 23949 18093
1980 333546 289982 153962 136020 43564 24887 18677
1981 350330 304855 161263 143592 45475 26214 19261

114 bis unter 18 Jahre. 2 18 bis unter 21 Jahre.
Quelle: Statistisches Bundesamt, Jugendhilfe 1981, Fachserie 13, Reihe 6, Stutigart
und Mainz 1983, S. 12

Gegeniiber 1970 hat sich die Zahl der Zuginge fast verdoppelt,
wobei die minnlichen Jugendlichen und Heranwachsenden rund
siebenmal so hiufig diese Hilfe in Anspruch nehmen miissen als
weibliche Altersgenossinnen. Allerdings gibt es zwischen weibli-
chen und minnlichen sowie zwischen den einzelnen Altersgruppen
durchaus jeweils gleichartige Zuwachsraten. Wihrend die Gesamt-
zahl der Zuginge zwischen 1970 und 1975 »nur« um 18% zuge-
nommen hatte, betrug dieser Zuwachs im nichsten Jahrfiinft von
1975 bis 1980 iiber 46%. Auch hier konnte oben am Beispiel
Frankfurt gezeigt werden, wie die entsprechenden Etatposten fiir

357



Jugendgerichshilfe aufgestockt werden mufiten. Dieser Trend ist
weiter im Steigen begriffen.

Die Staustik der Jugendgerlchtshllfe umfaflt alle Zuginge pro
Jahr, so dafl etwa Jugendliche und Heranwachsende, die in einem
Jahr mehrmals straffillig oder auch nur dessen verdichtigt wer-
den, mehrfach erfafit sind. Die Ursachen der Jugenddelinquenz
sind zweifellos vielfiltig und konnen nicht schlicht auf die verin-
derten wirtschaftlichen Bedingungen und Jugendarbeitslosigkeit
zuriickgefihrt werden. So fithrt bei Jugendlichen in jedem dritten
Fall und bei Heranwachsenden gar in jedem zweiten Fall ein Ver-
kehrsdelikt zur Verurteilung (1980). Im iibrigen ist bei dem oben
verzeichneten rapiden Anstieg der Fille von Jugendgerichtshilfe zu
beriicksichtigen, dafl die geburtenstarken Jahrgiinge inzwischen in
die hier erfaflten Jahrginge hineingewachsen sind. Daneben ist
aber uniibersehbar, dafl etwa Eigentumsdelikte - ein moglicher In-
dikator fiir Zusammenhinge zwischen Jugendkriminalitit und der-
zeitiger Wirtschaftslage — bei Jugendlichen stark sugenommen ha-
ben. Kamen 1975 auf je 100000 Jugendliche nur 802,8 Verurtei-
lungen wegen Diebstahl und Unterschlagungen, so waren dies
1978 952,3. Diese Verurteiltenziffer ist bis 1980 wieder auf 887,8
gefallen, liegt damit aber immer noch hsher als etwa 1975. Bei an-
deren Vermogensdelikten gibt es einen #hnlichen Trend. Im bri-
gen sind die Verurteiltenziffern (ohne Vergehen im Straflenver-
kehr) gerade bei Jugendlichen im Alter zwischen 14-16 und
zwischen 1618 gestiegen, besonders bei minnlichen Jugendli-
chen; seit 1979 weisen sie wieder einen geringfiigigen Trend nach
unten auf (Statistisches Bundesamt 1979, S. 326ff. und 1982,
S. 333ff).

Auch wenn die gesamten komplexen Ursachen von Jugendkrimi-
nalitit hier nicht untersucht werden konnen, so kann doch ein Zu-
sammenhang zwischen der derzeitigen wirtschafilichen Entwick-
lung und der Zunahme von Jugendgerichtsverfahren vermutet
werden. Dabei kommen auf die Kommunen nicht nur Lasten bei
der Jugendgerichtshilfe, sondern auch im Rahmen der offenen Ju-
gendhilfe zu: Erziehungsberatung, Familienhilfe u.i.m. Auch
wenn die Jugendgerichte die Erzichungsbeistandschaft oder die
Fursorgeerziehung als Erziehungsmafiregel relativ selten anord-
nen, so verursachen auch diese gleichwoh! weitere Kosten bei den
Gemeinden. So" beziffert das Landesjugendamt Bremen die Ko-
sten, die bei einer Firsorgeerziehung auf den Stadtstaat zukom-
men, pro Monat zwischen 5250 und 5850 DM. Wenn der Anteil
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derjenigen Minderjihrigen, die vom Jugendamt im Rahmen der
Hilfe zur Erziehung auflerhalb der eigenen Familie untergebracht
worden sind, an der Gesamtheit der Minderjihrigen von 1970 von
5,2 Promille seit 1975 auf tiber 7 Promille gestiegen ist und seit
1979 bei etwa 8 Promille liegt, so diirfte dies auch auf den hier un-
terstellten Kontext zwischen Beschiftigungssituation und abwei-
chendem, dariiber hinausgehend delinquentem Verhalten zuriick-
zufithren sein. Dies umso mehr, als gerade bei der Gruppe
zwischen 10 und 15 Jahren die mit Abstand grofite Zahl Jugendli-
cher anzutreffen ist, die im Rahmen der Hilfe zur Erziehung au-
Berhalb der eignen Familien untergebracht ist. Sollten hier keine
strukturellen Alternativen gefunden werden, die den Teufelskreis
zwischen mangelnder Schulausbildung, fehlender Berufsausbil-
dung und delinquentem Verhalten durchbrechen, werden in Zu-
kunft immense Kosten fiir die »Verwahrung« dieser Jugendlichen
aufgebracht werden miissen, wobei die Erfolglosigkeit einer derar-
tigen »Verwahrung« im Regelfall schon vorprogrammiert ist.

b) Defizite bei sozialen Einrichtungen und Dienstleistungen
(Realtransfers)

Im Gegensatz zu den finanziellen — direkten und indirekten —
Transfers sind die Realtransfers der Kommunen fiir Familien und
Kinder nach wie vor rudimentir geblieben, von den Kindergirten
abgesehen. Unter der Vorgabe, den »privaten« Bereich der Familie
schiitzen zu wollen, ist es unterblieben, notwendige familienergin-
zende Erziehungs- und Betreuungseinrichtungen auszubauen,
diese mit qualifiziertem Personal auszustatten und flichendeckend
zur Verfiigung zu stellen. Stattdessen verlangt diese Gesellschaft
nach wie vor den Familien Erziehungs- und Betreuungsleistungen
ab, die der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium fiir
Jugend, Familie und Gesundheit fiir 1974 schon auf insgesamt 162
Milliarden Mark veranschlagt hat (Wiss. Beirat 1979, S. 54). Dafl
inzwischen fiir ca. 77 % aller Kinder zwischen 3 und 6 Jahren Kin-
dergartenplitze zur Verfiigung stehen, ist dabei vorwiegend den
geringeren Geburtenraten zuzuschreiben. Zwar ist die Zahl der
Einrichtungen und der Kindertagesplitze in den 7Qer Jahren zu-
nichst ausgeweitet worden, doch ist seit Ende der 70er Jahre wie-
der ein Abbau der Plitze zu verzeichnen. Parallel dazu werden
Vollzeit- in Teilzeitarbeitsplitze umgewandelt.

359



Im Gegensatz zu dem relativ giinstigen Verhiltnis bei den 3 bis
6jihrigen standen 1981 nur 26098 Plitze in Kinderkrippen fiir
Kinder bis zu 3 Jahren zur Verfiigung (bei 1,705 Mio Kindern in
dieser Alterstufe). Diese Plitze sind zudem in Grofistidten kon-
zentriert. Der Anstieg der Einrichtungen und der Plitze in den
letzten Jahren hat den Versorgungsgrad nur unwesentlich verbes-
sert. Horte fur schulpflichtige Kinder boten 1981 nur 107368
Plitze an, d.h. die Betreuung von Kindern berufstitiger Eltern
bzw. Alleinerziehender ist nach wie vor nur unzureichend gewihr-
leistet. Hier miissen Verwandte, Nachbarn oder iltere Geschwister
einspringen. Dabei zeigt sich am Beispiel der Kindergartenstati-
stik, dafl Kinder erwerbstitiger Miitter in sogenannten vollstindi-
gen Familien um 20% und in sogenannten unvollstindigen Fami-
lien mit alleinerziehenden Miittern um 40% hiufiger den Kinder-
garten besuchen als Kinder, deren Miitter nicht erwerbstitig sind
(Statistisches Bundesamt 1981, S. 15). Hieraus folgt ein weiterhin
ungebrochener Bedarf an Kinderkrippen, Kindergirten und an
Kinderhorten. Diese Einrichtungen sind wichtige Voraussetzun-
gen fiir eine Vereinbarkeit von Familie, Kindererziehung und au-
Rerhiuslicher Erwerbsarbeit.

Die Gesamtkosten fir Kindertagesstitten werden fiir 1981 auf
1980 Mio DM beziffert. 50% dieses Betrages fliefen an die Triger
der freien Jugendhilfe. 70% der Kindergartenplitze werden von
freien Trigern, hier insbesondere von Einrichtungen der beiden
groflen Konfessionen verwaltet; nur knapp 30 % aller Plitze stehen
in direkter Verantwortung &ffentlicher Triger. Eine weltanschau-
lich neutrale auflerfamiliale Kinderbetreuung ist somit in weiten
Gebieten der Bundesrepublik nicht gegeben. Im Gegensatz dazu
iiberwiegt bei Kinderhorten und Kinderkrippen die offentliche
Trigerschaft.

Den Gesamtausgaben der Kommunen fiir Kindertagesstitten
stehen Einnahmen insbesondere aus Beitrigen der Eltern gegen-
tiber. Damit werden etwa 30% der Gesamtausgaben bestritten.
Entsprechend den oben beschriebenen Vorstellungen der »Kom-
munalen Gemeinschaftsstelle fiir Verwaltungsvereinfachung« von
1982, drehen die Kommunen in diesem Bereich derzeit kraftig an
der Gebithrenschraube. Dabei hat eine Analyse des Statistischen
Landesamtes Hessen zu Recht herausgestellt, dafl allenfalls ein
Fiinftel der beim Betrieb von Kindergirten anfallenden laufenden
Kosten durch Benutzungsentgelte aufzufangen seien. Wolle man
kostendeckend arbeiten, so sei ein monatlicher Beitrag von 300
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DM geboten. Dies wiirde dazu fithren, daf} nur noch ein sehr klei-
ner Kreis einkommenstarker Eltern diese Einrichtungen in An-
spruch nehmen kénnte. Eine derartige Regelung wiirde dem ei-
gentlichen Sinn dieser Einrichtungen widersprechen: »Gerade im
Fall der kommunalen Kindergirten muf also der finanzwirtschaft-
liche Aspekt der Kostendeckung hinter dem politischen Aspekt der
Befriedigung kultureller und sozialer Bediirfnisse zuriicktreten.«
(Schuchmann 1982, S. 245) '
Bei den weiteren Einrichtungen der Jugendhilfe ist in den letz-
ten Jahren insgesamt eine gewisse Zunahme bei den Einrichtungen
der Jugendbildung, der Jugendarbeit und einem Teil der Jugender-
holung festzustellen. Auch sind die Erziehungs- und Jugendbera-
tungsstellen ausgebaut worden. Dagegen ist die Zahl der Kur-,
Heil- und gesundheitlich ausgerichteten Erholungsheime, Tageser-
holungsstitten (Ferienkolonien, feste Zeltplitze u.i.) sowie
Heime fiir werdende Miitter und Wohnheime fiir Miitter mit Kin-
dern in den letzten Jahren riickliufig. Zieht man die oben be-
schriebene Tendenz hinzu, auch Einrichtungen der Sozial- und
der Altenhilfe entsprechend restriktiv zu handhaben — verkiirzte
Offnungszeiten, Nichterhalt der Bausubstanz, Unterlassen von Er-
neuerungsinvestitionen, teils Schliefen von Einrichtungen — so
wird deutlich, dafl von den jetzigen Kiirzungsmafinahmen im Be-
reich der Realtransfers die sozial Benachteiligten besonders be-
troffen sind. Damit fallen auch Reformansitze der 70er Jahre in
der Gemeinwesen- und Jugendarbeit einer angeblich unabdingba-
ren Haushalwskonsolidierung zum Opfer: Jugendzentren, Frauen-
hiuser, Erholungs- und Ferienaufenthalte fiir sozial Schwache,
Altentreffs, Stadueilinitiativen, neue Formen sozialpidagogischer
Betreuung und Beratung iibrig bleiben oder weniger willkiirlich
gewihrte und finanziell zurechtgestutzte soziale Dienste, die dann
immer weniger eines sein konnen, nimlich tatsichliche Hilfe zur

Selbsthilfe.

¢) Unzureichende Personalausstattung in der Sozialverwaltung

Folgt man neokonservativen Sozialstaatskritikern, so ist der Biir-
ger in den Fingen einer allumfassenden und allzustindigen Sozial-
biirokratie verstrickt, aus denen es kein Entrinnen gebe. Zudem
enge die stetig wachsende Belastung der Offentlichen Haushalte
durch Personalkosten — so diese Argumentation — den Spielraum
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Tabelle 3

Zwwachs an Personalstellen in Bund, Lindern und Gemeinden von 1960~1980 nach Aufgabengebieten

Aufgabenbereich Personalstand des Bund Aufgabenbereich Personalstand der Linder Aufgabenbereich Personalstand der
1980% 1980t Gemeinden (GV) 1980!
1000 % Zunahme ge- 1000 %  Zunahme ge- 1000, % Zunahme ge-
geniiber 1960 geniiber 1960 gentber 1960
(%) (%) (%)
Verteidigung (ohne Bildung, Wissen- Gesundheit, Sport,
Soldaten) 172,2 54,5 101,4 schaft, Kultur 743,3 473 142,9 Erholung 263,8 28,7 116,3
Politische Fithrung, Politische Fithrung, Aligemeine Verwal-
Zentrale Verwal- Zentrale Verwal- tung 144,9 15,7 9,9
tung, Auswirtige tung 219,5 14,0 35,1 Bau- und Woh-
Angelegenheiten 70,5 223 0,5 Offentliche Sicher- nungswesen, Ver-
Offentliche Sicher- heitund Ordnung  203,5 13,0 72,5 kehr 132,3 14,4 65,3
heit und Ordnung 28,8 9,1 63,5 Rechtsschutz 122,9 7,8 33,9 Soziale Sicherung 99,1 10,8 63,0
Verkehrs- und Gesundheit, Sport, Offentl. Einrichtun-
Nachrichtenwesen 24,3 7,7 6,5 Erholung 68,7 4,4 34,5 gen, Wirtschafusfor-
Bildung, Wissen- Soziale Sicherung 50,7 3,2 1,4 derung 78,9 8,6 119,1
schaft, Forschung, . Verkehrs- und Offentl. Sicherheit
Kuitur 9,3 2,9 77,1 Nachrichtenwesen 40,9 2,6 27,0 und Ordnung 58,5 6,4 19,8
Energie- und Was- Wohnungswesen, Schulen 44,5 4,8 73,6
serwirtschaft, Ge- Raumordnung, Wissenschaft, For-
werbe, Dienstlei- Kommunale Ge- schung, Kultur-
stungen 3,5 1,1 19,9 meinschaftsdienste 29,7 1,9 2,8 pflege 29,9 3,2 98,4
Rechtsschutz 2,0 0,6 71,8 Ernihrung, Land- Rechtl. unsetbstin-
Soziale Sicherung, wirtschaft und For- dige Wirtschaftsun-
Gesundheit, Sport, sten 21,5 1,4 15,0 ternehmen 68,6 7,5 -~ 437
Erholung 1,5 0,5 54,0 Energie- und Was- Insgesamt 920,4 100 43,4
Ernihrung, Land- serwirtschaft, Ge-
wirtschaft und For- werbe, Dienstlei-
sten 0,5 0,2 21,1 stungen 11,7 0,7 0,9
Rechtl. unselbstin- Rechtl. unselbstin-
dige Wirtschaftsun- dige Wirtschaftsun-
ternchmen 3,6 1,1 - 21,3 -ternehmen 58,1 37 - 228 1 Endgiiltige Zahlen
Insgesamt 3162 100 49,6 Insgesame 1570,7 100 66,0 Quelle: Gerald Kreiflig, Personalstand und Perso-
nalentwicklung bei Bund, Lindern und Gemeinden
*Vortaufige Zabhlen * Vorlaufige Zahlen (GV), in: Der Stadtetag, Heft 3/1982,S. 1894,




des Staates fiir notwendige Mafinahmen zur Wirtschaftsforderung
ein. Umgekehrt fordern jene, die im Abbau von Sozialbiirokratie
ein Allheilmittel gegen Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit se-
hen, immer wieder von neuem den Ausbau eines »starken« Staates
- innen- wie auflenpolitisch — und stellen dabei insbesondere auf
eine auch personelle Ausweitung von Sicherheitskriften, Uberwa-
chungssystemen und Kontrollinstanzen ab.

In der Tat hat sich der Personalbestand bei den &ffentlichen Ge-
bietskorperschaften von 1960 bis 1980 von 1799000 auf 2 800000,
d.h. um 56 % erhsht. Den grofiten Anstieg weisen dabei die Linder
mit 66 % auf, gefolgt vom Bund mit 49,6 %, wihrend die Kommunen
mit 43,3 % den durchschnittlichen Steigerungssatz betrichtlich un-
terschreiten. Eine Detailanalyse gibt Aufschluf}, wo die eigentlichen
Ursachen fiir den Personalzuwachs liegen (Tab. 3).

Es wird deutlich, daff die Hauptursache fiir den exorbitanten
Anstieg der Personalkosten just in dem Bereich liegt, der gerade
von den konservativen Sozialstaatskritikern bei ihrer Betrachtung
vollstindig ausgespart wird, ja, der sogar noch vergréfiert werden
soll, nimlich im Bereich der militirischen und der inneren Sicher-

- heit. Der Personalbestand fiir Verteidigung (ohne Soldaten) ist mit
172000 Personen 1980 fast so hoch wie das gesamte Personalvolu-
men des Bundes im Jahr 1960 (211000 Personen). Der Bereich 6f-
fentliche Sicherheit und Ordnung weist einen Zuwachs von 63,5 %
auf; Verteidigung und offentliche Sicherheit zusammen nehmen
knapp zwei Drittel aller Planstellen des Bundes in Anspruch. Be-
dingt durch die Zustandigkeit der Linder und der Gemeinden ist
der Personalbestand des Bundes im Bereich Soziale Sicherung sehr
gering. Die Sozialversicherung (einschliefilich Bundesanstalt fiir
Arbeit) mit rund 200000 Beschiftigten kann im weiteren deshalb
aufler acht gelassen werden, weil im privaten Versicherungsge-
werbe schon jetzt mehr abhingig Beschiftigte titig sind als im so-
zialversicherungsrechtlichen Bereich. Im iibrigen wiirde ein Abbau
von Funktionen im Rahmen der Sozialversicherung (etwa: Alters-
versorgung) notwendig das private Versicherungsgewerbe auswei-
ten, also anstelle einer &ffentlich-rechtlichen eine private »Sozial-
biirokratie« stirken. In den Lindern verzeichnet der Bereich
Bildung, Wissenschaft und Kultur mit 142% und der der &ffentli-
chen Sicherheit und Ordnung mit 72,5% die hochsten Zuwachsra-
ten auf. Wihrend die Offentliche Sicherheit 13 % aller Planstellen
auf sich vereinigt, fallen auf den Sektor Soziale Sicherung ledig-
lich 3,2% (203500 gegeniiber 50700 Stellen). In den Kommunen
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ist insbesondere der Sektor Gesundheit, Sport, Erholung zwischen
1960 und 1980 personell ausgeweitet worden — Folge nicht zuletzt
der allgemeinen Verbesserung der Krankenversorgung und der
personellen Ausstattung der Krankenhiuser. Selbst in den Kom-
munen mit ihren umfangreichen sozialpolitischen Aufgaben steht
der Bereich Soziale Sicherung — was die Anzahl der Stellen anbe-
langt — erst an vierter Stelle hinter Gesundheit, Sport, Erholung,
der Allgemeinen Verwaltung und dem Wohnungs- und Straflen-
bau. Geht man vom Zuwachs in den letzten 20 Jahren aus, so
nimmt die Soziale Sicherung erst den 6. Platz ein. Und auch hier
auf kommunaler Ebene beansprucht die Soziale Sicherung ledig-
lich 10,8% der Stellen. Die 6ffentliche Sicherheit umfaflt auf die-
ser Ebene immer noch 6,4 % des gesamten Personalvolumens (ein-
schliefflich Feuerschutz).

Mit dieser Bilanz soll und kann keineswegs die Kritik an bevor-
mundender und restriktiv einengender Praxis der Sozialadmini-
stration en bloc zuriickgewiesen werden. Hier gilt es vielmehr, das
Verhiltnis Behsrde — Klient zu verbessern und von einer restrikti-
ven Beratungs- und Gewihrungspraxis zu einer bedarfsgerechten,
Eigeninitiative stiitzenden und Selbsthilfe erméglichenden Hal-
tung der Behorden zu gelangen. Dies gilt auch fir die Verwaltung
der Sozialversicherung.

Gerade auf kommunaler Ebene zeigt sich, daff der Personalbe-
stand eher zu gering als zu hoch angesetzt ist. Wie Martin Berg
fir Frankfurt am Main zu recht herausstellte, sind nicht nur die
konkreten Fallzahlen im Sozialbereich selbst gestiegen; sondern
nicht zuletzt als Folge unzureichender Personalausstattung in den
anderen Gebietskorperschaften bzw. bei der Sozialversicherung
miissen derzeit dariiber hinaus auch noch zusitzliche Aufgaben
von der Sozialverwaltung iibernommen werden, etwa weil es Ver-
zdgerungen beim Arbeitsamt, bei der Krankenkasse etc. gibt. An-
gesichts des immer schon besonders psychisch belastenden Publi-
kumsverkehrs und der stindig steigenden Anspannung zwischen
der zunehmenden, oftmals aggressiv vorgetragenen Erwartungs-
haltung der Klienten und den immer restriktiver werdenden Hand-
lungsspielriumen bei der Leistungsgewihrung ist Berg zuzustim-
men, »daf in der Sozialverwaltung hirter gearbeitet wird, als in
anderen offentlichen Verwaltungen«. Zudem sind die Aufstiegs-
chancen in der Sozialverwaltung schlechter als im iibrigen Offent-
lichen Dienst (SGK, Fachtagung »Sozialpolitik« 1982, S. 12). Stel-
lensperre und Stellenabbau gerade in der Sozialverwaltung ver-
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schlechtern insofern die Bedingungen der dort Arbeitenden. Zu-
gleich wird dadurch Stiick fiir Stiick der erreichte Grad an Sozial-
staatlichkeit dieser Republik abgebaut.

d) Sozialer Wandel zu Lasten der Sozialfinanzen der
Groffstidte

Von den vorstehend beschriebenen Prozessen sind die einzelnen
Kommunen unterschiedlich betroffen. So konstatiert Otto Fichter,
Beigeordneter fiir Soziales, Jugend und Gesundheit der Stadt
Duisburg, schon 1979 einen sozialen Wandel, der mit erheblichen
finanziellen Konsequenzen fir die Grofistidte verbunden sei.
Wihrend auf der einen Seite immer mehr gut und kontinuierlich
verdienende Mittelschichten- und Aufsteigerfamilien aus den Stid-
ten in die umliegenden mittelstidtischen und lindlichen Gegenden
zdgen, verblieben in den Ballungszentren selbst v. a. jene, die ver-
starkt auf Unterstiitzung angewiesen seien: die Alteren, die kinder-
reichen Familien, die Behinderten, Obdachlose, Auslinder, Sucht-
gefihrdete, Strafentlassene. Mit zunehmender Massenarbeitslosig-
keit kommen auch immer mehr Arbeitslose in die Grofistidte,
einmal um der dichten sozialen Kontrolle auf dem Lande bzw. in
der Kleinstadt zu entgehen, zum anderen in der Hoffnung, in der
Grofistadt eher Arbeitsmoglichkeiten zu finden. Otto Fichter resii-
miert: »In den Grofistidten beobachten wir eine Konzentration
von Hilfesuchenden, die es nétig macht, alle heute iiblich gewor-
denen und erprobten, aber auch noch in Erprobung befindlichen
sozialen Einrichtungen und Dienste fir entwicklungsgefihrdete
Kinder und Jugendliche, fiir entwurzelte Familien, fir Kranke und
Behinderte, fir alleinstehende alte Menschen vorzuhalten. Die
Kosten fiir die notwendigen Einrichtungen und Dienste (seien es
Kosten fir die Gemeinden als Triger, seien es Subventionen fiir
Wohlfahrtsverbinde und andere Organisationen als Triger) fiih-
ren im Verein mit steigenden gesetzlichen Leistungen, die Bundes-
und Landesrecht den Gemeinden auferlegen (so jedenfalls nach
geltendem Recht in der Bundesrepublik Deutschland) zu einem
Ansueg der Soziathilfehaushalte tiber das Maf§ der tiblichen Haus-
haltsentwicklung hinaus. Einnahmezuwichse werden so von stei-
genden sozialen Kosten verschlungen, oder es miissen andere
kommunale Leistungen eingeschrinkt werden.« (Fichter, in: Der
Stidtetag 5/1979, S. 248)
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Die Abnahme bei der aktiven Erwerbsbevolkerung und die Zu-
nahme von hilfebediirftigen Bevolkerungsgruppen — relativ und
absolut — haben denn auch in den Grofistidten des Ruhrgebietes
seit Ausbruch der Wirtschaftskrise zu einem rapiden Anstieg des
Anteils der Sozialhilfeempfinger an der Wohnbevélkerung ge-
fiihrt. Otto Fichter belegt dies fiir die Stadte Duisburg, wo 1970
nur 2,9% der Bevolkerung Sozialhilfe bezogen, wihrend dies 1976
schon 4,4% waren. In Disseldorf (von 2,2% auf 3,3%), in Essen
(von 3,0% auf 4,9%) und in Dortmund (von 2,8 % auf 4,2 %) sieht
die Entwicklung #hnlich aus. Infolgedessen ist die Belastung der
Kommunen durch Sozialhilfeausgaben sehr unterschiedlich. 1981
hatten die kreisfreien Stidte in NRW pro Einwohner 159 DM fiir
Sozialhilfe auszugeben, wihrend die Kreise nur mit 102 DM pro
Einwohner belastet worden sind (Richter, in: SGK: Fachtagung
»Sozialpolitik 1982, S. 23). Deshalb fordern die Grofistidte zu
Recht einen horizontalen Sozialhilfeausgleich, der den unter-
schiedlichen Belastungsgraden der Grofistidte Rechnung trigt.

Dies gilt auch fiir den Bereich der Jugendhilfe. Grofistidte wa-
ren und sind nicht nur Vorreiter von neuen Formen der Jugendar-
beit gewesen (Jugendzentren, Abenteuerspielplitze, Jugendfreizei-
ten u.a.m.), sondern in ihnen kumulieren immer wieder soziale
Problemlagen, die in Konflikten unterschiedlicher Art ihren iu-
ferlich sichtbaren Ausdruck finden: Jugendprotest, alternative
Subkultur, Radikalisierung u.a.m. Auch hier ergibt sich die Not-
wendigkeit kommunalen Handelns.

e) Entwicklungsperspektiven

Ohne grundlegende Strukturreformen mit dem Ziel einer alterna-
tiven Beschiftigungs- und Arbeitsmarktpolitik auf der Grundlage
eines qualitativen Wachstums werden sich die hier dargelegten
Problemlagen weiter zuspitzen. Damit werden nicht nur zaghafte
Reformansitze in der Gemeinwesen- und in der Jugendarbeit zer-
stort; sondern insgesamt wird es einen Riickfall in eine sozial re-
glementierende und diskriminierende Sozial- und Jugendarbeit ge-
ben. Anzeichen dafiir sind uniibersehbar:

Verschdrfung won Diskriminierung und Kontrolle
Die Diskussion iiber vermeintlichen Miflbrauch hat im Zusam-
menhang mit der Sozial- und Jugendhilfe keineswegs an Brisanz
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verloren, obwohl nennenswerte Formen tatsichlichen Miflbrauchs
SO gut wie nie aufgezeigt worden sind. Miflbriuchliche Inan-
spruchnahme diirfte sich nach vorliegenden in- und auslindischen
Studien eher im Promillebereich bewegen. Der Vorwurf des Mifi-
brauchs zielte und zielt letztlich immer darauf, den Empfanger-
kreis auf weitere lineare Leistungskiirzungen psychologisch vorzu-
bereiten. Es soll der Eindruck erweckt werden, die solchermafien
Geschidigten seien an den vorgenommenen Kiirzungen selbst
schuld.

Umgekehrt werden die von Kurzungen Betroffenen auch noch
wechselseitig als Stindenbocke abgestempelt, so daf sich die Kritik
an den Sparmafinahmen nicht gegen die derzeitige Wirtschafts-
und Sozialpolitik wendet, sondern gegen unterschiedliche Grup-
pen der sozial Schwachen: Sozialhilfe-, Wohngeld-, BAf6G-Emp-
finger u.v.a.m. Auch wenn der Stadtkimmerer von Bochholt,
Werner Kuhlemann, mit seiner Forderung, das Strafgesetzbuch
dahingehend zu verschirfen, dafl »Miflbrauch« in der Sozialhilfe
effektiver strafrechtlich verfolgt werden koénne, auf der Fachta-
gung »Sozialpolitik« der Sozialdemokratischen Gemeinschaft fiir
Kommunalpolitik im Dezember 1982 heftigen Widerspruch der
Versammelten hervorrief, so zeigen sich hier gleichwohl Anzei-
chen fiir einen autoritiren »Sicherheitsstaat«. Danach soll der ein-
zelne stirker reglementiert und mit Sanktionen bedacht werden.

Anfinge einer Arbeitspflicht

In diesen Kontext gehort auch die Dienstverpflichtung von Sozial-
hilfeempfingern, die derzeit entgegen der Intention des BSHG
und in rechtswidriger Weise immer mehr um sich greift. Wihrend
sich die Kommunen mit Erfolgsmeldungen iiber gelungene Ein-
sparungen bei den Planstellen geradezu iiberbieten, werden Sozial-
hilfeempfinger zur Erledigung regulirer kommunaler Aufgaben
eingesetzt, ohne arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen
Schutz. Der demagogische Begriindungsaufwand fiir diese Be-
schiftigungsformen dient letztlich — entgegen dem in Artikel 12
des Grundgesetzes ausdriicklich verankerten Verbot der Zwangs-
arbeit — der Wiedereinfithrung von Arbeitspflicht in bestimmten
Bereichen. Des weiteren soll damit auf die Tarifpolitik der Ge-
werkschaften Druck ausgeiibt werden, um die unteren Lohngrup-
pen nach unten auszudifferenzieren. Und schliefilich werden tiber
diese Mafinahmen die im offentlichen Bereich Beschiftigten zur
Hinnahme verschlechterter Arbeitsbedingungen gedringt.
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Zerstirung des Bedarfsprinzips

Das Bedarfsprinzip, das bislang dem Warenkorb als Bezugspunkt
des Regelsatzes in der Sozialhilfe zugrunde gelegen hat, ist mit der
»QOperation *82« zunichst in Teilen aufler Kraft gesetzt worden
und steht in der Gefahr, faktisch ganz aufgehoben zu werden, ver-
folgt man die aktuelle Diskussion um die »Neufassung« des Wa-
renkorbes. Denn entgegen der Expertenmeinung, wonach der Wa-
renkorb den verinderten Gebrauchsgewohnheiten angepafit und
wonach die Regelsitze um ca. 30% angehoben werden miifiten,
suchen die Triger der Sozialhilfe derzeit ihre finanztechnischen
Vorgaben durchzusetzen. Danach wird nicht mehr das, was sich —
dem Bedarf entsprechend — im Warenkorb befindet, den Regelsatz
bestimmen, sondern werden umgekehrt die finanziellen Gegeben-
heiten der Kommunen den Regelsatz und dieser den Inhalt des
Warenkorbes bestimmen. Dies gilt unabhingig davon, ob der
Form halber am Warenkorb festgehalten wird oder nicht. Denn er-
stens ist die Festlegung der Regelsitze auf der Grundlage der un-
teren Quartilswerte (bei gleichen Waren die Preise, die sich im un-
teren Viertel des gesamten Preisspektrums bewegen) politische
Setzung. Zweitens sind Sozialhilfeempfinger — man denke an die
Witwe auf dem Lande — hiufig gar nicht in der Lage, kostengiin-
stige (Sonder-) Angebote etwa in Supermirkten wahrzunehmen,
weil sie keine Moglichkeiten haben, dorthin zu gelangen.

Abstriche bei der Qualitit der Pflegeleistung

Die eigentlich treibenden Kostenfaktoren in der Jugend- und in
der Sozialhilfe, nimlich die Kosten fiir die Heimunterbringung,
sind bislang ungebrochen. Von Ausnahmen abgesehen, handelt es
sich hierbei um tatsichliche Kosten, die bei dieser Form der Alten-
und der Jugendpflege auftreten. Versuche, wie etwa im Bundes-
land Schleswig-Holstein, diese Pflegesitze nicht mehr entspre-
chend den tatsichlich nachgewiesenen Kosten, sondern nur noch
entsprechend vorgegebener politischer Rahmendaten abzurech-
nen, miissen zu Substanzverlusten der Heime, zur Verschlechte-
rung der Lage der Heimbewohner und zu einer Verschirfung der
Arbeitsbedingungen der dort Beschiftigten fithren. Infolgedessen
verwahren sich die Triger der freien Wohlfahrtspflege auch gegen
Versuche der Bundesregierung, die Pflegekosten in Altenheimen
nur noch entsprechend dem Grundlohnanstieg anzupassen. Abge-
sehen davon, dafl Versuche einer Begrenzung der Ausgaben ent-
sprechend dem Grundlohnanstieg im Gesundheitsbereich bislang
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erfolglos geblieben sind, unterstellt diese Logik einen Gleichklang
zwischen dem Anstieg der gesamten Lohne und den Kosten fiir
Heimunterbringung, was unzutreffend ist. Denn in der allgemei-
nen Lohnentwicklung schlagen sich u.a. auch die Zuwachsraten
bei der Arbeitsproduktivitit nieder. Aufgrund des spezifischen,
personalintensiven Charakters des Sozialsektors im allgemeinen
und des Pflegebereiches im besonderen miissen entsprechende
Produktivititssteigerungen hier in jedem Falle niedriger ausfallen,
als im Durchschnitt der gesamten Volkswirtschaft. Wiirde man
gleichwohl eine derartige Koppelung gesetzlich durchsetzen, so
miiflte dies zu einer rapiden — unmenschlichen — Rationalisierung °
etwa im Altenpflegebereich fihren (computergesteuerte Pflegeau-
tomaten, Wohn- und Bettenzellen, die an grofien, im Parkhausbe-
reich schon angewandten Bindern hingen u.i.m.), damit zu ge-
waltigen Abstrichen bei der Qualitit der Pflegeleistung. Bis zu
einer »Regelung« der Pflegeproblematik scheinen einzelne Stidte
schon zu anderen Formen des »Sparens« iiberzugehen. So werden
generell Antrige auf Heimunterbringung beim Sozialamt schirfer
berpriift. In der Stadt Frankfurt am Main sind beispielsweise
1981 mangels ausreichender Pflegeplitze von 1900 Antrigen auf
Heimuntersuchung schlicht nur 1200 erledigt worden (Berg, in:
SGK, Fachtagung »Sozialpolitik« 1982, S. 11). Der Verwaltungs-
chef des Landschaftsverbandes Rheinland, Bernd Fischbach, hat
dariiber hinaus die Riickverlagerung der Altenpflege in die Familie
gefordert, weil die Kommunen die notwendigen Ausgaben bei
Heimpflege nicht mehr iibernehmen kénnten. Fischbach schlug
vor, Pflege in der Familie steuerlich zu begiinstigen (K6lner Stadt-
anzeiger vom 20. 10. 1982).

Laisierung bei sozialen Diensten

Kiirzungen im freiwilligen Bereich — etwa bei sozialen Diensten ~
werden auf mittlerer Sicht die Kosten im Pflichtbereich anschwel-
len lassen. Versuche nun, die Ausgaben fiir die sozialen Dienste
dadurch zu senken, dafl im Riickgriff auf Konzepte des 19. Jahr-
hunderts (»Elberfelder Modell«) der erreichte Grad an Professio-
nalisierung zurtickgedreht wird und wieder stirker ehrenamtliche
Krifte in die Sozial- und Jugendarbeit einbezogen werden, miissen
nicht nur an der sozialen Realitit, sondern auch an der mangeln-
den Kompetenz dieser Krifte scheitern. Niemand kime auf die
Idee, etwa eine (im tibrigen mit 6ffentlichen Mitteln hoch subven-
tionierte) Opernauffithrung durch die Heranziehung értlicher Ge-
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sangvereine anstelle der teuren professionellen Opernchére zu ver-
billigen oder Routineeingriffe im Stidtschen oder im Landkreis-
krankenhaus und die Behandlung leichter Frakturen durch ge-
schulte Laienkrifte aus dem Metzger- oder Friseurgewerbe vor-
nehmen zu lassen. Die Betreuung sozial geschidigter und delin-
. quent gewordener Jugendlicher, von Bewohnern sozialer Brenn-
punkte und Obdachlosen dagegen soll offensichdlich wieder dem
»gesunden Menschenverstand« anvertraut werden (Niedrig/Wag-
ner 1982, S. 219ff.).

2.4 Alternativen kommunaler Sozialpolitik

Im Rahmen der gesamten im Memorandum vorgestellten Forde-
rungen nach einer grundlegenden Umorientierung der derzeitigen
Wirtschafts- und Sozialpolitik ergeben sich aus dem zuvor Analy-
sierten folgende Alternativen fir die kommunale Sozialpolitik.

a) Erbalt und Ausbau von allgemeinen Sicherungssystemen

Die Sozialhilfe mufl von der Aufgabe befreit werden, Ausfallbiirge
fiir fehlendes oder zu geringes Haushaltseinkommen als Folge von
Arbeitslosigkeit zu sein, die ihr angesichts der derzeitigen Wirt-
schaftskrise immer stirker zukommt. Die Finanzierung der Sozial-
hilfe durch die Kommunen ist nicht fiir den Fall einer lang anhal-
tenden Wirtschaftskrise angelegt. Die Arbeitslosenversicherung
darf nicht zum zweiten Mal in der deutschen Geschichte zu Lasten
der kommunalen Fiirsorgeleistungen »saniert« werden, mit dem
Ergebnis einer zunehmenden Verarmung der Kommunen und der
Betroffenen. Infolgedessen stellen die in Teil A dieses Memoran-
dums aufgestellten Forderungen zur Verbesserung der derzeitigen
Leistungen nach dem AFG auch einen Beitrag zur Riickgewinnung
von Spielraum der aktuellen kommunalen Sozialpolitik dar. Als
unmittelbare Tagesforderung gilt es dariiber hinaus, einen vertika-
len Ausgleich bei der Sozialhilfe herbeizufithren, um Bund un
Linder an der Finanzierung der arbeitsmarktbedingten Sozialhil-
feabhingigkeit zu beteiligen. Die schon in der Phase der sozialli-
beralen Ara einsetzende und jetzt verstirkt fortgesetzte Demon-
tage des Systems der Sozialen Sicherung schligt unmittelbar auf
die kommunale Ebene durch. Auch hier sind die Kommunen tiber-
fordert, die Rolle des Ausfallbiirgens fiir die Sanierung der Bun-
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des- und der Landeshaushalte zu iibernchmen. Das System der so-
zialen Sicherung steht gerade in Phasen der Krise in der Bewih-
rung! Im Memorandum ’82 haben wir ausfithrlich Vorschlige dis-
kutiert, wie das System der Sozialen Sicherung tiber Strukturrefor-
men langfristig gesichert werden kann. Auf diese Vorschlige sei
hier verwiesen.

Die schon damals angesprochene Herauslosung von allgemei-
nen Sicherungsfunktionen aus dem Bereich der Sozialhilfe, hier
insbesondere die Risiken Pflegebediirfigkeit und Behinderung,
miissen dringender denn je in Angriff genommen werden. Insbe-
sondere das Gesundheitswesen und der Familienlastenausgleich
enthalten in ihrer jetzigen Form sozial ungerechtfertigte Begiinsti-
gungen, von denen ein Teil entweder direkt (Losung im Rahmen
der GKV) oder indirekt iiber Beitragsverlagerungen bzw. Bundes-
zuschiisse (Losung im Rahmen der GRV, Pflegeversicherung) her-
angezogen werden kénnte. Damit wiirden die beiden grofiten Aus-
gabenblscke aus der Finanzierungsverpflichtung der Kommunen
herausgenommen. :

b) Horizontaler Finanzausgleich

Bei der Finanzierung der Sozial- und auch der Jugendhilfe miissen
tiber die Folgen der derzeitigen Arbeitsmarktlage hinaus auch wei-
tere, die Kommunen unterschiedlich belastende soziale Risiken be-
ricksichtigt werden. Den stidtischen Ballungszentren miissen ent-
sprechend ihrer unabdingbaren Aufgaben im Rahmen der Sozial-
und Jugendhilfe mehr Finanzmittel zur Verfiigung gestellt werden.

¢) Erbalt des Bedarfsprinzips

‘Wie schon im letztjihrigen Memorandum gefordert, ist der Wa-
renkorb entsprechend dem tatsichlichen Bedarf anzupassen und
sind die Regelsitze entsprechend anzuheben. Die nach unten ge-
richtete Dynamik, die von der Sozialhilfe auf die Lohnersatzlei-
Stungen bei Arbeitslosigkeit und auf die Lohne ausgeht, ist zu
durchbrechen. Bedarfsgerechte Sozialhilfesitze sind auch eine Ga-
rantie fiir ein Mindestniveau der Lohnersatzleistungen im Rahmen

des AFG und der Lohne!

d) Stirkung priventiver Elemente

Auch im Bereich der Jugendhilfe gilt es, kompensatorische Lei-
Stungen tendenziell dadurch iberfliissig zu machen, daf§ entspre-
chende Mittel rechtzeitig vorbeugend eingesetzt werden. Sicher
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wird es kaum moglich sein, die hohen Heimkosten im Rahmen der
Jugendhilfe direkt abzubauen, es sei denn durch eine unverant-
wortliche Einschrinkung von Personal und Sachleistungen. Der
Trend zur Erziehung in Pflegefamilien ist deshalb fortzusetzen,
wobei im Interesse der Entwicklung des Kindes sichergestellt sein
muf}, dafl die Pflegefamilie qualifiziert ist und dafl das Kind lang-
fristig in einer Familie bleibt. Dariiber hinaus gilt es, soziale Pro-
blemlagen in Familien frithzeitig zu erkennen und Hilfen fiir die
Familien anzubieten. Im Fall einer tatsichlichen Gefahr fiir die
Entwicklung des Kindes ist dem Recht des Kindes der unbedingte
Vorrang gegeniiber dem Recht der Eltern einzurdumen, zumal die-
ses Elternrecht gerade in konservativer Auslegung auflerordentlich
schwammig ist und mehr die Erhaltung des sozialen Status quo im
Auge hat als die Fiirsorge fir die gute Entwicklung der Kinder,
wie immer wieder behauptet wird. Auch wenn dies angesichts der
derzeitigen Mehrheiten in den Gesetzgebungsorganen des Bundes
keine Chance auf Realisierung hat, gilt es, die Forderungen nach
einer Reform des Jugendhilferechts mit dem Ziel einer Stirkung
der Position der Kinder/Jugendlichen aufrechtzuerhalten. Mittel
der Jugendhilfe sind iiberdies verstirkt in Problembereichen mit
dem Ziel einzusetzen, Jugenddelinquenz, Suchtgefihrdungen,
Kinder- und Jugendprostitution u.a.m. zu verhindern. Dies gilt
auch und besonders fiir jugendliche Auslinder.

e) Umwidmung kompensatorischer Geldleistungen im Sinne
langfristiger Ausbildungs- und Beschiftigungsmiglichkeiten

Die Gemeinden sind der zweitgrofite Arbeitgeber unter den Ge-
bietskorperschaften in der Bundesrepublik und der grofite sffentli-
che Investor. Deshalb kommt den Kommunen eine zentrale Ver-
antwortung bei der gegenwirtigen Wirtschaftslage zu. Die riick-
liufige Entwicklung bei den Investitionen (siche den nachfolgen-
den Teil 3) vernichtet nicht nur Arbeitsplitze, sondern bedeutet
auch den Verzicht auf Erhalt und Erweiterung sozialer Einrichtun-
gen. Die Kommunen miissen deshalb sowohl unter Gesichtspunk-
ten des Arbeitsmarktes als auch unter dem Aspekt der sozialstaatli-
chen Leistungsgewihrung notwendige soziale Infrastrukturein-
richtungen ausbauen. Die bei solchen Sozialinvestitionen zu
erwartenden Folgekosten sind als Beitrag zur Verbesserung der all-
gemeinen Lebensqualitit zu betrachten und deshalb zu bejahen -
anders als etwa die jihrlichen Subventionen von iiber 20 Mio DM,
die die Stadt Frankfurt — entgegen ihrem sonstigen Sparkurs —
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jahrlich zu den laufenden Geschiftskosten der Alten Oper zu-
schieflen muf§ und die letztlich nur einer kleinen Schicht gut be-
tuchter Biirger zugute kommen (SPIEGEL 14/1982, . 77).

Im Personalbereich miissen die Kommunen ihren rigiden Plan-
stellenabbau beenden. Der Stadtstaat Hamburg hat diese Notwen-
digkeit bisher als einziger erkannt. Arbeitsbeschaffungsmafinah-
men geben bei gleichzeitgem Stellenabbau keinen Sinn, hochstens
den, daf sich die Kommunen zu Lasten der Bundesanstalt fiir Ar-
beit von Pflichtausgaben befreien. Hinzu kommt: »Die kommu-
nale Auffangfinanzierung einer gesamtgesellschaftlich unterbliebe-
nen gerechten Arbeits- und Einkommensverteilung in der Weise,
dafl mit der Hilfe zum Lebensunterhalt die Existenz von Familien
gesichert wird, ist sicherlich die teuerste und unproduktivste Lé-
sung, die sich eine Gesellschaft leisten kann.« (Richter, in: SGK,
Fachtagung »Sozialpolitik« 1982, S. 22)

Hamburg und Bremen haben diskussionsfihige Vorschlige un-
terbreitet, wie Mittel der Sozial- und der Jugendhilfe produktiv
zur Beschaffung von Arbeitsplitzen eingesetzt werden kénnen
(Burgerschaft Hamburg, Drucksache 10/392 vom 19. 10. 1982
und Senator fiir Soziales Bremen, Vorlage vom 3. 12. 1982). In
diesem Sinne gilt es in Zukunft,

- kommunale Landesmittel verstirkt in Einrichtungen der aufier-
betrieblichen Berufsausbildung von Jugendlichen und

— kommunale Mittel der Sozialhilfe fur die Schaffung von arbeits-
und sozialversicherungsrechtlich abgesicherten Arbeitsverhilinis-
sen einzusetzen.

Diese beiden Vorschlige, fiir Hamburg und Bremen exempla-
risch vorgelegt, werden allein genommen sicher nicht die gesamten
Probleme mangelnder Ausbildungsmoglichkeiten bei Jugendli-
chen, der Jugendarbeitslosigkeit sowie der Sozialhilfeabhingigkeit
Arbeitswilliger und -fihiger 16sen. Im Kontext allerdings der ge-
samten Vorschlige dieses Memorandums kénnten die Kommunen
hiermit jedoch einen gewichtigen Beitrag zur Uberwindung der
derzeitigen Massenarbeitslosigkeit leisten.

f) Einbeziehung der Woblfahrtsverbinde und freier Triger der
Jugendbilfe in eine aktive kommunale Beschiftigungspolitik

In diesem Sinne ist die Praxis der Zuweisungen der Kommunen an
die Triger der Wohlfahrtspflege und der Jugendhilfe zu iiberprii-
fen. Es ist insgesamt auf den Ausbau ambulanter Dienste anstelle
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stationirer Einrichtungen hinzuwirken, weil dadurch insbesondere
alte Menschen linger in ihrer vertrauten Wohnumgebung leben
konnen. Dabei sind, auch im Zusammenhang mit der Jugendhilfe,
neben den groflen Verbinden verstirkt weitere freie Triger zu for-
dern. Das Beispiel des Seniorenschutzverbundes etwa belegt, daf}
und wie in Selbstorganisation gefiihrte Altenwohnheime nicht nur
billiger sind, sondern fir die Betroffenen auch mehr personliche
Spielriume ertéffnen. Zudem koénnen von derartigen autonomen
Gruppen innovatorische Impulse auch auf die Arbeit der grofien
Verbinde ausgehen. Die vorherrschende Tendenz insbesondere
CDU-regierter Kommunen, derartige autonome Triger, die sich
im Verlauf der 70er Jahre herausgebildet haben, finanziell nicht
weiter oder nur noch in einem geringen Umfang zu férdern, stell
demgegeniiber nicht nur einen Bruch des sonst gerade von Uni-
onspolitikern immer wieder verteidigten Subsidiarititsprinzips
dar, sondern verschiittet mithsam herausgebildete Ansitze zu
Selbsthilfe und mehr Eigenverantwortlichkeit. Diese Entwicklung
steht nur scheinbar im Widerspruch zu Vorstellungen etwa des
Berliner Sozialsenators, Ulf Fink, der verstirkt Einrichtungen der
Nachbarschaftshilfen etc., also sogenannte »kleine Netze«, for-
dern will, letztlich um offentliche Sozialausgaben zu sparen
(Frankfurter Rundschau vom 27. 4. 1982). Denn gerade derartige
finanziell vertraglich tiberhaupt nicht langfristig abgesicherte
Selbsthilfeeinrichtungen stehen immer in Gefahr, im Falle haus-
haltsmifliger Liicken — die ja schon jetzt gegeben sind — und/oder
bei politischer »Unbotmifigkeit« ihrer Mittel beraubt zu werden.
Im Gegensatz zu dieser Tendenz gilt es, autonome Projekte gegen
politische Mafiregelungen und finanzielle Austrocknung zu vertei-
digen.

Insgesamt liegen in diesem Bereich sozialer Dienste sowohl fiir
die Triger der Wohlfahrtspflege als auch fiir die freien Triger der
Jugendhilfe Ansitze fiir Initiativen, die den Arbeitsmarkt entlasten
konnen (vgl. u.a. Maier 1982 und Reissert 1983). Dabei miissen
entsprechende Projekte auf Dauer angelegt sein und damit der
weithin unsinnige Versuch beendet werden, iiber sogenannte »Mo-
dellversuche« neue Impulse zu geben. Gegen die derzeitige Mas-
senarbeitslosigkeit und gegen die aufgezeigten sozialen Defizite
helfen keine punktuellen Gegenmafinahmen, die noch dazu unter
dem Fallbeil jederzeitiger Mittelkiirzungen stehen, sondern nur
eine planmifig und auf Dauer ausgerichtete Politik (Riege 1983,
S. 85ff.).
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Da die Kommunen neben dem Gebithrenbereich und einigen
Regelungen bei den Hebesitzen der Gewerbesteuer nur geringe
Moglichkeiten haben, ihre Finanzkraft aus eigenen Mitteln zu ver-
stirken, ist die Realisierung dieser Alternativen im wesentlichen an
eine umfassende Finanzreform gekoppelt.
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3 Entwicklung und Alternativen des
kommunalen Finanzsystems

3.1 Leitlinien fiir eine Reform des kommunalen
Finanzsystems

Im Mittelpunkt der Anforderungen an ein kommunales Finanzsy-
stem steht das Selbstverwaltungsprinzip. Artikel 28 Abs. 2 des
Grundgesetzes, der den Gemeinden das Selbstverwaltungsrecht
gewihrleistet, lafit allerdings offen, welcher Grad an Finanzauto-
nomie zur materiellen Absicherung hierzu erforderlich ist. Die ak-
tuelle Forderung nach Dezentralisierung, die durch Biirgerinitiati-
ven und die Griinen belebt wurde, ist dabei ein Ausdruck des
Verlangens nach Gegensteuerung angesichts zunehmender Zentra-
lisierungsprozesse in Wirtschaft und Politik und »nahezu Allge-
meingut aller Parteien« (Steffani 1983, S. 12). Der Partizipations-
anspruch des Biirgers richtet sich gegen ein elitires Verstindnis
reprisentativer Demokratie, gegen die Abkopplung einer zentrali-
sierten Administration (Expertokratie) und zugunsten einer kom-
munikativen Demokratie, in der politische Entscheidungsprozesse
auf der Basis horizontaler, nicht obrigkeitlicher Austauschpro-
zesse zustande kommen (Oberreuter 1983, S. 29). Die wiinschens-
werte Erhhung der Biirgerpartizipation bleibt jedoch relativ fol-
genlos, solange das Demokratiegebot der kommunalen Selbstver-
waltung nicht durch ausreichende Finanzkraft und materieller
. Autonomie abgesichert wird. Von daher ist es erforderlich, dafl die
Kommune als Adressat von Biirgerforderungen auch tiber ausrei-
chende Mittel autonom verfiigen mufl, um die Willensbildung in
kommunale Dienstleistungen und Investitionen umsetzen zu kén-
nen.

Die Stirkung kommunaler Finanzkraft hat auch allokationspo-
litische Vorteile: Dank der Biirgernihe lassen sich Entscheidungs-
findung, Planung und Durchfithrung 6rtlicher Aufgaben besser er-
mitteln, kontrollieren und beeinflussen.

»An Ort und Stelle sind von der Gemeinde die Wiinsche und Be-
diirfnisse der Biirger besser als von ortsfremden staatlichen Instan-
zen festzustellen; so kann z.B. der angestrebte Umfang in der Be-
reitstellung kommunaler Leistungen genauer ermittelt werden.
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Entsprechend ist auch anzunehmen, daf die Kommunen eher als
staatliche Behorden in der Lage sind, mit Hilfe spezifischer, auf
die o6rtlichen Besonderheiten ausgerichteter Mafinahmen die Be-
diirfnisse der Biirger zu befriedigen — vorausgesetzt, die Kommu-
nen konnen frei iiber entsprechende finanzielle Mittel verfiigen,
die zur Erfullung der kommunalen Aufgaben erforderlich sind«
(Wiss. Beirat beim BMF 1982, S. 24).

Lokale Interessenwahrnehmung und Politiksteuerung bleiben
jedoch ohne iibergreifende, auf der Ebene von Linder und Bund
zentral organisierte Steuerung fragwiirdig, weil sie nur unzurei-
chend konjunktur- und wachstumspolitische Ziele wahrnehmen
konnen und bei strikter Finanzautonomie der Kommunen auf-
grund von Standortnachteilen zu allokativen Verwerfungen fiihren
wiirden. Aus Griinden der annihernden Gleichheit der Lebensla-
gen in allen Regionen des Bundesgebietes sollten horizontale Un-
terschiede in der Finanzkraft der Gemeinden reduziert werden.
Dies erfordert nicht nur, einen Ausgleich zwischen Wohn- und In-
dustriegemeinden zu finden, der tendenziell durch die Gemeinde-
finanzreform von 1969 erreicht wurde, indem die Kommunen
durch Abgabe einer Gewerbesteuerumlage Anteile an der Einkom-
mensteuer erhielten. Ein interkommunaler Finanzausgleich hat
auch auf differierende Aufgaben einzelner Gemeinden einzuge-
hen, die sich vor allem aus zentralsrtlichen Funktionen und spill-
over-Effekten (Leistungen fiir andere Kommunen) ergeben.
Durch die Gebietsreform entstanden neue Ordnungen. Bestimmte
Kommunen erhielten zentrale Funktionen, an denen auch andere
Gemeinden beteiligt werden. »Je hoher der Rang der Zentralort-
lichkeit, desto mehr Aufgaben fallen einer Kommune zu, und de-
sto grofler ist c.p. ihr Finanzbedarf« (Wiss. Beirat beim BMF
1982, S. 14). Dieser Aspekt der Zentralortlichkeit, der mit weite-
ren Umstinden (Gliederung der kommunalen Ebene nach Kreisen,
Gemeinden, Amtern; Aufgabeniibertragung an Zweckverbinde)
verbunden ist, stellt Anforderungen an die Ausgestaltung des kom-
munalen Finanzsystems. ‘

Wihrend die Finanzautonomie vor allem als Problem eigenstin-
diger kommunaler Steuergesetzgebung (Hebesatzvariationen bei
den Realsteuern) zu diskutieren ist, ist die Frage des interkommu-
nalen Ausgleichs eine Aufgabe an die Linder und den Bund. Un-
terschiedliche Zentralortlichkeit, besondere Belastungen infolge
regionaler Wirtschaftsprobleme als Folge von Arbeitslosigkeit und
Wanderungsbewegungen stellen raumordnungspolitische Aufga-
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ben dar, die durch ein angemessenes System von Finanzzuweisun-
gen der libergeordneten Gebietskdrperschaften zu losen sind. Das
bisherige System der Dotationen entspricht diesen Bedarfskrite-
rien nur unzureichend.

Auch konjunktur- bzw. stabilititspolitische Zielsetzungen erfor-
dern eine Einbindung der Kommunen in die Gesamtplanung von
Bund und Lindern, d. h. auch hier zeigen sich Grenzen der Selbst-
verwaltung. Das typische Verhalten der Kommunalpolitiker war
prozyklisch: bei stabilen und hohen Einnahmen werden parallel
grofiziigige Ausgaben geplant, bei sinkenden Einnahmen entspre-
chend Ausgaben gekiirzt. Allerdings muff man sehen, dafl die
Kommunen mit einer durchgreifenden antizyklischen Haushalts-
politik nicht nur politisch und wirtschaftlich tberfordert wiren,
sondern dafl auch rechtliche Rahmenbedingungen einer umfassen-
den antizyklischen Politik entgegenstehen. So ist es den Kommu-
nen verwehrt, Kredite zur Bewiltigung der laufenden Aufgaben
aufzunehmen. Der genehmigungspflichtige Kreditbedarf ist nur
im Zusammenhang mit Investitionsplanungen im Rahmen des Ver-
mogenshaushalts moéglich. Die Hohe richtet sich nach der Lei-
stungsfihigkeit der Kommunen, d.h. nach den erwarteten Uber-
schiissen der laufenden Einnahmen iiber den Ausgaben (Verwal-
tungshaushalt). Bei sinkenden Einnahmen und zugleich steigenden
Ausgaben als Folge der Krise (Sozialhilfe) schwindet damit die
Moglichkeit einer eigenstindigen kommunal getragenen antizykli-
schen Politik. Ohnehin ergibt sich aufgrund der Tatsache, dafl
kommunale Aufgaben kaum konjunkturellen Schwankungen un-
terworfen sind, sondern stindig zu erfiillende Anforderungen an
Dienstleistungen darstellen, eher die Forderung nach einer Verste-
tigung der Finanzaktivitidten auf kommunaler Ebene. Stindig an-
fallende Aufgaben bediirfen einer stetigen, d. h. wenig konjunktur-
reagiblen Einnahmequelle. Die gegenwirtige Ausgestaltung der
Gewerbesteuer, die zu einer reinen Ertragsbesteuerung von Grofi-
unternehmen verkommen ist, steht im Widerspruch zu diesen An-
forderungen. Angesichts der Schwierigkeiten, konjunkturpoliti-
sche Ziele &rtlich zu realisieren, ist vor allem der Bund gefordert,
die nach Art. 104a Abs. 4 GG méglichen Finanzhilfen als Kom-
pensation fiir riickldufige Steuereinnahmen in der Krise aufzubrin-
gen. Eine Verstetigung der kommunalen Finanzen im Konjunktur-
verlauf 146t sich zwar nicht als Einlosung antizyklischer Politik
verstehen, dennoch wiirden zumindest die Zwinge zu prozykli-
scher Ausgabenpolitik abgebaut und auf diese Weise die magliche
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Effizienz antizyklischer Haushaltspolitik von Bund und Lindern
nicht mehr konterkariert.

Nicht zuletzt sollte das kommunale Finanzsystem allgemeinen
Zielsetzungen der Besteuerung folgen. Fiir die 6rtliche Ebene be-
deutet dies vor allem die Einlosung des Aquivalenzprinzips, das
besagt, daf} der private Nutzen kommunaler Leistungen durch ent-
sprechende Steuerzahlungen oder Gebiihren kompensiert werden
sollte. Dieses Prinzip sollte vor allem fir die Beziehungen zwi-
schen ortlichen Betrieben und Kommune gelten. Die Gewerbe-
steuer ist zumindest bis zum Steuerinderungsgesetz 1979 mit die-
sem alten Prinzip, das sich auf die Miquelsche Reformen des
vergangenen Jahrhunderts zuriickfithren 1af}t, verbunden gewesen.

Insgesamt lassen sich partizipationstheoretische, wachstums-
und konjunkturpolitische, allokations- und raumwirtschaftliche
Zielsetzungen definieren, die als zentrale Anforderungen an ein
kommunales Finanzsystem gestellt werden miissen. Wegen Kon-
flikten zwischen Einzelzielen lassen sich Anforderungen insgesamt
nur durch einen Kompromiff im Steuersystem ausgleichen. Die
Neustrukturierung dieses kommunalen Finanzsystems hat dabei
die gegenwiirtige Lage und Struktur von Einnahmen und Ausga-
ben zum Ausgangspunkt.

3.2 Allgemeine Entwicklung der kommunalen Einnahmen
und Ausgaben

Die Bewiltigung kommunaler Aufgaben ist vor allem davon ab-
hingig, wie sich die drei Einnahmeblscke: kommunale Steuern,
staatliche Zuweisungen und Gebithren entwickeln. Unter Beriick-
sichtigung der Diskussion um antizyklische Konjunkeurpolitik
mufl zusitzlich auf die Probleme und Moglichkeiten kommunaler
Kreditaufnahme eingegangen werden. Einen allgemeinen Uber-
blick vermittelt die folgende Tabelle 4.

Insgesamt zeigt sich, dafl innerhalb der kommunalen Steuerein-
nahmen der Anteil an der Einkommensteuer eine zunehmende Be-
deutung erlangt. Hinsichtlich eines Ausgleichs zwischen Wohn-
und Industrickommunen ist diese Entwicklung durchaus positiv zu
bewerten; die sinkenden Anteile der Gewerbesteuer verweisen je-
doch darauf, dafl der autonome Bereich der kommunalen Steuer-
einnahmen, in denen das eigenstindige Hebesatzrecht und damit
die Steuerhoheit zur Geltung kommen kann, gefihrdet ist. Der ab-
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Tabelle 4
Einnabmen der Gemeinden 1970~1982 in Mrd DM

1970 1975 1977 1980 1982% 1983*

Steuern (netto) 16,7 30,3 38,1 47,5 47,0 49
darunter:
Gewerbesteuer 6,7 12,4 158 19,7 18,2 19,3
Einkommensteuer (Ant.) 6,4 13,0 16,3 20,8 21,4 22
Grundsteuer A 0,45 0,40 0,42 0,42 0,4 0,4
Grundsteuer B 2,2 3,7 4,9 5,4 5,6 5,6

Zuweisungen

(Bund, LAF, ERP, Land) 15,1 28,5 29,5 41,6 41,5 40,0
darunter:
Laufende Zuweisungen 10,5 18,0 20,5 28,4 30,0 28,5
Investitionszuweisungen 4,7 10,5 9,1 13,2 11,5 11,5

Gebiihren 93 16,9 197 25,5 294 314
Kredite (netto) 3,0 6,8 2,6 4,4 6,8 6,5
Sonstige 140 23,2 21,8 28,6 29,6 30,0
Zusammen 58,8 105,6 111,7 147,5 1543 156,9

* 2.T. Schitzungen
Quelle: BMF, Finanzberichte; Deutscher Stidtetag, Gemeindefinanzberichte

solute Riickgang der Gewerbesteuereinnahmen ist dabei weniger
konjunkturellen Entwicklungen als vielmehr problematischen Ein-
griffen der Bundesregierung zu verdanken. Drittens zeigt sich,
daf} die Grundsteuern, die vor der Gemeindefinanzreform noch ei-
nen Anteil von 30% an den Steuereinnahmen hatten, inzwischen
sehr stark zuriickgegangen sind. Bei den Zuweisungen wird sicht-
bar, daff Bund und Linder Investitionszuweisungen kiirzten und
dadurch die ohnehin prekire Moglichkeit von antizyklischen Inve-
stitionsvorhaben der Gemeinden verschlechterten.

Die von 1980 bis 1982 nominal anwachsenden Gesamteinnah-
men wurden — bei stagnierenden Steuereinnahmen und Zuweisun-
gen — letztlich vor allem tiber Gebtihrenerhshungen finanziert: der
absolute Zuwachs von 6,8 Mrd DM war zu tiber 60% auf erhohte
Gebiithreneinnahmen zuriickzufisthren. Die Ubersicht relativiert
auch die vielfach als katastrophal dargestellte Verschuldungsent-
wicklung: 1982 werden kaum mehr als 4% der Gesamteinnahmen
durch Nettokredite gedeckt (Gemeindefinanzbericht 2/1983,
S.103). Nachlassende Investitionszuweisungen und relativ nied-
rige Kreditaufnahmen lassen angesichts sinkender Eigenmittel zur
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Investitionsfinanzierung Spielraume fiir antizyklische Investitions-
ausgaben drastisch sinken. 1982 werden die Investitionen im Ver-
gleich zum Vorjahr um rund ein Achtel zuriickgehen (DSt, Ge-
meindefinanzbericht 1982, S. 24). Die Eigenmittel der Kommunen
ergeben sich aus den Uberschiissen des Verwaltungshaushaltes, die
zur Finanzierung des Vermégenshaushalts zur Verfiigung stehen.
Wenn man hiervon die sogenannten Pflichtzufiihrungen abzieht -
im wesentlichen sind dies ordentliche Tilgungsleistungen ~ dann
verbleibt den Kommunen die »freie Spitze« als eigenstindige Inve-
stitionsfinanzierung. Von 1980 bis 1982 verminderte sich dieser Fi-
nanzierungsposten von 9,8 Mrd DM auf 0,7 Mrd DM. Wie sich
die Ausgabenblsocke der Gemeinden im letzten Jahrzehnt entwik-
kelt haben, zeigt die folgende Ubersicht (Tabelle 5). Es zeigt sich
auch auf der Ausgabenseite, dafl die politisch hochgespielte Zins-
belastung mit einem erwasteten Anteil von 5,8 % im Jahre 1982 re-
lativ niedrig liegt, was jedoch nicht heiflen soll, dafl sich die Situa-
tion in einzelnen Stidten nicht dramatischer darstellt. Belastend ist
dagegen in hohem Mafe seit der Krise 1975 der hohe Anteil von
Sozialleistungen, deren extreme Steigerung eine Folge der Mas-
senarbeitslosigkeit ist. Die Kommunen geraten demnach sowohl
von der Einnahmenseite als auch von der Ausgabenseite in die
Klemme: sinkende Steuereinnahmen, gekiirzte Zuweisungen der

Tabelle 5
Ausgabenstruktur der Gemeinden 1970-1982 in Mrd DM
ausgewihlte Bereiche 1970 1975 1977 1980 1982* 1983*
Personalausgaben 15,2 30,4 34,3 42,9 46,8 47,5
laufender Sachaufwand 10,8 15,4 18,0 252 289 299
soziale Leistungen 44 10,5 12,5 155 18,5 19,3
Zinsen 2,4 5,3 5,6 6,4 8,9 9,0
Sachinvestitionen 20,2 29,6 27,6 41,3 34,6 33,0
darunter:
Baumafinahmen 16,2 24,1 21,8 32,5 27,7 26,5
Insgesamt 56,7 101,2 108,4 1458 152,3 153,6

(ohne besondere Finanzierungsvorginge)

* 2.T. Schitzung )

Quelle: BMF, Finanzbericht 1973; Deutscher Stidtetag, Gemeindefinanzberichte
1982/83
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Linder und des Bundes und bereits auf ein Héchstniveau angeho-
bene Gebithren mindern angesichts steigender Sozialleistungen die
materielle Handlungsfihigkeit. Dies verdeutlicht nochmals, daf§
die Kommunen bei aller notwendigen Anstrengung hinsichtlich
der Durchforstung der eigenen Haushalte aus eigener Kraft kaum
in der Lage sein werden, die dringlichen Aufgaben der Gegenwart
oder gar der Zukunft in den Bereichen Stidtebau, Umweltschutz,
Energieversorgung, Nahverkehr, soziale Infrastrukturmafinahmen
u.i.m. bewiltigen zu kénnen.

3.3 Steuertausch: Einkommensteuer gegen Gewerbesteuer

Durch die Gemeindefinanzreform von 1969 sollte den Kommunen
eine stetig flieflende Finanzquelle verfiugbar werden. Zugleich galt
es, durch den Tausch eines Anteils an der Einkommensteuer (zu-
letzt 15%) gegen eine Umlage der schr konjunkturreagiblen, aber
eigenstindig erhobenen Gewerbesteuer gravierende Unterschiede
in der Steuerkraft zwischen Industrie- und Wohngemeinden (als
Folge der herausragenden Bedeutung der Gewerbesteuern fiir die
Kommunalfinanzen) abzubauen. Gemessen an diesen Zielen harte
die Gemeindefinanzreform z.T. Erfolg.

Kritisch wird von Seiten der Gemeinden jedoch gegen diesen
Steuertausch vorgebracht, dal die zweifellos quantitative Stirkung
der Gemeindeeinahmen keinen Ausgleich fiir die durch den Bun-
des- und Landesgesetzgeber den Kommunen auferlegten wachsen-
den Aufgaben und Ausgaben im Bereich der Sozialhilfe, des Bau-
rechts, der Jugendhilfe, Ausbildungsforderung, Heimunterbrin-
gung, Abfallbeseitigung, Wasserschutz u.4.m. bot.

Trotz der Reform ist auch weiterhin ein Auseinanderdriften
zwischen reichen Industrie- und drmeren Wohngemeinden zu be-
obachten. Kommunen mit hohen Gewerbesteuereinnahmen sind
auch bei niedrigen Hebesitzen in der Lage, aufwendige und grof-
ziigige Dienstleistungen und Infrastrukturmafinahmen anzubieten
(Wiss. Beirat beim BMF 1982, S. 38). Dies macht sie attraktiv fiir
weitere Industrieansiedlungen. Wenngleich vermindert, erweist
sich auch nach der Reform die Gewerbesteuer noch immer als »ty-
pischer Akzelerator fiir eine industrielle Agglomeration« (Rosen-
schon 1980, S. 227).

»Wihrend der 70er Jahre tendierten die Streuungsdifferenzen
zu kleineren Werten; gleichwohl sind zumindest die horizontalen
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Streuungsunterschiede immer noch so grofi, dafl das gegenwirtige
kommunale Steuersystem und dabei insbesondere die Gewerbe-
steuer als Storfaktor der riumlichen Ordnung anzusehen sind«
(Wiss. Beirat beim BMF 1982, S. 41).

Der Hebesatzmechanismus versagt bei den Versuchen, diese
Standortnachteile und allokativen Verwerfungen auszugleichen,
da z.B. mit seiner Erhohung — in der Absicht die Steuerkraft und
damit das Leistungsangebot zu stirken — potentielle Steuerzahler
ferngehalten oder sogar bestehende Betriebe zum Abzug motiviert

‘

Tabelle 6

Rangfolge der 20 gréfiten Stidte und 3 Stadtstaaten nach Einnab-
men aus der Gewerbesteuer (netto) und Einkommensteneranteil in
DM je Einwobner 1980

Rang- Gemeinde Gewerbe- Einkommen- Rang-
folge steuer steueranteil  folge
DM je Einw. DM je Einw.

1 Frankfurt a. M. 1286 535 2
2 Diisseldorf 844 523 4
3 Niirnberg 800 490 9
4 Stwuttgart 798 598 1
5 Miinchen ' 731 517 5
6 Hannover 686 457 12
7 Hamburg 682 531 3
8 Mannheim 662 491 8
9 Bremen 592 432 14
10 Kéln 588 469 10
11 Karlsruhe 584 514 7
12 Wiesbaden 494 460 11
13 Bielefeld 493 401 17
14 Wuppertal 442 445 13
15 Braunschweig 412 418 16
16 Essen 399 398 18
17 Duisburg 389 427 15
18 Miinster 374 394 19
19 Gelsenkirchen 360 345 22
20 Dortmund 319 385 - 20
21 Bochum 316 361 21
22 Bonn 312 515 6
23 Berlin (West) 155 221 23

Quelle: Dortmunder Statistik, Dezember 1981, Sonderheft 90
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werden. Angesichts niedriger absoluter Einnahmen miifiten die
Hebesitze eine beachtliche Hohe erreichen.

Die wettbewerbsverzerrenden Effekte der Gewerbesteuer wur-
den durch den Tausch einer Umlage gegen einen Anteil an der Ein-
kommensteuer zwar zuriickgenommen, eine Kompensation der
Steuerkraftunterschiede hat jedoch — wie die folgende Ubersicht
(Tabelle 6) der Finanzlage in 23 Grofstidten zeigt — nicht stattge-
funden. 1980 hatten von 507 Gemeinden neun iiber 1000 DM Ge-
werbesteuereinnahmen (netto) pro Einwohner, 16 zwischen 700
und 1000 DM pro Einwohner; 114 zwischen 400 und 700 DM;
280 zwischen 200 und 400 DM und immerhin 87 unter 200 DM.
Diese breite Strevung ist Indiz fiir interkommunalen Ausgleichsbe-
darf, gleichwohl tiberrascht, dafl auch die ESt-Anteile pro Ein-
wohner eine betrichtliche Streuung aufweisen. Bei den 23 Grofi-
stidten der Tabelle 7 liegt die Spannweite immerhin zwischen 221
DM pro Einwohner (Berlin-West) und 598 DM (Stuttgart).

Die Ursache der Verzerrung liegt in dem Verteilungsschlissel
begriindet. Er orientiert sich am o6rtlichen ESt-Aufkommen im
Rahmen eines Einkommenssockels, der im Laufe der siebziger
Jahre angehoben wurde. Erhshungen des Sockels begiinstigen rei-
chere Gemeinden und benachteiligen die irmeren. Das grofite
Problem ist jedoch die ausschlieSliche Ausrichtung des ESt-Anteils
an den Steuerpflichtigen und die Nicht-Beriicksichtigung von
Rentnern und Arbeitslosen. Dies fuhrt zu einer doppelten »Bestra-
fung« der Gemeinden mit einer hohen Arbeitslosigkeit: einerseits
steigen die Sozialausgaben, andererseits reduziert sich im gleichen
Zug das Steueraufkommen. Die fiktive Einbeziehung der Einkom-
men von Sozialleistungsempfingern in den Verteilerschliissel ist
eine dringend gebotene notwendige Korrektur zugunsten von
mehr interkommunaler Gerechtigkeit. (So auch der Beschlufl der
Sozialdemokratischen Gemeinschaft fiir Kommunalpolitik in der
BRD [SGK] vom 29. 9. 1982, S. 39).

Insbesondere von den Grofistidten wird noch ein zweites Argu-
ment zugunsten einer Verinderung des Schliissels vorgetragen:
Verwaltungsaufgaben und Infrastrukturleistungen von Grofistid-
ten dienen in beachtlichem Umfang den Einwohnern umliegender
Gemeinden, ohne dafl dies bei der Verteilung des Steueranteils be-
riicksichtigt wird. Die enge Beziehung zwischen Steueraufkom-
men der jeweiligen Einwohner und kommunalem Anteil an der
Einkommensteuer begiinstigt die sog. Halskrausengemeinden in
zweifacher Hinsicht: Erstens, weil tiberdurchschnittlich mittlere
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und hohere Einkommensschichten dort wohnen und zuziehen und
zweitens, weil kommunale Dienstleistungen der benachbarten
Stadt ohne Gegenleistung in Anspruch genommen werden.

Von 1978 bis 1982 verlauft die Skala von Gewinnern und Verlie-
rern beim Einkommensteueranteil mit der Gemeindegrofle. Wih-
rend Stidte mit tiber 200000 Einwohnern 12,6% an Einnahmen
aus dieser Finanzquelle verloren, erhohte sich bei Gemeinden bis
unter 5000 Einwohnern der Gewinn um + 19,0% (Gemeindefi-
nanzbericht 1982, S. 12). Als Hauptproblem bleiben die Folgen
von Arbeitslosigkeit fiir den kommunalen Haushalt. So klagt der
Stadtkimmerer Ludemann aus Koln in seiner vorjihrigen Haus-
haltsrede:

»Es ist doch schlechterdings nicht plausibel, daff Stidte mit
iiberdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit und den sich daraus erge-
benden hoheren Ausgabebelastungen aufgrund der mit der hohen
Arbeitslosenquote zwangsliufig verbundenen relativ geringeren
Beteiligung an der Einkommensteuer bestraft werden« (Der Stid-
tetag 2/1982, S. 41).

Eine alternative Verteilung von Einkommensteueranteilen an die
Kommunen muf derartige Sonderbelastungen und auch spezifi-
sche Leistungen von Oberzentren beriicksichtigen. Zugunsten ei-
ner Anpassung der Beteiligung an die gewachsenen Aufgaben
sollte méglichst bald eine Erhohung des Anteils — etwa auf 18%,
wie zu Anfang der siebziger Jahre einmal von der SPD vorgeschla-
gen wurde — erfolgen.

Positiv bleibt: Die zuvor recht einseitige Orientierung an der
Gewerbesteuer wurde abgeschwicht und die starken Steuerkraft-
unterschiede tendenziell gemildert. Die Beteiligung an der Ein-
kommensteuer hat »nicht nur das in der Vergangenheit oftmals
iiberspannte Interesse der Kommunen an der Industrieattrahie-
rung wieder in >normalere< Bahnen geleitet, sondern auch Inter-
esse am Zuzug oder zumindest an der Erhaltung der Wohnbevsl-
kerung in den Gemeinden neu geweckt« (Wiss. Beirat beim BMF
1982, S. 6f.). Uberdies folgt das kommunale Steueraufkommen
seit der Reform besser den Entwicklungstendenzen des Gesamt-
steueraufkommens. Eine Belastung bleibt allerdings die stirkere
Abhingigkeit von oft sprunghaften, wenig kalkulierbaren Ande-
rungen des ESt-Rechts.
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3.4 Fir eine Wiederherstellung von
Aquivalenzbeziehungen im Realsteuerrecht

Im Brennpunkt der Kritik steht der Einbruch bei den Gewerbe-
steuereinnahmen. Vor allem die Anhebungen von Freibetrigen fir
die Gewerbesteuern auf Kapital und Ertrag und die Abschaffung
der Lohnsummensteuer durch das Steueranderungxgesetz
(StAndG) 1979 haben dazu gefithrt, daff gegenwirtig nur noch
wenige Betriebe Steuern zahlen. Quer durch alle politischen Frak-
tionen kritisieren Kommunalpolitiker diese Steuergeschenke
zu Lasten der Gemeinden. Dies gilt besonders fiir Nordrhein-
Westfalen, wo die ~ nicht bundesweit erhobene — Steuer auf
die Lohnsumme als wichtige Einnahmequelle ausfiel und
dennoch tiberdurchschnittliche Arbeitslosenquoten  fortbeste-
hen.

»Der verordnete Verzicht der Gemeinden auf die Lohnsummen-
steuer zugunsten der Wirtschaft hat offensichtlich auf die Investi-
tionsbereitschaft der Betriebe keinen positiven Einflul nehmen
kénnen . .. Das Gegenteil hatten aber viele erhofft und viele, zu
viele prophezeit. Und schon wieder erheben sich die Stimmen, die
die Gewerbesteuer auf der Ertragsseite mit mehr oder weniger
iiberzeugenden Griinden abbauen méchten« (StD Wach, Iserlohn,
Stidtetag 2/1982, S. 47).

Die Aufhebung der Lohnsummensteuer und die Anhebung von
Freibetrigen fir Ertrag und Kapital war verbunden mit einer Re-
duzierung der Umlage (Multiplikator um ein Drittel von 120 auf
80 gekiirzt). Zwar ist dadurch das Interesse der Gemeinden an der
Gewerbesteuer wieder gewachsen. Kritisch ist jedoch festzuhalten:
Durch die Erhohung der Freibetrige ist die an sich schon un-
gleichmiflige Streuung des Gewerbesteuer-Autkommens weiter
verschirft worden.

»Unter wachstums- und konjunkturpolitischen sowie unter
raumwirtschaftlichen Gesichtspunkten ist das Ergebnis der Rechts-
inderung ebenso unbefriedigend wie unter dem Aspekt, daf} nun-
mehr eine noch geringere Zahl Steuerpflichtiger zu den mafigebli-
chen Steuereinnahmen einer Gemeinde beitrigt. Die daraus resul-
tierenden Gefahren eines unzulinglichen Interessenausgleichs in
der Kommunalpolitik sind kaum zu verkennen« (Wiss. Beirat beim
BMF 1982, S. 11).

Die flankierenden Mafinahmen — Erhshung des ESt-Anteils auf
15% und die Ansdtze zur Kompensation des Ausfalls der Lohn-

386



summensteuer im Rahmen der Finanzausgleichsgesetze der Lin-
der — heben diese negativen Folgen nicht auf.

Das StAndG 1979 verletzte aber auch die Forderung nach einer
auf lange Sicht angelegten Konzeption einer zweiten Kommunal-
steuerreform, die es den Kommunalpolitikern erlaubt, 6rtliche
Entwicklungsstrategien aus eigener Kraft lingerfristig materiell
abzusichern. Die «kurzfristigen, im sachlichen Kern hiufig be-
zweifelten Erwigungen« (Wiss. Beirat beim BMF 1982, S. llf)
der StAnd vom 30. 11. 1978 stehen zu diesen Forderungen im
eklatanten Widerspruch. Dies gilt insbesondere fiir die Begriin-
dung des Fortfalls der Lohnsummensteuer: Man gab vor, arbeits-
intensive Produktionen zu entlasten und hierdurch zu verhindern,
daf kiinftig Arbeitskrifte wegen einer bestehenden Lohnsummen-
steuer entlassen wiirden. Es wurde sogar erwartet, daf§ hierdurch
ein Anreiz zu arbeitsintensiveren Produktionsmethoden gegeben
wiirde und somit zusitzlich Arbeitsplitze entstiinden (ebenda,
S. 12). Das ist — wie der Wiss. Beirat sehr vorsichtig formuliert -
»nicht zuverlissig festzustellen« (ebenda).

Dieses Gesetz hat zu einer nachhaltigen Verwerfung des klassi-
schen Realsteuersystems beigetragen: »Die Gewerbesteuer, die ur-
spriinglich einmal objektorientiert und produktionsbezogen ge-
staltet war, erhilt immer mehr den Charakter einer Zusatzsteuer
auf Gewinne von Groflunternehmen« (ebenda). Neben der Un-
gleichheit in der Belastung der Gewerbetreibenden sind als weitere
unerwiinschte Konsequenzen festzustellen, dafl dadurch die Kon-
junkturempfindlichkeit der Steuereinnahmen erhoht und die &rtli-
che Verteilung noch stirker verzerrt wurden.

Angesichts der Entwicklung der kommunalen Haushalts- und
Entwicklungspolitik kann man Zweifel hegen, »ob es richtig ist,
den Kommunen das Interesse am Gewerbe und insbesondere an
der Industrie zu nehmen« (ebenda, S. 21£.). Je geringer der Anteil
an Steuereinnahmen aus der Gewerbesteuer ist, um so weniger se-
hen Kommunalpolitiker einen Anlaf, sich um Gewerbeansiedlung
zu bemiihen. Das gegenwirtige Finanzsystem honoriert eher den
Ausbau zur Wohn- und Schlafstadt als die Schaffung von Infra-
strukturmafinahmen fiir d1e gewerbliche Produktion und damit
fiir Arbeitsplitze.

Die konservativ-liberale Regierung hat trotz dieser negativen
Erfahrungen mit der Steuerinderung von 1979 die Tendenz der
Regierung Schmidt/Genscher fortgesetzt. Ab 1983 werden Dauer-

schulden und -zinsen nur noch zu 60%, ab 1984 gar zu nur noch
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50% bei der Ermittlung von Kapital und Ertrag hinzugerechnet.
Im Ergebnis zahlen dadurch nur noch rund 16 % der Betriebe Ge-
werbesteuern; 1975 waren es noch 66 %. Dieses negative Ergebnis
wird nicht dadurch eingeschrinkt, dafl die Gewerbesteuerausfille
durch eine stirkere Absenkung der Umlage gegebenenfalls iiber-
kompensiert werden (BMF, Finanznachrichten 3/83, S. 3). Kom-
munen, in denen nur noch wenige Betriebe Gewerbesteuer zahlen,
werden erpressbarer. Unbeschadet der Tatsache, dafl individuelle
Hebesitze der Kommunen fiir die Standortwahl der Betriebe nur
untergeordnete Bedeutung haben, weil das Hebesatzgefille nur zu
Kostendifferenzen von maximal 0,6% fithrt (Rosenschon 1980,
S. 229), ist die Androhung von Betriebsverlagerungen, Schliefun-
gen, andersortigen Ansiedlungen ein willkommenes Instrument in
den Hinden der Firmeninhaber, um gegen Versuche der Steueran-
hebung vorzugehen. Fast nirgends ist es den Gemeindeorganen ge-
lungen, den Ausfall an Lohnsummensteuern durch die vom Bund
empfohlene Erhohung der Hebesitze zu kompensieren.

Zugunsten wiederhergestellter Aquivalenzbeziehungen, geringe-
rer Abhingigkeit von Konjunkturschwankungen und Verringe-
rung der interkommunalen Steuerkraftunterschiede kommt es da-
her darauf an, nicht nur die letzten Anderungen des Gewerbe-
steuerrechts zurtickzunehmen (Stand 1978), sondern auch den
Kreis der Steuerpflichtigen auszuweiten. Analog der Vorschlige
des Wissenschaftlichen Beirates beim BMF in bezug auf eine Wert-
schopfungssteuer soll die Gewerbesteuer nicht auf die Betriebe der
unmittelbaren Produktion von Giitern beschrinkt bleiben, son-
dern auch die privaten Dienstleistungen, vor allem die Freien Be-
rufe und den Handel mit einbeziehen. »Die Ausnahmeregel fiir die
Freien Berufe bei der heutigen Gewerbesteuer erklirt sich vor-
nehmlich aus einer historisch bedingten und durch Interessen be-
einflufiten spezifischen Abgrenzung des Gewerbebegriffs« (Wiss.
Beirat beim BMF 1982, S. 60). Mit sachlichen Argumenten lifit
sich diese Abgrenzung nicht rechtfertigen, da hinsichtlich der In-
anspruchnahme kommunaler Dienstleistungen und auch der Be-
triebsstruktur kaum Unterschiede bestehen.

Mit Erweiterung des Kreises der Steuerpflichtigen werden zu-
sitzlich Vermdgen und Ertrige erfaflt, die weniger konjunkturrea-
gibel sind. Durch Einbeziehung von Handel und privaten Dienst-
leistungen werden auch die Steuerkraftunterschiede, die durch
Beschrinkung der Gewerbesteuer auf Produktionsbetriebe bedingt
waren, abnehmen. Die Inanspruchnahme kommunaler Dienstlei-
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stungen und Produktionsvorleistungen werden durch iquivalente
Steuerleistungen fiir einen Interessenausgleich sorgen kénnen.

Zum Ausgleich von Finanzkraftunterschieden, die infolge von
zentralortlichen Aufgaben und regionalen Wirtschaftsproblemen
(Arbeitslosigkeit) dennoch bestehen, sollten in erster Linie die all-
gemeinen, insbesondere die Schlisselzuweisungen des jeweiligen
Landes entsprechend fortentwickelt werden. Diese Ausgleichs-
funktion ist gegenwirtig zu schwach ausgeprigt. Zweckzuweisun-
gen sind so weit wie moglich zugunsten ungebundener Dotationen
umzulenken, damit die allokativen Vorteile der Kommunen gegen-
iiber ortsfremden Biirokratien zum Zuge kommen kénnen und
sich dabei zugleich der Autonomiebereich der Gemeinden vergros-
sert. Investitionszuweisungen haben iiberdies den Makel, daf} sie
bevorzugt an finanzstarke Kommunen vergeben werden, weil
diese die in der Regel anfallenden Eigenbeitriige miiheloser finan-
zieren kénnen. .

Um insgesamt die Eigenverantwortlichkeit der Gemeinden zu
erhohen, ist nicht zuletzt auch die Grundsteuer zu einer zweiten
Siule eigenstindiger kommunaler Steuereinnahmen auszubauen.
Gegenwirtig hat sie mit einem Anteil von einem Achtel an den
Steuereinnahmen nur noch eine untergeordnete Bedeutung. Zen-
tral ist die Anpassung der Einheitswerte von landwirtschaftlichen
Vermégen (Grundsteuer A), Grundstiicken und Geb4uden (B) an
zeitnahe Werte. Die letzte Hauptfeststellung datiert aus dem Jahr
1964. Zielsetzung sind aber nicht nur hohere Steuereinnahmen
und mehr Steuergerechtigkeit, sondern auch stidiebauliche Ziele.
So kann durch hohere Hebesitze auf unbebaute Grundstiicke
Druck auf eine Schliefung von innerstidtischen Bauliicken ausge-
tibt werden. Zugleich ist ein hoher Bodenverbrauch mit einer hé-
heren Steuer zu koppeln. Mietanhebungen, die nicht durch Zu-
satzkosten bedingt sind, sollten nachtriglich zu einer Anhebung
der Gebiudewerte und damit zu hoheren Steuerabgaben fiihren.
Auf diese Weise konnte Druck gegen Mieterhthungen ausgeiibt
werden oder zumindest der kommunale Haushalt durch eine nach-
trigliche fiskalische Beteiligung an der Wertsteigerung profitieren.

Aktuell gilt es, die Verinderung der Grunderwerbsteuer, die ab
1. 1. 1983 zu einer Reduzierung des Steuersatzes von 7% auf 2%
bei Wegfall von mehreren Befreiungen gefiibrt hat, zuriickzuneh-
men. Der Fortfall der Freibetrige berithrt nicht hoherwertige Ob-
jekte, die vor allem in den grofleren Stidten gehandelt werden;
hier wirkt sich die Absenkung des Steuersatzes nur belebend auf

389



die spekulativen Geschifte im Wohnungsmarkt aus und wird mit
einem Verzicht an kommunalen Steuereinnahmen bezahlt.

Erst auf der Basis derart korrigierter Realsteuern laft sich in
den Kommunen wieder ein eigenstindiger Beitrag zur Sicherung
von Zukunftsaufgaben und qualitativen Lebensbedingungen in
den Gemeinden angehen, weil die Einnahmen nicht nur insgesamt
steigen, sondern auch stetiger flieflen werden. Dies verringert die
Abhingigkeit von Konjunkturschwankungen und erhsht damit
zugleich auch die Planungssicherheit. Ob dariiberhinaus eine
kommunale Beteiligung an der Mehrwertsteuer, die den Vorteil
geringer Konjunkturempfindlichkeit hat, zukinftig durchgesetzt
werden sollte (so der Vorschlag der SGK vom 13./14. 11. 1980),
bleibt dahingestellt. Bei unterschiedlicher Exportorientierung
kommunaler Wertschépfung wiirde sich wegen der dann anfallen-
den Steuerbefreiung das kommunale Steueraufkommen sehr un-
terschiedlich gestalten (vgl. auch Wiss. Beirat beim BMF 1982,
S. 561.). Gegenwirtig sind die Kommunen lediglich indirekt tiber
die Linder (Art. 106 Abs. 7 GG) an den Umsatzsteuern beteiligt.

3.5 Probleme und Méglichkeiten kreditfinanzierter
Investitionen

Trotz der Feststellung, dafl die Kommunen mit einer ausgeprigten
antizyklischen Finanzpolitik iiberfordert wiren, ist es notwendig,
sich intensiv mit den — wenngleich eingeschrinkten — Handlungs-
spielriumen zu befassen. Zentral ist dies eine Frage der Kreditfi-
nanzierung.

Die finanzwirtschaftliche Gingelung der Kreditspielriume der
Kommunen durch die Linderaufsicht (Regierungsprisidenten) ist
zwar durch Verinderungen der Gemeindehaushaltsordnungen
Mitte der siebziger Jahre gelockert worden — so wurde vor allem
die Einzelgenehmigung bzw. Objektbindung durch eine Gesamt-
genehmigung der Kreditmittel abgelost und die strenge Nachran-
gigkeit (Subsidiaritit) der Kreditaufnahme nach anderen Finanzie-
rungsmoglichkeiten gelockert. Dennoch hat die Neufassung der
kommunalen Haushaltsgrundsitze der Bundeslinder keine Off-
nung hin zu einer volkswirtschaftlich ausgerichteten Verschul-
dungsmoglichkeit geschaffen. Die investiven Notwendigkeiten,
die als Daueraufgaben anfallen und den Erfordernissen einer anti-
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zyklischen Haushaltspolitik entsprechen, stehen damit nicht im
Einklang.

»Es ist eine Fehlkonstruktion unserer Konjunktur- und Wachs-
tumspolitik, dafl gerade die Gemeinden in der heutigen Situation
ihre Investitionen nicht geniigend ausdehnen konnen, obwohl
durch eine solche Zuriickhaltung volkswirtschaftliche Verluste in
betrichtlicher Gréflenordnung entstehen« (Thoss 1980, S. 84).

Mit Hilfe von kreditfinanzierten Programmen lieflen sich Ar-
beitslosigkeit und Konkurse vermindern und insgesamt das Wert-
schopfungspotential brachliegender Reserven zugunsten sinnvoller
Produktion und Dienstleistungen auslasten. Neben den humanen
Aspekten einer solchen Politik 148t sich auch der fiskalische Ge-
winn saldieren. Durch Einsparung hoher Kosten infolge Arbeitslo-
sigkeit und Steuerausfall, die 1981 pro Arbeitslosen auf rund
25000 DM zu beziffern sind, liefen sich z.B. iiber ein kreditfinan-
ziertes Programm zugunsten des sozialen Wohnungsbaus die Kre-
ditkosten in hohem Mafle refinanzieren (Memorandum ’81,
S. 190ff.; DIW-Untersuchungen).

Insgesamt lifit sich feststellen, daff der angeblich durch Ver-
schuldung provozierte Staatsbankrott nicht durch Fakten belegbar
ist. Daf eine Vielzahl von Gemeinden dennoch der Verteufelung
der Verschuldung aufsitzen oder aus politischen Griinden rigorose
Sparmafinahmen durchsetzen wollen, zeigt sich daran, dafl in der
zweiten Hilfte der siebziger Jahre kreditfinanzierte Investitions-
ausgaben stark abgebaut wurden. Wihrend diese Finanzierungsart
von 1970 bis 1976 im Durchschnitt iiber 20% lag, reduzierte sich
deren Anteil in den Jahren danach auf unter 10% (BMF, Finanzbe-
richt 1983, S. 117). In dieser Krisenphase ist die Verschuldung hin-
ter den Uberschiissen der Verwaltungshaushalte zuriickgeblieben.
Wihrend die Einnahmen von 1975 bis 1981 um + 54% und die
Steuern um + 52 % wuchsen, blieb der Zuwachs bei den Schulden
mit + 37 % relativ zuriick. D. h. selbst die restriktiven Moglichkei-
ten der kommunalen Kreditfinanzierung wurden nicht genutzt
(BMF, Dokumentation 12/80, S. 32ff.).

Mit einem Anteil der Zinsausgaben an den kommunalen Ge-
samtausgaben von rund 5% im Durchschnitt der letzten Jahre rela-
tiviert sich die tibertriebene Sorge um eine Einengung des Budget-
spielraumes — obwohl diese generelle Betrachtung natirlich nicht
einzelne prekire Situationen bspw. in den Ruhrgebietsstidten
iibersehen darf.

Wie ein bundesweiter Vergleich zwischen Steuerkraft und Ver-
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schuldung pro Kopf der Einwohner zeigt, gibt es erhebliche Un-
terschiede zwischen den einzelnen Gemeinden. Bei nahezu glei-
chen Steuereinnahmen (netto) von rund 1500 DM pro Einwohner
hat z.B. Diisseldorf einen vierfach hoheren Verschuldungsstand
wie Miinchen, was auf erhebliche Reserven fiir kreditfinanzierte
Handlungsspielrdume in der bayerischen Metropole verweist.
Sicherlich soll hier nicht verkannt werden, dafl von hohen Til-
gungsverpflichtungen Einschrinkungen im Budget ausgehen kon-
nen. Diese Einengung ist jedoch kein Naturgesetz, sondern auch
Ergebnis der Tatsache, dafl die Kommunen sich iiberwiegend zu
Marktzinsen auf dem Kreditmarke verschulden miissen. 1981 be-
trug der Anteil der kommunalen Schulden aus Kreditmarktmitteln
rund 90% (BMF, Finanzbericht 1983, S. 117). Die im Vergleich
zum Bund und den Lindern durchschnittlich hsheren Zinsraten

Tabelle 7

Rangfolge der 20 grofiten Stidte (obne Stadtstaaten) nach Saldo der
Stenereinnabmen (netto) und Schuldenstand in DM je Einwobner
(1980/31. 12. 1980)

Gemeinde Steuerein- Rang-  Schulden- Rang- Saldo Rang-
nahmen  folge stand folge folge
insg. (netto)
DM je Einw. DM je Einw. DM je Einw.
Hannover 1350 6 3531 1 —-2181 1
Diisseldorf 1556 2 3476 2 —-1920 2
Bonn 1040 11 2607 5 —1567 3
Wiesbaden 1163 10 2608 4 —1445 4
Bochum 816 19 2234 8 —1418 5
Duisburg 930 15 2312 7 —1382 6
Kéln 1247 9 2574 6 —1327 7
Dortmund 829 18 1890 9 —1061 8
Essen 923 14 1730 11 — 807 - 9
Bielefeld 1030 12 1805 10 - 775 10
Gelsenkirchen 804 20 1498 15 — 694 11
Wuppertal 1017 13 1690 12 — 673 12
Frankfurt a. M. 2109 1 2719 3 - 610 13
Braunschweig 992 16 1372 16 ~ 380 14
Mannheim 1330 7 1636 13 ~ 306 15
Karlsruhe 1252 8 1529 14 - 277 16
Miinster 893 17 1041 19 -~ 148 17
Niirnberg 1490 4 1314 17 + 176 18
Stuttgart 1538 3 1124 18 T+ 414 19
Miinchen 1454 5 850 20 + 604 20

Quelle: Dortmunder Statistik, Dezember 1981, Sonderheft 90
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miissen in alternative Uberlegungen einbezogen werden. »Durch
wenige Reformen — Zuriickdringung der Geschiftsbanken, brei-
tere Plazierung 6ffentlicher Titel, Indienstnahme der Deutschen
Bundesbank fiir Vollbeschifrigungspolitik — 14t sich die Zinsbela-
stung vergleichsweise minimieren« (Hickel 1981, S. 59).

Insbesondere in Fillen antizyklisch motivierter Kreditaufnahme
-d.h. in Rezessionsphasen — sollten die Kommunen je nach Be-
darf und Notlage iiber ein Notenbankkreditkontingent verfugen
konnen, das der Bund bereitstellt. Dessen Tilgung sollte nicht in
die Schuldendienstleistungsfihigkeit eingerechnet werden. Dafl
vor allem Notenbankkredite zum deficit-spending genutzt werden
sollten, ist auch in der finanzwissenschaftlichen Literatur unbe-
stritten (Schmolders 1970, S. 405; shnlich Oberhauser/Neumark).

Kreditfinanzierung sollte )edoch auf antizyklische Fille der Kri-
senbekimpfung beschrinkt bleiben. Vordringlich sind die kommu-
nalen Daueraufgaben durch eine Reform des Steuerrechts im oben
genannten Sinn materiell abzusichern. Dariiber hinaus gilt es, das
System der Zweckzuweisungen in Richtung freier Globalzuwei-
sungen zu verindern.

3.6 Wiedergewinnung kommunaler Autonomie durch
Anderung des Zuschufiwesens

Das Zuschufiwesen, Auflagen per Gesetz, Verordnungen und Be-
willigungsbescheide der Landesverwaltung lassen von der be-
schworenen Autonomie der Gemeinden nicht viel iibrig.

»An dieser gewaltigen und schwerfilligen Maschinerie staatli-
cher Investitionslenkung hantieren in den Ministerien vor allem
der Linder und ihrer nachgeordneten Dienststellen viele hundert
Beamte, von denen manche von der Uberzeugung durchdrungen
sind, viel besser als die Stidte und Gemeinden beurteilen zu kon-
nen, was diesen guttut und was nicht« (Stadtkimmerer Schmitz,
Niirnberg, nach: Der Stidtetag 2/1982, S. 46).

In drastischer Form hat es vor kurzem Lafontaine, SPD- Vorsn-
zender vom Saarland und Oberbiirgermeister von Saarbriicken,
ausgedriickt: »Was sinnvoll wiire, darf man sich nicht leisten, und
was nicht sinnvoll ist, dafiir gibt’s Geld. Fiir Beton kriegt man von
Bund und Lindern alles« (Stern Nr. 29 vom 15. 7. 1982, S. 48).
Will die Kommune in den Genufl der Zuschiisse kommen, werden
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folglich anstatt von Wohnumfeldverbesserungen Straflen in der
vorgeschriebenen Breite gebaut. Es ist fraglich, ob die sinnvollen
Zukunftsinvestitionen in den Stidten, die sich nachhaltig fiir die
Lebensqualitit und auch Attraktivitit einer Stadt auswirken, mit
diesem Dotationssystem bewiltigt werden konnen. Bisher waren
die kommunalen Bauausgaben von drei bedeutsamen Bereichen
dominiert: Den grofiten Anteil hatten in der Zeit von 1970-1979
der Bau von Straflen, Briicken und Wegen (65 Mrd DM). Danach
folgte der Bau von Schulen (47 Mrd DM). Fiir Abwasserbeseiti-
gung wurden bisher 35 Mrd DM ausgegeben.

Die Folgekosten (Personal und Sachmittel) von Investitionen er-
hielten angesichts niedriger Einnahmen der Kommunen einen der-
art hohen Stellenwert, dafl entsprechende Investitionen (Schulen/
soziale Einrichtungen) in der Priorititenskala nach unten rursch-
ten. Es wire jedoch problematisch, wiirden sich die Kommunen
bei den Investitionsentscheidungen allzusehr von den Folgekosten
leiten lassen. Folgelasten und Investitionen gehéren zusammen zu
den Voraussetzungen kommunaler Leistungen. Wenn man sich am
Ort politisch dafiir entschieden hat, mehr fiir die Betreuung von
Jugendlichen und Alten zu tun oder mehr Kindergirten zu bauen,
dann diirfen die personellen und sichlichen Folgekosten nicht als
»Fluch der bosen Tat« gewertet werden.

Das staatliche System der Zuweisungen hat fiir die Kommunen
neben der praktischen Einschrinkung autonomer Entscheidungs-
spielriume auch noch weitere negative Begleiterscheinungen. We-
gen der notwendigen Eigenbeteiligung der Kommunen werden zu-
sitzlich freie Mittel gebunden, die fiir alternative Verwendungs-
zwecke auflerhalb der staatlichen Priorititensetzung nicht mehr
zur Verfigung stehen.

Die Pflicht zur Kostenbeteiligung der antragstellenden Ge-
meinde fithrt in der Praxis zu Effekten, die den Zielsetzungen des
horizontalen Finanzausgleichs zuwiderlaufen. Anstelle eines Aus-
gleichs der Finanzkraftunterschiede werden tiberwiegend solche
Gemeinden in den Genufl der Zweckzuweisungen kommen, die
hohe Beteiligungsquoten nachweisen kénnen, d.h. also finanz-
starke Gemeinden. Nicht zuletzt benachteiligt der Dschungel an
Vergabeverfahren Kommunen ohne entsprechende Abteilungen,
die uber geniigend Kapazitit zur Informationsverarbeitung verfii-
gen (Petri 1977).

Um ortliche Entscheidungshoheit der demokratisch legitimier-
ten Gemeindeorgane gegen die Ministerialbiirokratie zuriickzuge-
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winnen, wire es notwendig, zu einer zweckfreien Zuweisungpraxis
iiberzugehen. Erst dadurch liefen sich auch die allokativen Vor-
teile orilich getroffener Entscheidungen iiber Umfang und Struk-
tur zukiinftiger kommunaler Entwicklungspolitik wieder herstel-
len. Notwendige Koordinationen strukturpolitischer Entscheidun-
gen lieBen sich dabei unter Einbeziehung von regionalen und
branchenspezifischen Strukturriten demokratischer realisieren als
durch »abgekoppelte« Entscheidungen der Ministerialbiirokratie.

Literaturverzeichnis zu Kapitel 2

Armut und Unterversorgung, Stellungnahme von 16 Wissenschaftlern zur
aktuellen Situation in der Sozialhilfe, abgedrucke in: Frankfurter Rund-
schau vom 10. 2. 1983, S. 10f.

Biirgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drucksache 10/392
vom 19. 10. 1982: 100 Millionen DM-Programm zur Arbeitsbeschaffung in
Hamburg

Frankfurt am Main, Haushaltsplan 1983, Entwurf
Gemeindefinanzbericht 1983, Suidtische Finanzen in der Krise, von Hanns
Karrer;berg und Engelbert Miinstermann, in: Der Stidtetag Heft 2/1983,
S. 69ff.

Hauser, Richard u.a., Armut, Niedrigeinkommen und Unterversorgung in
der Bundesrepublik Deutschland, Frankfurt/New York 1981

Happe, Bernhard, Krankenhausdefizite belasten Stidte immer stirker, in
Der Stidtetag Heft 8/1982, S. 505f.

Kommunale Gemeinschaftsstelle fiir Verwaltungsvereinfachung (KGSt.),
Haushaltskonsolidierung durch Aufgabenkritik und Sparmafinahmen, Be-
richt 14/1982, 0.0.uJ.

KreiBig, Gerald, Personalstand und Personalentwicklung bei Bund, Lin-
dern und Gemeinden (GV), in: Der Stidtetag Heft 3/1982, S. 188 ff.
Maier, Hans E., Experimentelle Arbeitsbeschaffungsmafinahmen, Fallstu-
dien zum Einsatz von Arbeitsbeschaffungsmafinahmen bei kleinen freien
Tragern, [IM/LMP 82-20, Wissenschaftszentrum Berlin 1982
Memorandum *82, Sonderbeitrag: Sicherung und Ausbau des Sozialstaates
statt sozialer Demontage, Alternativen zur Finanzierung der Solzialpolitik,
in: Memorandum ’82: ?ua]itatives Wachstum statt Gewinnforderung, Al-
ternativen der Wirtschaftspolitik, Koln 1982, S. 191 ff.

Niedrig, Heinz/Wagner, Doris, Kann ehrenamtliche Mitarbeit Kommu-
nalfinanzen sanieren?, in: Theorie und Praxis der sozialen Arbeit, Heft
6/1982, S. 2191f.

OTV Hauptvorstand, Abt. Sozialarbeit (Hrsg.), Synopse aus den Antwor-
ten der Kreis- und Bezirksverwaltung auf die Anfrage nach Sparmafinah-
men im Sozial- und Erziehungsdienst, Vorlage fiir die Sntzuni des Abtei-
lungsvorstandes »Sozialarbeit« am 15. und 16. 9. 1982, Typoskript

395



Reissert, Bernd, Langfristarbeitslosigkeit und »temporirer Ersatzarbeits-
markt«, Modellrechnung zu einem arbeitsmarktpolitischen Sofortpro-
gramm, Februar 1983, Typoskript

Riege, Fritz, Lindersozialpolitik auf dem Priifstand, in: Theorie und Pra-
xis der sozialen Arbeit Heft 3/1983, S. 85 ff.

Scherf, Henning, Die beste Sozialpolitik ist ein Arbeitsbeschaffungspro-
gramm, in: Frankfurter Rundschau vom 20. 1. 1983, S. 10

Schuchmann, Jirgen, Kommunale Gebihrenhaushalte 1976 bis 1980, in:
Staat und Wirtschaft in Hessen, Heft 10/1982, S. 245 ff.

Senator fiir Soziales, Jugend und Sport der Freien Hansestadt Bremen, Of-
fentliche Ausbildungs- und Arbeitsplatzangebote 1984-1987, 200 Mio
DM-Programm fiir die Legislaturperiode 19841987, UVorlage vom 7. 12.
1982 ~ _

Sozialdemokratische Gemeinschaft fiir Kommunalpolitik in der Bundesre-
publik Deutschland e.V. (SGK), Fachta ung »Sozialpolitik« am 11, 12,
1982 in Duisburg — Walsum, Sonderdo umentation, in: Demokratische
Gemeinde, Sonderdruck, Bonn 1983

Statistisches Bundesamt Wiesbaden (Hrsg.), Jugendhilfe 1981, Fachserie
13, Reihe 6, Stuttgart und Mainz 1983

Statistisches Bundesamt Wiesbaden {Hrsg.), Statistisches Jahrbuch fir die
Bundesrepublik Deutschland 1982, Stuttgart und Main 1982

Weinberger, Bruno, Lehren aus der Operation 82, in: Der Stidtetag Heft
9/1982, S. 5751f.

Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium fiir Jugend, Familie und
Gesundheit, Leistungen fiir die nachwachsende Generation in der Bundes-
republik Deutschland, Gutachten, Band 73 der Schriftenreihe des Bundes.-
munisters fiir Jugend, Familie und Gesundheit, Swuttgart, Berlin, Koln,
Mainz 1979

Literaturverzeichnis zu Kapitel 3

Bundesmin. f. Finanzen, Finanzberichte, Bonn
ders., Finanznachrichten

ders., Dokumenation 12/80 »Bericht iber aktuelle Entwicklungen der
Kommunalfinanzen«

Deutsches Institut fiir Wirtschaftsforschung (DIW), Wochenberichte
Deutscher Stidtetag, Gemeindefinanzbericht 1982, in: Der Stidtetag Heft
2/1982 ’

Deutscher Stidtetag, Gemeindefinanzbericht 1983, in: Der Stidtetag Heft
2/1983

Dortmunder Amt fiir Wahlen und Statistik (Hrsg.), Steuereinnahmen und
Schuldenstand im zwischengemeindlichen und zeitlichen Vergleich, De-
zember 1981

Hickel, R., Anmerkungen zur Diskussion um die Staatsverschuldung
inWSI-KonjunkturbericEt 1980 in: WSI-Mitteilungen H. 1/1981

396



Kommunale Gemeinschaftsstelle fiir Verwaltqqisvereinfachung (KGSv),
»Haushaltskonsolidierung durch Aufgabenkritik und Sparmafinahmen
vom 25, 5. 1982 .
diess., Personalwirtschaftliche Fragen bei der Haushaltskonsolidierung
vom 28. 6. 1982 .
Oberreuter, H., Abgesang auf einen Verfassungstyp?, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte B 2/83 vom 15. 1. 1983 )

Petri, W., Die staatlichen Zweckzuweisungen im kommunalen Finanzsy-
stem, Berlin 1975 ‘ .
Rosenschon, J. E., Gemeindefinanzsystem und Selbstverwaltungsgarantie,
Koln u.a. 1980 .
Schmolders, G., Finanzpolitik, 3. Aufl., Berlin 1970

Sozialdemokratische Gemeinschaft fir Kommunalpolitik in der BRD
(SGK), Beschlufl des Vorst. der BundesSGK vom 29. 9. 1982 )
Steffani, W., Zur Vereinbarkeit von Basisdemo!{ratie und parlamentari-
scher Demokratie, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 2/83 vom 15. 1 .
1983

Thoss, R., Notwendigkeiten und Moglichkeiten steigender Staatsverschul-
dung, in: Schifer, C./Tofaute, H. (Hrsg.), Beschiftigungssichernde Fi-
nanzpolitik, Frankfurt 1980 .
Wissenschaftlicher Beirat beim BMF, Gutachten zur Reform der Gemein-
desteuern in der BRD, Schriftenreihe des BMF Heft 31, Bonn 1982

397



Bisher versffentlichte Memoranden der Arbeitsgruppe
'Alternativen der Wirtschaftspolitik'

MEMORANDUM '75
'Fir eine wirksame und soziale Wirtschaftspolitik', in: Blatter
fur deutsche und internationale Politik*, Heft 11/1975
MEMORANDUM '77
'Vorschldge zur Beendigung der Massenarbeitslosigkeit', in: Biat-
ter ..., Heft 5/1977
MEMORANDUM '78
~Kurzfassung: 'Alternativen der Wirtschaftspolitik', in: Blatter ..., Heft 5/1978
Langfassung: 'Alternativen der Wirtschaftspolitik', Koln 1978%*
MEMORANDUM '79
Kurzfassung: 'Vorrang fiir Vollbeschdftigung - Alternativen der Wirtschaftspolitik',
in: Bldtter ..., Heft 5/1979
Langfassung: 'Vorrang fiir Vollbeschaftigung - Alternativen der Wirtschaftspolitik',
Kéln 1979%
MEMORANDUM '80
Kurzfassung: 'Gegen konservative Formierung - Alternativen der Wirtschaftspolitik',
in: Bldtter ..., Heft 5/1980
Langfassung: 'Gegen konservative Formierung - Alternativen der Wirtschaftspolitik',
Koln 1980**
SONDERMEMORANDUM ' 80
eschaftigungspolitik statt Sparprogramme', in: Blatter ...,
Heft 12/1980
MEMORANDUM '81
Kurzfassung: 'Demokratische Wirtschaftspolitik gegen Marktmacht und SparmaBnahmen',
in: Bldtter ..., Heft 5/1981
Langfassung: ‘'Demokratische Wirtschaftspolitik gegen Marktmacht und SparmaBnahmen',
Koln 1981*
Sonderbeitrage: -Krise und Alternativen im Wohnungsbau
-Ein Beispiel gesellschaftlicher Strukturreformen:
Die Vergesellschaftung der Eisen- und Stahlindustrie
SONDERMEMORANDUM ' 81
eschaftigungspolitik statt Sozialabbau - Alternativen zur Spar-
potitik', in: Bldtter ..., Heft 10/1981
MEMORANDUM '82
Kurzfassung: 'Qualitatives Wachstum statt Gewinnférderung - Alternativen der
Wirtschaftspolitik', in: Bldtter ..., Heft 5/1982
Langfassung: ‘Qualitatives Wachstum statt Gewinnforderung - Alternativen der
Wirtschaftspolitik', Kdln 1982*
Sonderbeitrdge: -Sicherung und Ausbau des Sozialstaats statt sozi-
aler Demontage - Alternativen zur Finanzierung der
Sozialpolitik
-Krise in der Berufsausbildung
SONDERMEMORANDUM ‘82
- Mehr Arbeitsplatze und soziale Sicherheit', in: Blatter ...,

Heft 11/1982 .

* Pahl-Rugenstein-VYerlag, Koln
** Bund-Verlag, Koln






Blatter fiir
deutsche und
internationale
Politik

Die »Blétter« sind die auflagenstarkste und meistabonnierte
politisch-wissenschaftliche Monatsschrift in deutscher Sprache.
Sie analysieren und dokumentieren wesentliche Fragen der
Politik und Gesellschatft in der BRD, im westlichen und dstlichen
Ausland sowie der Dritten Welt.

Ihre monatliche Chronik und austiihrliche Dokumentation haben
die »Blatter« zu einem beliebten Nachschlagewerk gemacht.

Die »Blatter« brachten u. a.:

Ulrich Albrecht - Zur Rolle der Bundesrepublik in der NATO
Gert Bastian - Warum ich die Nachristung ablehne
Dieter Boris Mittelamerika in Bewegung
Harry Béseke - »Die Deutschen sind nicht freundlich«

Hella Gerth-Welimann - Afrika als Rohstofflager und Absatzmarkt
Bernd Greiner - Die Kréfteverschiebung in der amerikanischen Politik
Jorg Hufschmid - Der GroBmachtkurs und seine Kosten
Gerhard Kade - Was wird aus der Entspannung?

Helmut Wolfgang Kahn - Vergessene Interventionen?
Adalbert Krims - Politik und Programm des Wojtyla-Papstes
Reinhard Kiihnl - Die Welt zu Beginn der 80er Jahre
Ken Lawrence - Zur inneren Situation in den USA
Alfred Mechtersheimer - Strategie gegen die Raketen-Stationierung
Bernd Moidenhauer - Fetisch Produktivkraft? Okologie und Okonomie
Sigrid Pohl - Frauen und Lohndiskriminierung
Haroid Rasch - Fur eine neutrale Bundesrepublik
Sondermemorandum - Beschaftigungspolitik statt Sparprogramme
Nguyen Khac Vien - Vietnams schwieriger Weg
Ryszard Wojna - Polen und die Bundesrepublik

Einzelheft DM 6,00. Im Abonnement DM 4,50 tir Studenten,
Wehrpflicht- und Zivildienstieistende DM 4,00.
Probeheft kostenlos beim Verlag.

Gottesweg 54, 5000 Kdin 51, Telefon 36 40 51

Pahl-Rugenstein









	Archivübersicht

	MEMORANDUM '83
	Inhalt
	Vorwort
	Teil A: Qualitatives Wachstum, Arbeitszeitverkürzung, Vergesellschaftung - Alternativen zu Unternehmerstaat und Krisenpolitik
	I. Kurzfassung des Memorandum
	1. Massenarbeitslosigkeit - Einschüchterung - wachsende Armut: Das soziale Klima 1983
	2. Staatliche Wirtschaftspolitik auf Krisenkurs
	3. Die Alternative: Qualitatives Wachstum, Arbeitszeitverkürzung und Vergesellschaftung
	3.1 Sofortmaßnahmen staatlicher Wirtschaftspolitik
	3.2 Arbeitszeitverkürzung mit Lohnausgleich
	3.3 Vergesellschaftung in der Stahlindustrie und bei den Großwerften: Die demokratische Lösung von Strukturkrisen

	Liste der Unterzeichner

	II. Langfassung des Memorandum
	1. Massenentlassungen - Einschüchterung - wachsende Armut: Das soziale Klima 1983
	1.1 Massenarbeitslosigkeit im Unternehmerstaat
	1.2 Krise und Lebenslage
	1.2.1 Abhängig Beschäftigte: Lohnabbau und Angst um den Arbeitsplatz
	1.2.2 Arbeitslose: Materielle und soziale Ausgrenzung
	1.2.3 Familien: mehr Lasten- weniger soziale Hilfen
	1.2.4 Frauen: Reserve zurück an den Herd
	1.2.5 Jugendliche: ohne Ausbildung- ohne Perspektive
	1.2.6 Altere Menschen: an den Rand gedrängt


	2. Zu den Ursachen der gegenwärtigen Wirtschaftskrise
	2.1 Zyklus, Trend und Selbstverstärkung
	2.2 Das Kernproblem: sinkende Nachfrage
	2.3 Die Ursachen der Nachfrageschwäche
	2.4 Überkapazitäten, Absatz- und Ertragsschwäche
	2.5 Zinswirkungen
	2.6 Weltwirtschaftliche Abhängigkeiten als Krisenursache?

	3. Wirtschaftspolitik im Unternehmerstaat
	3.1 Die Politik der Rechtskoalition
	3.2 Die Ideologie der »geistig-moralischen Erneuerung«
	3.3 Haushaltspolitik im Dienste der Umverteilung und der Gewinnförderung
	3.3.1 Kürzung der Zuwachsrate des Ausgabevolumens
	3.3.2 Die Staatsverschuldung als Lückenbüßer
	3.3.3 Steuerpolitik -Mittel der Umverteilung
	3.3.4 Ausgabenumstrukturierung im Dienst der Unternehmenswirtschaft
	3.3.5 »Zwangsanleihe« als sozialer Korrekturposten?(Volumen: 1 Mrd DM)

	3.4 Grundlinien der Demontage des Sozialstaats
	3.4.1 Sozialabbau im Bereich der Arbeitslosenversicherung
	3.4.2 Sozialabbau in der Rentenversicherung
	3.4.3 Sozialabbau im Krankheitsfall
	3.4.4 Weitere Bereiche des Sozialabbaus (Volumen insgesamt 1,5 Mrd DM)
	3.4.5 Reallohnabbau im öffentlichen Dienst(Volumen: 3,5 Mrd DM)
	3.5 »Deregulierung« als Abbau von Schutzrechten: Beispiel Mieterschutz
	3.6 Wirtschaftliche Ziele und Folgen der Rüstungspolitik

	Exkurs: Kommunen in der Krise

	4 Die Alternativen: Qualitatives Wachstum Arbeitszeitverkürzung - Vergesellschaftung
	4.1 Beschäftigungskrise bis in die 90er Jahre: Die Notwendigkeit einer umfassenden Alternative
	4.2 Beschäftigungsprogramm für qualitatives Wachstum
	4.2.1 Überblick
	4.2.2 Die Maßnahmen im einzelnen
	4.2.2.1 Zeitlich befristetes Verbot von Massenentlassungen
	4.2.2.2 Investitions- und Beschäftigungsprogramm für qualitatives Wachstum
	4.2.2.3 Zusätzliche Steuereinnahmen
	4.2.2.3.1 Grundsätze der Finanzierung einer alternativen Wirtschaftspolitik
	4.2.2.3.2 Ausschöpfung des geltenden Steuerrechts
	4.2.2.3.3 Abbau von Steuersubventionen
	4.2.2.3.4 Gezielte Steuererhöhungen

	4.2.2.4 Ausweitung der Nettokreditaufnahme
	4.2.2.5 Zur Verbesserung der Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit
	4.2.2.6 Zur Sicherung der Renten- und Krankenversicherung


	4.3 Arbeitszeitverkürzung
	4.3.1 Gründe für eine Arbeitszeitverkürzung
	4.3.2 Tendenzen der Arbeitszeitverkürzung in der Vergangenheit
	4.3.3 Formen der Arbeitszeitverkürzung
	4.3.3.1 Flexibilisierung der Arbeitszeit
	4.3.3.2 Verkürzung der Lebensarbeitszeit
	4.3.3.3 Verkürzung der Wochenarbeitszeit

	4.3.4 Schlußfolgerungen: Prioritäten bei der Arbeitszeitverkürzung
	4.3.5 Exkurs: Einflußnahme auf die Arbeitsbedingungen

	4.4 Vergesellschaftung der Stahlindustrie und der Großwerften: Die demokratische Lösung von Strukturkrisen
	4.4.1 Strukturelle Beschäftigungs- und Versorgungskrisen
	4.4.2 Vergesellschaftung der Stahlindustrie
	4.4.2.1 Weitere Vertiefung der Stahlkrise
	4.4.2.2 Das Konzept der »Stahlmoderatoren«
	4.4.2.3 Die Vergesellschaftung der Stahlindustrie als Alternative
	4.4.2.4 Einzelaspekte der Vergesellschaftung der Stahlindustrie

	4.4.3 Vergesellschaftung der Großwerften
	4.4.3.1 Anhaltende Krise im Weltschiffbau
	4.4.3.2 Die Krise im deutschen Schiffbau
	4.4.3.3 Kapitalorientierte Krisenlösungsstrategien
	4.4.3.4 Die Vergesellschaftung der Großwerften bei Ausweitung zukunftsorientierter Produktionsfelder als Alternative
	4.4.3.5 Einzelaspekte der Vergesellschaftung der Großwerften und der Ausweitung zukunftsorientierter Produktionsfelder


	Exkurs: Außenwirtschaftliche Risiken einer alternativen Wirtschaftspolitik: Das Beispiel Frankreich


	Teil B: Schwerpunktthemen 1983
	I. 35 Stunden sind genug! Abbau der Massenarbeitslosigkeit und Verbesserung der Arbeits- und
Lebensbedingungen durch Arbeitszeitverkürzung
	1. Die Begründungen für eine Arbeitszeitverkürzung
	1.1 Ohne forcierte Arbeitszeitverkürzung droht eine beschäftigungspolitische Katastrophe
	1.1.1 Die mittelfristige Beschäftigungsperspektive: Steiler Anstieg der Massenarbeitslosigkeit
	1.1.2 Die Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials und des Arbeitsvolumens
	1.1.3 Arbeitsmarktentlastung durch Arbeitszeitverkürzung

	1.2 Arbeitszeitverkürzung ist ein Bestandteil der Humanisierung der Arbeit
	1.3 Durch Arbeitszeitverkürzung lassen sich Lebensbedürfnisse besser erfüllen
	1.3.1 Teilhabe am sozialen, kulturellen und politischen Leben
	1.3.2 Vereinbarkeit von Beruf und Familie


	2. Formen und Trends der Arbeitszeitverkürzung
	2.1 Mögliche Formen der Arbeitszeitverkürzung
	2.2 Trends der Arbeitszeitverkürzung in den vergangenen Jahren

	3. Flexibilisierung der Arbeitszeit als Mittel zur Arbeitsmarktentlastung?
	3.1 Mehr Zeitsouveränität und mehr Arbeitsplätze durch Arbeitszeitflexibilisierung?
	3.2 Anspruch und Realität
	3.2.1 Praktizierte flexible Arbeitszeitregelungen
	3.2.2 Das Beispiel Teilzeitarbeit
	3.2.3 Zur Situation und Interessenlage teilzeitarbeitender Frauen

	3.3 Das Verhältnis von individueller und kollektiver Arbeitszeitgestaltung
	3.4 Zukünftige Formen der individuellen Flexibilisierung der Arbeitszeit
	3.5 Betriebliche Strategien und die Beschäftigungseffekte
	3.6 Wünschen die Arbeitnehmer die individuelle Arbeitszeitflexibilisierung?
	3.7 Die Perspektive: Gesetzliche und tarifliche Absicherung von flexiblen Arbeitszeiten nach den Bedürfnissen der Arbeitnehmer

	4. Die Verkürzung der Lebensarbeitszeit durch Herabsetzung der Altersgrenze
	4.1 Die Beschäftigungseffekte einer Vorverlegung des Ruhestandsalters
	4.1.1 Der Trend zur Frühverrentung
	4.1.2 Entlastungs- und Beschäftigungswirkungen

	4.2 Die Interessen der älteren Arbeitnehmer
	4.3 Sozial- und gesellschaftspolitische Gefahren
	4.4 Die Herabsetzung der gesetzlichen Altersgrenze auf 60 Jahre
	4.5 Das Modell der Tarifrente

	5. Wochenarbeitszeitverkürzung: Die 35-Stunden-Woche ist notwendig und machbar!
	5.1 Die Gründe: Abbau der Arbeitslosigkeit und Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen durch die 35-Stunden-Woche
	5.2 Hat die Wochenarbeitszeitverkürzung Beschäftigungseffekte?
	5.2.1 Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen
	5.2.2 Betriebliche Reaktionsmöglichkeiten
	5.2.3 Arbeitszeitverkürzung als Gegenstand tariflicher und betrieblicher Auseinandersetzungen

	5.3 Läßt sich eine Wochenarbeitszeitverkürzung finanzieren?
	5.3.1 Arbeitszeitverkürzung mit vollem Lohnausgleich ist möglich
	5.3.2 Die gesamtwirtschaftlichen Kosten und die Einkommensverhältnisse der Arbeitnehmer

	5.4 Zur betrieblichen Umsetzbarkeit
	5.4.1 Verhindem Strukturprobleme des Arbeitsmarktes Neueinsteilungen?
	5.4.2 Das »Unteilbarkeitsproblem«



	II. Alternativen der Kommunalpolitik Sicherung von Finanzstärke gegen autoritäre Konsolidierungspolitik und Sozialabbau
	1 Aktuelle Lage: Krisenverschärfende Konsolidierungsstrategien in den Gemeinden
	2 Perspektiven der kommunalen Sozialpolitik
	2.1 Die dynamische Entwicklung der kommunalen Sozialausgaben
	2.2 Der »Wettlauf mit dem Defizit« am Beispiel der Kommunen
	2.3 Strukturanalyse der kommunalen Sozialausgaben
	2.4 Alternativen kommunaler Sozialpolitik

	3 Entwicklung und Alternativen des kommunalen Finanzsystems
	3.1 Leitlinien für eine Reform des kommunalen Finanzsystems
	3.2 Allgemeine Entwicklung der kommunalen Einnahmen und Ausgaben
	3.3 Steuertausch: Einkommensteuer gegen Gewerbesteuer
	3.4 Für eine Wiederherstellung von Äquivalenzbeziehungen im Realsteuerrecht
	3.5 Probleme und Möglichkeiten kreditfinanzierter Investitionen
	3.6 Wiedergewinnung kommunaler Autonomie durch Änderung des Zuschußwesens



	Literaturverzeichnis zu Kapitel 2
	Literaturverzeichnis zu Kapitel 3

